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I. Kapitel. 

Zur Geschichte der Unternehmerverbände. 

I. 

Es liegt im Wesen des technischen Fortachritts, sowie der Ver- 
vollkommnung und Ausdehnung des Gross Verkehrs, dass die neuzeit- 
liche Industrie den Zug nach einer immer weiter um sich greifenden 
Konzentration des Betriebs und Kapitals in sich hat; wo die Einzel- 
kraft nicht ausreicht, tritt die Association ein.* Zuerst war es die Form 
der Aktiengesellschaft, welche die erforderlichen grossen Mittel leichter 
und rascher aufbrachte. In den letzten zwei Jahrzehnten ist es die 
Form der Kartellterung, die „Grossorganisation" gewesen, welche die 
„desorganisierte" Überproduktion aufgehalten, die Produktion organi- 
siert und sie wieder in normale Bahnen zurückgeführt hat. Heute 
sehen wir schon eine Ära der Trusts, der „Über- Kartelle" anbrechen, 
welche den Konzentrationsprozess noch weiter führt und hierfür die 
grosse und kleine Spekulation zu Hilfe nimmt. 

Im allgemeinen versteht man unter Kartellen Unternehmer- 
verbände; ihr Zweck ist die Organisation der Produktion und des 

* Es ist dies auch eine Frage des Bankkredits. Die Technik schreitet so 
schnell vorwärts, dass z. B. eine Maschinenfabrik, wenn sie auf der Höhe der Zeit 
und konknrrenafUhig hielten will, jedes Jahr neue MaacHnen herstellen oder 
mch Nesbaateu aasfühien muss. Dies schun deshalb, weil jede nea begründete 
^brik sich natürlich die neuesten Maschinen anschafft; die alten Fabriken 
mtlaseD alsdann folgen. Die Wirknng ist die Verschärfung der Konkurrenz nnd 
die Hindenmg d^ Verdienstes. Der Fabrikant sucht letzteren darch vergrQsserte 
Prodiibtioii zn vermehren; da alle das gleiche Mittel anwenden, so entsteht Über- 
prndulrtjnn und. noch schlechterer Verdienst, Dies hält auf die Dauer kein Privat- 
besitzer au8, zamal er von den Banken eine nur beschränkte Unterstützung er- 
hält und er nicht im stände iat, fortgesetzt neue tfapitalien seinem Cntemehmen 
zuzuführen. So treibt er mit unwiderstehlicher Gewalt der Aktiengesellschaft, 
jede kleinere äktiengesellschaft hinwiederum dem Kartell zn. 
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Vertriebs, wodurch die hierfür gewidmeten Kräfte und Mittel zu- 

sammengefasst, dadurch die Kosten verbilligt und Überangebote aus 

dem Wege geräumt werden. Das Ziel ist die Verbesserung der 

Preis- oder Lieferungsbedingungen* und damit die Erhöhung des 
Unternehmergewinns. 

Neben der Betriebskonzentration und Preisfixierung — als seinen 
Hauptzielen — hat der Kartellgedanke noch zwei Ausgangs- und Stütz- 
punkte: den Grossverkehr und den Vertrieb der Urprodukte (oder 
der Sicherung des im Bergbau angelegten Vermögens). 

Bezeichnenderweise hängt der Pionier der amerikanischen Trusts, 
er Petrolring, eng mit den Eisenbahnen des Erdölbezirks zusammen, 
und das erste Kartell in Europa — das der englischen Kohlengruben- 
besitzer vom Jahre 1771 — konnte sich bei einer Parlamentsunter- 
suchung von 1830 auf eine bereits bestehende ähnliche Vereinbarung 
eines Mindestfrachtsatzes durch die Schiffahrtsgesellschaften berufen. 

Das eben erwähnte Kohlenkartell brach in den dreissiger Jahren 
zusammen. Die Schiffahrtsgesellschaften aber bildeten die „Konven- 
tionen" weiter aus. Der erste Trust, ein Frachtring, entstand zu An- 
fang der fünfziger Jahre, als die Ozean-Dampfschiffahrt einen grösseren 
Umfang gewann. In dem Berichte, den der Royal Commissioner 1854 
hierüber an das Parlament schickte, wurde dessen Ziel : Vernichtung 
des Handels der ausländischen Konkurrenz, unumwunden zugegeben. 
„Nur die reichsten Fabrikanten," hiess es darin, „haben die Mittel, 
in schlechten Zeiten die Konkurrenz der Ausländer aus dem Wege 
zu räumen, die Preise ungehindert zu bestimmen und so den Markt 
für sich zu gewinnen, ehe sich die Konkurrenten so weit erholt 
haben, um wieder als Mitbewerber auftreten zu können. Die Gross- 
kapitalisten gewähren uns also die einzige Möglichkeit, die Allein- 
herrschaft unseres Handels auf dem Weltmarkte zu erhalten; sie 
nehmen auch zu dem Zwecke grosse Kosten auf sich und scheuen 
sogar Verluste nicht, um die fremde Konkurrenz zu vernichten." 1866 
erklärte der Generaldirektor der General Steam Navigation : „Wir haben 
natürlich Frachtringe, sie sind in Beseitigung der fremden Konkurrenz 
kräftiger als der einzelne Schiffseigentümer." Noch interessanter ist 
die Mitteilung von W. R. Rice, einem Londoner Schiffahrtseigentümer, 
aus dem Jahre 1886, dass jeder Schiflfstrust ein Kapital von circa 
2 Mill. Mark zur Verfügung habe, um durch Herabdrücken der Fracht- 
rate jeden Mitbewerb unmöglich zu machen und zugleich den Ex- 
porteuren und Importeuren die Verpflichtung aufzuerlegen, ihre Waren 
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nur den Schiffen des Ringes zu überweisen. Eine Schiffahrtsgesell- 
schaft („Mogul Steamship Comp.") wollte 1889 eine derartige Ver- 
abredung auf Vernichtung jeder Konkurrenz als „unfair competition" 
verurteilt wissen, wurde aber mit ihrer Klage abgewiesen. 

Ohnehin machte sich der Drang nach Konzentration auf keinem 
Erwerbsgebiete mehr geltend, als auf dem des Reedereibetriebs und 
der Grosskauffahrtei. Besondere Fortschritte hat die Vereinigung 
der Seefahrzeuge im Grossbetriebe in den letzten zwei Jahrzehnten 
gemacht; heute ist in den grössten Betrieben bei den meisten see- 
fahrenden Nationen die Hälfte bis Dreiviertel des gesamten Besitz- 
standes an Schiffsmaterial vereinigt. 

Auf dem Festland begannen die Konventionen auch bei den 
Kohlenbergwerken. Schon in den vierziger Jahren gab es in den 
französischen Kohlenbecken Kartelle mit Produktionsbeschränkung und 
gemeinsamer Verkaufsstelle ; die grossen Gruben versuchten es sogar, 
das ganze Konsumtionsgebiet unter sich aufzuteilen. Die ersten Kartelle 
in Deutschland bildeten sich in den sechziger Jahren, und zwar eben- 
falls im Kohlenbergbau und der Eisenverhüttung: 1862 entstand 
das Kölner Weissblechcomptoir, 1864 die deutsche Schienengemein- 
schaft, 1868/70 das Salz- und Kalisyndikat. Der Erfolg dieser Roh- 
materialsyndikate ermutigte auch die verarbeitende Industrie, nament- 
lich die chemische (zuerst die Pulverfabriken), zur Nachahmung. 

Über die Entstehungsgeschichte der Kartelle hat sich in den 
letzten Monaten eine — mehr nebensächliche — Kontroverse gebildet. 
J. Grunzel nämlich sieht als den Entstehungsgrund eines Kartells regel- 
mässig eine Produktions- oder Absatzkrise an ; G. Gothein dagegen 
nimmt an, dass die meisten Kartelle in der Zeit aufsteigender Kon- 
junktur zu stände gekommen seien. Der Widerspruch zwischen beiden 
Anschauungen ist ein nur scheinbarer. In den letzten zwei Jahr- 
zehnten verschaffte sich das Bedürfnis nach kapitalistischer Kon- 
zentration besondere Geltung. Vor zwei Jahrzehnten gab es im 
Deutschen Reich erst 2000 Aktiengesellschaften mit einem Gesamt- 
kapital von 472 Milliarden Mark, jetzt sind es deren nahezu 7000 
mit 20 Milliarden Mark Kapital. Eine andere Associationsform, die 
Kartellierung, wurde seit dem Aufkommen des allgemeinen Preis- 
drucks zu Anfang der siebziger Jahre mehr und mehr Industrie- 
zweigen nahegelegt. Unsere Geschäftswelt war zum Zusammengehen 
so wenig geneigt, dass anfangs nur die Not sie hierfür zugänglich 
machen konnte. Dieser Gedanke aber, der mit der Ausbreitung des 
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Eartellierungssystems in der Luft lag, gelangte natorgemäss erst dann 
zur Ausführung, als Aussicht dafür vorhanden war, dass man bei den 
Konsumenten mit den höheren Preisen durchdringe. Der erste Grund 
zur Kartellierung also ist weder der Krach oder vorangehende Über- 
produktion, wie Grunzel annimmt, noch die Hochkonjunktur, wie 
Gothein meint, sondern die Überkapitalisierung und die damit zu- 
sammenhängende „Depression**, die wir seit Jahrzehnten im Geschäfts- 
leben haben, und das Bedürfnis, zwischen den Selbstkosten und dem 
Verkaufspreis ein normales Verhältnis herzustellen , was heute ohne 
ein Zusammengehen nicht mehr möglich ist. Damit aber, dass man 
„cum grano salis** gelten lässt, dass die Koalitionen „Kinder der Not" 
gewesen seien, gibt man noch nicht zu, dass ihr Zweck auch heute 
noch lediglich in der Notwehr und in der Abwehr der Not bestehe. 

Geschichtlich betrachtet liegt die Wurzel der Kartellierung 
unserer Industrie nicht, wie viele annehmen, in der Profitmacherei 
oder in dem Übermut des Grosskapitals, sondern im Gegenteil in 
der Existenznot des beteiligten Geschäftszweigs und der einzelnen 
Firmen. Es ist bezeichnend, dass eines der ersten Kartelle, das 
Schienenkartell, den Produzenten durch den in den staatlichen Sub- 
missionen liegenden ständigen Preisdruck aufgedrungen wurde. Da 
die Submissionen dem Zwecke dienten, den Preis wie eine Schraube 
ohne Ende systematisch herabzudrücken, so lag in der Vereinbarung 
eine ganz berechtigte Notwehr.* 

Die Geschichte der Kartelle ist ein Beispiel dafür, dass es — 
entgegen der Lehre von der selbsttätig eintretenden Regulierung und 
Interessen-Harmohie — auch eine ruinöse Konkurrenz gibt, die 
auf die Dauer nicht einmal den Konsumenten nützt, und dass der 
Zusammenschluss der Unternehmer für die einzelnen Gewerbetrei- 
benden, wie für den gesamten Volkshaushalt ein geeignetes Mittel 
sein kann, der Überproduktion und den hieran sich anknüpfenden 
Übeln, der Preisschleuderei u. s. f., entgegenzutreten. Am ersten er- 
kannte man das auf dem Gebiete des Grossverkehrs, daher sich 
auch hier — wie eingangs berichtet — die ersten Kartelle bildeten. 
In England wies man schon in den vierziger Jahren darauf hin, dass 
durch die Konkurrenz der Transportanstalten untereinander allmählich 
nur diese selbst ruiniert und die Frachttarife für das Publikum anstatt 
verbilligt, erhöht würden. Die gleichen Erfahrungen wurden später, 



* Dieser erste Anstoss für die Bildung eines Verbands drückt ihm aber 
nicht für alle Zeiten den Charakter der Notwehr auf. 
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zu Anfang der siebziger Jahre, innerhalb der Rohmaterial- 
produktion gemacht; auch hier erzeugte die Konkurrenz zeit- 
weise Zustände, durch welche ohne dauernden Nutzen für das Publi- 
kum ganze Industriezweige gefährdet, dazu auch grosse Verluste 
am Nationalvermögen herbeigeführt wurden. Um dem zu steuern, 
mussten die Interessenten den Konkurrenzkampf einstellen, und durch 
gegenseitige Vereinigung ihre Existenz erhalten und stärken; am 
nächsten lag dies bei der örtlich und bankmässig konzentrierten Roh- 
materialproduktion. 

Auch in den anderen Zweigen der Grossindustrie zwang die 
Konkurrenz zu dem Versuch, die Generalspesen nach Möglichkeit 
herabzudrücken, zunächst im Wege der Betriebsausdehnung. Sie 
erwies sich für den Einzelunternehmer in den anhaltenden Zeiten 
des stockenden Absatzes ebenso dringlich als in den kurzen Perioden 
starker Nachfrage, im ersteren Fall um die Selbstkosten herab- 
zudrücken, im anderen, um die Leistungsfähigkeit zu erhöhen. Das 
Gesamtergebnis war ein Missverhältnis zwischen der technischen 
Leistungs- und der Konsumfähigkeit, sowie der Kapitalkraft des Landes, 
das zuerst 1873 drastisch vor Augen trat und bis heute fortdauert. Auf 
der einen Seite wurde die Zahl der Maschinen und Fabrikgebäude über- 
mässig vermehrt, dadurch entstand die sogen „Überkapitalisierung". 
Auf der anderen Seite wurde die Kauf- und Konsumkraft weiter Kreise 
durch den Geschäftsdruck und den landwirtschaftlichen Notstand ge- 
schwächt. Die gleiche Beobachtung konnte man in den Vereinigten 
Staaten machen, als mit dem Jahre 1893 die Depression hereinbrach. 
Hier wie dort musste die Industrie zum Zwecke ihrer eigenen Wieder- 
belebung den Versuch machen, die gleichen Waren wie früher billiger zu 
erzeugen; und in diesem Bestreben war natürlich ein Anstoss zur Ver- 
einigung industrieller Betriebe behufs Verbilligung der Produktionskosten 
gegeben. 

So findet die rasche Ausbreitung der Kartelle ihre Erklärung 
gerade in der neuesten Entwickelung des (grosskapitalistischen) Unter- 
bietungs-Wettkampfes, der in den letzten drei Jahrzehnten in eine neue 
Phase eingetreten ist. Zunächst nämlich wurde — als Folge der Ver- 
vollkommnung des Verkehrs — seine Internationalisierung eingeleitet. 
Damit aber trat naturnotwendig für die Stapelartikel und Roh- 
materialien der stetig sich fortsetzende Preisrückgang ein. Mit 
der Erstarkung der nationalen und internationalen Konkurrenz zu 
Anfang der siebziger Jahre erhöhte sich — zumal unter dem Drucke 
des jahrzehntelang sich fortsetzenden Preisrückgangs der Stapel- 
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artikel — das Bedürfnis nach Organisierung zu einem gegenseitigen, 
kartellmässigen Schutz. 

Zugleich bildete sich die Kalkulation auf den Massenumsatz aus, 
infolge deren neben den Preis Zugeständnissen sich rasch die Unter- 
bietung einesteils in Bezug auf Lieferung, Kreditierung, Gewährung 
von Vorschüssen, andernteils die Überbietung in der Geschäfts - 
reklame ausbreitete. Der Wettkampf um die Kundschaft verschärfte 
sich derart, dass nicht nur die Produzenten, sondern auch die Ab- 
nehmer, sowie die ganze Branche infolge der Oberspekulation und 
der allgemeinen Unsicherheit, wie der periodischen Wiederkehr von 
Produktions- und Absatzkrisen nutzlos geschädigt wurden. 

Wie die Verschärfung des gegenseitigen Unterbietens einen 
ständigen Druck auf den Geschäftsgang und Arbeitslohn ausübte, 
davon entwarf 1896 für die Eisenindustrie der bekannte .Zentral- 
direktor der Prager Eisenindustriegesellschaft, Karl Wittgenstein, aus 

Anlass einer Enquete der Prager Handelskammer folgendes Bild: 

„Die grösste Sorge, welche auf dem Fabrikanten lastet, ist die Sorge um 
regelmässige Beschäftigung seines Unternehmens. Gegen die Furcht, seine Fabrik 
nicht einem unerwarteten Stillstande ausgesetzt zu sehen, treten alle anderen 
Sorgen zurück, denn eine ungenügend oder nur zeitweise beschäftigte Fabrik ist 
nicht in der Lage, die Arbeiterschaft, welche zu ihrer Schulung stets eine Reihe 
von Jahren bedarf, zu behalten. Jeder Fabrikant weiss, dass von der regel- 
mässigen Beschäftigung seines Werkes die Existenz desselben abhängig ist. Gut 
geschulte Arbeiter müssen das ganze Jahr hindurch regelmässige Beschäftigung 
haben, sonst ziehen sie sich dorthin, wo sie dieselbe finden können. Aus meiner 
eigenen Erfahrung weiss ich, dass die Sorge, welche mit der Sicherung einer 
regelmässigen Beschäftigung verbunden ist, weitaus drückender empfunden wird, 
als die Sorge um die Rentabilität der Fabrik selbst. Die Unsicherheit bezüglich 
der regelmässigen Beschäftigung hat sich in den letzten Dezennien bei jedem 
grösseren industriellen Unternehmen in sehr bedeutendem Masse gesteigert. — 
Durch die Entwickelung der Eisenbahnen haben sich die Zustände insofern ge- 
ändert, als nicht mehr wie in früheren Zeiten jede Fabrik ein bestimmtes Markt- 
gebiet zu versehen hat, sondern auf einem und demselben Marktgebiet die ent- 
ferntesten Konkurrenten auftreten können. In Böhmen wurde beispielsweise 
seinerzeit der Eisenbedarf nur von Seiten der böhmischen Werke gedeckt, und nur 
für Ausnahmsqualitäten konnte steirisches Eisen gekauft werden. Die Ent- 
wickelung der Eisenbahnen und die Herabsetzung der Frachten haben es mit 
sich gebracht , dass heute der Konsument sich ebensogut mit westfälischen , als 
steirischen oder ungarischen Produkten versehen kann. — Ein fernerer Umstand, 
der die Verhältnisse in Beziehung auf die Sicherung der Beschäftigung einer 
Fabrik vollständig geändert hat, ist die mit den technischen Fortschritten und 
mit der Leichtigkeit der Kapitalsbeschalfung verbundene leichte und rasche Ver- 
mehrung der Produktionsfähigkeit ein und derselben Fabrik. — Noch vor drei 
Dezennien konnte ein Eisenwerk die Höhe seiner Produktion nur allmählich und 
mit Aufwand von grossen Kosten steigern. Heute kann die Fabrikation durch 
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Aufstellung einer leistungsfähigeren Betriebsmaschine, einiger Dampfkessel und 
Anwendung der rasch aufeinander folgenden Erfindungen leicht auf das Doppelte 
gesteigert werden. — Die Sorge, welche sich nun der Fabrikanten während der 
letzten Dezennien bemächtigt hat, ist naturgemäss den Konsumenten nicht ver- 
borgen geblieben und, wie ja begreiflich, in der rücksichtslosesten Weise aus- 
genützt worden." 

Dem ruinösen, nutzlosen und widersinnigen Wettkampf musste 
ein Ende gemacht werden. Das einzig gegebene Mittel hierfür 
war der genossenschaftliche Zusammenschluss der gleichartigen Inter- 
essen. Zum Teil kamen die Vereinigungen erst zu stände, nachdem 
die beteiligten Firmen durch die gegenseitige ünterbietung grosse 
Verluste erlitten hatten und zu der Einsicht gelangt waren, dass bei 
einer derartigen Fortsetzung des Konkurrenzkampfes schliesslich nur 
noch Leichen die Walstatt bedecken würden. Nutzlos wurden Ver- 
mögen und Existenzen geopfert; die Preiskonvention stellte in dieser 
Hinsicht lediglich einen vernünftigen Friedensschluss dar. Die Kon- 
kurrenz war durch ihre Masslosigkeit zum Unsinn geworden, ihre Ein- 
schränkung — und damit allerdings die Aufgabe der Selbständigkeit, die 
Unter- und Einordnung unter einen einheitlichen Arbeitsplan — ein 
Gebot der Erhaltung der Qualitätsproduktion. Bei derart 
verfahrenen Verhältnissen haben die Verbände stets wohltätig gewirkt 
und niemand geschädigt. Sie waren insbesondere auch dem Handel 
nützlich, insofern sie für seine Preiskalkulation eine sichere Grundlage 
herstellten. Der Zusammenschluss war auch deshalb zweckmässig, 
weil vielen Fabriken, Kohlenzechen, Eisenhütten u. s. f. die den neueren 
Wandlungen gewachsene kaufmännische Leitung fehlte, und diese 
durch die Konvention gefunden oder geschaffen wurde. 

Dazu kam bei uns der mächtige Antrieb, den die 1879 vorgenom- 
mene Zollerhöhung und die damit verbundene Fernhaltung der aus- 
ländischen Konkurrenz gab. In der Zeit von 1879/85 stieg denn auch 
die Zahl der Kartelle von 14 auf 90. Weitere 100 entstanden sodann 
allein in den Jahren 1887/89. 

Die Grundform der Vereinbarung eines Mindestpreises gewann 
durch die Hinterlegung der vereinbarten Konvention aistraf e in 
Gestalt eines Wechsels, sowie durch die Errichtung eines gemein- 
schaftlichen Verkaufbureaus die erforderliche Festigung. Lange 
Zeit galt das Walzwerkkartell — heute noch einer der mächtigsten 
Verbände — als das Muster für eine derartige straffe Organisierung. 

Die geschichtliche Entwickelung und die Stufenleiter der Grund- 
formen der Verbände geben zugleich den Unterschied gegenüber den 
früheren Preiskoalitionen und Spekulationsringen an die Hand : die 

t 
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erste, oft auch einzige Verabredung betrifft bei den Koalitionen der 
früheren Jahrhunderte den Mindestpreis, bei den neuzeithchen 
dagegen die Lieferungs- und Zahlungsbedingungen,* das 
einheitliche Vorgehen bei öffentlichen Ausschreibungen, den Höchst- 
preis für Rohstoffe. Erst in einem späteren Stadium, gewöhnlich nach 
einem längeren Konkurrenzkampfe, einigten sich die Interessenten 
auch über den Mindestpreis beim Verkauf. 

War einmal die Organisation bis zu diesem Punkte gediehen, 
so ergab sich die Notwendigkeit eines strafferen Ausbaues von selbst, 
der vor allem in der Kontingentierung des Produktionsquantums 
und des Absatzgebietes erblickt wurde; wirkliche Erfolge erzielten 
die Kartelle erst, als sie zu dieser Kontingentierung übergingen. 
Ein weiterer Schritt führte dazu, für die Einschränkung der Pro- 
duktion eine Prämie oder für Mehrerzeugung eine Strafe zu verein- 
baren. In der Folge gingen manche Verbände dazu über, dass 
sie den Verkauf der Erzeugnisse einer Zentralstelle — entweder 
einer gemeinsamen Agentur oder auch einer selbständigen Aktien- 
gesellschaft — übertrugen. Zuweilen erschien auch die Einstellung 
einzelner Betriebe, der Ankauf aussenstehender Anlagen, oder die 
Verhinderung des Entstehens neuer Betriebe als zweckmässig. 
Schliesslich gelangte man zur Einsicht, dass, solange man das 
Rohmaterial nicht kontrollieren könne, immer wieder die Ge- 
fahr neuer Unternehmungen und der Gründung von Anti-Trusts 
drohe. Es wurde deshalb namentlich in den Ver. Staaten die Ver- 
trustung des ganzen Produktionsganges in die Wege geleitet. 

Von dieser Entwickelung gab Dr. A. Weber in seinem Refe- 
rate für den Vertretertag des nationalsozialen Vereins vom Ok- 
tober 1902 folgende anschauliche Schilderung: 

„Wir beobachten, wie die Kartelle eine doppelte Entwickelungsreihe durch- 
laufen, die einer inneren Konsolidierung und die einer Fortpflanzung durch den 
Wirtschaftskörper hindurch. 

Es gibt kaum eine Branche, in der wir nicht folgende Entwickelung be- 
trachten : Es tun sich zunächst die Unternehmer irgend eines begrenzten Gebietes 
zusammen und zwar zur Gebietsverteilung, zur Festsetzung von Maximal- 
produktionsquanten oder Minimalpreisen. Da der Bezirk nicht geschlossen ist, 
können Outsiders die Konventionen durchkreuzen, das geschieht; das Kartell ist 
gesprengt, jedermann aber sehnt sich nach ihm zurück, denn es hat, abgesehen 
von allem anderen, erhebliche Ersparnisse an Reisekosten und Reklame gebracht. 
Bas leuchtet auch den Outsiders ein. Es ersteht daher auf erweiterter Grund- 



* So bei den zahlreichen lokalen Mühlen-, Brauerei- und Ziegeleikartellen, 
bei der schon zwei Jahrzehnte bestehenden Konvention der Schokoladefabrikanten- 
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läge wieder und dieser Prozess setzt sich fort, bis das Kartell gegen Einbruch 
von aussen gesichert ist, d. h. entweder bis es an die Zollschranken stösst, das 
nationale Wirtschaftsgebiet ganz umfasst, oder bis es einen durch die Verkehrs- 
verhältnisse abgeschlossenen Rayon hat. Nun leidet es aber noch an inneren 
Mängeln. Es kann den Mitgliedern wohl durch die Festsetzung von Minimal- 
preisen und Maximalproduktionsquanten in schlechten Zeiten ein gewisses 
Existenzminimum garantieren, es gibt ihnen aber noch nicht die Kraft, auch 
die gute Konjunktur mit vereinter Kraft sich zu nutze zu machen. Dazu musg 
der ganze Verkauf in eine Hand gelegt werden, die dem steigenden Bedarf ge- 
wissermassen nachgreift und mit ihm die Preise erhöht. Man muss eine gemein- 
same Verkaufsstelle schaffen und diese, das Syndikat, ist daher das End- 
produkt der Entwickelung. Wenn die letzte Hausse in Deutschland uns geradezu 
massenhaft solche Syndikate gebracht hat, so kommt dies daher, dass sie eben 
all die unvollkommenen Kartelle, die wir vorher besassen, plötzlich aus der Ver- 
senkung in dieser höheren Form hat auftauchen lassen. — Diese ganze Ent- 
wickelung zum Syndikat geht mit innerer Notwendigkeit vor sich und sie ist 
der Grund, warum wir schliesslich ganz grosse Gebiete mit recht zahlreichen 
Unternehmungen doch in eine Hand gebracht finden. Sie erweitert die Basis 
der Kartellentwickelung, indem sie die Kartellformen festigt. 

Nach der gleichen Richtung wirkt die zweite Tendenz, die ich Fort- 
pflanzung durch den Wirtschaftskörper nannte. Hier liegt eine Art von An- 
steckung vor. Ist nämlich erst ein Stockwerk, die untere Produktionsstufe, 
kartelliert, so wirkt das auf die nächste Produktionsstufe weiter. Dieser wird 
der Rohstoff verteuert, es kommt ihr der Gedanke, sich dagegen zu wehren 
oder diese Verteuerung weiter zu wälzen. Beides kann man nur durch ein 
Kartell. So schafft das Kartell in den unteren die Kartellierung der späteren 
Stufen. Und wieder wird auch hier der Prozess nicht bloss beschleunigt, sondern 
es werden auch die Grundlagen der Kartellbildung durch ihn erweitert; denn 
ein Kartell in den späteren Stufen der Produktion — mit leichter transportablen 
Rohstoffen — ist erst dann möglich, wenn nicht jedermann zur Gründung eines 
Konkurrenzbetriebes sich diese Rohstoffe freihändig zu verschaffen vermag; es 
ist eben erst dann möglich, wenn ein Kartell unten besteht, dass nur an das 
Kartell oben verkauft. Erst dann schliesst sich Ring auf Ring fest auf- 
einander." 

Von Anfang der achtziger Jahre an kennzeichnet sich die 
Kartellbewegung als eine Massenerscheinung, als der neue 
Faktor der industriellen und sozialen Organisation nicht allein des 
Deutschen Reiches, sondern aller Industriestaaten, als ein welthisto- 
rischer Prozess, der mit elementarer Gewalt alle Kulturländer ergreift. 

Binnen zwei Jahrzehnten haben die Preiskoalitionen im Deutschen 
Reiche — manche waren in der Öffentlichkeit nicht einmal bekannt und 
sind es zum Teil auch heute noch nicht — die Zahl von nahezu 350 
erreicht. Innerhalb von nur drei Jahren, 1887 — 1890, stieg die Zahl der 
in der Öffentlichkeit bekannt gewordenen Vereinigungen von 70 auf 
137, in der Zeit von 1897 — 1902 von 250 auf den heutigen Stand. 
Davon gehört die grösste Anzahl der Metallindustrie, die zweitgrösste 
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der Glas-, Stein- und Erd- Verarbeitung an. Dann folgen dreissig 
Syndikate in der chemischen Industrie, zwanzig in der Textilindustrie, 
je zehn in der Papier-, in der Kohlen- und in der Nahrungsmittel- 
indi^istrie. Ihre volle volkswirtschaftliche Bedeutung geht erst aus 
der ihnen zur Verfügung stehenden Kapitalkraft und dem Umfang 
des kontrollierten Konsumentenkreises hervor; ein Syndikat wie das 
Kohlen-, Schienen-, Roheisen-, Zucker-, Kalisyndikat ist ja so mächtig, 
wie ein paar Dutzend andere. Hierüber aber wird erst die bevor- 
stehende Enquete Licht verbreiten. 

Die Kartellierung weist für die verschiedenen Produktionszweige 
keinen einheitlichen Gang auf. Ihre eigentliche Domäne bildet ein 
im Bergbau angelegtes Vermögen (Grossgrund- oder Latifundienbesitz). 
Am stärksten und nachhaltigsten betätigte sie sich im Kohlenabbau 
und im Hüttenwesen. Hervorragend unter den mächtigen Verbänden 
dieser Art ist das im Jahre 1893 gebildete Rheinisch-Westfälische 
Kohlensyndikat, das 94 ^/o der Gesamtförderung des Ruhrkohlen- 
reviers umfasst. Innerhalb desselben wird die Gesamtförderung und 
deren prozentualer Anteil für die einzelnen Zechen durch eine Kom- 
mission periodisch festgestellt; der Verkauf von Kohlen, Kokes und 
Briketts erfolgt durch ein Zentralbureau. Nächst der Kohle ist die 
Kartellierung am weitesten vorgeschritten in der „schweren" Eisen- 
industrie. Für die Roheisenerzeugung bildete sich Ende der acht- 
ziger Jahre aus drei Verbänden ein fester Kern; es waren dies das 
Rheinisch-W^estfälische Roheisensyndikat in Düsseldorf (seit 1888), 
das Kartell der Siegerländer Hüttenwerke und das Lothringisch-Luxem- 
burgische Kartell. Nach diesem Vorgang konstituierten sich in den fol- 
genden Jahren: das Oberschlesische Roheisensyndikat (1900), die Ver- 
einigung rheinisch-westfälischer Schweisseisenwerke, die Vereinigung 
rheinisch-westfälischer Bandeisenwerke , der Halbzeugverband (mit 
Verkaufsstelle in Düsseldorf) für Flusseisenfabrikate (wie Rohblöcke 
u. dergl.) , der Trägerverband (Verkaufsstelle in Wiesbaden) , die 
Stahlwerkverbände, der Schienenverband (mit einer westdeutschen, 
einer ostdeutschen und einer süddeutschen Gruppe), der Verband 
süddeutscher Walzwerke, das Walzdrahtsyndikat, der Verband deutscher 
Grobblechwalzwerke, das Feinblechsyndikat, der Verein deutscher 
Eisengiessereien, das Syndikat deutscher Röhrengiessereien, der Ver- 
band deutscher Drahtstiftfabrikanten u. s. w. 

Das dritte für die Kartellbildung günstige Gebiet ist die che- 
mische Industrie. Sie weist die grösste Zahl von Kartellen auf; 
jedoch stehen diese Verbände, da für jeden Artikel besondere Ver- 



— 15 - 

einbarungen geschlossen werden müssen, an Umfang und Kapital- 
kraft hinter den eben aufgezählten weit zurück. Die ersten und 
ausgebildetsten Syndikate unter ihnen sind das schon 1883 begrün- 
dete Syndikat der Kaliwerke in Leopold- Stassfurt und das Pulver- 
syndikat: 

Ihrem Produktionsprozesse nach stehen der chemischen In- 
dustrie nahe : die Branntweinbrennerei, die Zucker-, Glas- und Papier- 
fabrikation. Dieselben bieten denn auch wegen der Gleichartigkeit 
ihres Fabrikats und mancher Vorprodukte (z. B. bei der Papierindu- 
strie von Cellulose, Pappe u. s. w.) für die Kartellierung ein ergiebiges 
Feld. Das im Jahre 1900 konstituierte Zuckersyndikat repräsentiert 
nicht weniger als 98 ^/o der Gesamtproduktion in Deutschland. 

Hält man nach weiteren Kartellgruppen Umschau, so findet 
man — und diese Beobachtung gibt für die Abmessung der künf- 
tigen Entwickelungslinie einen wichtigen Fingerzeig — , dass der 
Kartellierung innere und äussere Grenzen gesteckt sind. So versucht 
man z. B. seit Jahren in der Zementfabrikation, alle Unternehmer 
unter einen Hut zu bringen ; es ist dies aber, ungeachtet eines eisernen 
Druckes der Not, bis heute noch nicht gelungen. Ebenso führt für 
die Ziegelei, Müllerei, Bierbrauerei die Konzentration der Nachfrage 
in den grösseren Städten zwar von selbst zu lokalen Verbänden; 
darüber hinaus ist aber die Einigung noch nie gediehen. Auf dem 
grossen Gebiete der metallverarbeitenden Industrien, der Maschinen-, 
Textil-* und Lederindustrie macht die Kartellierung gleichfalls nur 
geringe Fortschritte, und zwar aus dem Grunde, weil wegen der 
grossen Spezialisierung und Zersplitterung der Betriebe die Kontingen- 
tierung der Produktion und die Zentralisierung des Verkaufs sich 
nicht ermöglichen lässt. — 

Aufsehen erregte es in den siebziger Jahren, als man von 
einigen Kartellen, wie dem Schienen- und Zinkkartell erfuhr, dass 
sie die W^elt gleichsam unter sich geteilt hätten: von den Schienen- 

* Für die Baumwollspinnerei hat die ungünstige Fluktuation auf dem 
Hohstoffmarkt mehrfach den Anstoss zu Kartellversuchen gegeben; es erstand 
der westdeutsche (M.-Gladbach) , sächsische (Chemnitz), schlesische und nord- 
bayrische Spinnereiverband. Ferner besteht eine Vereinigung sächsischer Vigogne- 
spinnereien, der Verein deutscher Wollkämmer und Kammgarnspinner, die Ver- 
einigung der Buckskin-, Kammgarn- und Cheviotfabriken des Industriebezirkes 
AL-Gladbach, der Verein sächs.-thüringischer Wollwarenfabrikanten, der Verband 
der westdeutschen Leinen-, Halbleinen- und Gebildwebereien, der Verband deut- 
scher Juteindustrieller u. a. m. Die Vereinbarungen betreffen aber nur die Ver- 
kaufsbedingungen und die Preise. 
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karteilen hatten sich die deutschen, englischen, französischen, öster- 
reichischen und belgischen den Absatz in den gegenseitigen Erzeu- 
gungsländern zugesichert, die inländischen Werke selbst wieder den 
einheimischen Konsum unter sich pro rata verteilt. Ähnliche Ver- 
bände sind das Karbidsyndikat, der internationale Verband der Blech- 
emaillierwerke , die Zinkkonvention u. a. m. Das internationale 
Spiegelglaskartell hat sich wieder aufgelöst. — 

Überblickt man die neueste wirtschaftliche Entwickelung , so 
erscheinen die ünternehmerverbände als die naturgemässe Übergangs- 
form in der unaufhaltsamen Weiterentwickelung der wirtschaftlichen 
Konzentration und der neuesten Gestaltung des (grosskapitalistischen) 
Ünterbietungs-Wettkampfes. überall tritt die Kartellbildung, sobald 
die Entwickelung zum Industriestaat an einem gewissen Punkt an- 
gelangt ist, als Massenerscheinung auf, und zwar nicht allein inner- 
halb einer durch Schutzzölle begünstigten Volkswirtschaft, sondern 
auch über die Staatsgrenzen hinaus und die Weltwirtschaft umspan- 
nend. K. Bücher meint, den Kartellen werde, weil sie künstliche 
Gebilde seien, eine lange Dauer nicht beschieden sein. Wir sind um- 
gekehrt der Ansicht, dass sie sich noch weiter ausbilden werden und 
als dauernde Einrichtung und als das Rückgrat der künftigen Volks- 
wirtschaft anzusehen sind. 

Das erkennt man namentlich, wenn man die Entwickelung der 
ünternehmerverbände in den Vereinigten Staaten, sowie die einzelnen 
Arten und ihre allmähliche Herausgestaltung, die festere Bindung 
durch Konventionalstrafen, Wechselhinterlegung, Errichtung gemein- 
schaftlicher Verkaufsbureaus, Aufstellung von Verbandsrevisoren u. s.w. 
verfolgt. Heute repräsentieren die in den Vereinigten Staaten arbei- 
tenden Trusts ein Kapital von nicht weniger als 35 — 50 Milliarden Mark, 
also den weitaus überwiegenden Teil des gesamten in Handel und 
Industrie angelegten Produktivkapitals ! 

H. 

Zu welchem Ende wird diese Bewegung führen? Es gibt nie- 
mand , der das voraussagen könnte. Welche weitere Entwickelung 
sie aber in den nächsten Jahrzehnten nehmen wird, das scheint 
sich aus der neuesten Organisation des Wirtschaftslebens in den 
Vereinigten Staaten zu ergeben, wo jede wirtschaftliche Entwickelung 
raschlebiger und stürmischer vor sich geht. 

Von den verschiedenen Genossenschaftsformen hat jedes Land 
eine besondere Art bevorzugt: Frankreich die Produktiv-, England 
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die Konsum-, Deutschland die Kreditgenossenschaft. Das gleiche Bild 
zeigen die Koalitionsformen; fast ausschliesslich weist Deutschland 
die Produktions-, England und Frankreich die Spekulationsver- 
einigung auf. (Industriekartelle gibt es in Fankreich nur wenige.) 

Interessant ist die Geschichte und der heutige Stand der 
Kartellbewegung in England, einmal weil dort die Zölle noch 
keinen besonderen Anreiz zur Gründung von Kartellen auszuüben 
vermochten, dann auch deshalb, weil sich hier die Textilindustrie 
geeigneter und geneigter zur „Absorption und Expansion" erwies, 
als in den anderen Industriestaaten. 

Zuerst bildete sich in England das Syndikatswesen, wie erwähnt, 
auf dem Gebiete der Kanalschiffahrt und der Eisenbahnen aus; es 
folgte der Salz- und Kali-Bergbau (48 und 168 Mill. Mark 
Kapital). Dem schlössen sich — allerdings in der Form der Fusio- 
nierung zu einer Aktiengesellschaft — 1899 die Borax -Kompagnie 
(48 Mill. Mark) und die Vereinigten chemischen Fabriken von 
Brunner Mond & Co. (60 Mill. Mark) an. Im Kohlenbergbau, 
der ein Anlagekapital von 2 Milliarden Mark repräsentiert, ist der 
Zusammenschluss noch nicht weiter gediehen, als bis zur gemein- 
schaftlichen Lohn-Regulierung. Dagegen haben sich in London acht 
mächtige Kohlenhandlungen mit einem Kapital von 56 Mill. Mark 
fusioniert. Auch im Hüttenwesen ist die Preisvereinbarung über 
einige verunglückte Versuche nicht hinausgekommen. Die „Krupp" 
in England sind die beiden 1897 und 1899 durch Fusionierung ge- 
bildeten Gesellschaften Armstrong & Co. (84 Mill. Mark), sowie 
Vickers S. und Maxim (130 Mill. Mark). Ähnlich mächtige Gesell- 
schaften erstanden in der Walzeisen- und Weissblech-Industrie 
(1902 „Quest Keen und Nettlefolds", 90 Mill. Mark), sowie im 
Schiffsbau. 

Für die Spinnerei gab den ersten Anstoss die bekannte 
Nähfadenfabrik „J. & P. Coats", die im Jahre 1890 die Gründung 
eines Verkaufssyndikats für 16 Fabriken durchsetzte ; das Gründungs- 
kapital betrug 200 Mill. Mark. In den letzten drei Jahren entstanden 
in der Spinnerei, Weberei und Färberei mehrere Dutzend Syndikate. 

Kapitalkräftige Syndikate bildeten sich ferner in den letzten 
Jahren in der Glas-, Papier-, Seifen- und Tabak- Industrie. 

Viel Anklang fand — namentlich in Birmingham — die von 
M. Smith gegründete ;, Allianz der Fabrikanten", die eine spezielle Art 
von Gewinnbeteiligung der Arbeiter einführte, aber durch den finan- 
ziellen Misserfolg einer Gesellschaft neuerdings diskreditiert worden ist. 

F. C. Hubor, Die Kartelle. 2 
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Eine andere, mehr für das kleine K.apitalisten-Publikum berechnete 
Verbandsform stellen die ^^Investment Trust companies" dar, 
welche die Sicherung nicht des festgelegten, sondern des beweglichen 
Kapitals zum Zwecke haben.* — 

Zwischen solchen Spekulations-Gesellschaften und den Kartellen 
in der Mitte stehen die amerikanischen Trusts. Auch in den 
Vereinigten Staaten drängte sich die Notwendigkeit der Betriebs- 
Verschmelzung und Konsolidierung zuerst im Grossverkehr auf. 
Unter der freien Konkurrenz hatte sich ein wahres Chaos aus- 
gebildet ; die Vereinigung des Besitzes und der Bahnverwaltung, die 
erst vor 2ö Jahren, in Form des Poolingsystems (d. h. des Zusammen- 
werfens des Gewinns) und der Tarifvereinbarung Fortschritte machte, 
verschaffte nicht allein eine höhere Dividende, sondern auch eine 
befriedigendere Bedienung des Publikums. Auf der anderen Seite 
unterwarfen die Eisenbahn-Pools das Publikum einer unverfrorenen 
Besteuerung, wodurch zu Anfang der achtziger Jahre die Gründung 
einer Farmer- Vereinigung behufs Erzielung eines fair-Tarifs und eines 
New Yorker Einigungsamts hervorgerufen wurde. Allmählich wurden 
die Pools und Tarif- und Preiskoalitionen, infolge einer ihre Weiter- 
bildung erschwerenden Rechtsprechung, durch die Trusts („Treu- 
handgesellschaft") überholt und ersetzt. Diese haben ebenso wie die 
Kartelle den Zweck: „Erhaltung und Steigerung der Preise und des 
ünternehmergewinnes" und die Mittel: „Beseitigung der Konkurrenz, 
Einschränkung der Überproduktion, Ersparnis in den Produktions- 
kosten" gemeinsam. Nur werden die Mittel durch die Zentralleitung 
viel intensiver und bis aufs äusserste angespannt. 



* Die englischen „Investments Trusts" sind entweder Trusts zur Kapital- 
anlage („Investment"), bei der das Risiko durch Verteilung auf viele verschiedene 
Hazardpapiere ausgeglichen werden soll, oder Finanzgesellschaften zum Zwecke 
der Kapitalbeschaffung für Aktienunternehmungen. Den gemeinsamen Zweck 
bildet der Erwerb und die Lancierung von Wertpapieren, die wegen der Fremd- 
artigkeit, Riskiertheit oder Geringfügigkeit des Unternehmens dem Kapitalisten- 
markt ferner liegen, die aber vermöge der Vereinigung mehrerer Unternehmungen 
zu einer Spiel- oder Losgesellschaft — etwaige Verluste bei dem einen Unter- 
nehmen sollen durch den Gewinn bei den anderen ausgeglichen werden — 
Vertrauen finden. Diese Gesellschaften erwiesen sich namentlich für die An- 
lockung des kleinen Kapitals bei neuen Unternehmungen z. B. für die Trans- 
vaalminen oder für die Verwertung von Patenten als sehr zugkräftig. Viele 
Gründungen dienen zwar zu Kurstreibereien der schlimmsten Art; im grossen 
und ganzen aber trägt auch diese bedenkliche Finanzierung dazu bei, dass das 
englische Kapital („capital abroad") auf dem Weltmarkt dominiert. 
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Beim Kartell bleiben die Unternehmer selbständig und gehen, 
da die Vereinigung kündbar ist, nur eine Art Zeitehe ein. Anders 
bei der einheitlich und auf die Dauer errichteten Treuhandgesellschaft. 
Sie ist eine juristische Person mit grossen Mitteln, die den Ver- 
käufern besondere pekuniäre Vorteile zu bieten vermag und ihnen 
ihren Besitz gegen Gesellschaftsanteile abkauft. Der einzelne Fabrik- 
inhaber muss die Leitung seines Werkes an die Treuhandgesellschaft 
abgeben und auf sein selbständiges Disponierungsrecht verzichten; 
er und sein Unternehmen wird damit nur ein Glied in dem grossen 
Mechanismus; schon der neueste Name „merger" bringt zum Aus- 
druck, dass die verschiedenen gleichartigen Etablissements ihre In- 
dividualität verlieren und in die Treuhandgesellschaft aufgehen. Durch 
die Vereinigung in eine Hand, die Kumulierung des Kapitals und der 
Erzeugung, wird eine grössere Schlagfertigkeit gewonnen, dagegen 
für den einzelnen Teilnehmer das Risiko erhöht , insofern er statt des 
realen Besitzes nur die Gesellschaftsanteile in die Hand bekommt, 
und die Stellung eines mit Gewinnbeteiligung angestellten Beamten 
einnimmt. 

Nach ihrer geschichtlichen Entstehung und nach ihrem Wesen 
hängen die amerikanischen Verbände noch enger wie die europäischen 
mit den Eisenbahnen und der Urproduktion zusammen. 

Von selbst ergab sich diese Verbindung für die Pacific- 
b ahnen, welche die ihnen gewährten Landschenkungen nicht in 
kleine Farmen aufteilten, sondern in eigener Regie verwalteten und 
für den Versand das Elevatorensystem einführten, öfter auch grosse 
Mühlen erbauten und statt des Weizens sogleich das Mehl in den 
Handel brachten. 

Zu einer gleichen Verbindung sah sich der Petroleum- 
handel veranlasst. In den sechziger Jahren begann in dem 
amerikanischen Petroleumbezirk der Konzentrationsprozess mit dem 
Rohrleitungssystem; dasselbe wurde allmählich für den Eisenbahn- 
transport ein gefährlicher Rivale. Die Eisenbahnverwaltungen suchten 
ihn daher in einen nützlichen Diener umzuwandeln. Zu diesem Zwecke 
bewilligten sie den kapitalmächtigeren Rohrleitungs-Gesellschaften 
ausserordentlich hohe Frachtnachlässe, infolgedessen 1874/77 die „un- 
privilegierten" Konkurrenten ihre Werke einstellen oder um biUigen 
Preis verkaufen mussten. So entstand eine Interessen-Solidarität mit 
den Eisenbahnen, bei der sich von selbst der Gedanke nahe legte, 
das gesamte Petrolgeschäft nach dem Vorgang der Syndikate und 
Monopole durch eine Vereinigung mit den Eisenbahnen zu zen- 
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tralisieren. Die Grundform des Trusts — die Zentralisierung 
des Produktions- und Distributionsprozesses eines ganzen Industrie- 
zweigs — wurde 1882 von den Gründern der Standard Oil Comp, 
geschaffen. Der „promoter** suchte zu diesem Zweck die Quelle 
des Rohmaterials, die Stätten für die Verarbeitung und Verfeine- 
rung (Raffinerie, Fertigindustrie) und den gesamten Zwischen- 
handel in die Hand zu bekommen. 

Das zweite für die Syndizierung besonders geeignete Gebiet 
boten die Kohlenzechen: ihr Ring war ebenfalls zu Anfang der 
achtziger Jahre, in Anlehnung an die Eisenbahnen fertig und ge- 
schlossen; ein Zentralbureau ordnet alle Einzelheiten in Bezug auf 
die Fördermenge, Lohn und Preis an. 

Auch in der Folge hatten nur diejenigen Konventionen Dauer 
und Erfolg, welche, wie der Stahl- und Drahttrust, sich zugleich die 
Kontrolle oder den Monopolbesitz der Rohproduktenquellen sicherten. 
Echt amerikanisch war ferner das neue Mittel der Eisenbahn-Refaktien 
zur Niederkämpfung der Konkurrenz; es hat dies eine Analogie in 
der modernen Protektionspolitik des Festlandes, das zur Unterstützung 
gewisser Produkte neben Zollmassregeln auch die Eisenbahntarif- 
Gestaltung zu Hilfe nimmt. 

Der Erfolg dieser Organisationen war so gross, dass sie einige 
Jahre später (1887) von dem Sprit- und Zuckersyndikat nachgeahmt 
wurden, und zwar auch unter Anlehnung an die Eisenbahnverwaltung. 
(Schon im Jahre 1879 hatte Klaus Spreckels sich mit der Pacific- 
Eisenbahn dahin verständigt, dass diese den Frachttarif für den aus dem 
Osten kommenden konkurrierenden Zucker von 1 auf 2 Cts. erhöhte.) 

Seitdem hat die Bildung der Trusts eine rapide Zunahme er- 
fahren, namentlich in den letzten Jahren der Hochkonjunktur. * Von 
Anfang der 90er Jahre an gewinnen die Trusts in wirtschaftlicher, 



* Man ist versucht, den Zeitpunkt, von dem an die Trusts begonnen haben, 
sich als wirtschaftlichen und sozialen Faktor bemerklich zu machen, an den Anti- 
trust-Gesetzen der einzelnen Territorien abzumessen. Jedoch ist dies nicht ganz 
zutreffend, da die öffentliche Meinung von Anfang an den Trusts mit einem so 
grossen Misstrauen entgegentrat, dass mit Strafverboten gegen sie vorgegangen 
wurde, noch ehe sie einen wirtschaftlichen Faktor bildeten. Ihre Entwickelung er- 
folgte sprunghaft; die Hochkonjunktur von 1888/90 und 1897/1901 brachte gleich- 
sam über Nacht Hunderte von Gründungen zu stände. Schon 1890 Hess sich 
das Land durch die — allerdings übertriebene — Mitteilung alarmieren, dass 
das Trustkapital dem gesamten Industriekapital beinahe gleichkomme. 



— 21 — 

sozialer und politischer Hinsicht eine ungleich grössere Bedeutung, 
als die Kartelle in Europa. Nach einer sechsjährigen Pause 
gab sich im Jahre 1899 die Konsolidierungs-Tendenz wieder stark, 
und zwar gleich in einer sich überstürzenden Weise kund. An 
neuen industriellen Unternehmungen wurden allein in dem genannten 
Jahre Gründungen mit einem Nominalkapital von I2V2 Milliarden Mark 
verzeichnet ; 1900 erreichte dasselbe nur 4, 1901 — dem Jahre der 
Gründung des Stahltrusts — 11^/2 MiUiarden Mark. Für das laufende 
Jahr 1902 dürfte das Kapital die Höhe von 13—14 Milliarden Mark 
erreichen. Daneben geht die Gründung industrieller Einzel-Ünter- 
nehmungen ungestört weiter; sie beanspruchte in den letzten drei 
Jahren je 4 Milliarden Mark. 

Heute gilt nahezu das gesamte in der Grossindustrie angelegte 
Kapital als vertrustet. Die mächtigsten Trusts gehören dem Gross- 
verkehr und Rohprgduktenmarkt an. Sie haben ausser dem be- 
kannten Morganschen Schiffahrt-, und dem Eisen- und Stahl -Trust 
(5^/4 Milliarden Mark) die Kontrolle über das Petrol (Nominal- 
kapital 110, 30 — Texas — und 86 Millionen Dollar), Kupfer (155 
— man scheut sich fast, die Summen hinzuschreiben), die Eisenerz- 
gruben am Lake Superior (117), über Zinn (50), Silber und Blei 
(55), Kohle (Pittsburg 64, Pocahontas 40), Salz (12 Mill. Aktien und 
30 Mill. Lands); dann über die Erzeugnisse der landwirtschaft- 
lichen Nebengewerbe: Zucker (75,4 und 20 Millionen Dollar) und 
Sprit (77), Baumwollöl (35), Leinöl (18), Fleisch (500), Stärke (6); 
ferner sind Gegenstände der Trusts: Maschinenbau (zwei mit je 50), 
Weissblechkannen (88), Photographische Bedarfsartikel (Kodak, 40), 
Tabak (Consol. Tobacco Co. 158 Mill. Lands und 30 Mill. Aktien), 
Cigaretten (21), Havana (20), Leder (133), Bindfaden (34), Bleiweiss 
(15), Biskuit (43), Gummiwaren (25 und 26), Baumwollgewebe (50 
und 100), Garn (15), Papier (48), Tapeten (35), Fahrräder (40), 
endlich die Anlagen für Gas, Telegraph, Telephon, elektrische Kraft ; 
hier sind die angelegten Kapitalsummen auffallenderweise noch 
verhältnismässig niedrig (zwei mit je 50, dann eine mit 40, eine an- 
dere mit 22 und 20 Mill. Dollar u. s. w.). Sogar für die Reisbesen- 
fabrikation wurde im November 1902 ein 5 Millionen-Dollar Trust 
gegründet. 

Wird nun die Kartellbewegung in Deutschland zu den Trusts 
überleiten? Man setzt das allgemein voraus. So äusserte auch Bebel 
in der Reichstagssitzung vom 4. November 1902 : die Kartelle seien 
ein Stück der wirtschaftlichen Entwickelung ; es gehe notwendig weiter 
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von den Kartellen zu den Trusts, und von diesen zur Verstaatlichung 
der Industrie. 

Womit die Kartellbewegung abschliessen wird, ist zwar sehr 
schwer zu sagen, das eine aber werden wir im folgenden als sicher 
finden, dass Bebeis Annahme aus inneren und äusseren Gründen 
unzutreffend ist. 
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II. Kapitel. 

Die Wirksamkeit der Unternehmerverbände. 

1. Die Unternehmerverbände nach ihrer wirtschaftlichen 

Seite. 

Die Anschauungen über die Wirksamkeit der Verbände sind in 
den Hauptpunkten schwankend. Bei ihrem ersten Auftreten hatten 
sie alle Welt gegen sich, vor allem das grosse Publikum, das von 
dem naturgemässen Konsumenten-Standpunkt aus mit Misstrauen er- 
füllt war, und es heute noch ist. Von Anfang an und allerorts 
fanden daher Anklagen gegen die Verbände — sei es der geschädigten 
Zwischenhändler oder von selten der politischen Parteien — einen 
lebhaften Widerhall in der Öffentlichkeit. 

Noch mehr als bei uns werden in Nordamerika die Urteile von 
dem einseitigen Standpunkt des Produzenten oder des Konsumenten 
aus abgegeben. „Ehrliche Individuahsten, welche die sogen. Gesetze 
der Konkurrenz und des Angebots und der Nachfrage für eherne und 
ewige halten ; ethische Sozialreformer, die mit Carlyleschen Floskeln 
um sich werfen; professionelle Politiker, die die Parteimaschine im 
Gange halten müssen, vereinigten sich, um das Publikum auf die fort- 
schreitende Monopolisierung und Korrumpierung des wirtschaft- 
lichen Lebens aufmerksam zu machen." Einen objektiven Stand- 
punkt zu suchen ist ein undankbares Beginnen; als unterrichtet 
und als uneigennütziger Freund des Volkes und der öffentlichen 
Moral gilt hier wie dort nur der, welcher gegen das grosse Kapital 
eifert; wer in den Chorus nicht mit einfällt, gilt als kurzsichtig, 
bezahlt, bestochen. 

Diese Erfahrung fand wieder in der jüngsten Epoche der De- 
pression ihre Bestätigung. Je länger dieselbe andauert, eine um 
so empfindlichere Kalamität bildet es für die „Fertigindustrie", dass 
die Produzenten des Feuerungsmaterials, der Rohmaterialien und der 
Halbfabrikate sich noch immer nicht zu wesentlichen Preiszugeständ- 
nissen verstehen wollen. Dem Unmut darüber wurde, wie bei jedem 
Wechsel der Konjunktur in den vergangenen Jahrzehnten, so auch 
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in den letzten Monaten lebhaft Ausdrack gegeben. Die Klagen der 
Interessenten fanden in der öffentlichen Meinung ein um so leb- 
hafteres Echo, als einige Kartelle — z. B. das Kohlensyndikat zur 
Zeit des „Kohlenhungers", dann der Petrolring, der Kali- und Draht- 
stiftverband, der Berliner Milchring — durch ihre Preisausschreitungen, 
durch Gewährung von Exportprämien und die Bevorzugung der Aus- 
landkunden vor dem Inland die öffentliche Meinung stark erregt 
haben. 

Diese Klagen haben einen allgemein wirtschaftUchen und einen 
poUtischen Hintergrund. Wir haben vor uns die allgemeine Erschei- 
nung der Kartellierung der gesamten deutschen Industrie und damit 
eine Verschiebung der wirtschaftlichen Machtverhältnisse und der 
sozialen Klassenbildung, welche — gleichsam über Nacht — zu einem 
bedeutsamen sozialen und volkswirtschaftlichen Probleme sich aus- 
wuchs und wichtiger als die Zollfrage geworden ist, mit der sie 
übrigens auch innerlich zusammenhängt. 

Der politische Hintergrund liegt darin, dass man bei uns wie 
in den Ver. Staaten versucht, die Kartell- oder Trustbewegung im 
Kampfe um die Zolltarifsätze und die künftigen Handelsverträge 
auszuspielen. 

So sind heute für das Wirtschaftsleben im grossen und im 
kleinen für die Politik wenige Probleme von solcher Bedeutung 
wie das der Kartellbewegung. Die Klarlegung dieser Frage ist auch 
geeignet, auf manche vorgefasste Meinung und Theorie über die 
Konkurrenzfreiheit und Sozialethik ein Licht zu werfen. 

In den letzten Monaten und Wochen haben sich in Deutschland 
verschiedene Parteien, Versammlungen, Zeitungen, Männer der Theorie 
und der Praxis abgemüht, dieses verwickelte Problem zu entwirren 
und aufzuklären. Am meisten Beachtung haben davon die Reichstags- 
verhandlungen vom 4. — 5. November, die Beratungen der Zolltarif- 
kommission des Reichstags vom 1. Oktober und die des Berliner 
Juristentags vom September 1902 gefunden. 

In der Zolltarifkommission führte Staatssekretär Graf Posa- 
dowsky am 1. Oktober 1902 aus: Es bestehe die Absicht, über die 
Wirkung der Kartelle, die sich bis zum vierten und fünften Abnehmer 
erstrecke, eine kontradiktorische Ermittelung einzuleiten. Auch seien 
bei den Gerichtsbehörden Erhebungen über die Prozesse zwischen 
Kartellen und ihren Abnehmern schon im Gange. Die Berichte 
hierüber würden besonders wertvolle und zweifelsfreie Unterlagen geben. 
Bei der bevorstehenden Enquete werde namentlich untersucht werden, 
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wie die Kartelle in Zeiten des Aufschwungs und wie sie in Zeiten 
des Niedergangs wirken; eine Vollmacht zur fortwährenden ein- 
gehenden Eontrolle sei dagegen für die Regierung unannehmbar. 
— Von der Reichsregierung sei den Leitern grösserer Kartelle 
Gelegenheit zu einer vertraulichen Darlegung ihrer Verhältnisse 
gegeben worden. Die Kartelle, mit denen bis jetzt eine solche 
Fühlung genommen sei, hätten sich durchaus entgegenkommend 
erwiesen und in weitem Umfange zur Darlegung ihres Geschäfts- 
gebarens bereit erklärt. Ihre Vertreter hätten sich vielfach dahin 
geäussert, dass ihnen eine Darlegung der Verhältnisse nur angenehm 
sein könne, da dies geeignet sei, aufklärend und beruhigend zu wirken. 

Auf dem Berliner Juristentag suchte der Referent, Professor 
Menzel- W^ien , die Lösung des Kartellproblems in der Verteidigung 
der Idee von der persönlichen und gewerblichen Freiheit und in der 
Beantwortung der Frage, ob solche nicht durch das Kartell ein- 
geschränkt und das Gemeinwohl bedroht werde. Wegen dieses Zu- 
sammenhangs sei der historisch gebildete Jurist dazu berufen, an 
der Lösung dieses Problems mitzuwirken. Immer wieder werde man 
auf die alten Streitfragen zurückgeführt : ob, wie Hugo Grotius und 
Bentham lehrten, es Aufgabe des Staates ist, das grösstmögliche 
Wohl möglichst vieler Menschen herbeizuführen, oder ob nicht die 
Zahl, sondern das Gewicht der Interessen massgebend ist, und das 
öffentliche Wohl durch das Konsumenteninteresse repräsentiert wird. 
Massgebend sei das Postulat des grossen politischen Denkers R. Gneist: 
dass die egoistischen Interessen ihre Schranken finden in den ewigen 
Ideen des Staates als des Hüters des öffentlichen Wohles. 

Das sind schöne, volltönende Worte; aber wir glauben, dass 
für die allseitige Würdigung der Kartellbewegung, dieser neuesten 
Schöpfung des Industriestaates und der in ihr liegenden Verschiebung 
der Klasseninteressen, weder R. Gneist, Bentham und H. Grotius 
noch Gajus und ülpian ausreichen. Mit den Prinzipien der indi- 
viduellen Freiheit und der Unterordnung unter das Allgemeininteresse 
haben die Kartelle nur äussere Berührungspunkte. Wer sie lediglich 
danach beurteilt, wird ihrem Wesen niemals gerecht und gelangt 
niemals zur klaren Entschiedenheit; denn aus diesen allgemeinen 
Prinzipien lassen sich ebensoviele Gründe für, wie gegen die Hemmung 
der Kartellbewegung ableiten. 

Mit den Prinzipien von Grotius und Bentham begann die 
Volkswirtschaftslehre. Seitdem hat sie einiges dazu gelernt. Wenn 
Menzel auf dem Juristentag versuchte, mit den Gedanken dieser 
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Männer das Kartellproblem lösen zu wollen, so nimmt sich das so 
aus, als ob man mit Pfeil und Bogen gegen das rauchlose Pulver 
ankämpfen wollte. 

Dagegen kommt man dem Wesen der ünternehmerverbände sofort 
näher, wenn man davon ausgeht, dass die Kartelle eines der Gebiete 
darstellen, auf denen die Reaktion gegen die freie Konkurrenz, oder 
genauer gegen die Folgen der übertriebenen Konkurrenz greifbar 
zum Ausdruck gelangt, und wenn man demgemäss an Stelle des 
vagen Freiheitsbegriffs die spezielle Unterart der Konkurrenz- 
freiheit setzt und die nächstliegende Wirkung der Kartellierung — den 
Ausschluss des ünterbietungs -Wettbewerbs und die Beherrschung des 
Marktes und der Preisgestaltung — untersucht. 

Für die wirtschaftliche Würdigung der „freien Konkurrenz" 
gibt es im allgemeinen drei Standpunkte, je nachdem man ihre 
Wirkung auf den Preisstand und Markt, oder auf die Pro- 
duktenmenge und Qualitätsproduktion, oder auf die Existenz 
der kapitalschwächeren Konkurrenten ins Auge fasst. Für 
den Zunft- und Polizeistaat war die Marktpolizei entschei- 
dend; die Preisverabredungen der Zünfte wurden als gemeingefähr- 
licher Wucher angesehen und bei Strafe verboten. Diese Gefahr 
verminderte sich mit der Ausdehnung des Grossverkehrs und der 
Grossindustrie, deren Selbstkosten — im Unterschied zu dem zunft- 
gemässen Kleinbetrieb — sich immer weiter unter das Durchschnitts- 
mass herunterdrücken Hessen. Das Koalitions verbot konnte deshalb 
aufgehoben werden. Als sein Korrelat aber galt die Konkurrenz- 
freiheit, von der man annahm, dass sie Monopole nicht mehr auf- 
kommen lasse. In der Kartellorganisation gerieten zwei neuzeitliche 
Grundprinzipien unserer Wirtschaftsordnung miteinander in Kollision, 
nämlich der Grundsatz des freien, uneingeschränkten Verkehrs und 
Wettbewerbs, und der Grundsatz der freien Koalition. Man gab die 
Koalition zu einer Zeit frei, als man die freie Konkurrenz für so 
mächtig hielt, dass eine Preisverabredung überhaupt nicht mehr auf- 
kommen könne. Diese Erwartung ist durch die neue Art von 
Koalition, durch die Kartelle, enttäuscht worden. 

Die Freunde der Gewerbe- und Konkurrenzfreiheit neigen des- 
halb der an die Alt-Bourgeois-Politik erinnernden radikalen An- 
schauung zu, dass die Kartelle, ebenso wie die Monopole, weil 
naturwidrig, grundsätzlich zu verwerfen seien. Die Monopole gelten 
ja seit bald einem Jahrhundert, wie R. Mohl in seiner Polizei- 
wissenschaft sich ausdrückt, ^sowohl vom Standpunkte des natür- 
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liehen Rechts, als von dem der Volkswirtschaft, als ebenso unge- 
recht wie schädlich und somit als unbedingt verwerflich." 

Das altüberkommene Vorurteil ist durch die neueren Erfahrungen 
der praktischen Geschäftswelt überholt worden. Die Handels- 
angehörigen allerdings sind von vornherein für volle Freiheit und 
gegen jedes Hemmnis des Handels, zumal gegen eine so straffe 
diktatorische Umgrenzung ihres Arbeitsgebietes und ihrer Preis- 
bemessung, wie es die „Kontrolle" der Syndikate mit sich bringt. 
Anders die Fabrikantenwelt; ein grosser Teil derselben ist der 
Anschauung, die Kartelle können unter derVoraussetzung nütz- 
lich wirken, dass sie dazu dienen, die Produktion zu regeln, die 
Arbeit gleichmässig zu verteilen und unbegründete Preissteigerungen 
ebenso wie einen zu raschen Preisrückgang zu verhindern. 

Woraus erklärt sich dieser Widerspruch? Er erklärt sich daraus, 
dass die heutigen üntemehmerverbände in verschiedene Arten ausein- 
anderfallen und die einen tatsächlich, so wie man allgemein voraus- 
setzt, die Preise hoch halten, während die anderen — und das ist die 
weitaus überwiegende Mehrzahl — ihren Mitgliedern zunächst zwar 
auskömmliche Preise, vor allem aber eine sichere Kundschaft und 
geregelten Absatz zu vermitteln suchen. Neu jedoch ist das rigorose 
Vorgehen gewisser Kartelle gegen ihre altbewährte Kundschaft, wie dies 
im privaten Geschäftsverkehr bisher überhaupt nicht möglich war und 
besonders empfindlich sich z. B. in den letzten Monaten gegenüber der 
Veredelungsindustrie bemerkbar machte. Die Rohmaterial- und Halb- 
fabrikat-Syndikate verpflichteten nämlich ihre Abnehmer, keinem nicht- 
syndizierten Werke etwas abzunehmen; in dem Vertrag selbst wurde 
eine lange Dauer, ein übergrosses Lieferungsquantum und eine hohe 
Preisnotierung festgelegt. Als bald darauf der wirtschaftliche Rück- 
schlag eintrat, bestanden die Kartelle auf voller Erfüllung, unbe- 
kümmert darum, dass ihre Kundschaft schw^eren Schaden erlitt. Über 
eine ähnliche Rücksichtslosigkeit haben die Gross- und Kleinhändler 
von jeher zu klagen gehabt, sobald ein Kartell die Mehrheit der 
Händler in der Hand hatte. 

So ist durch das Kartellwesen das naturgemässe Gleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage künstlich verschoben worden und 
— namentlich durch die Einführung des Kundenbannes und des Boy- 
kotts — die gesetzliche Konkurrenzfreiheit, ja nach dem allgemeinen 
Gefühl auch die bürgerliche Gleichheit und die soziale Solidarität der 
Volksinteressen durchbrochen. Es zeigen sich hier die Schattenseiten 
der Einschränkung des freien W^ettbewerbs, dieselben Schattenseiten, 
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die — nur in verstärktem Grade — bei Einschränkung von Regie- 
rungs wegen beobachtet werden. 

Viele sehen die Kartelle nur als eine modernisierte Form der 
altherkömmlichen Preisverabredungen an, wie sie von jeher inner- 
halb der Nahrungsmittelgewerbe vorhanden waren. In dieser An- 
nahme setzt man gewöhnlich voraus, der Zweck und Anlass der 
Kartelle bestehe lediglich in dem Ausschluss der Konkurrenz 
und der Vereinbarung von Mindestpreisen. Das trifft jedoch nicht zu ; 
die Kartelle weisen nach ihrer geschichtlichen Entwickelung — aus 
der neuesten Kapitalkonzentration heraus — wie nach ihrer Be- 
stimmung eine wesentliche Verschiedenheit auf; die Mehrzahl der 
Verbände hat die Regelung der Produktion, des Vertriebs, der Ge- 
schäftsreklame und der Absatzkontingentierung u. s. w. zum Ziel. Am 
unanfechtbarsten ist die erstgenannte Verabredung über die Ein- 
schränkung der Produktion (vorausgesetzt, dass eine Überproduk- 
tion stattfindet). Auf alle Fälle wird dadurch der Erwerb anderer 
und die allgemeine Gewerbe- und Konkurrenzfreiheit in keiner Weise 
eingeschränkt. Häufig handelt es sich ferner (allein oder gleichzeitig) 
um die Abwehr ungünstiger oder gar unwürdiger Lieferungs- 
bedingungen (wie z. B. die Baisse-Klausel oder die Bedingung, 
dass der Käufer bei sinkenden Preisen die bereits gekauften Mengen 
nicht abzunehmen braucht), um Auswüchse in Bezug auf Kreditfrist 
oder auf Garantie für die Leistungsfähigkeit gelieferter Maschinen, 
Maschinenteile, Apparate u. s. w. oder Vergünstigungen an Ange- 
stellte der Kundschaft u. dergl. ; allein die Brauerei weist drei Dutzend 
derartiger Verbände auf. 

Die Tatsache, dass durch die Kartelle die Konkurrenz zum 
Teil ausgeschlossen und ein Einfluss auf die Preisgestaltung aus- 
geübt wird, reicht also für die allgemeine volkswirtschaftliche Beurtei- 
lung der Kartelle noch nicht aus. Vielmehr bildet — wenigstens 
in der Theorie — der organisatorische Zusammenschluss 
zu einer Gesamtkraft und der „Kundenbann" das Merkmal, 
das in erster Linie als charakteristisch vorangestellt werden muss. 

Nach diesem Merkmal ergibt sich gegenüber der zünftlerischen 
Preisverabredung ein wesentlicher Unterschied. 

Wie zunächst schon aus der Untersuchung des Begriffs hervor- 
geht, sind die Kartelle ihrem Wesen nach nicht gemein schädlich ; * 

* Einzelne Interessenten allerdings werden auch direkt geschädigt, vor 
allem die zwischen dem Kartell und der Kundschaft stehenden Grosshändler und 
Agenten. 
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sie bedeuten an sich in rechtlicher Beziehung keinen Verstoss gegen 
die öffentliche Ordnung, oder die Gewerbefreiheit, oder die guten 
Sitten. Aus letzterem Grunde lässt sich auch eine allgemeine 
zivilrechtliche Rechtsungültigkeit, welche manche — nach dem 
englischen und österreichischen Vorgang — den Kartell- Verabredungen 
zugesprochen wissen wollen, nicht konstruieren. 

Schon vor einem Jahrzehnt (Stuttgarter Handelskammerbericht 
1890, S. XII) wandten wir gegen das (allerdings populäre) General- 
verdikt über die Kartelle ein, dass es zu weit gehe. „Auch wer noch die 
Gesetze von Angebot und Nachfrage für unanfechtbar hält, wird dem 
(dieselben durchbrechenden) Kartellsystem nicht abzustreiten ver- 
mögen, dass es manche Fälle der Überproduktion, der Preisschleuderei, 
der allgemeinen Deroute, wie sie mit den Fortschritten namentlich 
des Seetransports gegeben sind, wohltätig reguliert hat. Auf 
Grund der bisherigen Erfahrung steht vorweg nur das eine fest, dass 
jede willkürliche Preisvereinbarung eine doppelte Gefahr für das 
Gemeinwohl in sich schliesst; sie trägt in die ruhige kaufmän- 
nische Kalkulation ein fremdes, hazardinässiges Element: ein plötz- 
liches Steigen der Preise, das den Konsum hemmt; dann während 
der Vereinbarung eine gewisse Unsicherheit, und nach deren Zu- 
sammenbruch einen unvermuteten und unvermittelten Preissturz. 
Auf der anderen Seite sind die Kartelle im stände, die unfrucht- 
baren spekulativen Preistreibereien, sei es nach unten oder nach 
oben, mehr und mehr einzuengen." — 

Für die weitere Würdigung des Wesens und der Wirksamkeit 
der heutigen Untemehmerverbände gibt es verschiedene mass- 
gebende Gesichtspunkte, zunächst die Rücksicht auf die tech- 
nische und kommerzielle Förderung sowohl der gesamten Branche, 
als der gesamten Volkswirtschaft, anderseits die Rücksicht auf die 
Verschiebungen in den wirtschaftlichen Machtverhältnissen 
und in der sozialen Klassenbildung. 

In der erstgenannten, der technischen und kommerziellen Hin- 
sicht, kann das Urteil über die Kartelle keinen Moment im unklaren 
sein. Im allgemeinen erbringt jede Organisation für Produktion und 
Absatz gewisse naturgemässe Vorteile. Der Grundgedanke jeder kartell- 
mässigen Vereinigung ist der, die anarchische, ruinöse Konkurrenz 
einzuschränken, und zu diesem Zwecke der „Überproduktion" ent- 
gegenzutreten. 

Anders stellt sich die Sache hinsichtlich der beiden anderen 
Hauptpunkte: hier sind die Ziele und Wirkungen der Kartelle nicht 



-^ 30 — 

80 einheitlicher Natur, dass ein freisprechendes oder ein ver- 
dammendes Urteil klipp und klar über sie abgegeben werden könnte. 
Man muss vielmehr zwischen den einzelnen Arten von Kartellen, 
und zwischen den von der einzelnen Kartell-Leitung angewandten 
Mitteln unterscheiden. 

Zunächst ist vom allgemein volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus zu prüfen, ob das Zünglein der Wage sich zu Gunsten 
oder Ungunsten der Kartelle überhaupt und bestimmter Verbände 
im einzelnen neigt. Das hängt davon ab, ob 

1. der Einfluss der Kartelle auf den Gang der Produktion und 
des Vertriebs eine stetige Hebung der Produktions- 
und Konkurrenzfähigkeit der Branche, sowie eine 
stetige Verbilligung ihrer Erzeugnisse erzielt: 
damit wäre ein wirtschaftlicher Fortschritt und eine Kräf- 
tigung der internationalen Konkurrenzfähigkeit gegeben; 

2. die Stabilität der Produktion und des Absatzes 
durch sie gesichert wird; 

3. ihr Einfluss dem Konsum und dem grossen Publikum zu 
gute kommt (welch letzteren Punkt wir in dem nächstfolgen- 
den Abschnitt beleuchten). 

Die unter Punkt 1 vorangestellte Vervollkommnung in tech- 
nischer und kommerzieller Hinsicht wird, das unterliegt keinem Zweifel, 
durch den kartellmässigen Zusammenschluss — wie durch jede andere 
Organisation — erreicht. Die Kartellbildung wirkt direkt auf die Vervoll- 
kommnung der Produktions technik und auf eingehendere Spezia- 
lisierung hin: schon in der erzielten grösseren Stabilität liegt der 
Anreiz zu Betriebsverbesserungen, die innerhalb der Kartellzeit vor- 
genommen werden können.* Besonders deutlich tritt dieser Vorteil 
der Betriebs-Spezialisierung bei der Vertrustung der amerikanischen 
Industrie hervor : die Verschmelzung der einzelnen Betriebe hat hier 
die Spezialisierung bis in das kleinste Detail, von der Organisation 
der technischen und kaufmännischen Leitung bis zu der Arbeitsmethode, 
der Arbeitsmaschine, der Ausbildung des Arbeiters ermöglicht und 



* Auf der anderen Seite ist es auch denkbar, dass durch die Ausschaltung 
der Konkurrenz und die damit eintretende Aufhebung des Einzelrisikos die Fabrik 
zum Renteninstitut gemacht, jedem Teilnehmer ein gewisser Ertrag seines Unter- 
nehmens gesichert, und der Trieb des Vorwärtsstrebens lahmgelegt wird. Es 
ist eine wesentliche Schattenseite der Kartellbewegung, dass sie für die persön- 
liche Initiative der Verbandsmitglieder, wie für die persönliche Kraft der 
kleinen Konkurrenz den Spielraum immer mehr einengt. 



- 31 ~ 

gefördert.* Darin liegt die Erklärung für die anerkannten Erfolge 
der amerikanischen Industrie, die sie in Bezug auf die Betriebs- 
ergebnisse, die Produktionskosten, die Verbesserung der Qualität und 
die Steigerung ihres Absatzes im Inland und auf dem Weltmarkt er- 
zielt hat. Ein anderes Beispiel bietet unsere chemische Industrie, 
deren Streben nach technischen Fortschritten mustergültig ist, und 
die zugleich auch die grösste Zahl von Kartellen aufweist. Ein 
nicht zu unterschätzender Vorteil der Kartellierung für grosse In- 
dustrien beruht ferner in dem eigenen Besitze hinlänglicher Roh- 
materialien und der dadurch gesicherten genaueren und ruhigeren 
Kalkulation, in der Möglichkeit einer zweckmässigen Organisation 
und Verteilung der Arbeit auf die zugehörigen Werke nach ameri- 
kanischer Methode. Namentlich den amerikanischen Trusts rühmt 
man nach, dass sie unverzüglich viele kleine Betriebe, die sich 
wegen Mangels an genügenden Mitteln nicht ausdehnen oder auch 
nicht halten konnten, methodisch zu einem grossen Ganzen ver- 
einigt haben, femer dass sie sich der neuesten technischen Hilfs- 
mittel bedienten, dass sie die Menschenkraft durch Dampfkraft und 
durch Elektrizität in ausgiebigster Weise unterstützten oder, wo 
es anging, gänzlich ersetzten. Weitere Vorteile liegen in der Or- 
ganisierung des Bezugs und Vertriebs, ferner darin, dass tiberflüssige 
Frachtkosten erspart werden und der Zwischenhandel da ausgeschaltet 
wird, wo er überflüssig ist. Eine rationelle Pflege des Exports 
ermöglicht die Ausdehnung der Produktion, das Kapitalrisiko ver- 
mindert sich erheblich.** Der nordamerikanische Eisen- und Stahltrust, 



* Beim Stahltrust z. B. sind aus den Betriebsbeamten der Werke ver- 
scliiedene Kommissionen gebildet worden, welche sozusagen „vergleichende Erfor- 
schung der Betriebsergebnisse" treiben und die einheitliche Einführung anerkannt 
guter Maschinen und Methoden veranlassen. Jedem Fachmanne ist klar, welche ge- 
waltige Bedeutung für die Vermehrung der Erzeugung und die Verminderung 
der Betriebskosten eine solche Kontrolle der einzelnen Werke hat. Nach der 
Annahme massgebender Personen wird in dieser einheitlich organisierten Ver- 
minderung der Erzeugungskosten für die Zukunft die stärkste Waflfe der United 
States Steel Corporation für den Wettbewerb im In- und Auslande liegen. 

** Bis zu welchem Grade die Anpassung von Angebot und Nachfrage 
durch die systematische Kombinierung aller einzelnen Zweige einer Industrie 
und aller für einen Artikel erforderlichen Operationen verfeinert werden kann, 
zeigt wiederum der Stahltrust. Ein solches Riesenetablissement, das eigene Älinen 
an Erzen und Kohle zur Gewinnung seines Rohmateriales hat und dieses auf 
eigenen Eisenbahnen und eigenen Dampfern zu eigenen Hochöfen befördert, 
dann aus diesen Halbfabrikaten in eigenen Betrieben alle Produkte der Eisen- 
und Stahlbranche herstellt und durch eigene Transportmittel und Verkaufs- 
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der 5400 Mill. Mark Kapital repräsentiert, der nahezu die gesamte 
Eisen- und Stahlproduktion und alles, was damit zusammenhängt, in 
der Hand einer Zentralleitung vereinigt, stellt eine Organisation dar, 
welche die Sozialisten früherer Jahrzehnte als ihr Ideal, oder genauer: 
als die Übergangsform zu ihrem „Endziel" erträumt haben. 

Ein weiterer Vorteil für die Gesamtwirtschaft liegt in dem 
unter Punkt 2 gedachten Einfluss der Kartelle: Bei der gross- 
industriellen, nur auf den Massenabsatz hinarbeitenden Produk- 
tionsweise kommt sonst die Rücksicht auf den vorhandenen Be- 
darf erst in zweiter Linie in Anschlag, und jede Besserung 
des Absatzes wird zum voraus eskomptiert. Infolgedessen eilt 
bei jedem Aufschwünge die Produktion regelmässig dem Konsum 
voraus, naturgemäss tritt alsdann eine Absatzkrise ein. Gegen- 
über dieser „Anarchie" aber das Gleichgewicht zwischen Pro- 
duktion und Konsum herzustellen und zu erhalten, sowie auch 
Preisschwankungen zu mildern und Krisen vorzubeugen, ist ein 
rationeller wirtschaftlicher Zweck. Vom nationalen Standpunkt 
aus ist es für die kartellierte Branche, wie für den Konsu- 
menten und die ganze Volkswirtschaft ein Vorteil, wenn grössere 
Schwankungen von der Produktion und den Preisen ferngehalten 
werden, und eine gewisse Stetigkeit und Gleichmässigkeit erreicht 
und gesichert wird; denn alle Zuckungen im Wirtschaftsleben rufen 
weitreichende Störungen hervor. Das ideale, wenn auch nie erreich- 
bare Ziel der Kartelle sollte die Herstellung eines Zustandes sein, bei 
dem die Produktion gerade verbraucht und der gesamte Bedarf 
befriedigt wird, die vorhandenen Arbeitskräfte beschäftigt sind und 
der Warenpreis wie der Arbeitslohn eine solche Höhe innehalten, dass 
dem Unternehmer ein angemessener Verdienst, dem Arbeiter eine 
befriedigende Lebenshaltung möglich ist. 

In diesem Sinne stellen die Kartelle eine an sich durchaus 
berechtigte und notwendige Organisationsform der modernen Volks- 
wirtschaft dar. 



stellen auf den Weltmarkt bringt, ist ein so völlig in sich abgeschlossenes 
Industriesystem, dass es keinen Platz für Vermittelung irgendwelcher Geschäfte an 
der Börse nötig hat. Durch eine derartige Systematisierung werden die wirt- 
schaftlichen und wertvollen Leistungen der Börse — als eines Handelsinstitutes — 
entbehrlich, und das wirkliche Geschäft von dem blossen Hazardspiel 
glatt und reinlich geschieden (vergl. „Export" vom 6. November 1902, S. 606). 



— 33 — 

2. Verschiebung des Machtverhältnisses zwischen dem 
Kapital einerseits, den Abnehmern, Konsumenten und 

Arbeitern anderseits. 

a) Der Gegensatz zwischen der Tl^orie und der landläufigen Anschauung. 

Die Voraussetzung für die Anerkennung der Produktivität und 
der wirtschaftlichen Berechtigung der Kartelle besteht darin, dass ihre 
Wirksamkeit — insbesondere der Vorteil der Produktions- Verbilligung 
— schliesslich auch den Konsumenten zu gute kommt. 

Das gilt namentlich hinsichtlich der Rohmaterialien. Von 
jeher galt ein niedriger Preisstand und die fortschreitende Verbilligung 
des Feuerungs- und Rohmaterials als die erste Voraussetzung für die 
Prosperität und den Fortschritt eines Landes. Der Einpfennigtarif 
(für Kohle) war früher jahrzehntelang das ideale Ziel einer fort- 
schrittlichen Eisenbahnpolitik. Was nützt aber der billige Eisenbahn- 
tarif, wenn der Grundpreis künstlich hochgehalten wird?* 

Eine entscheidende Frage ist daher: welcher Klasse kommt 
der eben geschilderte, in der Kartellierung sich darstellende wirt- 
schaftliche Fortschritt zu gute? Auf der einen Seite stehen die 
grosskapitalistischen Unternehmer , auf der andern Seite die Arbeiter 
und Konsumenten, d. h. die Abnehmer und Kunden, das grosse Publi- 
kum. Der ideale Zustand wäre, dass jedem der ihm zukommende 
Teil ausgemessen wird. In Wirklichkeit aber nimmt die besten 
Früchte des Fortschritts vorerst die Kartellleitung für sich weg; für 
die ihr gegenüberstehende tausendköpfige zerspUtterte Menge lässt 
sie nur spärliche Reste übrig. 

Dieser Befund stimmt mit der Theorie nicht überein. Nach 
ihr müssen, wie beim technischen, so auch bei diesem organi- 
satorischen Fortschritt die Früchte naturnotwendig den anderen 
Anwärtern allmählich auch zu gute kommen. Vorerst aber betrachten 
sie sich — allerdings nur wegen des „lucrum cessans", d. h. weil 
sie noch nichts oder nur wenig in die Hand bekommen haben — 



* Bei Artikeln, die einen stufenweisen Produktionsprozess durchmachen, 
besteuert die Urproduktion (Kohle und Erze) und die Rohbearbeitung (Ver- 
hüttung) von Stufe zu Stufe das Halbfabrikat; der Besteuerung können sich die 
Walzwerke, Maschinenfabriken u. s. w. nur entziehen, wenn sie, wie die Trusts, 
selbst Hütten- oder Kohlenwerke erwerben, oder eine Einkaufsvereinigung bilden. 
Aber auch der Weg der gütlichen Vereinbarung wurde schon vor einem Jahr- 
zehnt in der schlesischen Eisenindustrie versucht: die Roheisenpreise werden nicht 
ohne Anhörung der Walzwerke festgestellt. Ein Weltkrieg, wie W. Berdrow 
meint, braucht aus diesem Preiskampf der Kartelle noch lange nicht zu erwachsen. 

F. 0. Haber, Die KarteUe. 3 
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als verkürzt; die Zwischenhändler erleiden sogar tatsächliche 
N-achteile. Das Publikum tritt dieser Frage der „Distribution" 
schon von Anfang an mit dem Vorurteil entgegen, dass die Unter- 
nehmerverbände lediglich die selbstsüchtige Ausbeutung des Gegen- 
parts im Auge hätten und durch nichts in Erreichung dieses 
Zwecks gehemmt seien. Tatsächlich hat anfangs auch vielfach ein 
Missbrauch der Übermacht stattgefunden. Es lässt sich aber ein- 
wenden, dass all das nur Kinderkrankheiten gewesen seien, die den 
Anfängen jeder Entwickelung anhaften, dass mehr aus Verkennung 
der allgemeinen Lage, als aus Gewinnsucht und mit Bewusstsein 
gefehlt worden sei und wohl auch noch ab und zu gefehlt werde. 

So wird die Abwägung dessen, was nur vorübergehender Natur 
ist und was Dauer und Bestand hat, sowie die weitere Abmessung 
der direkten Schädigung und der indirekten allgemeinen Vorteile zu 
einer verwickelten Frage. 

Schon bei einer oberflächlichen Betrachtung zeigt sich: Man 
kann die Kartelle angreifen, indem man ihnen vorwirft, die Preise 
zu treiben, oder indem man sie beschuldigt, die Konkurrenz zu unter- 
drücken. Wer ihnen beides vorwirft, legt in jede Schale der Wage 
ein gleiches Gewicht und hebt — da ungerechtfertigt hohe Preise 
naturnotwendig neue Konkurrenz allmählich hervorrufen — seine 
Gründe selbst auf. Das gleiche gilt, wenn man gleichzeitig behauptet : 
es liege in der Natur der Kartelle begründet, dass sie Eintagsfliegen 
seien und eine raubbauartige Augenblickspolitik treiben. Bei näherer 
Prüfung findet man das gerade Gegenteil : die Kartelle im allgemeinen 
sind auf eine konservative Preispolitik angewiesen und haben Be- 
stand, soweit sie sich der systematischen Preistreibereien enthalten; 
die anderen — darüber liegt eine mehr als jahrzehntelange Erfah- 
rung vor — gehen zu Grunde. 

Was als Folge der Kartellbewegung am meisten in die Augen 
tritt, das ist die Verschiebung des Machtverhältnisses zwischen 
Kapital und Arbeit, zwischen den Produzenten und Konsumenten, 
das ist die dreifache Übermacht des Kartells : 1 . gegenüber den 
Konsumenten (d. h. die monopolartige Macht über Markt und 
Preise), 2. gegen die „Aussenseiter" (d. h. gegen die kleine und 
junge Konkurrenz); 3. die Übermacht den Arbeitern gegenüber. 

Das Kartell erlan'gt und besitzt in seiner Organisation eine 
Macht, die — wie jede menschliche Einrichtung — missbraucht 
werden kann, und namentlich in den ersten Jahren tatsächlich auch 
missbraucht worden ist. 



— 35 — 

Die Frage ist nun : inwiefern sind die Kartelle der Versuchung 
zum Missbrauche ihrer Macht auch tatsächlich erlegen? 

Ob den Nächstbeteiligten der Vorteil des Fortschritts nicht 
oder nicht voll zukommt, ist je nach den einzelnen Ge- 
werbszweigen und Unternehmerverbänden ganz verschieden, zu- 
dem naturgemäss auch schwer nachzuweisen. Der Theorie nach 
verhält es sich mit diesem Organisationsfortschrifct ähnlich, wie etwa 
mit dem vor sieben Jahrzehnten aufgekommenen technischen Fort- 
schritt der Maschinenindustrie oder dem des Transportgrossbetriebs: 
tatsächlich wurden damals nur wenige direkt geschädigt, der 
Hauptnachteil bestand in der Untergrabung der selbständigen Existenz 
der Abnehmer und Arbeiter und in der zunehmenden Unsicherheit 
ihrer Existenz. 

Inwieweit die oben dargelegten Möglichkeiten sich in die Wirk- 
lichkeit umgesetzt haben, dafür bietet das Urteil der Wissenschaft und 
das Verhalten der praktischen Geschäftswelt wie der öffentlichen 
Meinung einen gewissen Anhaltspunkt. 

An der Geschichte und dem heutigen Stand der Unternehmer- 
verbände, wie dem Urteil der sachverständigen Kreise lässt sich deut- 
lich verfolgen, wie beides, die Art und Methode der Kartellleitungen 
und die Anschauungen hierüber, eine wesentliche Wandlung durch- 
gemacht haben. Manche Vorurteile haben sich als unbegründet, 
manche Ausschreitungen als nur vorübergehende Übergangserschei- 
nungen einzelner Kartelle erwiesen. 

Anfänglich erblickte alle Welt in den Millionen- Gründungen nur 
die Organisierung eines Beutezugs, ähnlich demjenigen, wie ihn im 
16. Jahrhundert Konrad Roths Pfefifer-Ring in Augsburg darstellte. 
Auch mit den neuzeitlichen Spekulations-Ringen (Kupferring von 1888) 
und Corners wiesen sie eine verdächtige Verwandtschaft auf; man 
setzte voraus, sie hätten lediglich die Besteuerung der Bevölkerung 
für das internationale Kapital zum Zweck Schon 1889 führte der 
Abg. Reichensperger im Reichstag aus, dass die Grossindustriellen 
einen unverantwortlichen Missbrauch mit dem Koalitionsrecht trieben ; 
dagegen solle das Reich drakonische Gesetze erlassen. 

Man erkannte damals noch nicht und übersieht es auch heute 
noch vielfach,* dass zwischen dem spekulativen Aufkauf von Stapol- 
artikeln, wie er schon durch das Reichsedikt von 1548 verboten 
worden ist, oder dem Rohstoff-Ring einerseits und dem Kartell ander- 



* So bei May, Wirtschaft skr iscD, 1902, S. 57-66. 
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seits ein wesentlicher Unterschied besteht. Die Knappheit nämlich, 
welche sich bei den Börsenartikeln (ürprodukten und Metallen) auf 
künstlichem oder naturgemässem Wege, z. B. bei einer Fehlernte, 
einstellt, ist bei den beliebig vermehrbaren Fabrikaten, namentlich 
der Veredelungsindustrie, ausgeschlossen. Bei dieser Sachlage können 
die Teilnehmer der Ringe und Corners lediglich die vorübergehende 
Ausbeutung einer Notlage im Auge haben und zu solchen Zwecken 
vorübergehende Vereinigungen bilden; beim Kartell dagegen 
sind es Produzenten, die auf eine ständige Verbindung mit ihren 
Abnehmern und auf eine Preisbemessung sich angewiesen sehen, 
welche dauernde Beziehungen sichert. 

Diese theoretische Voraussetzung will allerdings mit der Praxis 
nicht stimmen. In der Theorie sollte die kartellmässige Organisation 
sowohl eine allmähliche Preis-Ermässigung erbringen, als auch einen 
Damm gegen Krisen bilden. Bisher aber traf dies nur für den Fall 
zu , dass die Verbände mit der Möglichkeit einer Konkurrenz und 
infolgedessen mit der natürlichen Preisbildung zu rechnen hatten. 
Wie sich einmal die Lage gestalten wird, wenn z. B. der Petrolring 
den ganzen Markt in der Hand hat, ob er dann nicht — sofern 
nicht die Konkurrenz der anderen Beleuchtungsarten (Kerzen, Spiritus, 
Gas, Elektrizität) im Wege steht — Monopol- und Notpreise diktiert, 
liegt in der Zukunft Schoss. Verfolgt man die neuere Geschäfts- 
gebarung beispielsweise der grossen Syndikate in der Schwer-Industrie, 
so findet man, wie sie ihre Macht rücksichtslos gebrauchen, um 
die Kundschaft und aussenstehende Konkurrenten in ihren Bann- 
kreis hineinzuzwängen, und um Preiserhöhungen aufrecht zu erhalten, 
die sich weder durch höhere Betriebskosten, noch durch die Markt- 
lage rechtfertigen lassen. Gerade im Hinblick auf diese Beherrschung 
des Marktes durch einzelne Kartelle wird von manchen, namentlich 
in den Kreisen der Fertigindustrie, der Stab über alle gebrochen, 
und femer, in Übereinstimmung mit manchen Sozialisten, z. B. Bern- 
stein, die kartellmässige Organisation, anstatt als eine Gegenkraft, 
als eine Ursache von Krisen angesehen. 

In der Tat ist es denkbar, dass das eine oder andere Kartell 
nicht zur Verhinderung einer Krise, sondern im Gegenteil zu deren 
Beschleunigung und Verschärfung beiträgt. Kartelle sind nämlich 
in höherem Masse als kleinere Betriebe der Versuchung ausgesetzt, 
in Zeiten des Aufschwungs (unter Erweiterung der Grenzen ihrer 
bisherigen Absatz - Kontingentierung) sich in Anlage und Betriebs- 
erweiterung zu übernehmen und hierdurch eine Überproduktion, ander- 
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seits in Zeiten der Geschäftsflaue eine Unterkonsumtion dadurch 
herbeizuführen, dass sie die Inlandpreise hochhalten und die Aus- 
fuhrindustrie durch billige Lieferung von Rohstoffen an das Ausland 
hemmen. Diesen Fehler haben im Jahre 1901/02 einfiussreiche 
Syndikate, z. B. das Kohlen- und das Kokssyndikat, gemacht. Einen 
beachtenswerten Gegensatz hierzu bildete die besonnene Masshaltung 
des Soda-Syndikats. 

Gerade hinsichtlich der Sicherung der Stabilität, welche als 
der Hauptvorzug der Kartelle gerühmt wird, zeigte sich in den letzten 
Monaten nach dem Eintritt des gegenwärtigen wirtschaftlichen Rück- 
schlags die Schattenseite der künstlichen Regelung insofern, als die 
Syndikate in der Preisbewegung den naturgemässen Rückgang 
hemmten. Das erschwert die Erholung, weil ihre Abnehmer, die 
verarbeitenden Industrien, wie sich derzeit bei der Maschinen- und 
Kleineisenindustrie deutlich zeigt, mit Selbstkosten belastet werden, 
die den heutigen Verhältnissen nicht mehr entsprechen, und die von 
ihren Konkurrenten ausserhalb der von den Syndikaten beherrschten 
Produktionsgebiete nicht in gleicher Höhe getragen werden müssen. 

Eine andere Gefahr erwächst daraus, dass immer mehr 
Zwischenglieder ausgeschaltet, und die verschiedenartigsten 
Betriebe in ein Riesenunternehmen zusammengefasst werden. Die 
Folge ist, dass Schwankungen in der Geschäftslage und den Preisen 
sprungweise, unvermittelt und unerwartet eintreten. Das Land der 
meisten Kartelle (Nordamerika) hat die schroffsten Wechsel der Kon- 
junkturen, die höchsten Booms, die tiefsten Depressionen. 

Hier wie in anderen Punkten ergiebt sich zwischen der Theorie 
und der landläufigen Anschauung über die Kurzsichtigkeit und Selbst- 
sucht der ünternehmerverbände ein Widerspruch, der sich nur durch 
den Tatsachenbeweis lösen lässt. Einen solchen aber zu erbringen^ 
ist vorerst wegen des Mangels des erforderlichen Tatsachenmaterials 
unmöglich. 

Eine sehr abweichende Beurteilung findet vor allem die Theorie, 
wonach ein Gegengewicht gegen die Versuchung zum Missbrauch der 
Übermacht darin liege, dass in jeder Überforderung, in jedem Über- 
mass des Preises und Gewinnes an sich vier hemmende Momente 
unmittelbar enthalten sind: der Anreiz zur Einführung von Surro- 
gaten, oder zur Neugrün düng von Konkurrenz-Unternehmungen, 
oder zur Einschränkung des Konsums oder schliesslich auch 
zur Wegverlegung der Werkstätten z. B. an eine Wasserstrasse, 
wo sie dem Bannkreis gewisser Syndikate entrückt sind. Dass diese 
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Kücksichten die Preispolitik der deutschen Kartelle beeinflusst haben, 
wurde bei der Enquete des „Vereins für Sozialpolitik" von 1894 
ausdrücklich hervorgehoben. Die gleiche Beobachtung konstatiert 
auch der amerikanische Enquetebericht. 

Geht man der Phrase der Monopolisierung näher auf den Grund, so 
findet man, dass auch die mächtigsten Trusts, so namentlich auch der 
Petrol-, der Eisen- und der Stahltrust nur einen Teil der Gesamtproduk- 
tion beherrschen und gegen eine Konkurrenz verschiedener Dutzend 
kapitalkräftiger Gesellschaften zu kämpfen haben. So wurden z. B. 
im Jahre 1901 in Nordamerika allerdings ungemein viele Trusts 
gegründet, die ein Kapital von nicht weniger als 2800 Mill. Doli, re- 
präsentierten. Daneben aber erstanden ihnen Konkurrenzgesellschaften, 
in welchen ein Kapital von 173 Mill. Doli, und Einzelunternehmungen, 
in welchen ein solches von 980 Mill. Doli, angelegt wurde. Immer 
wieder sind „Independents", unabhängige Werke und Firmen da, 
welche den Wettkampf fortsetzen oder neu aufnehmen; je besser 
der Trust rentiert, je höhere Gewinne und Preise er hat, um so 
rascher ersteht ihm eine Konkurrenz. (Von der Gesamtproduktion 
des Landes kontrolliert oder verarbeitet der Stahltrust 43, der Pe- 
troltrust 65, der BaumwoUöltrust 70, das Spritsyndikat 80, das 
Zuckersyndikat 85, der Cigarettentrust 90®/o.) 

Ferner hat die neuere Erfahrung die Trustleitungen in 
ihrer Preisgestaltung gewitzigt.* So gewiss über die Richtigkeit der 



* Schon vor 14 Jahren wurde von einem Berichterstatter der Schweid- 
nitzer Handelskammer (Jahresbericht pro 1888/89) in zutreffender Weise aus- 
geführt: „Die Kartelle sind noch zu sehr von dem Streben, momentane Gewinne 
ohne Kiicksicht auf die weitere Eiltwickelung der betreffenden Fabrikation zu 
erzielen, beeinflusst. Es fehlt den meisten noch an leitenden Persönlichkeiten, 
welche die Weltlage der ganzen Fabrikation zu übersehen vermögen ; übertriebene 
Preiserhöhungen fördern noch allzu sehr neue Fabrikationsstätten und schliesslich 
werden die Geldsummen, welche einzelne Koalitionen zu ihrer Aufrechterhaltung 
erfordern, noch immer unterschätzt. Trotzdem werden sie immer wieder und 
wieder versucht werden; die Notlage, in welche einzelne Industrien infolge 
schrankenloser Konkurrenz geraten, ist zu gross. Allein sie werden allmählich 
vorsichtiger, mit grösserer Sachkenntnis gebildet werden; der Missbrauch, der 
von einzelnen in einer zu grossen Preiserhöhung, in einer übermässigen Gewinn- 
realisierung getrieben worden ist, wird seltener stattfinden. Das Bewusstsein der 
Solidarität unter den Fabrikanten derselben Waren wird immer mehr wachsen, 
und schliesslich dürften sie doch einen wesentlichen Eiufluss auf die Preisbildung 
ausüben, namentlich wenn sie ihr Hauptaugenmerk auf die Verminderung oder 
eine dem Verbrauche angemessene Regulierung der Produktion richten. Ver- 
einigungen, welche lediglich eine Steigerung der Preise bezwecken, ohne darauf 
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Preiskalkulation schliesslich, wie wir gesehen haben, der Erfolg ent- 
scheidet, so gewiss musste der Misserfolg auch ein guter Lehrmeister 
sein ! Anfangs allerdings versuchten die Trusts z. B. bei Petroleum 
Zucker, Drahtstiften u. s. w. Monopolpreise durchzusetzen. Aber sie 
machten in den 80er Jahren eine ähnliche Erfahrung wie diejenigen 
deutschen Kartelle, die nur auf Preiserhöhung bedacht waren und 
welche alle nach kurzer Frist zu Grunde gegangen sind : mit dem 
Druck auf die Konsumenten nahm in gleichem Masse der Anreiz 
für die Bildung neuer Konkurrenzunternehmungen zu. Ohnehin 
ruft bei dem rastlos kühnen Unternehmungsgeist der Amerikaner 
jede Trustgründung sofort das Projekt eines Anti-Trust hervor. Auf 
Grund dieser Erfahrung werden Exzesse in der Richtung des Preis- 
wuchers immer seltener. Schon 1888 nahm der Petrolring von einer 
Erhöhung des Preises für gereinigtes Petroleum Umgang, obgleich 
er dadurch Einbussen erlitt („Export" vom 13. Nov. 1902, S. 618); 
der Petrolpreis hielt sich bisher, wie wir in Anl. I nachweisen, auch in 
Deutschland auf massiger Höhe. Ebenso hielt 1902 der Stahltrust, 
ungeachtet der kolossalen Nachfrage, den Preis auf 28 Doli., während 
er vor der Gründung des Trusts über 30 Doli, stand. Wie Havemeyer 
und Schwab, die Leiter der mächtigsten Trusts, versicherten, gehören 
heute Ausschreitungen zu den Ausnahmen. Beweis dafür ist, dass 
die bekannte Erscheinung des allgemeinen Preisrückgangs durch die 
amerikanische Trustbewegung nicht aufgehalten worden ist, sondern 
sich in gleichem Tempo wie in der Alten Welt fortgesetzt hat. 

An einer kurzlebigen Brandschatzung des Publikums konnte 
auch den auf Stabilität und lange Dauer angewiesenen Trusts 
wenig gelegen sein. Eine solide Preispolitik, die auch den Kon- 
sumenten einen Anteil an den Ersparnissen der kartellmässigen Pro- 
duktionsweise zukommen Hess, und ein gutes Renommee, lag im wohl- 
verstandenen Interesse der Leitungen. So gilt heute für sie, ohne 
dass sie sich viel um die gesellschaftliche Moral und die volkswirt- 
schaftliche Theorie kümmern , durchweg die nationalökonomische 
Maxime: „Auf die Dauer wird ein höherer Reingewinn nicht durch 
Preisüberforderung, nicht durch den geringeren Absatz zu höheren 
Preisen, sondern durch den grösseren, rascheren Umsatz zu normalen 



Rücksicht zu nehmen, ob es nicht möglich ist, die verteuerten Fabrikate ander- 
weitig herzustellen, können wohl vorübergehend einen grösseren Nutzen abwerfen, 
auf die Dauer werden sie jedoch eher schädlich als nützlich werden, weil dieser 
erhöhte Nutzen stets neue Produktionsstätten hervorrufen wird und diese dann 
eine um so schwerere Konkurrenz ausüben werden." 
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Preisen erzielt. Auf die Dauer kann der Produzent einen auskömm- 
lichen Gewinn nicht erzielen, wenn er nicht das Interesse des Käufers 
ebenso sorgfältig wahrt, wie sein eigenes. Über einem Augenblicks- 
profit steht im Werte die Sicherung einer dauernden Kundschaft und 
damit der Quelle eines normalen ünternehmereinkommens." Macht 
ein Trust von seiner Macht, Monopolpreise zu diktieren, einen un- 
klugen Gebrauch, so gräbt er sich selbst das Grab. Diese Erfahrung 
zwingt die Trainierung zu einer grosszügigen, weitherzigen Geschäfts- 
moral. „Hohe Löhne und niedrige Preise" ist heate das — kon- 
servative — Ziel für die rationelle Trust-Leitung; sie sucht den 
Höchstgewinn nicht mehr durch Preisüberforderung oder Lohndruck, 
sondern durch eine billigere und grössere Produktion und durch 
Steigerung der Nachfrage zu erreichen. So stellt sich auch ohne die 
Konkurrenz im praktischen Leben allmählich die „Harmonie der 
Interessen« ein. 

All das wird, wenigstens von den Amerikanern selbst, die aller- 
dings darin nicht verwöhnt sind, ihren Trusts nachgerühmt. Ähn- 
liche Erfahrungen hat man auch bei den viel weniger mächtigen 
deutschen Kartellen gemacht. „Wenn ein Kartell," konstatiert die 
„Rheinisch -Westfälische Zeitung", „ungebührlich grosse Gewinne 
macht, so reizt dies zur Konkurrenz; nirgends entstehen so viel 
neue industrielle Werke als da, wo ein Kartell ordnend eingreift. 
Selbst bei sehr massigen Gewinnen wird schon die Erwartung, dass 
der Produktionszweig sachte und stetig arbeiten kann und keinen 
Erschütterungen ausgesetzt ist, stark antreibend zur Vergrösserung 
und Neüerbauung von Fabriken u. s. w. wirken. Es ist doch zweifellos, 
dass jedes freie Kapital, vor die Wahl gestellt, sich in ein lohnendes, 
sicheres unternehmen oder in ein gefährliches, unlohnendes zu werfen, 
sich für ersteres entscheidet. Ein lehrreiches Beispiel ist das Zement- 
syndikat, welches schliesslich die Erzeugung den Verbrauch um 100 ®/o 
übersteigen sah." 

Neben dem wohlverstandenen Eigeninteresse der Kartell- und 
Trustleitungen bewirkt aber auch noch ein anderes Moment die 
selbsttätige Regulierung ihres Gesamtverhaltens : Die Vertrustung 
(ihrer Preispolitik) verschafft den vereinigten Fabriken einen ähn- 
lichen Vorsprung, wie etwa die Anschaffung neuer Maschinen; die 
vollkommenere Organisation leistet hier so viel, als die 
vollkommenere Technik. Deshalb pflegt die Konkurrenz wie durch 
Anschaffung neuer Maschinen seitens ihrer Konkurrenten, ebenso 
durch deren Association zum Zusammenschluss gezwungen zu werden. 



— 41 — 

Schon aus diesem Grunde ist, noch ehe der Trust einregistriert ist, 
gewöhnlich auch schon die Bildung eines Antitrusts im Gange; ein 
Keil treibt den anderen. Die Aufnahme des Wettkampfes ist auch 
nicht so gewagt, als es auf den ersten Anblick erscheinen möchte. 
Denn was den ünternehmergewinn schafft und sichert, das ist — 
man kann dies an der Geschichte einer jeden Aktiengesellschaft 
deutlich verfolgen — weniger das Kapital als der leitende Kopf. 
Dem 6 Milliarden-Stahltrust stehen Trusts mit nur 60 und Einzel- 
Unternehmungen mit nur 6 Mill. Mark gegenüber, die höhere Divi- 
denden abwerfen als das Riesenunternehmen und dasselbe immer 
wieder zu Preis-Konzessionen zwingen. Die Konkurrenz wird daher 
auch aus diesem Grunde durch die Vertrustung nicht ausgeschaltet, 
sondern nur in eine andere, stärkere Form (des Antitrusts) übersetzt. 

Im Hinblick auf alle diese Erfahrungen hielten wir oben den 
Vorwürfen wegen der Oberherrschaft des Kapitals und der Preistreiberei 
entgegen: wer zugleich behauptet, es würden durch die Kartelle 
die Preise getrieben und die Konkurrenz unterdrückt, behauptet zu 
viel und schiesst über das Ziel hinaus. — 

Es ist merkwürdig, dass das sogenannte Gesetz von der selbst- 
tätigen Regulierung und Wiederherstellung der Interessenharmonie 
gerade auf demjenigen Gebiete, bei dem man ohne weiteres voraus- 
setzt , dass es den Gnadenstoss erhalten werde , im Gegenteil — 
wie wir dargetan haben — eine unerwartete Bestätigung und Stütze 
findet. Diese Erfahrung, in Verbindung mit den anderen, oben 
schon hervorgehobenen Beobachtungen, ist geeignet, auf das ver- 
wickelte Konkurrenzproblem ein aufhellendes Licht zu werfen : Die 
Kartellbewegung bildet, wenn sie gleich sich bestimmungsgemäss 
gegen die Übertreibungen der Konkurrenz richtet, trotzdem, oder 
besser : gerade wegen der Beschränkung vieler Übertreibungen anstatt 
einer Widerlegung im Gegenteil die Bestätigung der Lehre: dass 
heutzutage die Bewegungs- und Verkehrsfreiheit auf dem gewerb- 
lichen und Handelsgebiete die dem Fortschritt, der Hebung der 
Produktivkräfte . und der Produktion dienlichste Maxime darstellt. 
Aber diese Maxime ist nicht ein absolutes Ideal. Nicht jeder Wett- 
bewerb wirkt produktiv und fördernd ; mancher ist — zumal in der 
Übertreibung — ruinös. Man kann daher an dem Prinzip der freien 
Konkurrenz nicht starr festhalten; gegen die in ihrem Gefolge be- 
findlichen Übel vermag aber gerade die Kartellierung eine wirksame 
Abhilfe zu sein. Durch die Einschränkung der Übertreibungen wird 
somit das Prinzip selbst nicht gefährdet, sondern gefördert. 
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Angesichts dieser Erfahrung drängt sich der alte Schulstreit über den 
Altruismus und Egoismus, die „Nächsten- und Fernstliebe'^ im Nietzscheschen 
Sinne auf. Wenn z. B. ein Trust rein aus egoistischen Gründen die Arbeiter 
und Konsumenten berücksichtigt, so sichert er damit zugleich die „Glückselig- 
keit der Allgemeinheit" (wie die Benthamsche Formel lautet). Und im Wett- 
bewerb wird auf die Dauer ein solcher weitsichtiger, im eigenen Interesse auch 
dem anderen Teil gerecht werdender Egoismus — irrigerweise sieht man ihn 
als den Ausfluss der Sozialethik an — , weil er schöpferischer wirkt, den Sieg 
davontragen über den kurzsichtigen, einseitigen Egoismus. Gemeinschädlich ist 
nur der schwächliche, kleinliche, nicht aber der gesunde, kraftstrotzende Egois- 
mus, der auch dem anderen Teil, namentlich auch den Arbeitern, auf die Dauer 
mehr als alle Ethik nützt. Einen Tropfen ethischen Öls sollte zwar jede Ge- 
schäftslcitung in sich haben. Aber ein besserer Geschäftsführer — und zwar 
auch zum Nutzen der Arbeiter — als das ethische Gefühl, ist der klare Ver- 
stand. Daraus ergeben sich für die grundsätzliche Würdigung des Kapitals 
einige Gesichtspunkte, auf die wir unten zurückkommen. 

Der Grund , weshalb der Gegensatz zwischen der landläufigen 
Anschauung und der Theorie noch so wenig geklärt ist, liegt darin, 
dass, abgesehen von dem verschiedenen Verhalten der einzelnen 
Kartellleitungen, die Wirksamkeit der Kartellierung überhaupt nach 
Produktionszweig, Land und Recht, sowie nach den Ursachen und 
Stufen der Entwickelung sehr verschiedenartig ist. Die Bewegung ist 
noch in keiner Weise abgeschlossen und bietet noch kein abgerun- 
detes, einheitliches Bild dar. Die Folge von all dem ist, dass die 
Tatsachen und die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Gründe 
gegen und für die Kartellbewegung heute noch vorerst ein unent- 
wirrbares Labyrinth darstellen. Wollte sie einer zu dem Zweck gegen- 
einander abwägen, um zu einem entscheidenden Urteil zu gelangen, 
er würde dieses Ziel nie erreichen. Sicher ist nur das eine, dass 
ein zwingender Beweis für die Gemeingefährlichkeit der Kartelle 
überhaupt nicht erbracht werden kann. 

Sodann ergibt sich bei den einzelnen etwaigen Ausschreitungen 
die prinzipiell wichtige Frage: bilden sie eine besondere Zu- 
behör der kartellmässigen Organisation oder sind sie nicht 
vielmehr allgemein im Gefolge des Grosskapitals und Grossbetriebs? 
Diese Frage haben wir unten noch zu erörtern.* 



* Bei einem so aktuellen Thema, wie es heute die Kartellfrage ist, passt 
das nüchterne Abwägen nicht in den Lärm des Tages und des Parteigetriebes; 
manche Vertreter der öffentlichen Meinung müssen mit drastischeren Mitteln, 
namentlich auch mit der sittlichen Entrüstung arbeiten, die zugleich als ein 
geschickter Deckmantel für den Mangel an Sachkunde dient. Demgegenüber 
wird eine objektive Beleuchtung zu einer Art Mohrenwäsche. Wir wiederholen 
deshalb vorsorglich : den Kartellen im allgemeinen und vor allem jedem einzelnen 
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b) Die bisherige Kartellpolitik. 

Das Thema der Preisbildung hat man schon aus Anlass des 
Währungskampfes mit heissem Bemühen untersucht, ohne aber zu 
einem schlüssigen Beweis zu gelangen. Mehr wird man auch hin- 
sichtlich der Preisgestaltung durch die Kartelle nicht zu Tage fördern ; 
denn mit deren preiserhöhenden Wirksamkeit konkurrieren noch 
Dutzend Faktoren, die sich nicht trennen und in bestimmte Fächer 
einreihen lassen. Das jeweilige Verhalten der Kartelle selbst ist 
danach zu beurteilen, ob es im Einklang mit der allgemeinen Wirt- 
schaftslage und der voraussichtlichen Geschäftskonjunktur stand. Und 
das ist eine Frage der Wirtschaftspolitik und Geschäftskalkulation, 
des richtigen Masses, der richtigen, scharfsinnigen Beurteilung, des 
höheren Blickes, des Wagemuts, des Könnens, kurz von persönlichen 
Eigenschaften und Imponderabilien, die man nicht mit der Preis- 
statistik messen und nicht nach dem logischen Schluss beurteilen 
kann. Allerdings liegt im Hochzoll und in der Hochkonjunktur eine 
besonders starke Versuchung zur Ausbeutung des Publikums. Dazu 
kommt, dass den Kartellen ausser ihrem bestimmungsgemässen Ziele, 
angemessene Preise zu erlangen, schon von ihrer Finanzierung an, 
aber auch bei ihrer engen Verbindung mit dem Bankkredit und der 
für den Aktienkurs massgebenden Börsenstimmung ein stark speku- 
lativer Zug innewohnt, der namentlich für die amerikanischen Trusts 
wesentlich ist. 

Ein besonnenes Kartell -Direktorium jedoch wird dieser Ver- 
suchung, im eigenen Interesse des dauernden Bestandes des Kartells, 
widerstehen. Inwieweit dies tatsächlich der Fall gewesen ist, muss 
erst noch die reichsamtliche Enquete klarlegen. 

Wie durch die Trustbewegung in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika tatsächlich die Wirtschaftsverfassung und die Dynamik 
der Gesellschaft umgewandelt worden ist, darüber liegt seit zwei Jahren 
ein mustergültiger Enquete-Bericht vor : es ist der Bericht der 1898 
eingesetzten „Industrial Commission**, der zum erstenmal eine er- 



von ihnen haftet manches an, das zu wh'tschaftlichen und sozialen, vielleicht auch 
zu juristischen und politischen Bedenken Anlass gibt. Dass ferner tatsächlich 
Fehler von manchen Kartellen gemacht worden sind und heute noch gemacht 
werden, wird selbst von ihren Freunden zugegeben. Aber die Möglichkeit darf 
man nicht gleich als Tatsachen und blosse Einzelfälle nicht gleich als Kegel 
ausgeben, und wenn ein „Non Hquet" vorliegt, ist es Pflicht zu bekennen, dass 
man ein abschliessendes Urteil noch nicht gewinnen kann. 
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schöpfende, unparteiische, wahrheitsgetreue Schilderung gebracht hat. 
Die Enquete hat um so mehr Bedeutung, als heute Nordamerika 
gleichsam typisch ist wie es früher England war, dessen wirtschaft- 
liche Entwickelung dem Kontinent um Jahrzehnte vorauseilte — 
typisch in erster Linie auch in Bezug auf die Kartellbewegung. Dieser 
Bericht nun hebt die Schattenseiten gebührend hervor: insbesondere 
die Möglichkeit, den Markt für Rohprodukte und Halbfabrikate 
zu beherrschen, die Übermacht den Arbeitern gegenüber, die Ein- 
schränkung der Aussichten für den Angestellten, eine selbständige, 
unabhängige Lebensstellung in der Industrie zu erlangen, den 
herrschenden Nepotismus in der Verteilung der bestbezahlten Stel- 
lungen in den Trusts, endlich die Gefahr, dass diese gigantischen 
Gebilde überhaupt einen übermächtigen sozialen und politischen Ein- 
fluss gewinnen. Aber all dies betrachtet der Bericht als eine mehr 
nebensächliche Wirkung. Er legt im Gegenteil den Ton auf die 
unleugbare Herabsetzung der Produktions-, Lieferungs- und Reklame- 
kosten und sieht dies als eine Garantie für massige Preise an. 

Diese Tatsachen sind allmählich bekannt, und mehr und mehr 
anerkannt worden. Vielleicht hängt das bessere Verständnis da- 
mit zusammen, dass die Kartellfrage, die namentlich 1888/90 im 
Vordergrunde des öffentlichen Interesses stand, infolge der ruhigen 
Haltung der Verbände von da ab aus der öffentlichen Diskussion 
so gut wie verschwand. Erst in den letzten Jahren lenkten die 
Zolltarifkämpfe, die kurzsichtige oder ungeschickte Geschäftsführung 
verschiedener Syndikate und der wirtschaftliche Pessimismus über- 
haupt die öffentliche Aufmerksamkeit wieder dem Kartellproblem zu. 
Bezeichnend ist der Wandel, der sich in der öffentlichen Meinung der 
Vereinigten Staaten vollzogen hat. Ende der achtziger Jahre war 
das allgemeine Losungswort: „Nieder mit den Trusts!" Es gab 
keine politische Partei, welche sich von der feindlichen Gegen- 
strömung ausschliessen konnte; in 30 Staaten wurden Strafverbote 
gegen sie erlassen. Heute ist das Volk durch die Erfahrung zur Ein- 
sicht gelangt, dass die Trusts im grossen und ganzen nicht so gemein- 
schädlich wirken, als man anfänglich voraussetzte ; der Kampf gegen 
die Trusts nützt der demokratischen Partei nicht mehr viel, es ist 
ihr auch, wie sich bei dem Wahlkampfe von 1896 zeigte, nicht mehr 
recht ernst damit. 

Wenn es so mit den übel beleumundeten Trusts bestellt ist, 
so kann es mit den deutschen Kartellen auch nicht so gefährlich 
sein, als man allgemein voraussetzt. 
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Unter den deutschen Syndikaten sind die angefeindetsten das 

Kohlen- und Eisensyndikat. Was sie gefehlt haben, dokumentiert 

sich in den Durchschnittspreisen der beiden letzten Jahrzehnte und 

in folgender Kurve : 

(Preise für die Tonne in Mark): 

1881 1886 1888 1891 1896 1900 1901 

Eisen (Giessereieisen, Düsseldorf) . . 73,3 51,9 — 71,2 65,3 101,4 76,9 

Steinkohlen (Flammkohlen, Saarbrück.) 7,7 7,9 7,5 10,4 5,4 11,9 12,8 

Auch die Dortmunder Kohlenpreise stellten sich bis 1898 so 
ziemlich stabil, erst mit der Hochkonjunktur stiegen sie im Jahre 
19(X) auf 13,6 bis 24 Mk., behaupteten allerdings diese Preishöhe 
auch im Jahre 1901, als der Bedarf nachliess. Generalsekretär 
M. Bueck führte zur Rechtfertigung des Verhaltens des Rheinisch- 
Westfälischen Kohlen Syndikats, des mächtigsten aller bestehenden 

Verbände, im November 1902 in einem Vortrage zu Köln folgendes aus: 
Der Preis für Fett förderkohle sei von 7 Mk. im Jahre 1893 auf 9,10 Mk. 
für 1899/1900 und schliesslich auf 10,10 Mk. für 1900/1901 gestiegen; dieses 
letztere auf Drängen einer bestimmten Kichtung im Syndikat, gegen die man 
heftige Kämpfe zu führen gehabt habe. Der höchste Stand der Gas kohle 
betrug zu der Zeit 12,50 bis 12,75 Mk. ; das Ausland habe Preise fast bis zur 
doppelten Höhe in der wirtschaftlichen Hochflut zahlen müssen. Auch das West- 
fälische Koks Syndikat habe massige Preise bis zum Jahre 1898 behalten, insofern 
diese nur von 11 Mk. auf 14 Mk. gestiegen wären und noch auf zwei Jahre 
Geltung gehabt hätten. Die riesige Steigerung von Roheisen habe aber damals 
die Begehrlichkeit der Zechen gereizt und zur Erhöhung des Preises auf 20 Mk. 
Veranlassung geboten, er sei jedoch durch die bekannte Fusion der alten mit 
den neuen Verträgen auf 17 Mk. herabgesetzt worden. Nichtsyndizierte Zechen 
aber hätten zu der Zeit den Koks nicht unter 30 Mk. verkauft. In ähnlicher 
Weise habe in den 70er Jahren Gaskohle 20 Mk. und schliesslich 60 Mk. gestanden 
und ebenso sei der Mangel an Verbänden damals die Folge gewesen, dass z. B. 
bei der Gelsenkirchener Bergwerksgesellschaft der Kohlenpreis von 15 Mk. auf 
5 Mk. zurückgegangen sei und sich auf diesem durchaus unzulänglichen Stande 
mit geringen Schwankungen nach oben bis 1889 gehalten habe. 

Nun hätte allerdings Mitte 1901 das Syndikat dem Umschlag 
des Geschäftsgangs mehr Rechnung tragen sollen. Auf der andern 
Seite muss man billigerweise auch der Tatsache Rechnung tragen, 
dass die Konsumenten in solcher ruhiger Zeit nicht weniger rück- 
sichtslos in der Ausnutzung der nun ihnen günstigen Konjunktur sind; 
dann will sich keiner mehr daran erinnern, dass zuvor das Kohlensyndi- 
kat auf die volle Ausnutzung der starken Nachfrage verzichtet hatte. 
Der zweite Hauptschuldige ist das Eisensyndikat. Für 
sein Verhalten gibt der Vergleich zwischen der amerikanischen und 
deutschen Preisgestaltung einen Massstab. Die Selbstkosten für eine 
Tonne Pittsburger Roheisen berechnet M. S. Jeans in seinem Bericht 
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an die „British Iron Association" auf 40 Mk., die Versandkosten nach 
Liverpool auf 17^2 Mk. ; der Verkaufspreis in den Vereinigten Staaten 
betrug 80—90 Mk. Auf dem deutschen Markt überschritten die Preise 
für schmiedbares Roheisen (Bessemer- und Thomas-Roheisen) bis 
zur Gründung des Roheisensyndikats im Jahre 1887 kaum die Pro- 
duktionskosten. Diesem Syndikat gelang es allmählich, in den 
neunziger Jahren, die Durchschnittspreise zu erhöhen, und zwar 
obgleich infolge der Erfindung von Thomas und Gilchrist und des 
späteren Wegfalls der Patentgebühr die Produktionskosten um etwa 
20 ^/o gesunken waren. Bis 1896 überragte der Preis für rheinisches 
Thomas-Roheisen nicht den Weltmarktpreis; erst mit der Hoch- 
konjunktur stieg er so hoch, dass die Differenz (14^2 — 16 V2 Mk.) 
dem Betrag des Eingangszolls und der Fracht gleichkam. Im Jahre 
1899/1900 war der Preisunterschied noch namhaft höher, 19 — 26 Mk. 
für die Tonne. Für Giesserei-Roheisen betrug der Unterschied 
zwischen dem Marktpreis in England und Deutschland 1894/99 
durchschnittlich 19 Mk. (35 Mk. in England, 54 im Rheinland); 
im Jahre 1900 stieg er bis auf 47^2 Mk. (Vergl. Vogelstein, 
„Industrie der Rheinprovinz", und K estner, „Die Deutschen Eisen- 
zölle", 1902, S. 25 u. 46). 

Ob derartige Preise so sehr ungerechtfertigt und unwirtschaftlich 
waren, dass die Reichsregierung dagegen einschreiten könnte und 
sollte, ist fraglich. Allerdings ist so ziemlich alles darüber einig, 
dass 1899/1900 die Kohlen- und Eisenpreise die Grenze des erlaubten 
Gewinnes überschritten haben und dass im Jahre 1901 die Koks- und 
Roheisensyndikate schlecht beraten waren; ihr Beharren auf den 
hohen Preisen schädigte den Gang der gesamten Eisenindustrie ; von 
Verdienst konnte bei dem Missverhältnis zwischen dem Rohmaterial- 
und Fabrikatpreis überhaupt nicht die Rede sein (vergl. unten An- 
lage II über Auslandpreise). Ebenso sind die „Ausschreitungen" des 
Linoleumrings und Papierkartells im Jahre 1900, des Drahtstifts- 
verbands von 1899/1902 bekannt. 

Aber in all dem findet das landläufige allgemeine Verdikt 
keine genügende Stütze. Man muss nur immer vor Augen haben, 
dass es sich um die Preispolitik von 400 Kartellen und um volle zwei 
Jahrzehnte (1880/1902) handelt. Für dieses Gesamtverhalten und 
für eine derartige Dauererscheinung lässt sich aus solch kurzzeitigen 
Einzelvorfällen das kennzeichnende Merkmal nicht konstruieren. Im 
Gegenteil! Aus der Tatsache, dass die vorgeführten Spezialfälle die 
gröbsten sind, muss man folgern, dass den Grundzug — wenigstens 
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bei den deutschen ünternehmerverbänden — nicht die Überspekulation 
und die Überschreitung eines billigen Masses, sondern das Bestreben 
bildet, Exzesse zu korrigieren und zum normalen Zustand zu- 
rückzukehren. 

Es konstatierte dann auch z. B. für die Textilindustrie am 
18. Oktober 1902 der Verein der Färberei- und Druckerei-Industrie 
von Rheinland und Westfalen: „Die uns als Anbieter gegenüber- 
stehenden Kartelle der Rohstoff- bezw. Halbfabrikats-Industrien haben 
zu wesentlichen Klagen Anlass nicht gegeben. Eine Ausnahme 
bildeten die eigentümlichen Verhältnisse der Kohlenknappheit vor 
zwei Jahren. Doch konnten wir auch in diesem Falle feststellen, 
dass das „Rheinisch- Westfälische Kohlen-Syndikat" nur insofern 
eine Schuld trug, als es den preisverteuernden Umtrieben des 
Zwischenhandels nicht rechtzeitig vorgebeugt hatte. Insbesondere 
aber glauben wir die Ansicht vertreten zu können, dass, wenn für 
die Folge das eine oder andere der eben gedachten Kartelle die 
Politik der Massigkeit verlassen sollte, sich Mittel und Wege für 
deren Konsumenten finden werden, solchen Preisverteuerungen zu 
begegnen. Die Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die bezüg- 
lichen Zollsätze keine derartige ungerechtfertigte Erhöhung erfahren, 
dass dadurch den geschützten Industrien schon an sich ein Monopol 
garantiert wird, wozu leider verschiedene industrielle Zölle im neuen 
Tarif die Tendenz haben dürften. Auf der anderen Seite müssen 
wir konstatieren, dass es im Kreise der von uns vertretenen 
Industrien eine Reihe von Preiskonventionen gibt, welche aus dem 
anerkannten Bedürfnis einer Aufbesserung unhaltbarer Verhältnisse 
entsprungen sind, und welche auch, selbst nach dem einsichtsvollen 
Urteil der uns gegenüberstehenden Abnehmer, ihre organisatorischen 
Aufgaben zur Zufriedenheit erfüllt haben." 

Damit steht die bemerkenswerte Tatsache in Übereinstimmung, 
dass der preussische Minister der öffentlichen Arbeiten wiederholt im 
preussischen Abgeordnetenhaus das Schienenkartell gegen Angriffe in 
Schutz genommen hat. Ohne dasselbe hätte die Eisenbahnverwaltung, 
wie er konstatierte, ihr Schienenmaterial nicht zu so massigen und 
beständigen Preisen beschaffen können, wie bisher; vielmehr wäre 
sie den Schwankungen der Konjunktur und ihrer Ausnützung durch 
die Produzenten, sowae -Preistreibereien in einem solchen Massstabe 
ausgesetzt gewesen, dass sie teilweise wenigstens ihre Bestellungen 
hätte im Auslande machen müssen. 
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c) Das Verhältnis zum Mittelstand. 

Unsere moderne Wirtschaftspolitik lässt sich weniger von dem 
Konsumenteninteresse bestimmen — ein drastisches Beispiel ist die 
Schutzzollpolitik — , als von der Rücksicht auf die Produzenten, ge- 
mäss dem Listschen Satz, dass die Nation Reichtümer opfern müsse, 
wenn sie dadurch Kräfte emporziehen oder retten könne. Für die 
Sozialpolitik ist in erster Linie nicht die Erzielung der höchst- 
möglichen Verbilligung und der grössten Produktenmenge mass- 
gebend, sondern die Erhaltung und Besserung der Existenz der 
Arbeiter und des Mittelstands, d. h. der Kapitalschwächeren überhaupt. 

Dementsprechend haben wir noch die Wirkung der Unter- 
nehmerverbände nach dieser Richtung hin zu untersuchen. 

Mit den Trusts haben die deutschen Kartelle gemeinsam, dass 
die Arbeitgeber durch ihre Organisation in ihrem bisherigen Macht- 
verhältnis zu allen denjenigen, die mit ihnen zu tun haben, eine 
Verschiebung hervorgerufen haben. 

Was zunächst die kleineren und mittleren Konkurrenten an- 
belangt, so ist namentlich die Erfahrung aus der Kohlen-,* Eisen- 

* Im preussischen Abgeordnetenhaus führte der Abg. v. Eynern vor zwei 
Jahren ans Anlass der Kohlendebatte aus: Das Zustandekommen des Syndikats 
wurde wesentHch betrieben von den Besitzern kleiner und an der Peripherie 
liegender Zechen, die mit ihren weniger guten Qualitätskohlen nicht mehr mit 
den grossen Zechen weiter in Reih und Glied marschieren konnten. Es war 
unter den grossen Zechen, die ihre selbständige Verkaufsleitung und Einrichtung 
hatten, zunächst nicht die geringste Neigung, in irgend einer Weise sich der- 
artigen Bestimmungen des Syndikats zu unterwerfen und ihre ganze Kundschaft und 
Verkaufsgelegenheit dem Syndikat zu tibertragen. Es hat grosse Schwierigkeiten 
gemacht, diese grossen Zechen: Harpener, Hibernia, Konsolidation, Gelsen- 
kirchen u. s. w. in das Syndikat hineinzubringen. Ohne Eintritt der grossen 
Zechen konnte das Syndikat aber überhaupt nicht zu stände kommen. 
Wenn nun heute das Syndikat aufgelöst wird, so wird bei den Aktionären dieser 
grossen Zechen darüber gar kein besonderer Kummer empfunden. Im Gegenteil, 
es ist nichts leichter, als durch Angriffe auf das Syndikat, durch ungerechte 
Beschuldigungen und durch hohe Anforderungen an das Syndikat, wie z. B. be- 
züglich der unverständigen Forderung einer Staatsaufsicht, die grossen Zechen 
zu der Erklärung zu veranlassen : Wir treten einfach aus dem Syndikat aus und 
nehmen den Verkauf selbst wieder in die Hand. Also die Auffassung, als ob durch 
irgendwelche Massnahmen des Ministers, durch irgendwelche Drohungen oder 
durch Zwang ein ganz besonderer Schrecken über das Syndikat kommen würde, 
als ob es in alles willigen würde, um seine Auflösung zu verhindern, ist irrig. 
Wenn Sie wünschen, dass das Syndikat im Interesse der Gesamtheit aufgelöst 
wird, dann werden Sie bei den grossen Zechen, die ungefähr ein Drittel der 
ganzen Förderung haben, kaum auf einen Widerstand stossen. Ich glaube, die 
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und Zementindustrie interessant. Hier Hess sich in den letzten Jahren 
deutlich verfolgen, wie die kleineren Betriebe sich an das Kartell 
anklammern, weil es ihnen zum Schutz dient. Die grösseren Werke 
haben das beste Material und die beste Ausrüstung bei der Hand; 
für sie läuft der Preiskampf nur auf eine Minderung der Dividende 
oder Rente hinaus. Den kleineren dagegen geht bei diesem Wett- 
lauf der Atem aus; sie setzen dabei ihre Existenz auf das Spiel 
und sind froh, wenn der Kampf ein Ende nimmt. Daher sind ge- 
rade die Schwachen immer für ein Kartell (vergl. Verhand- 
lungen des Vereins für Sozialpolitik 1894, S. 168). 

Der vielbesprochenen Übermacht des Kartells über den mittleren 
und kleineren Konkurrenten steht ferner als Lichtseite die neuere 
Erfahrung gegenüber, dass unter dem Schutze der Kartelle Inhaber 
kleiner Firmen sich zu Grossindustriellen emporgeschwungen haben; 
in Württemberg z. B. Vertreter der Zementindustrie. * Wir machen 
also auch nach dieser sozialpolitischen Richtung hin die gleiche 
Wahrnehmung, wie in wirtschaftlicher Hinsicht, dass nämlich den 
Schattenseiten auch verschiedene Lichtseiten gegenüberstehen. — 

Eine direkte Schädigung erleidet durch die Unternehmer- 
verbände allerdings der Mittelstand, die Klasse der Gross- und 
Kleinhändler, Handwerker, Kleinkapitalisten u. s. w., und zwar durch 
die systematische Zusammenfassung des gesamten Produktionsprozesses 
bestimmter Waren und des Vertriebs in der einen Hand der Trusts. 

Diese Geschäftsmethode hat eine längere Vorgeschichte. Wie 
für die Koalition im allgemeinen, so lieferten die Eisenbahnver- 
waltungen auch für den inneren Ausbau der Konsolidierung, nämlich 
nach der Richtung der Ausdehnung der Eigenregie und der Zusammen- 
fassung der gesamten Herstellung und Verbreitung eines Artikels in ein 
Riesenunternehmen den Vorgang. In den siebziger Jahren nämlich, 
also zu einer Zeit, wo die Festlandsregierungen die Abstossung der 
Staatsfabriken eben beendet hatten, welche sie noch von früher her 
besassen, begannen die englischen Eisenbahngesellschaften sich auf die 
Herstellung all ihrer Bedarfsgegenstände einzurichten und den Betrieb 
eigener Stahlwerke, Maschinenwerkstätten, Docks, Kanäle, Fähren, 



Gesamtindustrie des Westens würde darüber aber sehr unruhig werden; denn 
dann würden für sie wieder die Preisschwankungen, Konjunkturverluste und 
Konjunkturgewinne, die Unregelmässigkeit des Ertrags und die Unsicherheit in 
den Kalkulationen anfangen. 

♦ Allerdings lastet innerhalb des Kartells selbst auf den kleineren Teil- 
nehmern schwer die brutale Faust des Stärkeren. 

F. C. Huber, Die KarteUe. 4 



- 50 - 

Dampfer und Hotels nebst unzähligen Nebengeschäften aufzunehmen. 
In jedem Zweige der Bahnverwaltung ging die Ausmerzung des 
Lieferanten, des unabhängigen Unternehmers oder Zwischenhändlers 
mit rapider Geschwindigkeit vor sich. Metall- und Tuchfabriken, 
Schiffbauer, Druckereien gingen bald zum gleichen Geschäftssystem 
über, womit eine immer stärkere direkte und indirekte Beiseiteschiebung 
von Einzelunternehmern, die Expropriation bisheriger Expropriateure 
— natürlich ohne Entschädigung — , Vermehrung der vom Biesen- 
. kapital abhängigen Personen, Verwandlung bisher selbständiger Unter- 
nehmer in Beamte oder Ersetzung derselben durch Beamte, in einer 
Weise durchgeführt würde, wie sie K. Marx für seinen Sozialstaat 
vorschwebte („Kapital", 1. Bd. S. 652). 

Dieses Geschäftsprinzip übernahmen die englischen und ameri- 
kanischen Trusts sofort bei ihrem ersten Aufkommen.* Das Kartell 
will dem Konkurrenzkampf einen Damm setzen ; der Trust dagegen ist 
das Ergebnis eines bis in seine äussersten Konsequenzen fortgesetzten 
Daseinskampfes, aus dem der Stärkste als Sieger hervorgeht. ** Eine 
Seite dieses Grundzugs stellt die systematische Unterwerfung der 
Zwischenuntemehmer , sowie des Zwischen- und Kleinhandels 
dar. Die Mehrzahl der Trusts sucht den Grosshändler zu ihrem 



♦ Als zu Anfang der achtziger Jahre der Zuckertrust aufkam, errichteten 
die grossen und kleinen Grocers gemeinschaftlich auf Aktien ein Warehouse, um 
in grösseren Mengen zu beziehen, so dass sie die erforderliche Widerstandskraft 
hatten. Claus Spreckels ermässigte alsbald die Preise für seine Kunden, ver- 
ursachte seinen Gegnern, welche die Konkurrenz nicht aushalten konnten, schwere 
Verluste und entmutigte sie so, dass die Sache aufgegeben wurde. Einzelne hatten, 
nachdem die Eisenbahn versagt hatte, gehoift, auf dem Wasserwege von Osten 
her sich mit Zucker versorgen zu können und sich dadurch von Spreckels zu 
emanzipieren: sie fanden auch diesen Weg ungangbar. Die Dampfschiffahrt- 
gesellschaft nämlich, welche den Verkehr mit Panama vermittelt, wurde von der 
Pacificeisenbahngesellschaft „kontrolliert". Erst im Jahre 1895 rang eine neu- 
gebildete „Wholesale Grocers Association" dem Zuckertrust eine kleine Preis- 
ermässigung ab. 

** Bei den Elektrizitätsgesellschaften findet sich eine ähnliche 
Zusammenfassung von Erzeugung und Vertrieb ; sie erzeugen Dynamos, erbauen 
Elektrizitätswerke und die Apparate für Stromerzeugung und Verteilung und 
betreiben dieselbe als Stromlieferanten auf eigene Rechnung, sind ferner auf die 
Gründung und Finanzierung verwandter Unternehmungen hingewiesen. Aber all 
das ist naturgemässe Neuschöpfung und erfolgt nicht unter Verdrängung anderer 
Existenzen. — An das Vorgehen der Trusts erinnert ferner dasjenige des 
Spiritusringes gegen die Detailhändler und die Essigfabrikanten. Auch dieser 
Ring sucht durch einstweilige Konzessionen die Konsumenten an sich zu fesseln 
und auf diesem Wege die Konkurrenz der Aussenseiter lahmzulegen. 
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abhängigen Agenten zu machen, der sich an eine Bezugsquelle — den 
betreffenden Trust — und an einen von diesem limitierten Preis binden 
muss ; so der Soda-, Tabak-, Zucker- und Sprittrust. Daneben haben 
manche Trusts, wie die für Petroleum, Fahrräder, Nähmaschinen, zun^ 
Ziel, den Gross- wie den Kleinhändler auszuschalten und in direkte 
Verbindung mit den Konsumenten zu treten. Vor einem Jahrzehnt 
versuchten die Zwischenhändler von Spiegelglas den Pittsburger 
Glastrust zu zwingen, nur an ihre Verbandsangehörigen zu verkaufen ; 
statt dessen eröffnete der Trust selbst Läden und Warenhäuser und 
verausgabte dafür nicht weniger als 17 Mill. Mark (Brauns Archiv 
1902, S. 291—294).* 

Der österreichische Generalkonsul in New York fasste sein 
Urteil darüber im Frühjahr 1902 folgendermassen zusammen : „Nach 
und nach haben die Trusts die kleinen Produzenten verdrängt, 
welche die für ihre Fabrikate nötigen Rohprodukte von den 
Trusts nur zu höheren Preisen kaufen und auf den Eisenbahnen 
oder Schiffen nur zu höheren Frachtsätzen befördern können als die 
grossen Unternehmungen, deren Eigentümer Mitglieder der Trusts 
und Aktionäre der Verkehrsanstalten sind. Die grossen Waren- 
magazine (Department Stores), die alle Bedarfsartikel in grosser 
Auswahl verkaufen, unterbieten und vertreiben aus ihrer Nachbar- 
schaft die kleinen Ladenbesitzer der verschiedenen Branchen. Ja, 
selbst die Fleischer sind gegenwärtig nicht mehr unabhängige Kauf- 
leute, sondern zum grössten Teil Agenten der Besitzer grosser 
Schlachtviehhöfe. Der Mittelstand ist in einem rapiden Nieder- 
gange begriffen, er ist unter den obwaltenden Umständen dem 
Konkurrenzkampf nicht gewachsen und steht den Konsequenzen 
der durch die Trusts geschaffenen Verhältnisse machtlos gegenüber. 
Wohl zeigt die Statistik ein grosses Wachstum der Industrie, des 
Handels und der Spekulation, sie enthält aber keine Angaben über 
die selbständig gewesenen Kaufleute, die durch Trusts aus ihren 
Geschäften hinausgedrängt wurden und nun als deren Angestellte 
oder Arbeiter ihr Leben fristen." 

Auch bei uns in Deutschland sind am ungehaltensten über 

* Ein milderes Abkommen („Factors agreemcnt") geht dahin, dass die 
Wiederverkäufer sich verpflichten, die Konkurrenzware nicht billiger abzugeben, 
wogegen ihnen das Kartell einen Rabatt gewährt. — Eine Ausschaltung anderer 
Art fährten manche Trusts im Wege der Ermässigung der Reklamekosten durch ; 
der Sprittmst z. B. erzielte allein an Reisenden eine Ersparnis von jährlich 
4 Mill. Mk. 
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die Kartelle die Vermittler (oder Zwischenhändler), die zwischen 
den Rohstoffkartellen und den Endkonsamenten stehen. Vor einem 
Jahrzehnt rühmten sie die Vorteile der durch die Eartellietung 
gewährleisteten Stabilität und Preisverbilligung , heute fahlen sie 
empfindlich, dass sich ihnen im Interesse der egoistischen Garan- 
tierung des Unternehmergewinns eine Macht gegenüberstellt, der 
sie ein Gegengewicht nicht zu bieten vermögen. DeutUch zeigte 
sich das in jüngster Zeit z. B. bei der Errichtung kleiner Petro- 
leumtanks, durch welche vom Hafenplatz bis zur Verkaufsstelle 
jede Mittelsperson ausgeschlossen wird. Im Drogen- und Material- 
warengeschäft klagt der Zwischenhandel schon seit einem Jahrzehnt 
über die drückende Abhängigkeit von den verschiedenen Kartellen, 
und über deren willkürliche Preisgestaltung. In der Eisenwarenbranche 
hat namentlich der Drahtstiftverband Anlass zur Erregung gegeben. Im 
Material- und Kolonialwarengeschäft sind fast alle namhafteren 
Handelsartikel kartelliert; besonders werden über den Zucker- und 
Spiritusring Klagen laut, ferner auch gegen jene Vereinigungen, 
welche den Verkauf von Soda, Reis, Stärke, Kerzen, Zündhölzer 
und Biskuits kontrollieren. Sehr unangenehm empfinden alle die- 
jenigen, welche gezwungen sind, grössere Lager zu halten, den 
plötzlichen, nicht vorauszuberechnenden Eintritt der Herabsetzung 
— oder auch der Erhöhung — der Preise. Immer wird der Handels- 
stand mit den Kosten einer Kartellgründung oder — wie 1901 beim 
Drahtstiftverband und der Linoleumkonvention — der Auflösung der 
Kartelle empfindlich in Mitleidenschaft gesetzt. Alle Händler nehmen 
mit Unwillen wahr, dass sie in ihrem selbständigen Disponieren und 
Kalkulieren, in der Wahl des Zeitpunktes für ihre Einkäufe, in der 
Wahl der Qualitäten, am meisten aber in der Preisfestsetzung be- 
schränkt, und — wie es z. B. gegenüber der Salzvereinigung kon- 
statiert wurde — dass sie wie eine Ware an einen Vertreter des 
Syndikats verhandelt werden. 

Übrigens verlieren bei näherer Prüfung die aus Detaillisten- 
kreisen stammenden Klagen deshalb an Gewicht, weil man beob- 
achtet hat, dass diese Klagen, so laut sie auch vorgetragen werden, 
doch mehr der Ausdruck der allgemeinen Antipathie und des 
allgemeinen Misstrauens gegen die Übermacht der Kartelle, als der 
spezielleren geschäftlichen Gefährdung sind. Vorwiegend 
kleinere Firmen, die tatsächlich nur wenig Nachteile erleiden, machen 
die Chorführer. Der materielle Grund ihrer Klagen schwindet, so- 
bald man diese näher mit ihnen erörtert. Viel mehr als sie leiden 
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die erfahrenen, vorher gut eingeführt gewesenen umsichtigen Ver- 
treter grösserer Einzelfirmen, denen die Hände gebunden werden. 

Ferner bringen manche Soziahsten und Mittelstandspolitiker 
von der Aufsaugung der kleineren Betriebe immer die unrichtige 
Vorstellung mit, als ob sie etwa einer schmerzhaften Hinrichtung 
' gleiche. Tatsächlich aber verhält es sich damit ähnlich, wie wenn 
die selbständigen W^eber in eine Fabrik, oder die selbständigen Detail- 
listen in eine Bank eintreten: sie sind froh, dass sie die nur for- 
male, nur scheinbare Selbständigkeit und ihre ständigen Schulden- 
sorgen los werden. 

d) Das Verhältnis zu den Arbeitern. 

Was sodann den Punkt anbelangt, der sonst in erster Linie 
vorangestellt wird, nämlich die Einwirkung der Kartelle und Trusts 
auf die Lage der Arbeiter, so ist auch hier ein endgültiges urteil 
noch nicht möglich. An sich ist die Konzentrierung der Übermacht des 
Grosskapitals in den Unternehmerverbänden der Koalitionsfreiheit und 
Selbständigkeit der Arbeiter entgegengesetzt. Auf der andern Seite 
steht ausser Zweifel, dass der Arbeiter unter einem mächtigen 
Kartell eine bessere uild gesichertere Existenz hat, als wenn die 
betreffende Branche durch eine übermässige Konkurrenz notleidet. 
Es wiederholt sich darin die alte Erfahrung, dass ein Betrieb, je 
grösser er ist, um so eher im stände ist, die erste Forderung der 
Sozialpolitik zu erfüllen, nämlich den Arbeitern eine dauernde und 
lohnende Beschäftigung zu sichern, und die zweckmässigsten Lohn- 
methoden einzuführen. 

In den Vereinigten Staaten standen daher die Arbeiter meisten- 
teils auf Seiten der Trusts. W^ir haben oben bei der Preisgestaltung 
gesehen, dass den Kartellen das eigene Interesse verbietet, ihre wirt- 
schaftliche (Monopol-) Macht zu missbrauchen. Das gleiche gilt von 
der Gefahr der Arbeit er- Ausbeutung. 

Bei der Preisgestaltung stellen die besser geleiteten Trusts, ob- 
wohl sie sich nicht viel um die Theorie kümmern, doch eine national- 
ökonomische Maxime als leitenden Gesichtspunkt voran. Das gleiche 
gilt in der Behandlung der Arbeiter. Hier lehrt die Theorie: „Die beste 
Maschine ist der Arbeiter; diese Maschine leistet am meisten, wenn 
man das Niveau des Arbeiters in jeder Beziehung — durch Speziali- 
sierung der Arbeit, durch die besten Werkzeuge und Spezialmaschinen, 
eine individualisierende Lohnmethode, Ermutigung zur Durchführung 
von Verbesserungen, durch unbeschränkte Anerkennung guter Lei- 
stungen bei hohen Anforderungen an die Leistungsfähigkeit — zu heben 
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sucht." Diese Maxime — bei uns noch graue Theorie — suchen 
namenthch die Trustfabriken in die Wirklichkeit überzuführen. Bei 
uns herrscht immer noch der durchschnittliche Accordlohn und 
damit auch der ständige Druck auf das Durchschnittsmass der 
Leistung und Leistungsfähigkeit. Dort ist die Parole: „Höchster 
Lohn, aber auch höchste Leistung;" wer die durchschnittliche Stück- 
zahl nicht erreicht, wird entlassen; wer mehr zu stände bringt, er- 
hält eine Zeitprämie. Wie die Verbesserung der Technik, so wird 
auch die Hebung der Leistungsfähigkeit des Personals ^nach einem 
wissenschaftlichen System betrieben. 

Die Trusts sind gewiss über den Verdacht erhoben, als ob sie 
Idealen nachjagen. Aber aus purem Eigeninteresse kommen sie dem 
idealen Arbeitsziel nahe: Hohe Löhne, biUige Preise, fair work, fair 
wages. Um die Produktionskosten möglichst herabzudrücken, erhöhen 
sie den Lohn (d. h. für diejenigen Arbeiter, welche die anderen an 
Leistungsfähigkeit übertreffen). Insbesondere führen die Trusts kom- 
pliziertere und kostspieligere Maschinen ein, welche an die Geschick- 
lichkeit und den guten Willen der Arbeiter hohe Ansprüche stellen 
und deshalb eine höhere Entlohnung bedingen. So macht man auch 
hier die Beobachtung: je kapitalkräftiger und intelligenter ein Unter- 
nehmer ist, um so wohlwollender ist die Stellung, die er — wir 
wiederholen : schon im Eigeninteresse — gegenüber den berechtigten 
Forderungen seiner Arbeiter beobachtet. 

Allerdings bildet auch das allgemeine Wahlrecht neben dem 
steigenden Einfluss der amerikanischen Gewerkschaften — und der 
Einfluss der Arbeiter auf (fie Gesetzgebung eine Schranke. Bis zum 
jüngsten Kohlenstreik im Sommer 1902 haben sich in diesem demo- 
kratischen Lande die Trusts davor gescheut, ihre Machtstellung 
auszunützen oder durch einen Konflikt mit der Arbeiterschaft die 
öffentliche Meinung zu stark herauszufordern. 

Wie die öffentliche Meinung in den Vereinigten Staaten das 
Wirken der Streiks beurteilt, darüber lieferte der Stahlarbeiterstreik 
von 1901 eine Art allgemeiner Abstimmung. Als im Frühjahr 1901 
der Stahl-Billiondollartrust ins Leben gerufen wurde, erwartete alle 
Welt eine rücksichtslose Raubpolitik, eine wüste Preissteigerung, 
einen brutalen Lohndruck, schwere Erschütterungen des Erwerbs- 
und Gesellschaftslebens. Von all dem trat nichts ein. Erst ein 
Halbjahr darauf leitete die Arbeiterassociation den Streik ein, der 
aber verloren ging, weil sich die öffentliche Meinung auf die Seite 
des Trusts stellte. 
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Anderseits liegt — dies trat in den letzten Monaten auch für 
die amerikanischen Arbeiter unangenehm fühlbar hervor — eine 
latente Gefahr für die Arbeiter indirekt in der Preiserhöhung, welche 
manche Artikel durch die Trusts erfahren: die Arbeiter beziehen 
zwar dank der Festigkeit der Trusts einen sicheren Lohn, da- 
gegen wird die Lebenshaltung infolge der spekulativen Übergriffe der 
Fleisch-, Kohlen-, Petrol-Trusts so verteuert, dass der Lohn nicht 
mehr ausreicht. 

Dennoch konnten sich die amerikanischen Arbeiter bis jetzt 
nicht davon überzeugen, dass die demokratische Partei, falls sie ans 
Ruder käme, eine Verbilligung der Lebenshaltung herbeizuführen 
vermöge, ohne zugleich die — vermeintlich auf dem Hochzoll be- 
ruhende — Prosperität zu unterbrechen. 

In Deutschland findet die Macht del: Kartelle an dem erstarkten 
sozialen Bewusstsein eine Schranke. — 

Schlimmer als die direkte Benachteiligung des Einzelnen ist, 
wie in Amerika schon Ende der achtziger Jahre bemerkt, und so- 
dann von Präsident Cleveland in seiner Botschaft vom Dezember 1897 
an den Kongress mit kräftigen Worten hervorgehoben wurde, der 
indirekte Einfluss der Kartellbewegung auf die soziale Klassen- 
bildung, die weitere Verschärfung der sozialen Klassengegen- 
sätze. 

Dass die Trusts die gesamte Operation in einem Artikel dem 
Meistbesitzenden überantworten, ist schon aus wirtschaftlichen Gründen 
zu bedauern; eine derartige Organisation teilt das Schwerfällige, 
Drückende, mit dem Latifundienbesitz, und schliesst eine 
Reihe fähiger Kräfte von der selbständigen Arbeit oder dem Wett- 
bewerb aus. Es liegt aber auch eine soziale Gefahr darin, dass der 
Raum für die Entfaltung der Individualität immer mehr eingeengt, 
dass Tausende von Angestellten, Ingenieuren und Beamten auf 
das Durchschnittsmass herabgedrückt, und, wie Präsident Cleveland 
sich ausdrückte, zum blossen Zubehör eines grossen Verwaltungs- 
mechanismus degradiert werden. 

Indes darf man, so schlimm auch diese Schattenseite ist, nicht 
in die platten, so naheliegenden Übertreibungen verfallen: es liege 
hier ein Prozess der systematischen Untergrabung und Schmäle- 
rung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit und der selbständigen Exi- 
stenzen vor, der sich nun auf Grund der Kartellierung immer weiter 
ausbreiten werde. 
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Schon in Amerika ist eine derartige Expropriation eines ganzen 
Artikels, wie wir nachgewiesen haben, nur auf ein paar Dutzend 
Waren beschränkt. Für Deutschland lässt sich ein derartiger Fall 
nicht einmal nachweisen. Was hier vorliegt, erinnert mehr an den 
obenberührten Latifundienbesitz.* Eisen- und Kohlenwerke, 
deren Wert 10—20 Mill. Mark beträgt, kann natürlich der Arbeiter 
nicht erwerben. Er konnte dies aber noch nie, seit überhaupt die 
Welt steht. Schon im frühen Mittelalter drängten im Bergwerk die 
hohen Betriebskosten und Risiken auf die Association der Kux — die 
spätere Aktiengesellschaft — zu. Eine andere Art der Einschränkung 
des Ellbogenraums war sodann mit der Entwickelung des Industrie- 
staats, dem Aufkommen der Grossindustrie und der Aktiengesellschaften, 
und dem Hindrängen der grossen Rohstoffindustrien zur Massenindustrie 
gegeben. Der Arbeiter steigt in einer Generation nicht mehr zum 
Herrn, weil der Sprung zu gross ist. Wo wird denn ein Landarbeiter in 
20 Jahren Rittergutsbesitzer und Fideikommissinhaber? Dass aber der 
Arbeiter überhaupt nicht steigt, ist eine Konventionslüge; vielmehr 
gelingt es der Mehrzahl, zu Besitz — seien es auch nur einiger Äcker 
oder eines Schank- oder Ladengeschäfts — zu gelangen; manche 
rücken auch zum Werkmeister und Mittelbeamten auf; bleibt das 
Geschlecht tüchtig, so rückt die folgende Generation zu leitenden 
Stellungen vor. »Wir kennen," sagt die Rheinisch- Westfälische 
Zeitung vom 7. Nov. 1902, „um uns herum manche Familien, die in zwei 
oder drei Geschlechtern reich geworden sind, andere Familien, die oft 
erschütternd schnell in nichts zurückgesunken sind. Man kann als 
Regel aufstellen, dass die industriellen Familien sehr jungen Datums 
sind, und es ist Angstmeierei und billiges, wertloses Zukunftsgraulen, 
wenn manche Sozialpolitiker behaupten, von jetzt ab sei die in- 

* Weniger zutreffend ist ein anderer Einwand. Manche nämlich wollen 
die geschilderte Gefahr deshalb nicht hoch taxiert sehen, weil die Zertifikate 
(Aktien) der meisten Trusts auf Tausende von Personen verteilt und daher die 
kleinen Aktionäre als Kapitalisten zu betrachten seien. Die Aktie jedoch ist eine 
ungenügende Abfindung für eine selbständige Existenz, und für die Möglichkeit, 
seine individuellen Fähigkeiten zu entfalten. Ein solches Spekulationspapier ist 
zudem ein riskierter Besitz; der kleine Kapitalist muss hier, wie tiberall, den 
schwarzen Peter machen. 

Eine Frage für sich bildet die Beteiligung der Arbeiter in der Weise, 
dass sie Aktionäre der Gesellschaft werden, in deren Diensten sie stehen. In 
England und in den Vereinigten Staaten hat man ihnen den Aktienerwerb durch 
Schaffung von Einpfund- Aktien erleichtert. Bei uns ist diese Arbeiterbeteiligung 
dadurch erschwert, dass bekanntlich der Nennwert der Aktien, welche zum Börsen- 
handel zugelassen werden, gesetzlich auf mindestens tausend Mark festgesetzt ist. 
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dastrielle Welt erstarrt. Wechsel, Streben, Heben und Sinken, 
soziales Vorwärtskommen ist in der Industrie seit jeher viel rascher 
als in der Landwirtschaft vor sich gegangen. Solange der Geist in 
den Köpfen nicht erstarrt, gibt es auch Steigen und Fallen und 
industrielle Entwickelung." 

e) Das Verhältnis zur „hohen Politik". 

Eine der Gefahren der Karlellbewegung besteht darin, dass 
naturgemäss eine so mächtige Ansammlung wirtschaftlicher und 
finanzieller Kräfte geeignet und regelmässig auch gewillt ist, die 
gesetzgebenden Faktoren für ihre Zwecke zu beeinflussen. Derartige 
Einflüsse machten sich zuerst in Bezug auf die Gestaltung der Eisen- 
zölle geltend, und zwar in Frankreich — hier allerdings in Gestalt 
der mächtigen Aktiengesellschaften — schon in den fünfziger Jahren ; 
in Deutschland und in den Verein. Staaten hängt die Kartell- und 
Zollfrage eng miteinander zusammen. Das gleiche gilt von den 
deutschen Zucker- und Branntwein-Kontingentierung; das Zucker- 
kartell hatte vor allem die Exportprämie, erst in zweiter Linie die 
industrielle und kommerzielle Organisation zum Ziel. 

Inwieweit sich die Gefahr dieses Einflusses tatsächlich ver- 
wirklicht, sei es hinsichtlich der Zölle und indirekten Steuern, oder 
schliesslich auch auf dem Gebiete der hohen Politik, hängt einer- 
seits von der Widerstandskraft der Regierung und der öffentlichen 
Meinung, anderseits von den Machtfaktoren der Verbände ab. Am 
schärfsten wurde diese politische Seite in den Verein. Staaten heraus- 
gearbeitet, wo der herrschsüchtige Volkscharakter noch mehr als 
nach Reichtum und ruhiger Sicherheit nach Herrschaft und Macht 
strebt. 

Wenn Präsident Roosevelt derzeit den Kreuzzug gegen die 
Trusts predigt, so bestimmt ihn dazu — ausser der Spekulation auf 
den bevorstehenden Wahlkampf — die hochpolitische Seite, welche 
die Trusts mit ihrem Riesenkapital und ihren Arbeiterheeren nach 
verschiedenen Richtungen aufweisen : vor allem in Bezug auf die 
Presse, dann auf die Haltung der Parteien, endlich gegenüber der 
Autorität der Regierung. Die Presse ist in den Verein. Staaten von 
einem so ausschlaggebenden Einfluss, wie er in der Alten Welt 
nicht vorhanden ist; jedes grössere Unternehmen unterhält deshalb 
sein eigenes Pressbureau und einen eigenen Pressfonds. 

Fünf Männer: J. P. Morgan, J. D. Rockfeller, E. H. Harri- 
mann, W. K. Vanderbilt und G. J. Gould, beherrschen eine Interessen- 
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gemeinschaft, die ein Kapital von 32 Milliarden Mark umfasst, wovon 
die Hälfte in Banken , Eisenbahnen and Industriegesellschaften der 
Vereinigten Staaten angelegt ist. Was das heisst, wird uns deut- 
licher, wenn wir den Fall setzen, irgend eine Partei , etwa die frei- 
konservative oder nationalliberale und ihre Presse habe 32 Milli- 
arden Mark hinter sich. Die genannten fünf Männer bilden ein 
„imperium in imperio" , von dem das Wirtschaftsleben und der Ge- 
schäftsgang des ganzen Reiches, die Beschäftigung der Arbeiter, 
der Steuereingang, schliesslich der Ausgang der Präsidentenwahl 
und der ganze Einfluss der Regierung abhängt. Kein Wunder, dass 
alle Welt ein, wenn auch unklares, so doch tief empfundenes Miss- 
trauen und Unbehagen beherrscht, dem nicht erst der jetzige Prä- 
sident Roosevelt, sondern mit noch schärferen Worten 1897 der 
frühere (demokratische) Präsident Cleveland Ausdruck gegeben hat.* 
Soll ein Staatswesen gesund bleiben, so darf das industrielle und 
Bankkapital sich nicht als Selbstherrscher, nicht als Nebenregie- 
rung für egoistische Ziele gegenüber der gesetzlichen Regierung auf- 
werfen; es soll mehr als das Mittel zur Hebung und Ausbildung 
der Produktiv- und Steuerkräfte der Massen dienen. Dieser normale 
Zustand lässt sich aber in den Vereinigten Staaten aus dem Grunde 
kaum wiederherstellen, weil die Regierung, welche ernstlich gegen 
die Trusts vorgehen wollte, viele stille Gegner hat; denn bei den 
Wählern hat man noch mehr als im Handelsstand die Tatsache 



* Zu dem Wahlfonds Mc. Kinleys steuerten 1899 die Trusts und Hoch- 
schutzzöllner enorme Summen bei. Häufig werden bei wichtigen Gesetzentwürfen 
auch die Volksvertreter durch Überweisung von Zertifikaten zu stillen Teil- 
habern gemacht. — E. Laur (De TAccaparement , 1902, S. 294) schildert diese 
Gefahr mit folgenden kräftigen Worten : „II n'y a pas ä nier que les puissantes 
entit^s, financieres, industrielles, commerciales, cr6ent autour d'elles par la force 
des choses — nous sommes indulgents — une atmosphöre de compromissions, 
d'achats de conscience, de v6nalit6 qu'ignorait le petit commerce solitaire. En 
Amörique, on a vu le trust du sucre celui des argentistes, celui de M. Rockfeller 
k ses d6buts et tant d'autres, acheter les municipalit^s , les compagnies de 
chemins de fer, et jusqu'aux d6put6s et sönateurs, jusqu'au gouvernement lui- 
meme. II est certain que la puissance de l'argent concentr^e en quelques mains 
est funeste ä la moralit6 publique. Le niveau de Thonneur industriel en est 
abaiss6. On s'habitue lentement sous Tinfluence d'une intoxication lente k vivre 
avec des administrations v6neuses comme la grande ville de New-York. On ad- 
met que dans la politique amfericaine, la question des accaparements, „du trust,** 
puisse etre pos6e ä. propos de l'election d'un pr^sident, c'est-ä-dire qu'on admet 
qu'un peuple choisisse sur une question d'argent, d'int^ret plus ou moins priv6, 
le Premier magistrat d'un grand pays. C'est la marehe rapide vers un mat^rialisme 
corrompu et hypocrite." 
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beobachtet, dass ebendieselben, welche die Regierung gegen die 
Tyrannei der Trusts zu Hilfe rufen, hinlaufen und deren Aktien 
kaufen, um mit an der Krippe zu sein. 

Die tollkühne Überspekulation und das rücksichtslose Drauf- 
losgehen drückt dem Riesen (Trust) einen hippokratischen Zug auf; 
manchen Spekulanten schlägt in einer schwachen Stunde das Ge- 
wissen. Man konnte von ihnen schon hören, die Regierung habe 
unnötigerweise Angst vor ihnen; sie selbst lebten vielmehr in be- 
ständiger Furcht vor der Gesetzgebung. 

Die öffentliche Meinung hat eben in den Vereinigten Staaten 
eine sehr grosse Macht ; ihr Verdikt über die Schuldigen setzt sich, 
wenn es auch länger ausbleiben mag, schliesslich doch in eih poli- 
tisches Strafgericht um. Würden die Trusts die Ausbeutung der Arbeiter 
zu weit treiben, so können sich dieselben am Wahltag rächen. Schon 
aus diesem Grunde hat diese Ausbeutung eng gezogene Grenzen. 

Der Kohlenarbeiterstreik vom Sommer 1902 hat die öffentliche 
Meinung schliesslich ganz gegen die Grubenbesitzer aufgebracht. Und 
so können wir es noch erleben, dass die drakonischen Anti-Trust- 
Gesetze, welche in den meisten Staaten, allerdings vorerst nur auf dem 
Papier bestehen, zu einem wirksamen Bundesgesetz erhoben werden* 
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ni. Kapitel. 

Die Kartellbewegung und die Staatsgewalt. 

1. Das Kartellproblem. 

Welche Stellung Gesetzgebung und Regierung gegenüber der 
Kartellbewegung im allgemeinen einnehmen, sowie ob und wie die 
Kartellpolitik im einzelnen beeinflusst werden soll, das bemisst sich 
nach der grundsätzlichen Auffassung, die man über das Kartell- 
problem hat. 

Prüft man die Motive zu dem Verhalten, das die Vertreter der 
öffentlichen Meinung gegenüber den Kartellen beobachten, näher, so 
findet man, dass weniger bestimmte Tatsachen oder Vorfälle, als 
die jeweilige grundsätzliche Stellung zur sozialen Frage bestimmend ist. 

Am entschiedensten sind bei uns die reaktionären Gegner der 
industriestaatlichen und weltwirtschaftlichen Entwickelung, wie Adolf 
Wagner; sie prophezeien, dass die Verbände zu den schlimmsten Formen 
der Plutokratie führen, wie die Welt sie noch nie gesehen habe, 
oder dass sie die Brücke zum sozialdemokratischen Zukunfts- 
staat bilden. Wie wir gezeigt haben, sind das pessimistische 
Übertreibungen, die wir von der Währungs- und Zollfrage her 
gewohnt sind ; sie erscheinen der Menge als riesig gelehrt, und sind 
doch nichts anderes als eine Umkleidung der in der Menge selbst 
wurzelnden Vorurteile.* 



* • 

* Den schwarzseherischen Übertreibungen entsprechen dann auch die daraus 
gezogenen Schlussfolgerungen ; wegen lauter Nebenrücksichten wird das Ganze ver- 
loren gegeben, wegen eingebildeter oder Kinderkrankheiten soll ein sonst gesunder 
Organismus zerstört werden. Als Beispiel dafür sei eine Darlegung aus Flemmings 
Wochenschrift „Der Meister'^ vom 1. Sept. 1902 angeführt. Darin heisst es: Ausser 
dem ehemaligen Minister Brefeld dürfte es wenige Menschen geben, die den Eingen 
und Syndikaten eine wirtschaftlich nützliche Bedeutung beimessen. Die Kartelle sind 
ein Übel, das sehen alle Kulturvölker und ihre Regierungen ein. Wenn aller Welt 
die Preise für Petroleum, Kohlen, Eisen, Zucker von wenigen Menschen einfach 
diktiert werden, so ist das für die Allgemeinheit gefährlich und muss dem freien 
Wettbewerb der Kräfte Einhalt getan werden. Wenn die Monopole ein natur- 
gemässes Produkt unseres Wirtschaftssystems sind, so ist das nur eine Bestätigung 
des sozialdemokratischen Pessimismus. Wenn Monopol, dann Staatsmonopol — das 
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In den Streit der Meinungen bringt vielleicht die Frage Klarheit: 
Sind die Kartelle lediglich -eine egoistische, spekulative Preiskoalition 
zum Zwecke der Ausplünderung des Volkes und der Ausnutzung 
des Hochzolles, daher von vornherein gemeinschädlicher, anderseits 
vorübergehender Natur oder sind sie eine naturgemässe Folge- 
erscheinung der Kapital-Konzentration und der jüngsten Entwicke- 
lung der Überkapitalisierung? Wenn diese Organisation eine Folge 
der jüngsten wirtschaftlichen Entwickelung ist: ist sie dazu be- 
stimmt, die privatwirtschaftliche Wirtschaftsordnung in eine gemein- 
wirtschaftliche umzuwandeln ? 

Wer sich die Geschichte der Anhäufung und Konzentration 
des Industrie- und Handels-Kapitals vor Augen hält, wird in der 
Kartellbewegung ein naturnotwendiges Glied dieser Entwickelung 
erblicken, und erkennen, dass hinter dem Kartellproblem aufragt die 
Frage nach dem „Endziel" der kapitalistisch-kooperativen 
Wirtschaftsstufe und nach dem Wesen der leitenden Kräfte in 
dem Industriestaat. 

Es kann jemand grundsätzlich die kartellmässige Organisation 
des Grossbetriebs bedauern, sie aber trotzdem als die naturgemässe 
und unabänderliche Ausdrucksform der kapitalistischen Konzentration 
hinnehmen. * 



gesamte Bergwesen ist hierfür überreif. „Und wenn dem Staate die Eisenbahnen 
gehören und er die Kohlen dafür aus erster Hand, aus der Mutter Erde bezieht, 
warum sollte er nicht auch Lokomotiven und Eisenbahnschienen fabrizieren?" 
Ein Standpunkt, der in dem Einzelpunkt der Kartelle zu so unzutreffenden Ver- 
allgemeinerungen führt, kann auch in Bezug auf die ganze Stellung zum Indu- 
striestaat nicht der richtige sein. 

* Diese Seite wurde auf dem Vertretertag des „Nationalsozialen Vereins" 
vom Oktober 1902 (Protokoll S. 78, 85) eingehend erörtert. So erklärte z. B. 
Alfred Weber : „Vom politischen, sozialen, wirtschaftlichen Standpunkt, von überall 
her kann man gegenüber den Kartellen nur zu einem Anathema kommen. Und 
doch, es mag einem ja herzlich schwer werden, das anzuerkennen, es gibt auch 
hier eine andere und zwar tiberragende Seite. Als Nation stehen wir im "Wett- 
kampf und zwar täglich schärfer mit anderen Nationen, vor allem mit einer, die 
sich diese Kombinationen in ihrer höchsten Form voll zu eigen gemacht hat. 
Und in diesem Kampf sind solche Kombinationen ein erheblicher, wahrscheinlich 
künftig der ausschlaggebende Faktor." Ferner Damaschke: „Ob wir die 
kapitalistische Entwickelung wollen? Darauf kommt es nicht an. Ich will sie 
nicht, so wenig wie den Sturm oder den Winter. Sie kommt aber ohne unseren 
Willen. Was wir wollen, wofür wir Kraft und Arbeit einzusetzen haben, 
das ist: in dieser Entwickelung das Interesse der Gesamtheit zu betonen." 
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Unbestritten hat diese neue Organisation, wie jede andere 
menschliche Einrichtung, mannigfache Gefahren und Schattenseiten. 
Aber solche sind nicht derart, dass sie aasreichen könnten, um uns von 
dem unverrückbaren Standpunkt der industrialistischen Zukunft unseres 
Volkes abzudrängen; sie muss den festen Halt abgeben« Von da 
aus aber kann man immerhin, insoweit diese Zukunft nicht gefährdet 
wird, die Interessen der zersplitterten Masse der Arbeiter und Kon- 
sumenten wahrnehmen. 

Wohin steuert überhaupt Deutschlands Volkswirtschaft? Das 
Endziel ist doch augenscheinlich der nationale Industriestaat, „Eisen- 
kultur ^ und Grosskauf fahrtei. Für Erreichung dieses Zieles aber 
bildet in organisatorischer Hinsicht die Eartellierung ebenso ein 
Mittel, wie in technischer etwa die Ausbreitung der Dynamos, sie 
gehört zur Ausrüstung der modernen Industrie. Wer das Ziel will, 
der muss sich mit der Ausbreitung der Kartellorganisation, mag er 
auch darüber keine Befriedigung empfinden, so doch wenigstens 
grundsätzlich als mit einer unabänderlichen Tatsache abfinden. 

Charakteristisch waren einige Äusserungen auf der Oktoberrersammlung 
des „Nationalsozialen Vereins", die sich sehr für die Beseitigung der Zölle auf 
kartellierte Artikel erwärmte. Liz. Traub-Dortmund nämlich erklärte: „Früher 
war ich in meinem Urteil über die Kartelle sicherer als heute, da ich mitten 
im rheinisch-westfälischen Industriegebiete stehe; ich war froh, dass ein Staats- 
kontrollrecht gefordert wurde. Aber von sachverständiger Seite ist mir vielfach 
entgegengehalten worden: wenn wir nicht nach dem Ausland verschleudern 
können, müssen wir unsere Werke schliessen. Wenn man in der Wucht der 
industriellen Entwickelung in Rheinland-Westfalen mitten drin ist, dann wird 
man bescheiden; und wenn wir diese industrielle Entwickelung und die Ex- 
portindustrie und den Kapitalismus mit dem, was damit zusammenhängt, 
prinzipiell wollen — früher stand ich anders dazu — , dann treten alle jene 
(nationalsozialen) Fragen von Profit, von Kapital u. s. w. in den Hintergrund." 
In dem vorhergegangenen Referate hatte Alfr. Weber sich dahin geäussert: 
„Nur wenn wir ähnliches schaffen, wie die amerikanischen Trusts, werden wir 
uns den Amerikanern gewachsen zeigen. Anders haben wir als Industrie-Nation 
keine grosse Entwickelung mehr vor uns und damit überhaupt keine Zukunft. 
Darum also, deshalb, weil Leben doch wichtiger schliesslich ist, als Musizieren, 
darum bleibt uns gar nichts anderes übrig, als uns zu diesen Kombinationen 
freundlich zu stellen." 

Im Vergleich zu der nationalen Rücksicht auf die volkswirtschaft- 
liche Produktivität der Kartelltätigkeit müssen für den Gesetzgeber 
und praktischen Staatsmann die mancherlei Bedenken (z. B. wegen 
der nationalen Verschleuderung der Güter an das Ausland) in den 
Hintergrund treten. Anerkanntermassen haben z. B. die Kruppschen 
Werke einen ungeheuren Einfluss auf das Emporkommen der deutschen 
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Eisentechnik und ihre Wertschätzung im Ausland ausgeübt. Was sind 
aber die Kruppschen Werke mit ihren Kohlen- und Eisengruben, dem 
Grusonwerk und der Schiffswerft in ihrem Wesen etwas anderes, als ein 
kolossaler Trust? Der unterschied ist nur der formale, dass die Gesell- 
schaftsanteile, statt in Ein-Pfund-Aktien, in Millionen- An teile eingeteilt 
sind. Die neue Organisation der Kartelle hat für die gesamte Volks- 
wirtschaft den Vorteil, dass die Produktionskraft vervielfacht und die 
Erzeugungskosten herabgesetzt werden. So werden z. B. heute aus 
Abfällen, die früher teilweise oder ganz unbeachtet und unbenutzt 
blieben, wertvolle Nebenprodukte erzeugt. Ferner sollte ein Land 
mit einem rationell ausgebildeten Kartellwesen eher von Krisen ver- 
schont bleiben, als ein Land, wo jeder einzelne Produzent blindlings 
darauf losarbeitet ; es erlangt auch innerhalb des internationalen Wett- 
bewerbs eine viel höhere Schlagfertigkeit. Die Kartelle sichern unserer 
Industrie in betriebs-, Verkehrs- und handelstechnischer Richtung 
die Überlegenheit über die ausländische Konkurrenz. 

2. Die Mittel der Staatsgewalt. 
a) Antikartellgesetz. 

Mit der Reglementierung des Syndikatswesens hat es seine 
besondere Schwierigkeiten. Schon im Frühjahr 1891 beschloss der 
Reichstag die Veranstaltung einer Enquete, speziell wegen der Schienen- 
verdingungen, und ein Jahrzehnt später sehen wir die Frage immer 
noch in dem bedenklichen Vorstadium der Enquete, die sonst nur zur 
Verschleppung zu dienen pflegt. Hat überhaupt das Reichsamt mit 
der derzeitigen Enquete ein praktisches Ziel schon im Auge? 

Seit fünf Jahrzehnten, seit dem Emporkommen des Industrie- 
staates, bildet die neugebildete grosskapitalistische Konkurrenz und 
deren Regulierung das wichtigste und schwierigste Problem. Einen 
Teil dieses Problems bildet die Frage des Einschreitens der Staats- 
gewalt speziell gegen die Kartellbewegung. In der Vorfrage, ob 
solches gegen die Kartellierung überhaupt geboten ist, stehen ein- 
ander — wie bei dem allgemeinen Problem der kapitalistischen Ent- 
wickelung — die beiden wirtschaftspolitischen Lehrmeinungen und 
Parteien gegenüber, die optimistische, welche Selbstregulierung will, 
und die pessimistische, welche das Einschreiten der Staatsgewalt zum 
Schutze der Schwachen für notwendig hält. Namentlich stellen 
sich, da die Kartelle heute den Gipfelpunkt der kapitalistischen 
Volkswirtschaft darstellen, die gleichen Voreingenommenheiten ein, wie 
für den Staatssozialismus und gegen das internationale Grosskapital. 
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In den Vereinigten Staaten bildet es das Dogma einer ganzen 
Partei, der demokratischen, dass die Regierung dem Trostgebaren 
ein Ende bereiten müsse. Bei uns erklären die Vertreter der soge- 
nannten „ Mittelstandspolitik ^ und die Sozialreformer den grausamen 
systematischen Kampf des „almighty Dollar^ gegen den kleinen Mann 
als einen solchen Verstoss gegen die Sozialethik, dass die Regierung 
grundsätzlich den Kampf gegen die Kartelle, sei es auf dem Wege 
ihrer allgemeinen Regelung oder im Notfalle auch durch Verstaat- 
lichung des Kohlen- und Eisensyndikats, aufnehmen müsse. In 
diesem Lichte gewinnt der Existenzkampf, den einige Firmen gegen 
das Kohlensyndikat, den Petrolring u. s. w. zu führen haben, einen 
allgemeineren Hintergrund. 

Noch 1898 wurde von L. Fohle („Die Kartelle", S. 145) und 
1894 von K. Bücher (in dem für den „Verein für Sozialpolitik" er- 
statteten Referat) die Bedürfnisfrage auf die leichte Achsel genommen. 
Auch für den Berliner Juristentag vom September 1902 stellte der 
Korreferent, Professor Wäntig, als Ausgangspunkt den Satz auf: Es 
gehört gegenwärtig zu den Hauptaufgaben des Staates, den Er- 
scheinungsformen des grosskapitalistischen Konzentrationsprozesses 
im Gemeininteresse gewisse Schranken zu setzen. 

Bestände darin tatsächlich eine Hauptaufgabe des Staates, so 
wären seiner Tätigkeit sehr enge Grenzen gesteckt. Wenigstens gegen- 
über der Kartellbewegung ist es mit den staatlichen Schranken recht 
schlecht bestellt. Deutlich erwies sich das gerade in den Beratungen 
des Juristentags selbst. Die verschiedensten Ratschläge, wie die 
Regierung den gefährlichen Seiten der ünternehmerverbände, ihrer 
Preistreiberei, ihrem Druck auf die Arbeiterexistenz und auf die 
aufkommende Konkurrenz entgegentreten könne, wurden in erregter 
Debatte gegeneinander abgewogen. In der sechsstündigen Abteilungs- 
sitzung empfahl der Hauptreferent den Antrag: Der Deutsche 
Juristentag solle seine Überzeugung dahin aussprechen, dass sich 
für eine gesetzliche Regelung der Industriekartelle vorerst die Ein- 
führung der Statuierung einer Auskunftspflicht gegenüber der 
Staatsverwaltung von Seiten der kartellierten Unternehmer, ihrer 
Organe und Kommissionäre empfehle. Dem stellten aber sowohl der 
Korreferent als auch andere Redner entgegen, dass staatliche Mass- 
nahmen weder für geboten, noch von grossem praktischen Nutzen 
sein werden. Nachdrücklich warnte man unter Hervorhebung der 
volkswirtschaftlichen Bedeutung und der tatsächlichen Leistungen 
der Kartelle vor Ausnahmegesetzen, deren Tragweite man nicht 
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abmessen könne. Das Gewicht der Gegengründe war so gross, 
dass nicht einmal der mit knapper Mehrheit angenommene Kom- 
missioilsbeschluss, der die Statuierung einer Auskunftspflicht forderte, 
in der Vollversammlung angenommen, sondern die Kartellfrage als 
noch nicht spruchreif auf den nächsten „Deutschen Juristentag" 
vertagt wurde. 

Für die überschäumende Sozialreform waren diese ernstlichen 
Versuche, den allgemeinen „ethischen" Gefühlen im positiven Recht 
eine praktische Spitze und gesetzgeberische FormuUerung zu geben, 
eine gute Lehre. 

Man gelangte hier, wie bei jeder eingehenden Behandlung des 
Kartellproblems zu der Erkenntnis, dass vorerst noch die haupt- 
sächliche Aufgabe der Reichsregierung nicht, wie Wäntig meint, 
darin besteht, der kapitalistischen Konzentration Schranken zu 
setzen, sondern darin, dieselbe zu respektieren und respektieren 
zu lehren. Erst muss man die Organisation der grossen Industrie 
haben; zum Einschränken ist dann noch Zeit genug. Eine allge- 
meine, prinzipielle Bekämpfung wäre — ungeachtet der Tatsache, 
dass sich verschiedene Missstände im Gefolge dieser neuen Form 
der Kapital-Konzentration eingestellt haben — ungerechtfertigt. Was 
für die Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung bedenklich ist, besteht 
darin, dass in dem organisatorischen Zusammenschluss der Kräfte, 
in der Kartellierung der Produktion und des Vertriebs, sowie in der 
damit gegebenen Verschiebung des Machtverhältnisses zwischen dem 
Kapital einerseits, den Kunden, Arbeitern und den Konsumenten 
anderseits, soziale, wirtschaftliche und politische Gefahren be- 
gründet liegen. 

Das blosse Vorhandensein von Gefahren aber rechtfertigt noch 
nicht die Unterdrückung der Kartellbewegung im Sinne der Sozial- 
reformer, sondern nur Präventivmassregeln. 

Dieser grundsätzliche Standpunkt stimmt auch mit den 
Prinzipien über die Regierungs-Intervention überein. Als Richtschnur 
für eine zielbewusste, ihres Erfolges sichere Haltung in der Kartell- 
frage und für eine Einschränkung kapitalistischer Übergriffe gilt 
zunächst die allgemeine, für jede Art von Regierungsintervention 
gültige Maxime: 

Das Einschreiten der Regierung in den Interessenkampf einzelner 
Erwerbsgruppen zu Gunsten des einen und zum Nachteil des andern 
Teils ist immer bedenklich und kann nur durch eine schwere tat- 
sächliche Schädigung der Gesellschaft oder der Volkswirtschaft ge- 

F. C. Haber, Die Kartelle. 5 
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rechtfertigt werden. Das gilt auch von dem vorliegenden Interessen- 
kampf, der sich in der Hauptsache auf den Streit zwischen den 
Lieferanten und den Verarbeitern von Eisen beschränkt. Es wird 
allgemein zugegeben, dass die beteiligten Eartellleitungen sich haben 
Ausschreitungen zu Schulden kommen lassen. Im allgemeinen aber 
kann man ihnen eine direkte Schädigung des Gemeinwohls oder die 
Anwendung bedenklicher Mittel — wodurch ein Sondergesetz begründet 
werden könnte — nicht nachweisen ; wägt man objektiv die Vorteile 
und Nachteile der Eartellierung gegeneinander ab, so erscheint 
das Allgemeininteresse nicht in der Weise berührt, dass die Kartelle 
vom gemeinen Rechte ausgeschlossen werden dürften. 

Bei Kapital und Spekulation, Preisunterbietung und Preiskoali- 
tion sind Gebrauch und Missbrauch so fest aneinander gekettet, dass 
eine Hemmung dem berechtigten und vernünftigen Gebrauch viel 
mehr schaden kann, als die Unterbindung des Missbrauchs mög- 
licherweise nützt. In gleicher Weise ist auch gegenüber den Syn- 
dikaten vollständige Unterdrückung schon deshalb nicht zulässig, weil 
in ihnen viel Nützliches mit dem Schädlichen gemengt ist. 

Zudem hat der Eingriff der Regierung auch noch sonstige 
Nachteile im Gefolge ; sie würde einen sozialen Hebel unterdrücken, 
als Ersatz aber nichts bieten können ; sie würde, wie man z. B. mit 
dem Börsengesetz erfahren hat, um der Verhinderung zeitweiliger 
Ausschreitungen willen den Bestand ganzer Industriezweige in Frage 
stellen und in die wünschenswerte Stetigkeit von Produktion und 
Handel eine sprunghafte Unsicherheit hineintragen. 

Die Einschränkung der kapitalistischen Konzentration liesse 
sich, nach allgemein anerkannten Grundsätzen, mit sozialpolitischen 
Rücksichten dann rechtfertigen, wenn in ihrer Existenz bedrohte 
Personengruppen, Kapitalkräfte oder Produktionszweige durch den 
staatlichen Schutz über einen vorübergehenden Ansturm hinüber- 
gerettet werden können. Dieser Tatbestand jedoch liegt nicht 
vor. Die Kartellierung der Produktion und des Vertriebs beruht auf 
einer fortschreitenden Entwickelung, die, wie das Beispiel Amerikas 
zeigt, sich unaufhaltsam noch weiter in in- und extensiver Rich- 
tung fortsetzen wird. Sodann ist die Existenz anderer Unternehmer 
— selbst der Kapitalschwächeren — nicht bedroht, sondern nur be- 
einträchtigt; insbesondere ist diese Schmälerung, sowie die Aus- 
schaltung des Zwischenhandels nicht eine Besonderheit der Kartelle, 
sondern ebenso auch eine Folge der Tätigkeit des Grosseinkaufs der 
Konsumvereine und der landwirtschaftlichen Bezugsgenossenschaften. 
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So wenig man wegen deren Geschäftsgebarung die staatliche Über- 
wachung der Genossenschaften vernünftigerweise verlangen kann, 
ebensowenig lässt sich dies gegenüber den Unternehmerverbänden 
rechtfertigen. 

Man teilt allgemein das Gefühl, dass die künstliche Verschiebung 
der Produktions- und Absatzbedingungen von Staats wegen ausgeglichen, 
und das naturgemässe Verhältnis von Angebot und Nachfrage vom 
Staate wiederhergestellt werden müsse, dass ferner dem grossen 
Kapital, zumal in der kartellierten Organisationsform, eine erhöhte 
Verantwortung gegenüber der Gesellschaft auferlegt werden sollte. 
Aber prinzipiell stellt diese wirtschaftlich-ethische Seite nicht einen 
solchen Schaden für die Allgemeinheit dar, dass die Gesetzgebung 
zu Hilfe gerufen werden müsste ; ausserdem ist es schwer, wenn nicht 
überhaupt unmöglich, diesem „sozial-ethischen" Gefühl in einer ge- 
setzgeberischen Formulierung gerecht zu werden. Manche An- 
gehörige des Handelsstandes wollen schon die rücksichtslose Auf- 
lösung der bisherigen Art des Verkehrs zwischen dem Handel und 
den Produzenten, den Verstoss gegen die herkömmliche „Geschäfts- 
ethik", wie es z. B. das systematische Vorgehen des Petrolrings dar- 
stellt, als einen hinreichenden Grund angesehen wissen. Schon im 
Dezember 1889 äusserte der Wiener „Detailhändler" : „Die demorali- 
sierende Wirkung der Ringe und Trusts ist so klar auf der Hand 
liegend, dass die Gesetzgebung aller Länder schon längst zu dieser 
Raubpolitik einer Masse zügelloser Spekulanten hätte Stellung nehmen 
sollen." 

Diese Forderung ist schlecht begründet, zu allgemein gehalten 
und schiesst über ihr Ziel hinaus;* wollte man gegen unerquick- 
liche Geschäftssitten gleich einen Zuchthausparagraphen einführen, 
80 würde das zu sonderbaren Konsequenzen treiben (ganz abgesehen 
davon, dass das Sonderinteresse eines Standes nicht mit dem All- 
gemeininteresse zusammenfällt). 



* Die Forderung berührt besonders konservative Kreise sympathisch. Und 
doch heisst „konservativ" nicht, eine naturnotwendige Entwickelung unterbrechen 
— das ist radikal — , sondern das, was in der Linie der Entwickelung liegt, 
weiterführen. Was in dieser Linie liegt, wie z. B. die Kartellierung der meisten 
Industriezweige, kann wohl vorübergehend von der Kegierung gehemmt, aber 
nicht auf die Dauer umgestaltet werden. Wie schon Proudhon aufstellte, soll 
die Staatsgewalt derartige Entwickelungsgebiete nicht zerstören, sondern in ge- 
sande Bahnen leiten, innerhalb deren sich die grösstmögliche Wirtschaftlichkeit 
erreichen lässt. 
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Was verschiedene Gewerbetreibende anangenehm empfinden — 
die diktatorische Herrschaft der Kartellleitungen in Bezag auf die 
Preisgestaltung und Lieferungsbedingungen, ihr Terrorismus und 
die Boykottierung Widerstrebender, die Niederkämpfung der Kon- 
kurrenz, die rücksichtslose Ausmerzung des Zwischenuntemehmers 
und Zwischenhändlers, die brutale Nichtbeachtung dessen, was als 
kaufmännischer Anstand gilt — all das ist noch kein hinreichender 
Grund dafür, dass Regierung und Gesetzgebung im allgemeinen 
gegen die Kartelle vorgehen. 

Überdies erweisen sich, wenn man auf die Beschwerden näher 
eingeht, namhafte Unterscheidungen als geboten, so zunächst zwischen 
den deutschen und amerikanischen Geschäftsgrundsätzen und Handels- 
verhältnissen. Bei uns sind tatsächlich lediglich die wenigen Zwischen- 
händler in Kohlen und Petroleum bedroht, die sich zudem auch ohne 
Regierungshilfe selbst schon zu helfen und zu arrangieren gewusst 
haben. Das Schlagwort von der Bedrohung des gesamten Mittel- 
standes erweist sich, näher besehen, als eine Übertreibung. 

Die Hauptfrage ist, welche Erwartungen kann man an der- 
artige Massregeln (z. B. an die Reichsaufsicht) knüpfen? Was darf 
man damit gegenüber der Verschiebung der Machtverhältnisse im 
Preis- und Lohnkampf zu erzielen hoffen? 

Mit der Antwort hierauf sind diejenigen flugs bei der Hand, 
welche, ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Entwickelung , den 
Glauben zu der Regierung haben, sie könne z. B. den Export oder 
die Industrie einer Provinz oder wenigstens das Kleingewerbe und 
die notleidende Landwirtschaft in die Höhe bringen, gleich als ob 
schon das patriarchalische Wohlwollen eines Regierungsrats solche 
Dinge hervorzuzaubern vermöchte. 

Und doch liegt in der kartellmässigen Organisation ein so 
gesunder und kräftiger Kern, dass er immer wieder aufs neue keimen 
wird, so oft er auch unterdrückt werden mag. Ob man nun besondere 
Gesetze gegen die Kartelle erlässt, oder die Geschäftsführung der 
Kartelle unter Aufsicht stellt: unter allen Umständen werden die 
Grossbetriebe immer wieder neue Wege finden, um sich zu vereinen. 
Zudem ist, gegenüber einer derartigen wirtschaftlichen Entwickelung 
im allgemeinen, nach der auch sonst bewährten Erfahrungs- 
maxime, die Staatshilfe nur wirksam, wenn sie an den aussen- 
stehenden Konkurrenten, sowie an den Konsumenten und Geschäfts- 
kunden einen sicheren Rückhalt besitzt, und sämtliche ge- 
schlossen hinter sich sieht. Speziell das Kartellsystem könnte dort, 
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wo es gemeinschädlich wirkt, erfolgreich von Regierung und Gesetz- 
gebung erst dann eingeschränkt werden, wenn es gelänge, die gegen- 
überstehenden Wettbewerber, Konsumenten und Arbeiter zu sammeln 
und zu geschlossenem Widerstand und solidarischem Vorgehen zu 
organisieren. Versuche hierzu sind, abgesehen von den Gewerk- 
vereinen, nur ab und zu eingeleitet worden, noch nie gelungen und 
wohl überhaupt aussichtslos. Eine Interessen-Solidarität war noch 
nie vorhanden und ist es heute noch weniger als je. So fehlt 
heute die erste Voraussetzung für ein erfolgreiches Vorgehen. 

Zu dem gleichen Ergebnis, zu einer gleichen Auffassung über 
die Kartellbewegung gelangt man, wenn man die Ausfuhrung einer 
allgemeinen Reglementierung nach den juristischen Gesichts- 
punkten der Gesetzgebungstechnik prüft. 

In der Reichstagssitzung vom 5. November 1902 erklärte Graf 
Kanitz: Den Missbräuchen der Kartelle muss gesteuert werden; 
und das ist nur möglich auf dem Wege der Gesetzgebung. 

Aber in rechtlicher, wie in gewerbepolizeilicher Beziehung ist 
ein Sondergesetz gegen die Kartelle oder ein sie beschränkendes 
Standesrecht heute nicht mehr möglich. Je tiefer man in die Ge- 
schichte, in das Wesen und in die Wirksamkeit der Kartelle, sowie 
anderseits in das gesetzgeberische Detail eindringt, um so mehr 
überzeugt man sich, dass das von beiden extremen Seiten, von 
den Freunden und Feinden der Konkurrenzfreiheit, in beflissener 
Weise verlangte Vorgehen der Gesetzgebung und Rechtsprechung 
nur einem Schlag ins Wasser gleichkäme. Wir führen dies im 
Anhang näher aus. Soweit die Strafvorschriften überhaupt diskutabel 
sind, betreffen sie nur Einzelfälle, die selten vorkommen, und noch 
seltener zu richterlicher Beurteilung gelangen : einen sozialpolitischen 
Schutzdamm gegen die fortschreitende Kartellbewegung können 
und sollen sie nicht darstellen. Für die Regierung wäre es heute 
vorerst noch eine fast unlösbare Aufgabe, wollte sie den syste- 
matischen und ständigen Kampf gegen die Kartelle, gegen ihre Preis- 
treiberei oder Preisschleuderei, aufnehmen. 

Einen Fingerzeig über die technischen Ausführungsschwierig- 
keiten geben die Versuche der ausländischen Gesetzgebung. Noch in 
allen Staaten, wo der Gesetzgeber abzuhelfen versuchte, in den Ver- 
einigten Staaten, in Frankreich, Russland, Italien u. s. w. wurde bisher 
ein Erfolg nicht erzielt. Auf dem Boden der heutigen Wirtschafts- 
ordnung kann das allgemeine Eingreifen des Staates in die Produktions- 
und Absatzverhältnisse der Privatindustrien lediglich im Rahmen und 
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durch die Mittel seiner allgemeinen Wirtschafts-, Steuer- und 

Handelspolitik, und durch Verfolgung individueller Ausschreitungen 

stattfinden. 

b) Reichsaufsicht. 

Fast allgemein erachtet man die Beaufsichtigung der Kartelle von 
Reichs wegen für notwendig. Dahin zielt ein Antrag, der schon 
seit zwei Jahren dem Reichstag vorliegt. Schon unterm 5. Dezem- 
ber 1900 nämUch brachte im Deutschen Reichstag Freih. v. Heyl 
zu Herrnsheim den Antrag ein, eine Reichsaufsicht für Kartelle 
mit nachweislich monopolistischem Charakter einzuführen. Hier- 
mit wird sich vermutlich der nächste Reichstag beschäftigen. Merk- 
würdig ist, dass dieser Antrag zwei Jahre lang ganz unbeachtet liegen 
bleiben konnte, und nun über Nacht dringlich geworden ist, gleich 
als ob die Kartelle erst in den letzten Wochen erstanden wären. 

Die Frage ist: wie soll die Reichsaufsicht funktionieren? und 
was soll durch sie erreicht werden? 

Die öffentliche Kontrolle ist in verschiedener Weise denkbar: 
z. B. als blosse Form der Registrierung, wie sie z. B. gegen- 
über den Aktiengesellschaften vorgeschrieben ist, oder in Gestalt 
einer Aufsicht durch ein Reichsamt, wie sie 1900 für die privaten 
Versicherungsgesellschaften eingeführt wurde, oder als Beiordnung 
eines speziellen Staatskommissärs. Weiter ginge die materielle 
Prüfung und Beeinflussung der Geschäftsgebarung, die Ermächtigung, 
besonders gefährliche Kartellbeschlüsse aufzuheben, wie solches in 
dem österreichischen Entwurf von 1898 der Aufsichtsbehörde ein- 
geräumt ist. 

Verhältnismässig am annehmbarsten, weil am unverfänglichsten, 
erschiene vorerst nur die Einführung eines öffentlichen Kartell- 
registers. 

Das ist ungefähr das Gleiche, was der amerikanische Präsident 
Roosevelt in seiner Rede vom 23. August 1902 als wünschenswert 
bezeichnet hat. Er will nämlich, damit die üblen Einflüsse der Trusts 
kontrolliert werden können, an die Stelle des einzelstaatlichen Verbots 
der Trusts genaue Bundesvorschriften für den Bereich ihrer Wirksam- 
keit und die von ihnen der Allgemeinheit gegenüber zu erfüllenden 
Pflichten setzen, ähnlich wie es in der Aktiengesetzgebung gegenüber 
den Aktiengesellschaften geschieht. — Ein Zentralbureau für die 
öffentliche Auflegung der Gesellschafts vertrage („Registrar of Joint 
stock comp.") wurde schon vor längerer Zeit in England eingeführt; 
die Vorschriften hierüber wurden 1901 noch verschärft. Weiter mag 
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als "Vorgang der österreichische Entwurf von 1898 dienen, welcher 
bestimmt , dass gewisse Kartelle der Staatsaufsicht unterstellt 
werden, nämlich „Kartelle in Beziehung auf Verbrauchsgegenstände, 
die einer mit der industriellen Produktion in enger Verbindung 
stehenden indirekten Abgabe unterliegen". Diese unter Staatsaufsicht 
stehenden Kartelle bedürfen zu ihrer Errichtung eines notariell 
beglaubigten Statuts; jede Abänderung desselben ist sofort dem 
Finanzministerium mitzuteilen. Ob aber dieser nun seit vier Jahren 
vorliegende Entwurf zum Gesetz erhoben wird, ist infolge der Be- 
ratungen des österreichischen Industrie- und Landwirtschaftsrats, 
sowie des Deutschen Juristentags fraglicher als je geworden. 

Was die Hauptsache ist : welchen Erfolg kann man sich von dieser 
Art Staatsaufsicht versprechen? Die Bescheideneren hoffen damit 
wenigstens das unentbehrliche Material zur Aufklärung der öffentlichen 
Meinung und der beschwerdeführenden Interessenten zu erlangen. * 
Der Publizitätszwang würde in diesem Falle zunächst als Einleitung 
zu einer Enquete dienen. Im allgemeinen aber bedeutet sonst eine 
Enquete nichts weiter, als dass man den Interessenten den guten 
Willen bezeugt, im übrigen aber ihre Forderungen in den Akten 
begräbt. Das trifft auch auf diese Art von Enquete zu. Zudem 
würde der Registrierungszwang nur ein sehr unvollkommenes Material, 
nämlich lediglich eine Übersicht über Zahl und Kapital der Verbände 
und über deren Statuten erbringen, nicht aber einen Einblick in das 
Wirken, in die Geschäftsprinzipien und deren Handhabung gewähren. 
Eine solche Statistik würde nicht einmal das Mindestmass der Er- 
wartungen erfüllen, das dahin geht, dass man auf diesem Wege die 
notwendige Unterlage zu der Vorbereitung eines Kartellgesetzes 
erlangen werde. Denn diese Unterlage lässt sich schlechterdings 
nicht aus dem Gerichtsregister schöpfen, sondern nur im Wege 
der Detailforschung, des kontradiktorischen Verfahrens und einer in 
die Tiefe dringenden Gesamtarbeit erfahrener Nationalökonomen und 
Sozialpolitiker erlangen. So würde der Registrierungszwang, von dem 
man so viel Aufhebens macht, nichts weiter darstellen, als eine Ver- 
beugung vor der erregten öffentlichen Meinung. 

Man müsste also, um bessere Erfolge zu erzielen, den Kartellen 
noch weitere Verpflichtungen auferlegen, z. B. dass sie — ähnlich 



* L. Pühle nimmt an (S. 146), der Kegiening werde es auf diesem Wege 
„nicht entgehen können, wenn ein Industriezweig reif für die Anwendung des 
äussersten Mittels der Verstaatlichung geworden ist" (! !) — ein langsichtiger 
Wechsel auf die Staatsaktion. 
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wie die Aktiengesellschaften — jährlich ihre Betriebsergebnisse, 
den Stand der Bilanz , wie ihres Gewinn- und Verlustkontos , be- 
kannt geben. 

„Mehr Licht" — diese Forderung ist gerechtfertigt, und selbst 
im Interesse der Kartelle gelegen. Sobald die Kartelle dem Licht mehr 
exponiert sind, wird die Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung, 
der Presse, des Parlaments und der Regierungen, aber auch der 
Arbeiter, Konkurrenten und Aktionäre erzieherisch auf die Kartell- 
leitungen einwirken. Diese werden noch vorsichtiger als bisher die 
Gelegenheit vermeiden, der öffentlichen Meinung Anklagepunkte zu 
bieten; durch die erweiterte Öffentlichkeit wird das Bewusstsein der 
Verantwortlichkeit gestärkt, geschäftlicher Anstand und Masshaltung 
in höherem Grade nahe gelegt. 

Ferner liegt, wenn die zu veröffentlichende Dividende ungewöhn- 
lich hoch ist, darin ein Anreiz für die jung aufkommende Konkurrenz 
und, wie Prof. J. W. Jenks sich ausdrückt, ein Fingerzeig für die 
Arbeiter, um für ihre Forderungen den geeigneten Moment zu er- 
fassen. Auch für die Aktionäre erscheint es, zumal im Hinblick auf 
die amerikanische Entwickelung, erwünscht, wenn sie noch genauere 
Nachweise über die Geschäftsführung erhalten. 

Der erweiterte Publizitätszwang also dürfte bis zu einem ge- 
wissen Grade als Regulator dienen können. Dass man jedoch die 
Erwartungen nicht zu hoch spannen darf, zeigt das derzeitige Ver- 
halten des Halbzeugverbandes: trotz der breitesten Öffentlichkeit, 
der er gegenwärtig ausgesetzt ist, lässt er sich in der Hochhaltung 
der Preise nicht im geringsten beirren. 

um einen unzutreffenden Vergleich von vornherein abzuschneiden, 
sei hervorgehoben, dass in den Ver. Staaten der Publizitätszwang vor 
allem einen Schutzdamm gegen die Ausdehnung des Aktien- und Börsen- 
schwindels bilden soll, dem bei uns schon durch das Aktien- und Börsen- 
gesetz ein Riegel vorgeschoben ist. Darin liegt ein charakteristischer 
Unterschied zwischen der deutschen und amerikanischen Organisation 
überhaupt. In Nordamerika nämlich wurde die Ära der Trusts m den 
sechziger Jahren schon mit dem Zertifikatschwindel eingeleitet, d. h. 
es wurden mehr Olzertifikate in Umlauf gesetzt, als nach dem 01- 
vorrat zulässig war. An der Vorbereitung zur Gründung des Petrol- 
und Zuckertrusts wurde durch dieselben Mittel und zum Teil durch 
dieselben Personen weiter gearbeitet, durch welche die corners in 
anderen Bodenprodukten, namentlich in Gold (Gould und Fisk, black 
Friday), Kupfer, Zinn und Quecksilber (Rothschildgruppe 1888/90), 
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Kohle u, s. w. in Scene gesetzt und Tausende um ihr Geld geprellt 
wurden. Wie diese „Konventionen", so riefen auch in den siebziger 
Jahren die Enthüllungen über die „Verschwörung" der Eisenbahn- 
verwaltungen und des Petrolrings einen Sturm der Entrüstung hervor. 
In Bezug auf die Produktion haben die Trusts gelernt, ihren Ge- 
schäftsbetrieb den Grundsätzen der modernen Nationalökonomie 
anzupassen; in Bezug auf die Ausbeutung des Kapitalisten- 
publikums dagegen blieb die Überhitzung, der Gründungsschwindel, 
die Schaffung unsolider Spekulationspapiere durch die systematische 
„Ver Wässerung" der Aktien, das Institut der „promoters" (gewerbs- 
mässige Gründer) und Trustbankiers, die Überkapitalisierung und 
Eskomptierung , die systematische Bauernfängerei bis heute an den 
Trusts haften. Manche Trusts gleichen einer Raubritterburg, von der 
die Robotpflichtigen, d. h. die kleinen Aktionäre für die „Insiders" 
von Zeit zu Zeit geschröpft werden. — 

Viele erwärmen sich für den Gedanken eines Reichs-Kar- 
tellkommissärs und eines Kartellgerichtshofs. „Kartell- 
gerichtshof" — sogar an einen „Volkswirtschaftsrat" könnte man 
denken, wenigstens wird das Projekt eines solchen in den Vereinigten 
Staaten seit zwei Jahrzehnten ab und zu vorgeschoben — ist ein 
pompöser Name, aber ein zu umständlicher Apparat für die wenigen 
Syndikate (Petrolring, Kohlen- und Halbzeugverband), die, wie wir 
oben gezeigt haben, vorerst allein in Betracht kommen. Welche 
Leistung wird überhaupt dem Kartellkommissär angesonnen? 
Wie soll er der Verschiebung der Machtverhältnisse und den 
Kartellleitungen selbst, die eine gemeingefährliche Preis- oder 
Lohnpolitik betreiben, entgegenwirken? über diese Frage haben 
sich auf dem Deutschen Juristentag die Freunde der Kartell- 
gesetzgebung nur unklar geäussert Manche, wie L. Pohle (S. 145), 
träumen von einer wirksamen regelmässigen, materiellen Über- 
wachung der Kartellbewegung oder gar von einer staatlichen 
Bevormundung des Gründungslierganges , der Preis- und Lohn- 
gestaltung und des Geschäftsgebaren?, von einem Reichskommissär, 
dessen Vetorecht Missbräuche tatsächlich verhindern könnte. Aber eine 
solche ist von vornherein ausgeschlossen. Die Staatsaufsicht hat 
für die jüngere Generation viel mehr Verlockendes als für ältere er- 
fahrene Männer, die schon hinter die Coulissen geschaut haben. 
Mit dieser Aufsicht verhält es sich wie mit der staatlichen Preis- 
beeinflussung : das Prinzip scheitert an der Ausführung. Man ver- 
setze sich nur in die Lage eines solchen Geheimrats: er soll eine 
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zeitweilige Zollermässigung verfügen oder einem Verkauf an einen 
Auslandkunden die Genehmigung versagen und zwar sofort, a tempo ; 
denn die Verkäufe auf dem Weltmarkt, wie überhaupt Verkäufe in 
der Grossindustrie, werden meist auf telegraphischem Wege ab- 
geschlossen. Hierzu ist der Beamte augenscheinlich nur im stände, 
wenn es sich um Stapelartikel handelt, über welche ihm die täg- 
liche Kontrolle der Marktkonjunktur durch die Börsennotierung er- 
möglicht wird. Die Gelegenheit zu einer derartigen Verfügung wäre 
1901/2 gegenüber dem Roheisen- und Halbzeugsyndikat praktisch 
gegeben gewesen ; alle Welt war darüber einig, dass diese Verbände 
ihre Preise auf einer ungerechtfertigten Höhe hielten und dadurch 
die gesamte Eisenindustrie schädigten. In welchem Monat und 
an welchem Tage nun hätte gegen diesen „Exzess" der Kartell- 
kommissär einschreiten können? Die Regierung darf sich dazu 
gratulieren, sich einer so heiklen Frage nicht gegenübergestellt 
zu sehen. 

Eine Schwierigkeit anderer Art ergäbe sich bei etwaiger Ein- 
führung der fakultativen, zeitweiligen Zollermässigung, falls solche 
der Reichskommissär zu verfügen hätte. In Bezug auf eine derartige 
massgebende Stellung sei daran erinnert, dass die Geschichte der 
Eisenzölle für Frankreich und Deutschland seit den 40er Jahren 
zugleich eine Geschichte des steigenden Einflusses der Eisen- und 
Hüttenleute auf die Regierung darstellt. Zu einer ähnlichen Illu- 
stration könnte später die Tätigkeit des Reichskartellkommissärs 
dienen. Es fiele wohl auch hier den Nächstbeteiligten nicht schwer, 
den Reichskartellkommissär zu der Ansicht zu bringen, dass die Preise 
keineswegs zu teuer seien, sondern mindestens so hoch sein müssten, 
um einem offenbaren „Notstand" abzuhelfen. Die Aufsicht über die 
Kartelle käme daher diesen selbst zu gute; für ihre Ausschreitungen 
in den Preisforderungen oder für den Lohndruck hätten sie alsdann immer 
die Deckung durch die Staatsaufsicht. In ähnlicher Weise würden sich 
die Staatskommissäre wohl auch im Falle der Unterdrückung der 
kleinen Konkurrenz davon überzeugen lassen, dass diese überflüssig 
sei und das Schicksal, vom Kartell erdrückt zu werden, mit Recht 
erleide. „Das Kartellamt," meinte im Oktober 1902 Fr. Naumann, 
„könnte wirken wie seiner Zeit die katholische Abteilung im Kultus- 
ministerium ; wie man beim Anfang des Kulturkampfes die katholische 
Abteilung beseitigte, so ist es nicht unmöglich, dass man in einer 
späteren Zeit die Forderung aufstellt : Zum Kampfe gegen die Kartelle 
ist in erster Linie nötig die Beseitigung des Kartellamtes." 
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Nach all dem ist der Reichskommissär nicht ;,Mannes genug**, 
um einer egoistischen Kartellpolitik Herr zu werden. Eine materielle 
und wirksame Kontrolle ist eher von einer Persönlichkeit zu erwarten, 
die mitten im Betrieb steht, etwa von einem ^jFiskus- Kartell", wie 
es z. B. in der Kali-Industrie und zum Teil im Kohlenbergbau 
besteht. In einem solchen Kartell hat das staatliche Vetorecht 
gegen Preiserhöhung oder die staatliche Auferlegung einer Preis- 
ermässigung (z. B. mit Rücksicht auf einen vorübergehenden Not- 
stand) Sinn und Bedeutung. Soll die Regierung tatsächlichen Einfluss 
gewinnen, so muss sie in den Roh- und Halbzeugverband — um 
ihn handelt es sich doch in erster Linie — als Mitbesitzerin ein- 
treten imd durch Erwerb weiterer Zechen ihren Einfluss auf das 
Kohlensyndikat erhöhen. Das aber ist eine Finanzfrage für den 
preussischen Landtag, die noch lange nicht akut ist. 

c) Beemflassung der Kartellpolitik im Verwaltungsweg. 

Ihre gesetzliche Grundlage hat die KartelUerung in der Koalitions- 
freiheit, welche vor vier Jahrzehnten gleichmässig für die Arbeiter 
und Unternehmer zur Anerkennung gelangt ist. Wie die Staatsgewalt 
dem Missbrauch dieser Freiheit steuern könnte, dafür bietet sich in 
der Koalitionsfreiheit und der Kampfesorganisation der Arbeiter eine 
Analogie ; darüber wurden ja insbesondere vor zwei Jahren aus Anlass 
des „Zuchthaus-Paragraphen" sehr eingehende Erörterungen gepflogen. 
Vor allem will man aus den Kohlen- und Hafenstreiks die Lehre 
ziehen, dass bei Streiks, welche den Nerv des Wirtschaftslebens, 
nämlich die Kontinuität des öffentlichen Eisenbahn- und Schiifahrts- 
Verkehrs und des Kohlenbezugs berühren, eine erhöhte Verantwortung 
der Leiter des Streiks irgendwie statuiert werde. Das gleiche fordert 
man für die Untemehmerverbände ; auch bei ihnen muss man jetzt wie 
bei jeder Association — sei dies nun eine kleine Innung oder ein 
Billionen-Trust — die Persönlichkeit des Leiters in Betracht ziehen. 

In erster Linie ist — wie wir schon 1888 CStuttgartfrr Handel«- 
kammerbericht S. 30) und 1890 '^ Jahresbericht S. IX; hervorgehoben 
haben — nötig, dafür eine Garantie zu fK^haffen, daü« die Leitung 
dieser Verbände, sowie die Ausführung und Cberwa^rh^fj;/ ihrer 
Vereinbarungen in die Hände von Männern gelangt, welcher einen 
weiteren und freieren, über da« gewöhnliche Mas-» binaasgeheri-i^rn, 
und über augenblickliche Vorteile hinwegsi^rhend^-n Blütk bewahren. 
Wie jeder vernünftige Produzent fe/^llten Männer von ko huA^ih^- 
reicher Stellung vor alJem darauf bedacht «ein, den wilden Kon- 
kurrenzkampf nicht allein durch die RegeKng der Vertrlehftwel^. 
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sondern auch durch Beseitigung seiner eigentlichen Ursachen, 
nämlich der zu schwachen Konsumkraft oder der Überproduktion, 
nach Möglichkeit zu mildern. Vor allem aber sollten sie sich bewnsst 
sein, dass ihr Vorteil in der Stärke und Kaufkraft ihrer Abnehmer 
liegt. „Es ist," legten wir 1890 dar, „ein Gebot der Selbsterhaltung, 
dass die Kartelle einmal den seit zwei Jahrzehnten sich voll- 
ziehenden Preisrückgang ständig beachten und ihre Hauptaufgabe 
darin erblicken — nicht etwa, was eine leichte Kunst ist, bei stei- 
gender Konjunktur die Preise zu diktieren, sondern — der verlust- 
bringenden Baisse Halt zu gebieten und einer sinnlosen Preis- 
schleuderei dadurch vorzubeugen, dass sie die Produktion im Ein- 
klang mit dem Verbrauch halten. Eine massvolle, vorsichtige Preis- 
stellung, namentlich auch bei Haussetendenz, verschafft ihrer Kund- 
schaft die Garantie einer grösseren Stabilität und damit die 
Möglichkeit, den Fabrikatpreis in das richtige Verhältnis zum Roh- 
stoffpreis zu bringen. In einem solchen Regelungsdienst, bei dem die 
auf künstliche Preistreiberei gerichteten Bestrebungen niedergehalten 
werden, und in der allgemeinen Produktivität dieses Dienstes schafft 
die Leitung die Garantien für den Bestand der Konvention; ein Miss- 
brauch dieser ihrer Macht rächt sich, wie sich erst wieder im ver- 
gangenen Jahr (1889) gezeigt hat, an den Kartellteilnehmern selbst/ 

Allerdings sind darüber, wie diese Garantien geschaffen werden 
sollen, noch nicht einmal irgendwie diskutable Vorschläge gemacht 
worden. In erster Linie sind „the ministry and the journalism* 
dazu berufen, den Syndikatsleitungen zum Bewusstsein zu bringen, 
dass ihre Verantwortung gegenüber Staat und Gesellschaft 
stetig zunimmt. 

Diese soziale Aufgabe, welche den Leitern der öffentlichen 
Meinung, den Vertretern der Regierung, der Parlamente und der Presse 
zufällt, und die stetige und rechtzeitige Erfüllung dieser Pflicht 
muss dadurch erleichtert werden , dass sich die bis jetzt zersplit- 
terten Mitbewerber und Konsumenten zur ständigen Kontrolle 
und Gegenwehr zusammenschliessen. 

Vielleicht dienen die bisherigen Anläufe zu Konsumenten- 
Organisationen und die Reminiszenzen aus den Massenstreiks wenigstens 
dazu, den Kartellen und ihren Teilnehmern die Lehre zu geben : dass 
eine besonnene Masshaltung insbesondere in der Preisstellung für sie 
selbst auf die Dauer von Vorteil ist und den befriedigendsten Ausgleich 
und Regulator zwischen den Interessen des Konsumenten und Produ- 
zenten bringt. Selbst aus kartellfreundlichen Kreisen ertönen z. B. 
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gegenüber der Haltung des Roheisensyndikats Warnungsrufe. Die 
Kartellleitungen sollten wenigstens auf die öfFentliche Meinung hören: 
es könnte sonst eine Zeit kommen, wo sie meinen, Beherrscher der 
allgemeinen Lage zu sein, während die Tage ihrer Herrlichkeit bereits 
gezählt sind. 

Jedenfalls ist die persönliche Qualifikation der einzelnen Leiter 
die Hauptsache. Und aus dieser blossen Tatsache erhellt, wie 
schwierig es für den Gesetzgeber ist, eine befriedigende Lösung zu 
finden. Man kann einem Schuhmacher oder Schneider einen Be- 
fähigungsnachweis abverlangen, — und da kaum! — unmöglich aber 
einem Kartelldirektor. 

Diese Frage gelangte letztmals in den Verhandlungen der Zoll- 
tarifkommission des Reichstags vom 1. Okober 1902 zur Sprache. 
Hier legte der Abg. Brömel dar, die Kartelle seien der Regierung 
über den Kopf gewachsen, an der derzeitigen misslichen Lage der 
Eisenindustrie seien die Kohlen- und Kokssyndikate mit schuld; sie, 
wie auch andere Kartelle hätten nicht so verderblich wirken können, 
wenn sie nicht einen Rückhalt daran gehabt hätten, dass die Staats- 
verwaltung ihren Bedarf für die Eisenbahn u. s. w. vorwiegend von 
syndizierten Firmen beziehe. 

Mit dieser Darlegung gab der Abg. Brömel dem im Volke 
vorherrschenden Gefühl treffenden Ausdruck. Das Volk will, dass 
die Reichsregierung und die einzelnen Bundesstaaten 
von den grossen Syndikaten der Schwerindustrie „ab- 
rückt", und hofft, dass schon dadurch, sowie durch Bevorzugung 
der kleineren Konkurrenz bei den staatlichen Lieferungen der Über- 
mut einzelner Syndikatsleitungen einen Dämpfer erhalte. Das würde 
der öffentlichen Meinung wenigstens eine „moralische Genugtuung** 
bereiten. 

Es soll auch nur der Schein vermieden werden, als ob sich 
die deutsche Wirtschaftspolitik durch die Rücksicht auf mächtige 
Interessentengruppen, und nicht durch das Allgemeininteresse leiten 
lasse.* Die Ausführung dieses obersten Gesichtspunktes lässt sich 



* Die Regierungen befolgten bisher zu Gunsten des Kohlen-, Kali- und 
Salzsyndikats sowie der landwirtschaftlichen Unternehmerverbände, dann auch 
gegenüber dem Zucker- und Spritsyndikat eine konnivente Politik. Die land- 
wirtschaftlichen Produzenten z. B. gemessen die Regierungsunterstützung für 
die Getreidelager, durch welche der Getreidezwischenhandel ausgeschaltet wird. 
Auf diesen Vorgang können sich auch die Produzenten von Kohle, Eisen u. s. w. 
berufen. Was für die Landwirtschaft recht ist, ist für die industriellen Kartelle 
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allerdings nicht in Paragraphen vorschreiben, ist auch nicht Sache 
der Geheimrät«, sondern des ebenerwähnten Fiskuskartells, im 
Notfall schliesslich des obersten Inhabers der Staatsgewalt. Der 
Grossmacht des Grosskapitals kann nur eine wirkliche und gross- 
zögige Macht imponieren. Was eine solche hohe Politik heisst, 
ist uns z. B. aus Anlass des bekannten Duelles zwischen dem 
Präsidenten der Vereinigten Staaten und Morgan, dem Präsidenten 
der Hochfinanz, Mitte Oktober 1902 vor Augen getreten. „Man 
muss sich," führte darüber unterm 28. Oktober 1902 die „Frankfurter 
Zeitung" aus, „vergegenwärtigen, welche immense Macht die Regie- 
rung der Vereinigten Staaten über das Finanzwesen des Landes aus- 
übt, eine Macht, die von der grossen Masse des Volkes gar nicht 
verstanden wird. Erst vor vierzehn Tagen hat die Welt einen Be- 
weis dafür erhalten, wie die Bundesregierung der Finanzwelt nutzen 
oder schaden kann, je nachdem es ihr beliebt. Es gibt weder in 
der Verfassung noch in den Gesetzen irgend eine Bestimmung, die 
den Präsidenten gezwungen hätte, in der neulichen Geldkalamität 
Bargeld aus dem Schatzamt zum Abfluss zu bringen. Ja, von Fach- 
männern wird behauptet, die Begierung sei in diesem speziellen 
Falle über ihre Befugnisse hinausgegangen. Wie nun, wenn die 
Regierung der Hochfinanz keinen Beistand geleistet hätte? Wie, 
wenn Herr Shaw die Bankunternehmen, an denen Herr Morgan 
interessiert ist, einfach übergangen hätte, wie da*s sein volles Recht 
war? Nicht jede Bank erhält Regierungsdepositen, nicht jede Bank 
kann Privilegien erlangen, deren sich andere erfreuen. Dem Schatz- 
sekretär ist in seinem Verkehr mit der Hochfinanz ein weiter Spiel- 
raum gelassen und „welches Haupt ihm gefällt, um das flicht er mit 
liebender Hand jetzt den Lorbeer und jetzt die herrschaftgebende 
Binde", könnte man mit dem Dichter sagen. In den Beziehungen 
des Schatzamts zur Finanzwelt (sowie in der Aussicht auf Schiff- 
fahrtssubsidien) konnte der Hebel angesetzt werden, den Herr Roose- 
velt zweifellos angesetzt hat." 

Praktikabler als der heisse Boden der Zollpolitik erscheint der 
indirekte Weg der Eisenbahntarifpolitik und des staatlichen 
Verdingungswesens. Die vielfachen Nachteile, welche einer 

billig. — Dem Salzsyndikat gehört die preussische und württembergische Regierung 
an. Schon in den achtziger Jahren erfolgte der Anschluss der fiskalischen Werke 
an die Kalikonvention. Für das oberschlesische Kohlensyndikat ist der Anschluss 
der staatlichen Gruben von grosser Bedeutung, da solche nahezu ein Viertel der 
gesamten in Oberschlesien zur Förderung gelangenden Menge hervorbringen. 
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Beeinflussung durch die Zollpolitik anhaften, kommen hier in Weg- 
fall, weil die Submissionen und Eisenbahntarife in viel höherem Grade, 
namentlich auch in lokaler Beziehung, spezialisiert sind und die 
Ausführung nicht schwerfällig ist. Die Staffel- und Einfuhrtarife bieten 
der Spekulation keinen Anreiz, kommen auf dem Verordnungs- 
wege zu stände, und können nicht durch internationale Kartelle paraly- 
siert werden u. s. w. 

Allerdings beruht diese leichtere Art staatlicher Einwirkung auf die 
Preis- und Lieferungsbedingungen der Kartelle darauf, dass hierbei die 
Aufstellung fester Prinzipien und bindender Normativbestimmungen 
nicht nötig ist. Der Reichskanzler und die bundesstaatlichen Minister 
können nur in allgemeinen Zügen ein ihrer wirtschaftlichen und Welt- 
anschauung entsprechendes Programm aufstellen und der ausführenden 
Hand gewisse Direktiven erteilen; in der Hauptsache jedoch entscheidet 
von Fall zu Fall und je nach der Leitung des Kartells lediglich der 
politische Takt. 

Auf diese Bahn sah sich die Verwaltung schon aus rein geschäft- 
lichen Gründen von selbst hingedrängt, zuerst naturgemäss in der Frage 
der Lieferung von Schienen und Kohle. Schon im Frühjahr 189x 
wehrten sich die süddeutschen Eisenbahnverwaltungen gegenüber 
den Preisfeststellungen der Schienengemeinschaft die Selbständigkeit 
ihrer Entschliessung und behielten sich, falb die Preise auf eine 
unangemessene Höhe hinaufgeschraubt werden, eine Korrektur in 
der Weise vor, dass sie ausländischem Wettbewerb den Zuschlag 
erteilen. Das gleiche Verfahren schlugen damals gleichzeitig die 
hansestadtischen Reedereien in der Deckung ihres Kohlenbedarfs 
ein. Ende der neunziger Jahre sah sich die preussische Ver- 
waltung mehrmals veranlasst, einer nicht dem Syndikat ange- 
hörigen Zeche den Zuschlag zu erteilen. In gleicher Weise wird es 
der Verwaltung als Hauptabnehmerin nicht schwer fallen, ständig 
einen regulierenden Einfluss geltend zu machen. Gegenüber dem 
Koblensyndikat bat die Regierung insofern eine kräftige Handhabe, 
als in der Erteilung und Entziehung von Vorzugstarifen und in der 
Behandlung der Wasserstrassen das Syndikat von ihrem Wohlwollen 
abhängig ist. 

3. Endziel der Kartellbewegung, 
a) Die iiatiirgema4Mie Weiterentwickelang. 

Auf Grund der vorangegangenen Erörterungen können wir zu 
der Beantwortung der im Kartellproblem liegenden Frage üb^^rgelien : 
Was ist das Endziel der Kartellbewegung V ht feie dazu befctiinmt, 
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die derzeitige auf dem Selbstinteresse und der privaten Selbständig- 
keit beruhende Wirtschaftsordnung zum Sozialstaat überzuführen? 

Wenn die kartellmässige Organisation die naturgemässe Folge 
der fortschreitenden Konzentration ist, so liegt die Annahme nahe, 
dass diese Bewegung nicht bei dem Kartell Halt machen, sondern 
weiter schreiten wird. Diese naheliegende Annahme ist zu einem 
System ausgebaut in der sozialistischen Lehre, nach der die Kartell- 
bewegung und die Anhäufung des produzierenden Kapitals die Vor- 
arbeit und Vorfrucht für das soziahstische „Endziel", nämlich für 
die Auflösung der bürgerlichen Gesellschaft durch den Kapitalismus und 
für die schliessliche sozialistische Regelung der Produktion darstellt. 

Hält man sich an die greifbaren Tatsachen, so gibt die fort- 
schreitende Kartellierung der Industrie noch lange nicht derartige 
sozialistische Bätsei auf. 

In erster Linie erweist sich die Annahme von einem angeblich 
unaufhaltsamen Fortschreiten des Absorptionsprozesses schon in An- 
betracht der geringen Erfolge mancher Koalitionen als irrig. 
Lehrreich ist in dieser Beziehung das Dividenden- und Kurs- 
verzeichnis. Nach einer Zusammenstellung, die M. Macrosty 
über die englischen Verbände für 1897/1901 gegeben hat, rentierten 
allerdings die mächtigen Eisen-, Geschütz- und Schiffbauwerke, welche 
— gleich den Trusts — den ganzen Produktionshergang in sich ver- 
einigen. Von den anderen Gesellschaften dagegen zahlten vor Eintritt 
der Hochkonjunktur von 1898/1901 überhaupt nur einige wenige Divi- 
denden, während der günstigen Periode nur die Hälfte der Unternehmer- 
verbände über 6^/o, ein kleiner Bruchteil 1 — 6^/o, der Rest NulL 
Diesem unbefriedigenden Ertrag entsprach auch der Kurs. Raffalovich 
bemerkt dazu scherzhaft: „On pourrait dire que l'ünion ne fait pas 
la force," aber in dem Kurszettel dokumentiert sich eine beachtens- 
werte Tatsache: die Kapitalfusion, welche die Person und das per- 
sönliche Interesse am Erfolg ausschaltet, bedeutet nicht ohne weiteres 
die Transfusion frischer Kraft, sondern oft das Gegenteil. Je mehr 
das Kapital sich anhäuft und schliesslich nur von zwei Augen ab- 
hängig ist, um so mehr ist der dauernde Bestand und der Ertrag 
eines Unternehmens — das zeigt ein Blick auf jede grosse Aktien- 
gesellschaft — gefährdet.* Die grossen Reiche der Weltgeschichte 
standen, als sie auf dem Gipfelpunkt ihrer Macht angelangt waren, 
dem Zerfall am nächsten. 



* Gleichzeitig mag diese Erfahrung die „Profitgier", die man den Kar- 
tellen vorhält, in das richtige Licht rücken. 
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Ferner hat zwar die Syndizierung einen glänzenden Siegeslauf 
hinter sich. Aber trotzdem zeigt sich die gleiche Erfahrung, wie 
bei allen Associationsformen, namentlich den Aktiengesellschaften 
oder Produktivgenossenschaften: so sehr sich die Kartelle für manche 
Betriebszweige trefflich bewährt haben, ebensowenig sind sie für 
andere geeignet. Zu letzteren Industriezweigen gehört vor allem 
das grosse Gebiet der Maschinen-, Leder-, Bekleidungs- und Textil- 
industrie. Man nimmt an, dass ein Kartell, um dauernd zu prospe- 
rieren, 70®/o des Gesamtabsatzes der Branche umfassen müsse. 
Zu einer so umfassenden Organisation bringt man es in der Ver- 
edelungsindustrie überhaupt nur in Ausnahmefällen. Zwar gibt es 
auch in den ebengenannten Branchen Verbände ; aber im allgemeinen 
fehlt es den Erzeugnissen an der nötigen Einheitlichkeit (Vertret- 
barkeit, FungibUität), und den schon gegründeten Verbänden an der 
Hauptbedingung jedes Erfolges, nämlich an der örtlichen Konzen- 
tration der Fabriken, an dem gemeinsamen Verkauf, der allein im 
stände ist, das Schleudern zu verhindern, sowie endlich an der 
Möglichkeit, die Nachfrage genau statistisch festzustellen und voraus 
zu berechnen. Letztere Voraussetzung trifft nur bei den Artikeln 
des Massenkonsums (Gleichartigkeit des Massenprodukts) zu. 
Die Kartellierung hat ferner mit um so mehr Schwierigkeiten zu 
kämpfen, je mehr es sich um Fabrikate handelt, die dem indi- 
viduellen Geschmack, z. B. der wechselnden Mode oder dem künst- 
lerischen Geschmack angepasst werden sollen. 

In theoretischen und sozialistischen Kreisen nimmt man zu 
leicht, was es heisst, einen ganzen Industriezweig unter einen Hut 
zu bringen. Man kann dies deutlich seit Jahren im Zementgeschäft, 
seit Monaten in der Elektrizitätsindustrie oder in der österreichischen 
Eisenindustrie verfolgen. 

Wenn eine derartige Kartellierung dauernden Nutzen bringen 
soll, so muss in der Regel eine schmerzhafte Operation, nämlich 
das Stilllegen verschiedener Werke, Produktionseinschränkung und 
Abschreibung am Anlagekapital vorhergehen, und ferner eine 
Garantie geschaffen werden, dass die kartellierten Werke einerseits 
nicht wiederum zu viel erzeugen, anderseits nicht unter Ausnützung 
der Vereinigung die Preise zu hoch halten, da hierin der Anreiz 
zu Errichtung neuer Konkurrenzwerke liegt. Trotz jahrelanger Not 
haben sich die Zementwerke zu einer derartigen Operation noch 
nicht entschliessen können. Und ebenso zeigt sich — wie vielfach 

F. C. Haber, Die Kartelle. 6 
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in Finanzkreisen erörtert wird — an der heutigen Lage der Elek- 
trizitätsindustrie, wie schwer sich die Eartellierung ausserhalb der 
Fabrikation von Massenartikeln erzielen lässi Was hier den ersten 
Schritt, das StUUegen einiger weniger günstig arbeitenden Fabriken 
anbelangt, so wirken die bei den Versuchen der Schuckertschen 
Fusionierung gemachten Erfahrungen nicht sehr ermutigend. Die 
Schuckert- Gesellschaft nämlich hatte ihrem stärksten Konkur- 
renten Einblick in alle Einzelheiten gewährt. Der Vereinigungs- 
versuch aber führte schliesslich doch nicht zu einem praktischen 
Erfolge. Im Hinblick hierauf dürfte sich zu so weitgehender Ofifen- 
legung nicht leicht eine zweite Gesellschaft entschliessen. ^Blosses 
KartelUeren," äusserte die „Frankfurter Zeitung* vom 28. November 
1902, „findet auf diesem Gebiete besondere Schwierigkeiten, tech- 
nische und andere. Ein Trust nach amerikanischer Art, alle oder 
fast alle Fabriken umschliessend, wäre ebenfalls kaum durchführbar; 
gerade die kräftigsten Gesellschaften zeigen sich solcher Gemeinschaft 
abgeneigt. Der in Amerika wirksame Anreiz starker Wässerung der 
Nominalbeträge im Grundkapital, und die dementsprechenden Agio- 
tage-Chancen kommen für die deutschen Verhältnisse nicht in Betracht. 
Das Pool in g- System, das Zusammenwerfen der Gewinne, erheischt 
ebenfalls gründlichen Einblick, sowie das schwierige Abwägen der 
verschiedenartigen Werte und Gewinnaussichten. Am ehesten dürfte 
daher immer noch eine völlige Kapital fusion durchführbar sein, 
auch wenn man dabei nach aussen hin jedes Unternehmen für sich 
bestehen Hesse. Nur müsste es gelingen, mit dem Aufgeldwert der 
Aktien des stärkeren Teiles, oder durch die Minderbewertung der 
Aktien des schwächeren, die Vereinigung auf einer solchen Basis zu 
vollziehen, dass für das Fusionsprodukt ein ausreichend lukrativer 
Betrieb gesichert erscheint." 

Ferner hat die kartellmässige Organisation nicht allein in 
extensiver, sondern auch in intensiver Weise, nicht allein in Bezug 
auf die Ausdehnung, sondern auch in Bezug auf den weiteren Aus- 
bau ihre festen Grenzen. Die Sozialisten sind, wie erwähnt, der 
Anschauung, die Kartellbewegung sei nur ein Vorspiel zu dem all- 
gemeinen Konzentrations- und Enteignungsprozess der Gesamt- 
produktion, und treibe demgemäss naturnotwendig zu dem noch 
strafferen Zusammenschluss der Vertrustung. 

Nun wird allerdings die Kombinierung des gesamten Produk- 
tionsherganges durch die divergierenden Interessen gewisser Kartelle 
nahegelegt, wie das besonders bei Artikeln hervortritt, die einen stufen- 
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weisen Produktionsprozess durchmachen, dessen einzelnen Stufen ihr 
spezielles Kartell haben: Das Kohlensyndikat schmälert die Hüttenwerke, 
das Roheisensyndikat die Walzwerke, das Blechkartell die Maschinen- 
fabriken. Bei der Kohle beginnt die Verteuerung, sie wird beim Koks 
fortgesetzt, erstreckt sich dann auf Roheisen, Halbfabrikate, Walzdraht, 
Platten, Bleche u. s. w. u. s. w. Wer Maschinen u. dergl. herstellt, 
bekommt einen Rohstoff, den schon sämtliche Vorläufer im Produk- 
tionsprozess künstlich verteuert haben. Infolgedessen sucht die Fertig- 
industrie sich den Rohstoff zu sichern, die Weberei z. B. legt eine 
Spinnerei an. 

Dementsprechend scheint auch für Deutschland die Vertrustung 
der Produktion nur eine Frage der Zeit, und der gegenwärtige 
Entwickelungsprozess in seinem Verlaufe dazu geeignet und bestimmt 
zu sein, das ganze (privatwirtschaftliche) Wirtschaftssystem, unter 
Ausschaltung des persönlichen Risikos und der Konkurrenz, in ein ge- 
meinwirtschaftliches umzuwandeln, das aufgebaut ist auf kolossalen 
Massen und Mitteln. 

Indes bildet in Deutschland schon für einen Übergang vom 
Kartell zum Trust der Stand, der Gesetzgebung, der Zollpolitik und 
der öffentlichen Meinung ein unübersteigliches Hindernis. In den 
Vereinigten Staaten wurde eine derartige Zusammenlegung der „Pools" 
durch den 60 ^/oigen Prohibitivzoll ungemein erleichert; dieser lenkte 
vor einem Jahrzehnt die spekulative Unternehmungslust verschiedener 
Finanzmänner auf die Trust-Gründung hin. Bald wurde der Gründer- 
gewinn und die Unterbringung der Aktien die Hauptsache. Darin 
liegt ein wesentlicher Unterschied von der deutschen Kartellierung, 
die durch eine naturgemässe Entwickelung gleichsam aufgezwungen 
worden ist, und eine lange, befestigte Produktionstätigkeit, nicht 
einen raschen Erfolg oder Konjunkturengewinne zum Hauptziel hat. 
Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass die Trusts das öffent- 
liche Leben, das soziale und politische, viel stärker in Mitleiden- 
schaft ziehen. Dies schon dadurch, dass die Vertrustung sich auch 
der unentbehrlichen Haushaltartikel wie Fleisch, Petroleum u. s. w., * 
von denen sich unsere Kartelle im grossen und ganzen fernhalten, 
bemächtigt hat und hier, wo sich ein tatsächliches Monopol noch 
am leichtesten durchführen lässt, den Markt „kontrolliert". Der 
hauptsächliche Unterschied aber besteht darin, dass die Trusts von 

♦ Man denke daran, welcher Sturm sich in Bayern gegen das Kartell- 
wesen erheben würde, wenn ein Biertmst den Getränkepreis ebenso hoch halten 
würde, wie es seitens des Whisky-Trusts in den Ver. Staaten geschieht! 
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der bank- und börsenmässigen Spekulation durchtränkt sind, und eine 
Geschäftspraxis, welche nur ab und zu auch bei den Kartellen vor- 
kommt, zu einer ständigen und systematischen Einrichtung ausgebildet 
haben. Diese Praxis besteht: 

1. in der Ausmerzung des selbständigen Zwischenunter- 
nehmers und Zwischenhändlers, und zwar von dem 
Gewinnungsort des Rohmaterials an bis zum Destinatar (beim 
Petrol z. B. von der Erdölgrube bis zur Lampe) ; 

2. in der systematischen Besteuerung der inländischen 
Veredelungsindustrie, und zwar zu dem Zwecke, Export- 
prämien für die Rohmaterialausfuhr herauszuschlagen; 

3. in der Unterordnung des Fabrikanten unter das Finanz- 
konsortium, sowie in dem Gründungstrick der börsen- 
mässigen Überkapitalisierung des Trustkapitals und 
der engen Verbindung mit dem Börsenspiel. 

Durch diese drei Geschäftsprinzipien und durch ihre Grund- 
lage (Hochzoll und Kursspekulation) unterscheidet sich — und das 
muss man im Interesse einer allseitigen Würdigung der Unter- 
nehmerverbände festhalten — die amerikanische Trustbewegung 
ganz wesentlich von der deutschen Kartellierung; die Regel und das 
System des Aufbaus und der Geschäftsmethode, die quantitative 
Veränderung schlägt auch in die qualitative Veränderung um. Es 
wird dies noch klarer, wenn wir das amerikanische Geschäftssystem 
uns näher vor Augen halten. 

Der eine Punkt, die Verbindung mit der Börse, tritt gleich 
bei der Gründung der Trusts hervor. Hauptzweck und Hauptsache 
ist für diese Korporationen von vornherein, dass ihre Finanzie- 
rung einen grossen Gewinn und der Betrieb hohe Tantiemen an 
die Mitglieder des Rings abwirft, und mit den Bonds und Shares 
an der Börse gewinnbringend spekuliert werden kann. Die Trust- 
Gründungen haben auf den amerikanischen Kredit- und Effekten- 
markt eine wesentliche Verschiebung bewirkt. Weiter hängt mit 
der Herrschaft der Spekulation, der Jagd nach Gewinn und Dividende 
auch die Ausdehnung der Macht und die Konzentrierung des 
Betriebes auf dem Wege der Vernichtung des Konkurrenten und der 
Ausbeutung der spekulierenden Kleinkapitalisten zusammen.* 



* In den letzten Jahren nämlich bürgerte sich das Verfahren mehr und mehr 
ein, dass auch der Holfnungswert, der nur mögliche Erfolg einer Mine oder eine^ 
Patents, der infolge der Konsolidierung zu erwartende Extragewinn, das Henonimee 
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Manche Trusts gleichen einer Raubritterburg, von der die Robot- 
pflichtigen, d. h. die kleinen Aktionäre für die „Insiders" von Zeit zu 
Zeit geschröpft werden. Hierdurch wird der Produktionsgang des ein- 
zelnen Trust in ungesunder Weise von der Spekulation abhängig. Daraus 
erwächst aber auch für den Wirtschaftskörper der Vereinigten Staaten 
ein Moment der Schwäche und Gefahr, eine Kette sozialer und wirt- 
schaftlicher Übel. Die eine Folge ist, dass eine ungesunde Speku- 
lation angereizt und ein unsolider Grundzug — - der rasche Wechsel 
von Überspekülation und Krise — das amerikanische Geschäft be- 
herrscht, dass die Leitung der Marktstimmung, ob Hausse oder Baisse, 
sich in der Hand der wenigen Trust-Magnaten konzentriert, dass end- 
lich die Spielwut in die untersten Kreise des Volkes hineingetragen 
wird und eine wirtschaftliche Korruption Platz greift, die ebenso ver- 
derblich ist, wie die vielerörterte politische. Daraus ergibt sich 
bei jeder Hochkonjunktur — so auch gegen Ende des Jahres 1902 — 
mit Notwendigkeit eine gespannte Lage. Die Banken beleihen zu viele 
Industriepapiere und beleihen solche teilweise auch zu hoch. Die 
grossen Finanziers, welche an den bedeutendsten und am meisten 
überkapitalisierten Gründungen beteiligt sind, sind auch die mass- 
gebenden Persönlichkeiten bei der Verwaltung der Banken. Diese 
haben auf ihr Geheiss die Gründungen zu finanzieren und die Papiere 
in Lombard zu nehmen. Nun war z. B. im zweiten Halbjahr 1902 
der Absatz an das Publikum lange nicht so stark, wie die Gründer 
gehofft hatten (auch Stahltrustpapiere sollen noch unabgesetzt in den 
Tresors hegen). Die Gründergewinne , der Aufkauf von Fabriken 
und Patenten, Neubauten, Erweiterung von Anlagen hatten wohl das 
Nominalkapital und die Ansprüche an Verzinsung, nicht aber in 
gleichem Masse die Leistungsfähigkeit und den Absatz vermehrt. 
Naturnotwendig baut sich infolgedessen gerade in den gegenwärtigen 
Tagen wieder ein Kartenhaus auf, dessen Zusammenbruch sich voraus- 
sehen lässt. 

Die weitere Verschiedenheit zwischen den amerikanischen und 
deutschen Verhältnissen liegt in der Kraft des sozialen Bewusst- 



der beteiligten Pinnen u. s. f. gleich bei der Gründung kapitalisiert, und für diesen 
Phantasiewert weitere Aktien geschaffen wurden. Deren Dividendenberechtigung 
beginnt erst, wenn auf die Prioritätsaktien bereits eine meist mit 6®/o als Minimal- 
ertrag festgesetzte Dividende entfallen ist. Bei der Mehrzahl der Gründungen 
steht das nominelle Aktienkapital in keinem Verhältnis zu dem tatsächlichen 
Werte der Einlagen. Bei dem Stahl trust beträgt die unberechtigte Kapital- 
erhöhang nicht weniger als 2000 Mill. Mark. 
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Seins. Unser Publikum nämlich ist den Trusts zu wenig geneigt 
und niemals dazu bereit, sieb ohne weiteres von einer einzigen grossen 
Zentralmacht die Preise diktieren zu lassen. Für jeden Trust ent- 
steht deshalb bei uns in solchen Fällen die Gefahr, eine durch die 
Unterstützung der öffentlichen Meinung schnell zur Macht gelangende 
neue Konkurrenz hervorzurufen. Die Rücksicht auf die öffentliche 
Stimmung wiegt bei uns so schwer, dass man z. B. in den Kreisen 
der Elektrizitätsindustrie glaubt, die gebotene Vertrustung in der 
Weise einleiten zu müssen, dass man vorerst nur einige Gruppen 
und Kristallisationspunkte bildet, die dann unter sich bestimmte 
Preiskonventionen festsetzen können. 

Auch aus diesem Grunde scheint die Vertrustung für Deutsch- 
land überhaupt als ausgeschlossen. 

Aus all dem folgt, dass schon die Kartellierung, noch mehr 
aber die Vertrustung, nur für ganz bestimmte Branchen die geeignete 
Associationsform ist. Demgemäss ist auch die sozialistische An- 
schauung irrig, als ob die Kartellierung mit Notwendigkeit auf den 
allgemeinen Munizipal- und Staatssozial ismus hintreibe. Nicht einmal 
auf die amerikanischen Unternehmerverbände trifft diese sozialistische 
Prophezeiung zu. Dem sozialistischen Zukunftsbilde nach soll infolge 
der Expropriation eine so mächtige Unzufriedenheit im Mittelstand 
heranreifen, dass „die Expropriation der Expropriateure" nur eine 
Frage der Zeit sei. Von dieser Gefahr müssten in den Vereinigten 
Staaten heute greifbare Anzeichen vorliegen. Nun sehen wir zwar 
dort, wie von Anfang an eine starke Voreingenommenheit und feind- 
selige Stimmung gegen die Trusts alle Bevölkerungsschichten be- 
herrschte — seit 1887 ging fast jedes Jahr ein Sturm der Entrüstung 
durch das Land — aber die Wogen glätteten sich bald wieder. Und die 
neue Campagne, welche Präsident Roosevelt im Sommer 1902 ein- 
geleitet hat, wird vermutlich ebenso verlaufen, sobald die Präsidenten- 
wahl vorbei ist. 

Das weist daraufhin, dass zwar die Unzufriedenheit allgemein 
ist, die geschäftliche Benachteiligung jedoch nicht tief 
geht. Das ist keine Gärung von Dauer, welche gefahrdrohend 
wäre oder gar eine soziale Revolution hervorrufen könnte. Im Gegen- 
teil, unter den kleinen Leuten, selbst unter den Dienstboten, gibt 
es in den Ver. Staaten nur wenige, die nicht Aktien des einen 
oder anderen Trusts besitzen. 

Selbst in dem am meisten betroffenen Zwischenhandel sind die 
Anschauungen und Interessen geteilt. In Deutschland trifft z. B. im 
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Eisenwarenhandel für einen Teil der Firmen heute noch zu, was 
vor einem Jahrzehnt 0. Caro konstatierte, dass nämlich „sowohl der 
Grosshandel als der Mittelhandel im allgemeinen dem Verbände 
sympathisch gegenüberstehen und die jetzige Situation den vor Be- 
gründung des Verbandes bestandenen Verhältnissen vorziehen". An 
diesen Sympathien allerdings hat das unberechenbare Vorgehen 
des Drahtstiftverbands viel verdorben; ähnlich wie in anderen Han- 
delszweigen das des Petrol-, Tapeten- und Linoleurarings. Aber im 
Durchschnitt finden sich unter den Gross- und Kleinhändlern immer 
wieder Leute, welche auf die Bedingung, Konkurrenzartikel nicht zu 
führen und nur zu einem limitierten Preis abzugeben, gar nicht so 
ungern eingehen , weil sie dadurch auf Kosten der Konsumenten 
einen Teil des Gewinns erlangen, um welchen die selbstmörderische 
Konkurrenz sie bisher gebracht hat. Darauf beruht auch in den 
Vereinigten Staaten die Lebensfähigkeit der Trusts, die allen Er- 
schwerungen und feindlichen Gewalten spottet. 

Eine merkwürdige Eigentümlichkeit der Kartellbewegung be- 
steht darin, dass sie in manchen Punkten zu dem geraden Gegenteil 
von dem geführt hat, was die allgemeine Anschauung voraussetzte 
oder wozu die theoretische Möglichkeit vorlag. Theoretisch z. B. 
bietet die Kartellierung die Möglichkeit, die Krisen einzuschränken. 
Bis jetzt ist diese Wirksamkeit jedoch nur bei einem Teil zu Tage 
getreten, den Halbzeugverbänden wird im Gegenteil zum Vorwurf 
gemacht, dass ihre Preispolitik zur Verschärfung der derzeitigen De- 
pression beitrage. Ebenso liegt an sich die Vermutung nahe, 
dass die Kartelle ihre in der Organisation liegende Macht den Arbeiter 
und Konsumenten fühlen lassen werden. Im allgemeinen hat sich 
auch diese Annahme als unbegründet erwiesen. Es erprobt sich hier 
wiederum die alte Erfahrung: „in generalibus latet dolus **; das Durch- 
schnittsurteil ist schon deshalb unzutreifend, weil es lediglich auf die 
Oberleitung des einzelnen Verbands, auf ihren weiten Blick und guten 
Willen ankommt. Sogar als ein Schutz für die schwachen Konkur- 
renten und für die Arbeiter haben sich, im Gegensatz zu dem all- 
gemeinen Vorurteil, manche Kartelle erwiesen. 

Aus der Erfahrung ergibt sich sonach, wie behutsam man sein 
muss, wenn man einer wirtschaftlichen Entwickelung ihre Linie 
vorzirkeln möchte. Die wirtschaftliche Entwickelung vollzieht sich 
überhaupt nicht in einer geraden Linie, und ein unscheinbarer Rechen* 
fehler kann, wie die Konstruktionsversuche von Bebel und Marx 
zeigen, zur Folge haben, dass das Bild von der künftigen Entwickelung 
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gründlich verzeichnet wird. Wie bei der kartellmässigen, so wird auch 
bei der allgemeinen wirtschaftlichen Organisation noch oft das Gegen- 
teil von dem eintreten, was man bei der Lampe ausgetüftelt hat. 

b) Die Verstaatlichang. 

Wenn das sozialistische „Endziel" nicht auf dem Umweg der 
Vertrustung erreicht werden kann, so fragt es sich weiter, ob nicht 
etwa durch die Kartellierung unmittelbar die Verstaatlichung 
der Produktion vorbereitet wird. 

Oberflächlich betrachtet erscheint die Verstaatlichung recht plau- 
sibel; wenn einmal Monopole wieder aufleben sollen, so sollen sie 
wenigstens in die Hand der Staatsgewalt und dadurch der Gesamtheit 
zu gute kommen. Ferner kann zu Gunsten des Verstaatlichungs- 
gedankens der bedeutsame Einfluss der Kartellbewegung auf die 
soziale Klassenbildung, auf das Verhältniss des grosskapita- 
listischen Bürgertums zu dem ländlichen und städtischen Mittelstand 
geltend gemacht werden. In der Kartellierung der Industrie hat das 
erstere eine Organisation von Dauer und damit einen grossen Macht- 
zuwachs gewonnen. Innerhalb des Bürgertums bildet sich einerseits 
eine exklusive Gesellschaft, die auf Presse, Parlament und Regierung 
einen immer grösseren Einfluss gewinnt, und anderseits ein de- 
klassierter Teil, der von dem erstgenannten mehr und mehr abhängig 
wird. Die Zersetzung des Bürgertums und die Zuspitzung der Klassen- 
gegensätze wird dadurch immer schroffer — das fühlt die Menge in- 
stinktiv, das ist der Kern der öffentlichen Erregung gegen die Kartelle 
und auch eine gewisse Gefahr für sie. Als ein Anzeichen dafür mag 
die Tatsache dienen, dass der Kohlenstreik im August 1902 dem 
amerikanischen Präsidenten Roosevelt den Anlass zu seiner Schwen- 
kung gegen die Trusts geboten hat. Wie es gegenwärtig von Roose- 
velt geschieht, kann diese Missstimmung jederzeit, wenigstens gegen 
solche Verbände, wie der amerikanische Kohlentrust darstellt, ent- 
fesselt werden. Es fragt sich nur, ob das allgemeine Misstrauen 
und Unbehagen (gegen die Privatmonopole) 1. nicht überhaupt in der 
grosskapitalistischen Konzentration, weniger gerade in der kartell- 
mässigen Organisation seine Wurzel hat; 2. ob dasselbe für die 
bestehende Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung das Anzeichen 
einer direkten Schädigung oder Gefährdung bedeutet, so dass dies 
den Rechtsgrund für die grundsätzliche Bekämpfung der Kartell- 
bewegung abgibt. 

Wie wenig das eine oder andere zutrifft, haben wir oben nach- 
gewiesen. Allerdings bedeuten die Trusts, wie wir gesehen haben. 
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in ihrem Aufbau und ganzen Geschäftsgebaren eine Gefahr für die 
amerikanische Gesellschaftsordnung. 

Hätten wir in Deutschland Kartelle, die in englisch- amerika- 
nischer Weise die ßiesenkonzentration, Preistreiberei und Kursspeku- 
lation mit der Folgewirkung aufnehmen, dass eine immer kleiner 
werdende Zahl von Börsendynasten das politische und Erwerbsleben 
beherrscht, so hätte schon im Interesse ihrer Selbsterhaltung die 
staatliche Autorität Anlass zu einem allgemeinen Vorgehen. 

Nach den obigen Ausführungen kann aber darüber kein Zweifel 
bestehen, dass nach dem Aufbau und Geschäftssystem zwischen den 
deutschen und amerikanischen Verbänden keine Wesensgemeinschaft 
besteht. Schon wegen dieser inneren Verschiedenartigkeit, aber auch 
aus dem Grunde, weil bei uns durch die Zollsätze und die Aktien- 
gesetzgebung das Trustgebaren von vornherein ausgeschlossen ist, weil 
femer das amerikanische Kapital für derartige Gründungen zehnmal 
grössere Summen zur Verfügung stellt, erscheinen ähnliche Gefahren, 
wie sie in den Vereinigten Staaten vorliegen, bei uns als grundlos. 

Wenn nun die deutsche Kartellbewegung nicht einmal für 
die Vertrustung die Vorstufe bildet, so gibt sie auch zu der 
VerstaatUchung irgend eines Industriezweiges keinen Anlass. Der 
Gedanke hieran ist ein Beispiel dafür, wie auch von berufener Seite 
als „Sozialpolitik" angesehen wird, was juristisch nicht begründet und 
gesetzgeberisch nicht formuliert werden kann. 

In den achtziger Jahren war der staatssozialistische Gedanke so 
kräftig, dass die Verstaatlichung der Privatmonopole als die selbst- 
verständliche Forderung der Sozialpolitik erachtet wurde. Je jünger 
der „Sozialpolitiker" war, um so einfacher erschien ihm diese Lösung. 
Aber auf sozialem Gebiete ist nicht immer die Einfachheit der Mittel 
der Prüfstein ihres Wertes. 

Auch heute noch wollen Pohle, Platter, Kautsky und andere nur 
80 aus dem Handgelenk heraus die ganze Schwerindustrie expropriieren. 
K. Bücher war in seinem Referate von 1894 wenigstens so vorsichtig, 
diesen populären Vorschlag auf die den Eisenbahnbedarf liefernden 
Schienen-, Lokomotiven- und Waggonfabriken einzuschränken, indem 
er sagte: „Wenn der private Grossindustrielle heute überall, wo er 
mit seinem Bedarf an bestimmten Produkten einen eigenen Betrieb 
beschäftigen kann, einen solchen auch errichtet, so kann im gleichen 
Falle diese Massregel auch für den Staat nicht unwirtschaftlich sein." 
Auch für jene der Kartellierung verfallenen Naturschätze, welche für 
die Sicherheit des Staates oder für die gesamte Volkswirtschaft von 
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erheblicher Bedeutung sind, wie Kohle, Kali- und Salzlager, hält 
Bücher die Expropriation für zeitgemäss. 

Indes ist aus hunderterlei Gründen der Gedanke eines so um- 
fangreichen Reichsmonopols indiskutabel. Man vergegenwärtige sich 
nur, welches Wertobjekt heute schon allein z. B. die Schwerindustrie 
darstellt — die Reichsbank ist ja ein Zwerg dagegen — und dass 
sogar die Erwerbung der deutschen Eisenbahnen für das Reich aus 
finanziellen Gründen eine Utopie ist — und man wird sofort die auch 
nur auf wenig Erwerbszweige sich erstreckende Reichsmonopol- Idee in 
der gleichen Weise verurteilen müssen. Man muss schon alles Augen- 
mass für das wirtschaftlich Erreichbare und für die heutige Wirt- 
schaftsverfassung der zivilisierten Welt verloren haben, wenn man 
derartige Vorschläge macht. Zu einer derartigen Gewaltsmassregel 
fehlt es zudem an einem zwingenden Grunde. Warum soll denn — 
vom Reich kann ja nicht die Rede sein — der einzelne Bundesstaat, 
weil er vielleicht ab und zu in Zeiten der Hochkonjunktur einige 
Prozent mehr zahlen muss, gleich die Eigenfabrikation aufnehmen? 
Das Risiko steht ja in gar keinem Verhältnis zu dem möglichen Gewinn ! 

Sodann sollte es allmählich doch einen Eckstein des allgemeinen 
Rechtsbewusstseins bilden, dass man eine Expropriation, wie überhaupt 
jedes Einschreiten der Staatsgewalt, unter dem Gesichtswinkel einer 
S traf massregel prüfen, also den Grad des Verschuldens gegen das 
Allgemeininteresse und seiner dauernden Gefährdung genau nach- 
weisen muss. Einen solchen Beweis auch nur zu versuchen, kommt 
den Sozialreformern auch nicht entfernt bei. Ihnen genügt der Hinweis 
auf den monopolistischen Charakter der Kartelle und ihren mächtigen 
Einfluss auf den gesamten Industriebetrieb , der ähnlich sei dem der 
Reichsbank auf den Geldmarkt. Ferner wird bemerkt, dass die 
Monopolgesellschaften bis jetzt sich noch nicht dazu haben verstehen 
können, mit den Arbeiterorganisationen zu verhandeln, während 
doch die Streiks und Betriebseinstellungen das Gemeinwohl ge- 
fährden. 

Würde die Reichsregierung diesem Gedankengang folgen, so 
gäbe es für sie auf dem Wege zu der sozialen Umbildung des Privat- 
wirtschaftssystems keinen Halt mehr. Wenn man schon die künst- 
liche Monopolisierung als ausreichende Begründung z. B. auch nur 
für die Einrichtung der Staatskontrolle erachtet, so liegt es in der 
gesetzgeberischen Konsequenz, dass die gleiche Kontrolle auch gegen- 
über den natürlichen Monopolen, z. B. dem Bergbau, den Trams, 
Gas- und Elektrizitätswerken eingeführt wird, dass ferner alle Betriebe, 
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die gemeinwirtschaftlichen oder monopolartigen Charakters sind, 
z. B. auch die Grossbanken, schon allein aus Rücksicht auf das 
konsumierende Publikum nicht der privaten Ausbeutung überlassen 
bleiben dürfen. 

Und dass diese Konsequenz auch gezogen würde, dafür würde 
die sozialdemokratische Partei schon sorgen, deren Zahl im nächsten 
Reichstag 100 nahekommen dürfte, und die damit eine neue erwünschte 
Wahlparole gewinnen würde ; dann dürfte es bei den Sozialreformern 
heissen: „Die ich rief die Geister, werd' ich nun nicht los."* 

Auf diesem Wege käme der Staat folgerichtig sofort zu viel 
mehr Betrieben, als die prinzipiellen Kartellgegner selbst wollen; 
auch für sie kommen für die Verstaatlichung nur einige ganz be- 
stimmte Kartelle in Frage; es sind das der Petrolring, vielleicht 
das Zucker- und Spritsyndikat und — wie wir unten in dem Kapitel 
über die Zollpolitik darlegen werden — das Kohlen Syndikat, 
sowie der Roh- und Halbzeugverband. 

Am populärsten wäre wohl der Feldzug gegen die deutsch- 
amerikanische Petrolgesellschaft, den Typus des rücksichtslosen Vor- 
gehens. Würde heute der Reichskanzler mit einem Gesetz über die 
Expropriation dieser Gesellschaft und auf Begründung eines staat- 
lichen Petrolmonopols vor den Reichstag treten, so könnte er für 
dieses Monopol — zumal dasselbe, nach den zwanzigjährigen Er- 
fahrungen in Griechenland, soviel als das Tabakmonopol abwerfen 
würde — möglicherweise eine Mehrheit gewinnen. Schon 1887 wurde 
ein gleicher Vorschlag im österreichischen Herrenhaus gemacht. Im 
Jahre 1891 wurde das Reichsmonopol von der „Hamb. Börsenhalle", 
der „AUgem. Ztg." und anderen Blättern befürwortet und lediglich da- 
mit begründet, dass die Gewinnung und Verteilung des Öls in der 
Hauptsache in der Hand der beiden grossen Geldmächte, der Standard- 
Oil-Company und des Pariser Hauses Rothschild (in Russland) liege. 
Die Freiheit der Konkurrenz, des Absatzes und der Preisgestaltung 
sei ausgeschaltet. Gegen diesen internationalen Petrolring gebe es 
nur ein wirksames Mittel, das Reichsmonopol. 



'*' Ein anderer, nicht neuer Gedanke wäre es, dass man die junggärende 
und aufbrausende Sozialethik als Vorspann für die Aufbesserung der Reichs- 
finanzen benutzt. Wäre Miquel noch Finanzminister, so würde er vielleicht z. B. die 
heutige ethische Entrüstung über den Petrolring ebenso berechnend wahrnehmen, 
wie er diejenige über die Warenhäuser zur Einführung einer Steuer benützt, und 
zugleich für sich den Lorbeer eines opferbereiten Mittelstandspolitikers er- 
rangen hat. 
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Damals, 1891, wurde diese Anregung kaum ernst genommen. 
Noch weniger ist dies heute der Fall, obgleich sich die Petrol- 
gesellschaft seitdem durch ihr rigoroses Vorgehen eine Menge neuer 
Feinde erworben hat. Wie lässt sich das erklären ? Doch wohl nur 
daraus, dass man einsehen gelernt hat, wie wenig eine Expropria- 
tion geboten oder gerechtfertigt wäre. Sogar in den Vereinigten 
Staaten wird von der demokratischen Partei die Verstaatlichungsidee 
z. B. beim Kohlenstreik von 1902 nur als Schreckschuss gebraucht 
und die Erörterung darüber als eine Demagogie zurückgewiesen. 
Schon die blosse Erwägung, dass die Verstaatlichung des Kohlen- 
trusts ein ungeheures Heer von Beamten und anderen Regierungs- 
angestellten schaffen würde, genügt dem Durchschnitts-Amerikaner, 
die Idee weit von der Hand zu weisen.* 

Die eben erwähnte Erfahrung mit dem Petrolring mag zur 
Lehre dienen. Zunächst weist sie auf einen Punkt hin: die Expro- 
priation ist ein Handstreich, bei dessen Ausführung die Staats- 
gewalt sicher sein muss, das Volk als Rückhalt hinter sich zu 

* Damit vergleiche man die Begründung, welche z. B. im Mai 1891 der 
^Deutsche Ökonomist" brachte: „Wir sehen den modernen Petroleummonarchen, 
unbekümmert um Zolllinien und politische Grenzen, über Kaiser und Könige und 
ihre Machtgebote hinwegschreiten und sich die bewohnte Erde tributpflichtig 
machen. Die Völker werden sich nicht gefallen lassen, wenn sie von wenigen 
riesigen Geldmächten wirtschaftlich in Fesseln geschlagen werden. Eine Ver- 
allgemeinerung der Rothschildschen Geldherrschaft kann nur mit Umsturz endigen. 
Eine Geldtyrannei ertragen die Völker heute ebensowenig wie eine militärische. 
Es ist eine ganz verhängnisvolle Entwickelung , wenn die Unternehmungen sich 
immer mehr in wenige ganz grosse zusammenballen und die Menge der kleineren 
und mittleren immer mehr erdrückt wird. Das ist eine Entwickelung, welche 
zwar aus der Gewerbefreiheit hervorgeht, aber eben diese Gewerbefreiheit auf- 
hebt und in ihr Gegenteil verwandelt. Wenn das Grosskapital erst das mittlere 
und Kleinkapital abschlachtet, bahnt es den Mächten des wirtschaftlichen Um- 
sturzes selbst den Weg. Mit Abscheu und mit Ekel betrachtet jeder anständige 
Mensch die Missbräuche bei diesen Erscheinungen und die Frage tritt ihm auf 
die Zunge, warum nicht lieber öffentlich-rechtlich im öffentlichen Interesse ge- 
regelte Monopole mit anständiger und stetiger Lohn- und Preisbildung, als die 
wilden Marktschwankungen und Preistreibereien der Privatmonopole?" 

Die „AUgem. Ztg." fuhr gleichzeitig fort: „Nicht finanzielle, sondern sozial- 
politische Zwecke soll das neue Monopol verfolgen ; es soll den Preis für ein un- 
entbehrliches und unersetzliches Lebensgut weitester Volkskreise tunlichst herab- 
drücken, es soll der sozialen Entwickelung entgegentreten, welche allgemein 
als eine krankhafte beklagt wird und in ihrem weiteren Verlauf zu einer Um- 
wälzung führen muss. Denn die wirtschaftliche Oberherrschaft einiger weniger 
Grosskapitalisten wird, weil sie jedes sittlichen Haltes entbehrt, auf die Dauer 
von keinem Volke ertragen werden." 
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haben. Hier bei der angefeindetsten Form des Kapitalismus kann man 
die Probe auf das Exempel machen, bis wann wir uns auf das Nahen 
des Sozialstaates bereit zu halten haben. Und nach dieser Richtung 
ist der Petrolring ein eklatantes Beispiel dafür, welche Bewandtnis 
es mit der ethischen Entrüstung über die Syndikate hat. Mitte 
1902 versuchten einige Blätter die öffentliche Meinung zu alarmieren. 
Nach einigen Wochen war wieder „über allen Wipfeln Ruh". 

Übrigens ist es den Befürwortern des Verstaatlichungsgedankens 
damit gar nicht ernst ; noch keiner hat sich auch nur mit der Frage 
beschäftigt, in welchem Zeitpunkt der Bundesrat das Expropria- 
tionsverfahren einleiten soll; für ein Nebelheim aber zerbricht sich 
niemand den Kopf. 
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IV. Kapitel. 

Schlussbetrachtung. 

Die Ergebnisse unserer Untersuchung können wir in folgendem 
zusammenfassen : 

1. Prinzipielle Würdigung der Unternehmer verbände: 
Von ihrer Entstehung an hatten dieselben — schon weil sie der 
Ausfluss einer Reaktion gegen die freie Konkurrenz sind — das 
Vorurteil gegen sich, dass ihr Wesen und Wirken dem Sozialstaat 
vorarbeite oder dem Allgemeininteresse entgegen sei. Diese Voraus- 
setzung ist übertrieben; an Tatsachen liegt ihr nur die Geschäfts- 
praxis einiger Verbände zu Grunde, welche alle Welt gegen die 
Kartelle einnimmt: das Streben nach Monopolisierung der Preise, 
die Proklamierung der nackten Selbstsucht und Gewaltpolitik nach 
innen und nach aussen, die Niederkämpfung der Konkurrenz, die 
rücksichtslose Ausmerzung des Zwischenunternehmers und Zwischen- 
händlers, die brutale Nichtbeachtung dessen, was als kaufmännischer 
Anstand gilt. Das sind allerdings unerquickliche Geschäftssitten, 
sie bilden jedoch nicht eine Besonderheit gerade der Unternehmer- 
viBrbände, sondern finden sich auch sonst im Grossbetrieb, und über- 
wiegen jedenfalls nicht die wirtschaftlichen Lichtseiten, welche die 
erstgenannten aufweisen. 

Das Bedenkliche für die Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung 
besteht nur darin, dass in dem organisatorischen Zusammenschluss der 
Kräfte, in der Kartellierung der Produktion und des Vertriebs, 
sowie in der damit gegebenen Verschiebung des Machtverhältnisses 
zwischen dem Kapital einerseits, den Abnehmern, Arbeitern und 
Konsumenten anderseits soziale, wirtschaftliche und politische Ge- 
fahren begründet liegen. 

Durch das blosse Vorhandensein von Gefahren aber werden, nach 
allgemein anerkannten Grundsätzen, nur präventive und regulierende 
Massregeln, nicht schon die Unterdrückung der Kartellbewegung ge- 
rechtfertigt. Prinzipielle Bekämpfung hiesse das Kind mit dem Bade 
ausschütten. Auch für die grundsätzlichen Gegner der Kartelle steht 
solche höchstenfalls gegenüber dem Petrolring, dem Kohlen-, Roh- 
eisen- und dem Halbzeugverband zur Erwägung. 
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Die Gefahren werden übrigens mit der weiteren Entwickelang der 
Kartellbewegung nicht grösser, sondern kleiner, insofern die Kartelle 
allmählich im wohlverstandenen Eigeninteresse ein besonneneres 
Masshalten im Gebrauche ihrer Macht lernen. Speziell in der 
Preisgestaltung und Behandlung der Arbeiter sind die 
Unternehmerverbände — • entgegen dem allgemeinen Vorurteile — 
im Interesse ihres dauernden Bestandes auf eine konservative Politik 
angewiesen; diejenigen, welche nur auf eine raubbauartige Preis- 
treiberei ausgehen, gehen bald zu Grunde. 

2. Die Mittel der Staatsgewalt: Die Einführung eines 
ßeichsmonopols für einige besonders einflussreiche Produktions- 
zweige ist eine Utopie. 

Ebensowenig Erfolg verspricht eine prinzipielle Bekämpfung der 
Kartelle durch die Gesetzgebung, und zwar aus dem Grunde, weil 
die Kartellierung ein Glied in der naturgemässen Entwickelung des 
kapitalistischen Konzentrationsprozesses bildet, und sich, wenn man 
überhaupt die vorliegende Organisationsform unterdrücken dürfte, in 
einer andern fortsetzen würde. 

Von manchen Interessenten werden Sondermassregeln desZivil- 
Straf- und Gewerberechts verlangt, welche der Kartellbewegung 
einen Damm setzen sollen. Hierfür aber kann nur wegen einzelner, 
der Kartellorganisation spezifischer Ausschreitungen (Boykott und 
Beitrittszwang), die nach Analogie des Wettbewerbgesetzes von 1896 
zu behandeln sind, ein Bedürfnis anerkannt werden. 

Nach einem Sondergesetze ruft man hauptsächlich wegen der 
Exportpreisschleuderei und der gleichzeitigen Hochhaltung der In- 
landpreise. Diese Geschäftsmethoden jedoch stellen weder eine 
Rechtsverletzung noch eine direkte Schädigung des Gemeinwohls 
dar, gewähren also auch die erforderliche Begründung für das 
verlangte Sondergesetz nicht. Ohnehin wäre ein solches gegen- 
über der Preisgestaltung erfahrungsgemäss unwirksam und un- 
ausführbar. 

Erwägenswert ist die Errichtung eines Kartell registers. 
Ferner könnte prinzipiell dem Bundesrat die Befugnis zu der 
zeitweisen Schmälerung oder Entziehung des Zollschutzes 
für diejenigen Fälle eingeräumt werden, wo den die Bohmate- 
rialien kontrollierenden Kartellen Exportschleuderei nachgewiesen 
werden kann. Allerdings hätte dieses Zugeständnis lediglich aka- 
demischen, keinen praktischen Wert. 
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Richtig aufgefasst, geht das Verlangen der öffentlichen Meinung 
nar dahin, dass die Regierung sich wenigstens nicht auf die 
Seite der Kartelle stelle. 

Wie diese Forderung ausgeführt werden kann, dafür gibt einen 
Wink die Analogie, welche einerseits zwischen der Organisation des 
Preis- und Lohnkampfes, d. h. der Koalitionsfreiheit der Unternehmer 
und der Kartellbewegung, anderseits zwischen der Streikbewegung und 
der Koalitionsfreiheit der Arbeiter besteht. Die staatliche Beeinflussung 
beider Kampf genossenschaften ist weniger Sache des Strafrechts oder 
der Zollpolitik, als der hohen, grosszügigen Politik, insofern 
es gilt, gleichsam zwei Grossmächte einander gegenüberzustellen. 
In Paragraphen lässt sich das richtige Verhalten nicht vorzirkeln, 
es liegt vielmehr in der staatsmännischen Kunst und in dem feinen 
Gefühl der leitenden Männer, den richtigen Moment des Zugreifens, 
sowie die zeitgemässen und wirksamen Massregeln zu finden. 

Die Massnahmen einer solchen Politik — positives Eingreifen 
aus Selbstwehr, wie z. B. im August 1902 durch Roosevelt, und 
ständige Wahrung der Selbständigkeit bei den öffentlichen Liefe- 
rungen — sollten den Syndikatsleitungen zum Bewusstsein bringen, 
dass ihre Verantwortung gegenüber Staat und Gesellschaft stetig 
zunimmt. Durch die Leiter der öffentlichen Meinung: die Vertreter 
der Regierung, die Parlamente und die Presse, muss ihnen diese ihre 
soziale Pflicht ständig vor Augen gehalten werden. 

Gesichert und erleichtert wird die Erreichung der genannten 
Zwecke dadurch, dass sich die bis jetzt zersplitterten Mitbewerber und 
Konsumenten zur ständigen Kontrolle und Gegenwehr zusammen- 
schliessen und dieser Zusammenschluss der Arbeiter und Kunden (Be- 
zugsvereinigungen, Einkaufsgenossenschaften, Antitrust, Kartell z. B. 
der Maschinenfabriken gegenüber dem Halbzeugverband) angeregt 
und gefördert wird. — 

Die Zollpolitik und Selbsthilfe bedarf einer ständigen Ergänzung 
von Fall zu Fall: nämlich der indirekten (staatlichen) Regulierung 
einzelner Preis- und Lieferungsbedingungen solchen Kartell- 
leitungen gegenüber, welche sich Ausschreitungen zu Schulden kommen 
lassen. Dies muss für die Eisenbahntarif- und Submissionspolitik der 
bundesstaatlichen Ministerien einen leitenden Gesichtspunkt abgeben. 
Endlich sollten die einzelnen Bundesstaaten ihre Stellung sowohl als 
Produzenten (Kohlen-, Kali-, Salzbergwerk, Fiskuskartell), wie als 
grösste Abnehmer (Schienen, Kohlen, Petroleum u. s. w.) in der 
gleichen Richtung kräftig ausnützen. — 
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Überschauen wir alle die Mittel, welche Gesetzgebung und Regie- 
rung zur Verfügung haben, und welche das Bürgerliche Gesetzbuch, 
die Gewerbeordnung, das Reichsgesetz von 1896, die Steuer-, Zoll- und 
Eisenbahnpolitik darbieten, so erscheinen sie im Verhältnis zu den Hilfs- 
quellen, welche den Kartellen zu Gebote stehen, gering. Der Gesetz- 
geber ist in einer ähnlichen Lage, wie Mitte der 50er Jahre, als sich 
die Aktiengesellschaften auszubreiten begannen, und ihr möglicher 
„Missbrauch zu Täuschungen oder hohlem Börsenspiel **, wie R. Mohl 
in seiner Polizeiwissenschaft sich ausdrückte, auch zu Erörterungen 
über den vorbeugenden Rechtsschutz Anlass gab. Das Beste war, 
dass die Regierung überhaupt die Hand davon liess; denn bei der 
damals noch unzureichenden Kenntnis über die künftige Entwickelung 
des Grosskapitals hätte dieser Rechtsschutz mehr geschadet als 
genützt. 

Sollte es auf einem Zufall beruhen, dass die drei hauptsäch- 
lichen praktischen Mittel, nämlich die staatliche Reglementierung der 
Preistreiberei, Preisschleuderei und die Zollskala die 
gleichen Schwierigkeiten der Ausführung aufweisen? Wenn die 
Regierung in einen Kampf gegen die Kartelle mit durchschlagendem 
Erfolg auf keiner Seite eintreten kann, so weist das mit Notwendig- 
keit darauf hin, dass die Unternehmerverbände nur ein Glied in der 
unaufhaltsamen Entwickelung der wirtschaftlichen Konzentration bilden. 

„Die Aufgabe der legislativ-politischen Jurisprudenz," sagt 
Anton Menger („Über die sozialen Aufgaben der Rechtswissenschaft"), 
„besteht darin, den überlieferten Rechtsstoff mit den Zuständen der 
Gegenwart zu vergleichen und daraus zu schliessen, welche Ände- 
rungen desselben in der Zukunft notwendig sein werden." 

Das gleiche gilt von der Wirtschaftspolitik. Die den oben ge- 
fundenen Ergebnissen entgegengesetzten Prinzipien und theoretischen 
Voraussetzungen, deren Konsequenzen sich als unausführbar erweisen, 
können nicht richtig sein; aus der Unmöglichkeit der praktischen 
Ausführung der Vorschläge ergibt sich die Notwendigkeit einer 
Richtigstellung jener Theorie, aus der sie erflossen sind. Die Kor- 
rektur der Fehlgriffe und des Missbrauchs der Macht von selten der 
Kartelle muss in Gemässheit der praktischen Erfahrung der letzten 
Jahre erfolgen. Aber auch für die Wirtschaftspolitik ist es von hohem 
Wert, dass man die Grenze der Macht, welche die Regierungsmass- 
nahmen gegenüber dem Erwerb und Wettbewerb — sowohl in Bezug 
auf die freie Konkurrenz, als auf ihren Gegenpol, die Konvention — 
finden, klar erfasst. 

F. 0. Haber, Die Kartelle. 7 
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Dass sich die Nächstbeteiligten, die Mitbewerber, Verbraucher 
und Arbeiter darüber volle Klarheit verschaffen, was sie von der 
Staatshilfe zu erhoffen haben, liegt in ihrem eigenen Interesse. Sie 
werden sich dann um so früher zu dem hauptsächlichen Hilfsmittel 
der genossenschaftlichen Selbsthilfe entschliessen. Hierbei kann 
die bereits bestehende Organisation der Arbeiter den bedrängten 
Unternehmern selbst als Beispiel dienen. 

Der Grund, warum sich die Kartelle so viel erlauben können, 
liegt darin, dass die kleine zersplitterte Konkurrenz zur Organisation 
einer kräftigen, des Erfolges sicheren Gegenwehr nicht im stände 
ist. Die heutige Entwickelung bringt es augenscheinüch mit sich, 
dass jeder, auch der Konsument, der nicht einer Organisation 
angehört, macht- und schutzlos ist. Was eine kapitalkräftige Ein- 
kaufsgenossenschaft gegen ein ausserordentlich kapitalkräftiges Syn- 
dikat erreichen kann, zeigte erst in jüngster Zeit die Ausbreitung 
der verschiedenen Kohlenkonsumvereine oder die Nachgiebigkeit des 
Zuckersyndikats gegen den Verband der Schokoladefabrikanten, sowie 
in England die zur Abwehr der Bestrebungen des amerikanischen 
Tabaktrustes gegründete Gegen Vereinigung, an welcher jene Be- 
strebungen völlig gescheitert sind. 

Nur muss man sich darüber klar sein, dass mit Aussicht auf 
Erfolg der Kampf gegen eine Grossmacht nur wieder von einer 
Grossmacht, der Kampf gegen ein grosskapitalistisches Syndikat 
nur wieder von einem gleich starken Syndikat aufgenommen 
werden kann. Ein Antikartell aber ist in all den Gewerbszweigen 
aussichtslos, wo die Interessen der Teilnehmer nicht strikte auf 
dasselbe Ziel hinweisen, und wo sie nicht auch durch eine gewisse 
lokale Konzentration zusammengehalten werden. Schon aus diesem 
Grunde sind die Versuche zur Gründung einer Einkaufszentrale 
gegenüber dem Petrolring (Juli 1902), dem österreichischen Eisen- 
syndikat (Dezember 1898), dem Drahtstiftverband (Oktober 1902) 
bisher im Sand verlaufen. Sogar die märkische Kleineisenindustrie, 
die 150000 Arbeiter beschäftigt, und sich seit Jahren zu einem 
Verein zusammengeschlossen hat, ist mit dem Projekt einer dem 
Roheisensyndikat entgegentretenden Einkaufsgenossenschaft über das 
Vorstadium eines bescheidenen Meinungsaustausches noch nicht 
hinausgekommen. Ein weiteres Erfordernis für den dauernden Er- 
folg einer solchen Zentrale ist der Rückhalt an einer starken 
Bank. Neuerdings stehen hinter den massgebenden Syndikaten 
durchweg grosse Bankinstitute. Denselben Rückhalt benötigt ein 
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Antikartell. Aus diesem Bedürfnis zieht vielleicht die eine oder andere 
Bank den Schlass, dass eine lohnende Finanzierangsspezialität darin 
ausgebildet werden könnte, dass für unsere weiterverarbeitenden 
Industrien diejenige Organisation geschaffen würde, die sie von der 
übertriebenen Preiserhöhung ihrer Materialien durch die Kartelle 
befreit und für den internationalen Konkurrenzkampf kräftiger macht 
(Finanzierung von Kombinationsunternehmungen, die alle Produktions- 
stufen umfassen). Wie die Kombinierung ein Gegengewicht gegen 
ein übermächtiges Syndikat bilden kann, zeigt der neueste Ankauf 
von Kohlenzechen durch verschiedene Eisenwerke, durch die „All- 
gemeine Elektrizitätsgesellschaft", die preussische Regierung u. s. w. 
Auf gleiche Weise könnten noch weitere bedeutende Kohlenkon- 
sumenten, wie die bundesstaatlichen Eisenbahnverwaltungen, die 
Hamburger Paketschiffahrts-Gesellschaft, der Bremer Lloyd u. s. w. 
ihre Unabhängigkeit von dem Kohlensyndikat wahren. Dieses Vor- 
gehen käme dann auch dem allgemeinen Konsum insofern zu gute, 
als es dazu dienen würde, den „Outsiders" den Rücken zu stärken.* 



Wir haben gesucht, die Ünternehmerverbände in ihrem Wesen 
und in ihrer Wirksamkeit, ebenso auch die Möglichkeit staatlicher 
Regulierung nach allen in Betracht kommenden Seiten zu beleuchten. 

Das Ergebnis hat wohl manchen enttäuscht. Es würde mehr 
gefallen, wenn es klipp und klar auf ein glattes Verdikt hinaus- 
liefe, oder wenn es auch Gefühl und Phantasie zu ihrem Recht 
kommen Hesse, z. B. in der Ausmalung eines Kartellgerichtshofs 
oder des künftigen Mitbestimmungsrechts der Arbeiter oder mit 
dem kühnen Satze, dass die Vertrustung der gesamten Industrie 



* Beispielsweise wurde im Oktober 1902 für die Eisenwarenhandiungen 
folgendes Projekt entwickelt: Zuerst wird man zweckmässigerweise das ver- 
suchen, was keine erheblichen Kosten erfordert und von wo aus man ohne Ein- 
busse wieder zurück kann. , Die Kosten einer Zentraleinkaufsstelle für Draht- 
stifte sind verhältnismässig gering. Das Einkaufsgeschäft ist bei dem Artikel 
einfach und erfordert kein grosses Personal. Die Verteuerung der Ware dürfte 
sich auf höchstens l^lo vom Werte stellen. Dafür hat man dann bei sach- 
gemässer Besetzung der Zentralstelle die Sicherheit, dass jede Möglichkeit, dem 
Syndikat beizukommen, erwogen und eventuell versucht wird. Die Zentralstelle 
dürfte dann dem Syndikat das Leben so sauer zu machen vermögen, dass der 
Verband in nicht zu ferner Zeit es vorziehen wird, seine bekannten schroffen 
Bestimmungen fallen zu lassen und dem Eisen warenhändler mit etwas mehr 
Conlanz entgegenzukommen. 
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notwendig sei. Wo es sich aber, wie hier, um noch nichtabgeklärte 
Dinge handelt, um Entwickelangen, die noch im Flusse sind, wo 
die Interessen noch so, wie hier, im Gemenge durcheinander liegen 
und die Ansichten noch so wenig übereinstimmen ; wo die Versuchung 
zu einer demagogischen Gesetzgebung naheliegt, der es nur um eine 
expedite Scheingeschäftigkeit, nur darum zu tun ist, der rasenden See 
zur Beruhigung ein Opfer hinzuwerfen: da wird besonnene Prüfung 
zur doppelten Pflicht. 

Der heutige Stand des Eartellproblems, in dem die Übermacht 
des Kapitals über die Arbeit nach einer neuen Seite hin zum Aus- 
druck kommt, erinnert an die Situation in der Arbeiterfrage vor drei 
Jahrzehnten. Wie damals von der Arbeiterfrage, so heisst es heute 
von dem Kartellproblem: „Diese Frage steht auf der Tagesordnung 
und wird nicht eher davon verschwinden, bis sie gelöst ist." Und 
für die richtige Lösung macht man die Staatsgewalt verantwortlich. 
Auch in der Arbeiterfrage glaubten viele die Entwickelung durch 
künstliche Eingriffe beschleunigen zu müssen , von denen manche^ 
da die naturgemässe Entwickelung schliesslich zum gleichen Er- 
gebnis gedrängt hätte, heute sich als überflüssig erwiesen haben 
würden. 

Auch wir sind der Anschauung, dass die Kartellfrage nicht mehr 
von der Tagesordnung verschwinden wird. Nur verstehen wir diesen 
Satz in einem anderen Sinne, als er derzeit tagtäglich verkündet wird» 
Was die Geschichtsphilosophie, Volkswirtschaftslehre und Sozialwissen- 
schaft benötigt, ist eine klare Einsicht darüber, welchen Entwickelungs- 
gang der Kapitalismus in dem nächsten Menschenalter einschlagen 
wird. K. Marx stellte dessen demnächstigen Zusammenbruch in nahe 
Sicht; statt dessen hat der Kapitalismus die Herrschaft auch des 
20. Jahrhunderts angetreten. Die Frage, nach der sich die Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik für die nächste Zeit das Ziel stecken muss, 
ist: welche kapitalistische Organisationsform wird in absehbarer Zeit 
die gegenwärtige des Privat-, Familien- und Aktienbesitzes ablösen? 
Welche ist die lebenskräftigste? Ist dies vielleicht die amerikanische 
Trustbildung? Auf die Beantwortung dieser inhaltschweren Frage 
wirft die Untersuchung des Kartellproblems, wie wir gezeigt haben, 
nach mancher Seite hin ein neues Licht. 
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Anhang. 



Zur Ausfuhrung der staatlichen Schutz- 
massregeln. 



Anlage I. 

Der staatliche Schutz und die typischen Kartelle. 

1. Allgemeine Übersicht. 

In einer der vielen Kartell debatten, welche der Reichstag 
schon gesehen hat, in der vom Frühjahr 1891, erklärte der Abg. 
Richter : viel mehr als durch allgemeine volkswirtschaftliche Betrach- 
tungen über die Kartelle überhaupt gelange man zur Klarheit, wenn 
man sich an ein einzelnes Kartell — damals die Schienengemein- 
schaft — halte. Dieser Satz gilt auch heute noch, wo das Kartell- 
problem noch viel verwickelter und vielgestaltiger ist, als vor einem 
Jahrzehnt. Man kommt viel eher zu einem positiven Ergebnis, wenn 
man untersucht, nicht, wie die Regierung das gesamte Kartell- 
wesen regulieren soll, sondern was sie gegenüber einzelnen be- 
stimmten Kartellen, durch welche die Interessenten und das Publikum 
im besonderen Masse beunruhigt werden, tun kann. Wozu soll 
auch die Regierung Verbände behelligen, um deren Existenz sich 
niemand kümmert? Praktischer ist es, dies probeweise zuerst mit 
einer bestimmten Gruppe — wie es im österreichischen Kartellgesetz 
von 1898 versucht wurde — , oder nur mit einem Syndikat zu ver- 
suchen, wie etwa dem Kohlenring, dem Schienenkartell, dem Kali-, 
Kupfer-, Thomasphosphat-, Sprit- oder Zuckersyndikat. 

Als typische Kartelle wurden in der „Vorbesprechung über das 
Kartellwesen", die am 14. November 1902 im Reichsamt des Innern 
stattfand, folgende bezeichnet: 
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A. Ans dem Gebiete der Montan- nnd Eisenindustrie: 
Das Rheinisch- westfälische Kohlensyndikat; die oberschlesische 
Kohlenkonvention; das Westfälische Kokssyndikat; das Roheisen- 
syndikat; der Halbzeugverband; der Grob- und Feinblechverband; 
das Walzdraht- und D^ahtstiftf^yndikat; das Kartell für Werkzeugstahl ; 
das Schienenkartell. 

B. Aus dem Gebiete der chemischen Industrie: 

Die Syndikate der Sodaindustrie; die Salinenverbände; das 
Verkaufssyndikat der Kaliwerke; das Sprengstoflfkartell. 

C. Aus der Papierindustrie: 
Das Tapeten- und Druckpapiersyndikat. 

D. Aus dem Gebiete der landwirtschaftlichen Gewerbe-, 

Nahrungs- und Genussmittelindustrie: 

Das Rohrzucker- und Zuckerraffineriesyndikat ; die Zentrale für 
Spiritusverwertung. 

E. Aus dem Gebiete der Industrie der Steine und Erden 

und der Glasindustrie: 

Die Zement- und Ziegeleisyndikate ; der Verein der rheinischen 
und westfälischen Tafelglashütten ; der Verein deutscher Spiegelglas- 
fabriken. 

F. Aus sonstigen Branchen: 

Die Spinnerkonventionen (Westdeutscher Spinnerverband und 
Vereinigung deutscher Wollkämmer und Kammgamspinner) ; die 
Zanellakonvention ; die Syndikate der Feuerversicherungs- und Trans- 
portgesellschaften (Schiffahrttrust , Schlepp- und Binnenschiffahrt, 
Rhein-Trust- Gesellschaft); der Schiff bautrust ; der Petrolring; die 
Hamburger Grosseinkaufgesellschaft deutscher Konsumvereine.* 

Alle diese Syndikate haben schon eine Geschichte und eine 
kleine Literatur für sich allein aufzuweisen. Wollte man den Kurs 
schildern, den die Regierung bisher ihnen gegenüber eingehalten 
hat, so würde dies eine Abhandlung für sich bilden — und zugleich 
deutlich beweisen, wie schwierig die allgemeine Reglementierung ist. 



• • 

* Über weitere Kartelle findet sich in Bürgeis , Nachschlagebuch", 1903, 
bei Sayous-DoUfuBs , S. 371—373, und in Mosses Reichsadressbuch für 1903 
IL Bd. E, S. 26 eine systematische Zusammenstellung ; die Zahl lässt sich sofort 
verdoppeln, wenn man nur die Ziegelei- und die Brauereikartelle, die es in jeder 
grösseren Stadt gibt, dazu nimmt. 
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Für unsere Zwecke der Exemplifikation genügt es, wenn wir einige 
Verbände herausgreifen, so vor allem das Zuckerkartell, den Spiritus- 
und Petrolring. 

2. Zuckerkartell und Spiritusring. 

Über diese beiden Verbände wurde in der Sitzung der Münchner 
Handelskammer vom 2. Dezember 1902 folgendes dargelegt: 

a) Zuckerkartell. 

Im Zuckerkartell sind 99V2®/o der deutschen Zuckerindustrie 
(Rohzuckerfabriken und Raffinerien) vertreten. Dieses grosse ge- 
meinsame Kartell gliedert sich wieder in das Kartell der Roh- 
zuckerfabriken und in das Kartell der Raffinerien. Der 
deutsche Zuckerhändler und -Konsument hat direkt nur mit dem 
letzteren zu tun und darum beziehen sich die folgenden Ausführungen 
auch nur auf dieses: 

Die Bemühungen, ein Kartell zu stände zu bringen, datieren 
um 20 Jahre zurück. Die deutsche Zuckerindustrie war, nicht zum 
wenigsten infolge einer verkehrten Steuer- und Zoll-Gesetzgebung, 
nach und nach in eine tatsächlich recht missliche Lage geraten. 
Hohe Ausfuhrprämien — M. 3.40 — einerseits, und ein bedeutender 
Importzoll — M. 40. — per 100 kg — anderseits steigerten die 
Rüben- und in weiterer Folge die Zuckerproduktion derart, dass 
Deutschland seit längerer Zeit schon weitaus die erste Stelle unter 
den Rübenzucker produzierenden Ländern der Welt einnimmt. 
Andere Staaten, wie Österreich, Russland, Frankreich, ahmten das 
deutsche Prämiensystem in offener oder versteckter Form nach, 
übertrafen ihr Vorbild teilweise sogar noch in der Höhe der Prämien, 
halfen dadurch mit, das Übermass der Weltproduktion immer mehr 
zu vergrössern und verschärften so die Konkurrenz in Rübenzucker 
auf dem Weltmarkte ganz bedeutend. Diese wurde um so drückender, 
als auch die Zuckerrohr -Pflanzungen eine stetige Ausdehnung er- 
fahren. 

Das Exportgeschäft, auf welches man allmählich mit fast zwei 
Drittel (25 Millionen Zentner) der Gesamtproduktion angewiesen war, 
gestaltete sich immer schwieriger und verlustbringender; ebenso 
aber auch der Absatz im Inland, da jede Fabrik natürlich ihren 
Betrieb im Interesse niedriger Fabrikationskosten voll auszunützen 
anstrebte. 

Diese tatsächUche Notlage zeitigte schliesslich im Mai 1900 
das deutsche Zuckerkartell. Dasselbe setzte sofort die Preise im 
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Inlande um 10 ^/o hinauf. Dabei blieb es jedoch nicht; während Roh- 
zucker fortgesetzt billiger wurde, erfuhren die Raffinadewerte fast 
keine Veränderung. Die auf diese Weise für den deutschen Konsum 
herbeigeführte Verteuerung beträgt 16 — 18 Mk. per 100 kg oder mehr 
als 100 Millionen Mark im Jahr. 

Dementsprechend war auch der Konsum in Deutschland ein 
überaus bescheidener. Er betrug 1901 : 13,5 kg, während gleich- 
zeitig in England, welches keine Zuckerrüben baut und zumeist 
unseren Zucker bezieht, 41,5 kg auf den Kopf der Bevölkerung 
entfiel. 

Während aber dem Inlande eine jährliche Extra-Besteuerung 
von etwa 20 Mill. Mk. auferlegt wurde, vollzog und vollzieht sich 
das Exportgeschäft häufig nicht unwesentlich unter den Herstellungs- 
kosten, und ausserdem unter Preisgabe der vom Staate gewährten 
Exportprämien, welche pro Jahr etwa 40 Millionen Mark ausmachen! 
Hierdurch wurde es z. B. England möglich, eingemachte Früchte und 
andere mit Zucker verarbeitete Fabrikate trotz des Zolles billiger 
nach Deutschland zu liefern, als solche bei uns hergestellt werden 
können. Die Raffinerien machen trotz des verlustbringenden Exportes 
ein glänzendes Geschäft; denn Betriebe, die vor der Kartellzeit mit 
kaum nennenswerten Überschüssen oder gar mit Verlust arbeiteten, 
verteilen jetzt 10, 20, ja 25 ^/o Dividenden und mehr bei ausser- 
ge wohnlichen Abschreibungen und sehr reichlichen Rücklagen. 

Eine grössere Anzahl von Händlern hat sich zwar in einem 
Verein zusammengetan, um ihre Interessen dem Kartell gegenüber 
wahrzunehmen. Die Aussichten, Nennenswertes zu erreichen, waren 
indessen von vornherein gering. Die Gründung von Genossenschafts- 
Raffinerien verbot sich wegen der ohnehin schon herrschenden 
kolossalen Überproduktion und bei der Möglichkeit der früheren oder 
späteren Auflösung des Kartells und einer Zoll- bezw. Steueränderung. 
Zudem wurde denjenigen Zuckerhändlern , welche ringfreien Zucker 
kaufen, die Nichtlieferung von Kartellzucker strengstens angedroht. 

Das einzige, was die Zuckerhändler erreichten, war die Gewäh- 
rung einer nach Jahresfrist auszuzahlenden festen, bis dahin „geheimen", 
also in das Belieben des Kartells gestellten Umsatzprämie, welche 
indessen wieder an die genaueste Einhaltung der Zahlungsbedingungen 
(das Geld muss spätestens acht Tage dato der Faktura im Besitze 
der Raffinerie sein), an das Verbot des Kaufes von ringfreiem Zucker, 
sowie neuerdings an die Nichtbeteiligung an „kartellfeindlichen Be- 
strebungen" geknüpft ist. Nach der letzteren Bedingung muss der 
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Händler fortwährend befürchten, der Umsatzprämie verlustig zu 
gehen, da der Begriff „kartellfeindliche Bestrebungen" beliebiger 
Auslegung unterliegen kann. 

Belangreicher war die Vergünstigung, welche der Verband der 
Chokoladefabrikanten erlangte; sie beträgt 2 Mk. für den Doppel- 
zentner oder jährlich eine Million Mark für die Fertigindustrie. — 

Durch die Brüsseler Zuckerkonvention vom März d. Js. wird, 
wenn ihr — woran nicht zu zweifeln ist — die Parlamente in 
Österreich-Ungarn sowie in Frankreich, wie dies schon in Deutschland 
geschah, zugestimmt haben werden, ein grosser Umschwung in den 
bestehenden Verhältnissen herbeigeführt werden. Nach der Brüsseler 
Konvention hören vom 1. September 1903 ab in allen Ländern die 
Ausfuhrprämien auf, der Eingangszoll wird allgemein Mk. 4.80 per 
100 Kilo betragen, die Konsumsteuer in Deutschland wird laut Reichs- 
tagsbeschluss von Mk. 20. — auf Mk. 14. — per 100 Kilo ermässigt. 

Um die Zustimmung des Deutschen Reichstags zur Brüsseler 
Konvention zu erhalten, hat die Regierung einen Industriezweig, die 
Süssstoff-Industrie, geopfert, indem man ihre Erzeugnisse, Süssstofife 
(billiger Ersatz für Zucker) ab 1. April 1902 für den freien Handel 
verbot und in die Apotheken verwies. 

Die gesetzgeberischen Massnahmen infolge der Brüsseler Kon- 
vention bedeuten für Raffinade eine Preisminderung in Deutschland 
von Mk. 9.50 per 100 Kilo, und wenn das Kartell, wie teilweise an- 
genommen wird, mit dem 1. September 1903 aufhören wird, um 
weitere Mk. 16. — bis Mk. 18. — , im ganzen also um ca. Mk. 26. — 
per 100 Kilo. Diese Verbilligung dürfte eine Konsumzunahme 
bewirken und zur allmählichen natürlichen Gesundung der Zucker- 
produktion führen. 

Wie erwähnt, ist der Fortbestand des Raffinerie-Kartells bedroht ; 

» 7 

seine Mitglieder hoffen jedoch, es fortführen zu können, da der Ein- 
gangszoll von 4.80 Mk. noch einigen Spielraum frei lässt. — Wie 
vorteilhaft die Beteiligung war, geht daraus hervor, dass z. B. ein 
Etablissement, das in den vergangenen Jahren nur massige Divi- 
denden verteilte, seit Bestehen des Kartells bei einem Aktienkapital 
von 4 Millionen, für das Jahr 1900/1901 einen Reingewinn von 
Vis Million = 33®/o machte, wovon 20*^/0 Dividende ausgeschüttet, 
ausserdem aber 200000 Mk. für Extraabschreibungen, 200000 Mk. 
als Tantieme an Vorstand und Aufsichtsrat und circa 300000 Mk. 
zur Überweisung an einen Extrareservefonds verwendet wurden. Für 
dieses Jahr scheint nach Zuweisung von 400 000 Mk. an den Extra- 
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reservefonds den Zeitungsberichten zufolge sogar eine Dividende von 
30®/o in Aussicht genommen zu sein. Diese Zahlen, welche beweisen, 
dass eine Fabrik in drei, bezw. sogar zwei Jahren ihr gesamtes 
Aktienkapital verdient hat und zurückzahlen konnte, sprechen für 
sich selbst ; jede weitere Bemerkung würde die Bedeutung derselben 
abschwächen. 

Resume: 

1. Das Zuckerkartell brachte den wenigen Raffinerien einen 
enormen Nutzen, während die Rohzuckerfabriken und Rüben- 
bauer fast leer ausgingen. 

2. Der Handel wurde vergewaltigt und bei der geringsten 
Verfehlung gegen die rigorosen Bedingungen — bei kartell- 
feindlicher Stellungnahme bezw. beim Kaufe ringfreier 
Ware — mit Boykott oder Entziehung der Umsatzprämien 
bedroht. Sehr wenig half dabei dem Handel der Trost, 
dass er ohne Kartell bei einer Deroute auf dem Markte 
Verluste hätte erleiden können. 

3. Die Konsumenten des Inlandes hatten an das Kartell einen 
Tribut von 100 Millionen Mark per Jahr zu entrichten, während 
das Ausland den deutschen Zucker unter den Gestehungs- 
kosten erhielt. Das Zuckerkartell kann also geradezu als 
das Muster eines mit allen schlechten Eigenschaften be- 
hafteten Kartells gelten. 

b) Zentrale für Spiritusverwertung. 

In dieser Zentrale sieht sich der grössere Teil der Brennereien 
des Reichs, etwa 4000 an der Zahl, zusammengeschlossen. Vorläufer 
waren Genossenschaften und Provinzialverbände , die auf ein Zu- 
sammengehen nicht allein wegen der gegenseitigen Konkurrenz;, 
sondern auch durch die Übermacht der grossen Raffinerien hin- 
gedrängt wurden. Der Ring gab jedem Teilnehmer frei, so viel zu 
produzieren, als er nur wollte und versprach zugleich lohnenden 
Absatz, da es ihm sonst nicht geglückt wäre, die hinreichende Anzahl 
von Brennereien zu vereinigen. Die Folge dieser Konzession war, 
dass die Vorräte enorm stiegen, so dass auch das verlustbringendste 
Schleudern ins Ausland keinerlei Besserung brachte. Endlich trat 
ein Preissturz ein, wie man ihn in der ganzen Branche nur selten 
erlebt hatte und namentlich nach den letzten guten Jahren doppelt 
schmerzlich fühlen musste. Jetzt erst wurde es der Zentralleitung 
klar, dass auch für sie die Einwirkung auf die Produktion ein 
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Gebot der Notwendigkeit sei; unter dem kräftigen Beweismittel der 
misslichen Preislage vermochte sie im September 1902 den grössten 
Teil der Brenner zur Einschränkung der Produktion zu bewegen, 
welche Massregel aber bezeicTmenderweise vorerst nur für ein Jahr 
gelten soll. 

Was dem Ring zu gute gerechnet werden muss, sind seine 
Bestrebungen zur Hebung des Verbrauchs von Brennspiritus für 
Lampen, Motore, Ofen und dergleichen, Bestrebungen denen die 
Zentralisierung des Gewerbes entschieden zu gute kommt. Dagegen 
zeigt er — gleich dem Zuckerkartell — überall, wo er die Macht 
zu haben glaubt, gewalttätiges Auftreten gegen Handel und Kon- 
sumenten ; weiter wirft man ihm die Vernichtung vieler selbständiger 
Existenzen und vor allem die Unterstützung des Auslandes auf Kosten 
des Inlandes vor. Diese Nachteile wiegen um so schwerer, als wir 
es auch hier, wie beim Zucker, mit einer Branche zu tun haben, in 
der einerseits durch den Zoll von 160 Mk. per 100 kg eine un- 
übersteigliche Mauer gegen die Einfuhr geschaffen, anderseits ver- 
möge der besonderen , durch die Branntweinsteuer-Gesetzgebung 
bedingten Verhältnisse auch bei völliger Einmütigung eine wirksame 
Konkurrenz unmöglich ist. Diese Monopolstellung hat allerdings der 
Spiritusring nicht erreicht; er ist durch die ihm von den Aussen- 
stehenden gemachte Konkurrenz davon abgehalten worden, so auf- 
zutreten, wie das Zucker- und Petroleumkartell. 

3. Der Petrolring. 

Besonders geeignet zu einem gesetzgeberischen Probeversuch 
erscheint der Petrolmarkt. Denken wir uns, es würde den Ange- 
hörigen irgend einer Branche, z. B. der Gerberei, die Aufgabe gestellt, 
einen Kundenbann über sämtliche Grossisten und Detaillisten des 
Reichs in der Stärke und nach der Richtung hin auszuüben, dass 
alle Händler sich nur an eine Bezugsquelle halten dürften, welche 
ihnen zudem nur einen bescheidenen Nutzen zugesteht: jedermann 
würde dieses Ziel für unerreichbar erklären. Und doch hat diese 
Aufgabe in Deutschland binnen eines Jahrzehnts die Deutsch- 
Amerikanische Petroleumgesellschaft zu Bremen, eine zu Anfang 
der 90er Jahre gegründete Tochtergesellschaft der (Rockfeller- 
schen) Standard Oil Company, gelöst. Die ausgesprochene Ab- 
sicht dieser Gesellschaft — wie aller Trusts — geht darauf hin, 
die Kundschaft vollständig in ihre Hand zu bekommen. Diesem 
Ziele dient namentlich die allen Trusts, z. B. auch dem Fleischtrust, 
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geläufige Geschäftspraxis, an allen grösseren Plätzen Niederlagen und 
Verkaufsstellen zu errichten, die Grosshändler durch Preisunterbie- 
tungen zu verdrängen, unmittelbare Geschäftsverbindung mit den 
Kleinhändlern anzuknüpfen und das Transportwesen systematisch 
für ihre Zwecke dienstbar zu machen. Die Gesellschaft ist im 
Besitz der grössten Quellen und Raffinerien Amerikas, von denen 
aus das Petroleum in eigenen Röhrenleitungen zur Küste befördert, 
dort in die eigenen Tank-cars und Ozean-Tank-Dampfer gefüllt 
und nach den europäischen Hafenplätzen transportiert wird. Selbst 
für die Fahrt ins Inland besitzt die Gesellschaft eigene Tankkähne, 
so dass sie heute — zumal damit die Erleichterung der Zufuhren, 
die Lagerung und Beförderung von Brennöl, der Ankauf entleerter 
Petroleumfässer im grossen, die Vermischung besserer Öle (Pennsyl- 
vania-Öle) mit minderwertigen (Ohio-Öle), sowie die Einführung der 
allgemeinen Verkaufsmarke „Amerikanisches Öl" , Hand in Hand 
ging — bereits bis nahe zum Konsumenten das Monopol in den 
Händen hat. 

Unbekümmert um alle Entrüstung der kaufmännischen Welt 
und der öffentlichen Meinung hat die Gesellschaft ihren deutschen 
Kunden von Jahr zu Jahr Schlinge um Schlinge um den Hals 
gelegt. Wohin das führen wird, legte schon im Juni 1891 die 
„Weserzeitung" mit folgendem dar: 

„Nachdem sich die Gesellschaft von der deutschen Reederei und Böttcherei 
unabhängig gestellt hat, richtet sie einen neuen Vorstoss gegen die Versand- 
geschäfte. Die wenigen mit der Standard Oil Company verschmolzenen Gesell- 
schaften besorgen heute das Versandgeschäft nach dem Inlande selbst, Neben 
den Gesellschaften bleibt anderen Kauf leuten kaum ein Fuss breit Platz. Tank- 
lager sind sogar an manchen Plätzen im Binnenlande angelegt, z. B. in Riesa, 
Duisburg, Mannheim. Man befürchtet, dass demnächst auch die eigentlichen 
Detaillisten überflüssig werden, indem die Gesellschaft den Kleinverkauf irgend 
einer Filiale als lokales Monopol übergibt. — So ist eine Gruppe von Geschäfts- 
leuten nach der andern überflüssig gemacht und beiseite geschoben: zuerst 
die konkurrierenden Bohrwerke, Pumpereien und Raffinerien in Amerika, dann 
das amerikanische Ausfuhrgeschäft, dann die private Reederei (soweit sie sich 
dem Petroleumtransport widmete), dann das europäische Petroleumeinfuhrgeschäft, 
dann das Ausfuhrgeschäft der europäischen Häfen, endlich droht die Gesellschaft, 
auch die Detaillierung an sich zu reissen. In dieser Ausdehnung übertrifft das Petro- 
leummonopol äusserlich das grösste Staatsmonopol, dem es sonst ganz und gar 
ähnlich ist, bis herab zu den Trafiken des Kleinhandels. Unsere Zeitung hat oft- 
mals darauf hingewiesen, dass den Privatmonopolen die Staatsmonopole vorzuziehen 
seien, weil deren Reinerträge wenigstens zum allgemeinen Besten verwendet werden 
und so die übrige Steuerlast vermindern könnten. Sie hat stets hingewiesen 
auf die soziale Gefahr dieser „Ausschreitungen des Kapitalismus". Je mehr sich 
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der Besitz bei einigen Wenigen zusammenballt, denen alle übrigen als eine grosse 
besitzlose Masse gegenübersteben , desto weniger Widerstandskraft gegen den 
Umsturz bat unsere beutige Gesellscbaftsordnung. Wer sieb auch mit diesen 
entfernteren Sorgen nocb nicbt plagen will, kann docb unmöglicb verkennen, 
dass durcb Privatmonopole mindestens den Staatsmonopolen vorgearbeitet wird. ^ 

Zu einer grössereo Agitation und zu einer längeren Reichstags- 
debatte führte es, als die Mannheim-Bremer Petroleumgesellschaft, 
ein Zweiginstitut der Eockefellerschen Standard Oil Company, das 
Ansinnen an ihre Kunden stellte, sich auf drei Jahre zu verpflichten, 
nur von ihr zu kaufen, das zu kaufende Quantum auf den Durch- 
schnittsverbrauch der letzten drei Jahre zu beschränken und nur 
einen vorgeschriebenen Nutzen zu nehmen. 

Bald darauf sollten die Detaillisten die Verpflichtung eingehen, 
von anderer Seite nicht zu beziehen und sich einer ständigen Kon- 
trolle ihrer Bestände zu unterwerfen, um die Abnehmer in die 
Hand zu bekommen, hatte man ihnen praktische Apparate zur Auf- 
bewahrung des Petroleums kostenlos zur Verfügung gestellt. An 
diesen Apparaten erhielt das Füllrohr ein Schloss, dessen Schlüssel 
nicht im Besitz des Detaillisten sein darf. In der neuesten 
Zeit breitet die deutsch-amerikanische Petroleumgesellschaft in Bre- 
men, die heute fast konkurrenzlos dasteht, ihre Netze weiter in der 
Weise aus, dass sie auf den grösseren deutschen Eisenbahnstationen 
Tankbassins anlegt, in die das Petroleum aus den Eisenbahn- 
kesselwagen durch Rohrverbindungen übergeleitet wird. Infolge der 
systematischen Ausdehnung dieser Einrichtung wird namentlich in 
Sachsen, Württemberg und Baden die Frage viel erörtert, welche 
wirtschaftlichen Folgen ein derartiges Vorgehen voraussichtlich 
bringen wird. 

Die erste Folge ist die, dass die inländischen Grossisten (wie 
die Detaillisten) entweder ganz ausgeschaltet, oder doch in völlige 
Abhängigkeit gebracht werden. Von den Tanks aus wird nämlich 
heute tatsächlich das Petroleum in Tankwagen auf die Ortschaften 
gefahren und bei den DetailUsten, mit denen die Gesellschaft bindende 
Verträge abschliesst, in kleine Bassins gefüllt; die Kleinhändler sind 
im Grund nichts anderes als die Verwalter für die Petroleumbehälter 
der Gesellschaft, und müssen sich ihr zudem hinsichtlich der Bezugs- 
quelle und in der Preisgestaltung tatsächlich unterwerfen. Hat die 
Gesellschaft erst eine genügende Zahl von Detaillisten gefunden, 
die sich auf ein derartiges Vertragsverhältnis mit ihr einlassen, so 
bleibt dem Grossisten nichts anderes übrig, als entweder sein Ge- 
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schäft ganz einzustellen oder die Verwaltung einer der grossen 
Tankanlagen zu übernehmen, womit er in eine Art Agentenstellung 
heruntergedrückt wird. 

Wie für den Handelsstand, so besteht auch für das konsu- 
mierende Publikum hier die — wie bei allen Monopolen — nahe- 
liegende Gefahr der ungerechtfertigten Preissteigerung. Diese Ge- 
fahren werden von mancher Seite mit dem Hinweis auf die Konkurrenz 
von russischem Ol als übertrieben dargestellt. * Allein man vergisst 
hierbei, dass russisches Petroleum zu Leuchtzwecken bei den kleineren 
Lampen ohne Mischung mit amerikanischem Ol nicht verwendbar ist. 

In Bezug auf die Preisbemessung lässt sich vorerst allerdings 
eine Übertreibung nicht nachweisen. Im Jahre 1883 betrug die 
Mannheimer Notierung pro Doppelzentner bei 20 ®/o Tara mit Fass 
26 Mk., sank allmählich bis auf 17,6—18 Mk. im Jahre 1894, 
stieg im April 1895 und hielt sich dann, als sich die Mannheimer 
Konkurrenz Ph. Poth Ende 1895 mit der D.-A. P.-G. amalgamierte, 
auf 21 Mk. (im Jahre 1901 auf 21,9 Mk.), behauptete sich auch auf 
dieser Höhe, ohne jedoch den früheren Preis von 24 — 26 Mk. in den 
80er Jahren vorläufig wieder zu erreichen. 

Auf der anderen Seite sieht man, dass die Gewinnung des 
Erdöls sich in dem vergangenen Jahrzehnt sowohl in den Vereinigten 
Staaten, als auch namentlich in Russland, Rumänien, Galizien und 
Indien mehr als verdoppelt hat, der Konsum dagegen, insbesondere unter 
dem Drucke der konkurrierenden Elektrizität, stabil geblieben ist. 
Infolgedessen stände heute ohne das Dazwischentreten des Petrol- 
trusts der Preis jedenfalls unter der Notierung von 1894. — 

Von verschiedenen Seiten nun wird die Regierung zu Hilfe 
gegen diese polypenartige Umklammerung angerufen. In der Tat 
kann man an diesem Schulbeispiel die Probe auf die Richtigkeit 
der oben auf das Kartellproblem angewandten allgemein gültigen 
Sätze machen. 

Wohl allgemein ist das steigende Missbehagen über die wach- 
sende Monopolisierung des Petroleumhandels und das rücksichtslose 



* Für russisches Petroleum wurde im Oktober 1897 die Fracht gegen bisher 
auf ein Drittel ermässigt. Es besteht dafür nunmehr der billigste Tarif, der für 
Bohprodukte überhaupt existiert, so dass Eussland konkurrieren kann. Durch die 
Zulassung und Erleichterung der Tankanlagen auf den Bahnhöfen wird diese 
Massnahme paralysiert — ein schlagender Beweis, wie nötig es ist, dass die 
Eisenbahnpolitik in eine Hand, nämlich in die Hand der Reichsregierung, ge- 
bracht werden sollte. 
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System der amerikanischen Gesellschaft gegen ihre Kunden und Ab- 
nehmer. 

£benso wird allseitig die Gefahr anerkannt, welche eine weitere 
Ausbreitung der D.-A. P.-G. sowohl für die Unabhängigkeit der ge- 
samten einheimischen Petrolhändler — der Grossisten wie der 
Detaillisten — wie für die Versorgung des deutschen Marktes mit 
einem unentbehrlichen Haushaltartikel in sich birgt. Zweifellos er- 
scheint es, dass diesem Allgemeininteresse die Eisenbahnverwaltung 
ihre — ohnehin geringfügigen — Sonderinteressen (Fracht, Miete), 
falls sie je solche hat, unterzuordnen hat. Es liegt durchaus nicht 
im Interesse der Allgemeinheit, dass für Auslandgesellschaften und für 
einen so unentbehrlichen Haushaltartikel, wie das Petroleum, ein 
Monopol für alle Zeiten begründet wird. 

Anderseits ist es fraglich, ob das Allgemeininteresse heute 
— zumal der Kleinhandel den Einrichtungen der Gesellschaft nicht 
unsympathisch gegenübersteht — noch so stark ist, dass es das 
ebengenannte Sonderinteresse der Verwaltung überwiegt. Und selbst 
wenn dies der Fall wäre, so würde es prinzipiell und auch erfahrungs- 
gemäss bedenklich sein, wenn sich die Regierung in den Interessen- 
kampf einzelner Erwerbsgruppen einlässt ; im Konkurrenzkampf muss 
sich die Regierung über die Parteien stellen und darf nicht einseitig 
die eine unterstützen. 

Der Handel und der Markt könnten ihre Selbständigkeit erst 
dann wieder erlangen, wenn das Reich einen sicheren Rückhalt an 
den anderen Petrolgesellschaften und an den Konsumenten oder Ab- 
nehmern besitzt. Dies ist aber nicht der Fall. Die Interessen des 
Detail- und Engroshandels sind schon seit mehreren Jahren nicht 
mehr einheitlich der genannten Gesellschaft entgegengesetzt. Die 
Kleinhändler haben heute ein sicheres, ruhiges Geschäft, weniger 
Mühe. Sie sind unberührt von der Konjunktur und empfinden es als 
sehr bequem, dass ihnen das Petroleum auf diese V^eise zugeführt 
wird; sie ersparen Lageräume, da das Petroleum ihnen auch in kleinen 
Quantitäten, bis zu 20 1, verabfolgt wird; sie brauchen deshalb ihre 
grossen Einkäufe nicht mehr im Frühjahr abzuschliessen und haben 
keinen Verlust durch Leckage etc. Die D.-A. P.-G. ist sicher, 
jederzeit und allerorts so viele Kauf leute, als sie bedarf, zu Agenten 
zu gewinnen. Die Vermittelung des Petrols gibt dann den Agenten 
einen Anknüpfungspunkt dafür, dass sie auch mit anderen Artikeln 
jfin das Geschäft kommen^ ; ihre Konkurrenz zwingt früher oder 
später, aber sicher, auch die Widerspenstigen zum Anschluss. Es 
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ist notorisch, dass sich heute nicht nur die Detaillisten um die Ver- 
bindung mit der D.-A. P.-G. geradezu bewerben , sondern sogar die 
Grossisten in ihrer Bedrängnis zur Dbemahme von Tankanlagen sich 
anbieten. So fehlt heute die erste Voraussetzung für ein solidarisches 
Vorgehejj. 

Auch das Reich steht dem Petroltrust machtlos 
gegenüber. Darüber darf man sich, so unsympathisch auch das 
ümklammerungssystem und das rigorose Vorgehen der D.-A. P.-G. 
ist, einer Täuschung nicht hingeben. Somit erhält man auch hier 
die — auch in anderer Beziehung wertvolle — Lehre, dass die Macht 
der Reichsregierung dem Erwerbsleben gegenüber eng begrenzt ist» 

Aus all dem ergibt sich, wie bedenklich eine Parteinahme der 
Regierung ist. Sie ist das umsomehr, als die für die Ausführung 
einzig ratsamen Massregeln sehr zweischneidiger Natur sind. Als 
eine solche erscheint die Offenhaltung der Konkurrenz, die Be- 
günstigung der konkurrierenden Gesellschaften und Länder. 
Zu einer dififerentiellen Behandlung aber ist die Eisenbahnverwaltung 
eines einzelnen Bundesstaates nicht befugt, und die Zollpolitik des 
Reiches nicht im stände (durch einen DiflFerentialzoU nämlich würde 
voraussichtlich ein Zollkrieg mit den Vereinigten Staaten herauf- 
beschworen und dadurch das Reich, wie im besonderen der deutsche 
Handel viel mehr geschädigt, als es der Petroleumring schlimmsten- 
falls vermöchte). 

Zugleich fragt es sich, ob mit der Begünstigung der nicht- 
amerikanischen Konkurrenz viel gewonnen wäre. Es steht vielmehr 
fest, dass bisher die anderen Petrolgesellschaften anstatt den Preis- 
erhöhungen der D.-A. P.-G. entgegenzuarbeiten, diesen immer, wenn 
auch in einer gewissen Entfernung, gefolgt sind. 

Im Eisenbahnverkehr sodann müssten die beantragten Erschwe- 
rungen des Erwerbs von Eisenbahngelände nach der Verkehrsordnung, 
nach welcher eine differentielle Behandlung nicht gestattet ist, nicht 
bloss die D.-A. P.-G., sondern ebenso auch die anderen konkur- 
rierenden Petroleumgesellschaften treffen, also auch die Konkurrenz, 
lahmlegen. Die Errichtung von Tankbassins selbst kann durch die 
Verweigerung von Eisenbahnareal nur erschwert, nicht aber verhindert 
werden. Es fällt nämlich der D.-A. P.-G. — zumal bei ihren be- 
deutenden Mitteln — nicht schwer, in der Nähe der Eisenbahnstation 
Privatgelände — sei es direkt oder durch einen Strohmann — zu 
erwerben, Lagerplätze daselbst zu errichten und mit Schienengeleisen 
zu verbinden, alsdann aber nur um so unabhängiger von dort aus- 
das Tanksystem auszubauen und zu vollenden. 
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Manche tragen sich allerdings mit der Hoffnung, es möchte 
durch eine den ümklammerungsprozess verzögernde Massnahme Zeit 
gewonnen, und durch die Summe anderer „kleiner Mittel** vielleicht 
doch noch die Gefahr völliger Abhängigkeit vermieden werden. Zum 
mindesten müsse man den heute noch Widerstand leistenden und 
um ihre Unabhängigkeit kämpfenden Händlern eine „Sympathiekund- 
gebung" zu teil werden lassen. Im Gegensatz zu solchen platonischen 
Wünschen kann in Wirklichkeit die einzelne Bahnverwaltung ledig- 
lich das tun, dass sie zwischen den verschiedenen Gesellschaften 
volle Parität wahrt. Der einzelne Bundesstaat sodann wäre in der 
Lage, die Konkurrenz in der Weise zu stärken, dass er, wie es z. B. 
in Preussen schon der Fall ist, russisches und anderes Petroleum bei 
der Verwendung bevorzugt. Auch erscheint es als begründet, wenn 
die Konkurrenz durch umfangreichere Einstellung von Kesselwagen 
und durch Eisenbahntarifermässigungen namentlich für russisches, 
aber auch galizisches und rumänisches Ol ofifen gehalten und ge- 
fördert wird. — 

Zum Schlüsse könnte noch in Frage kommen, ob die Regierung 
es unternehmen soll, durch positive Massregeln, etwa durch die 
Anregung und Unterstützung der „Outsiders", d. h. der russischen 
Konkurrenz, direkt den drohenden Petroleumring zu bekämpfen. 

Seit die Anstrengungen der Standard Oil Company zur Er- 
langung des Petrolweltmonopols erkannt sind, also seit 1889, ist man 
nicht müde geworden, nach geeigneten Kampfmassregeln zu suchen. 
Die durchgreifendste Abhilfe würde jedenfalls die Einführung des 
Reichsmonopols erbringen; sie würde allem Kampfe sofort ein 
Ende bereiten. Und in der Tat liegt der Gedanke nahe: wenn 
man dem Monopol nun einmal nicht entrinnen kann, so soll es 
doch wenigstens in die Hand des Reiches kommen. Aber zur Be- 
gründung einer derartigen Expropriation müsste mindestens eine 
allgemeine Bedrängnis nachgewiesen werden. Vorderhand aber liegt 
für den deutschen Konsum nur die eine Gefahr vor, dass die Stan- 
dard Oil Company, sobald sie ohne Konkurrenz ist, die Olzufuhr 
nach Deutschland so beschränkt, dass die Ware nach Schluss der 
Schiffahrt knapp wird, so dass die Company die Preise diktieren 
kann. Ein solcher Versuch würde aber schnell die Einfuhr aus den 
Konkurrenzgebieten lohnend machen. Die Erdölproduktion der Erde 
ist in so rapidem Zunehmen begriffen, dass heute schon das An- 
gebot die Nachfrage übertrifft und eine Erniedrigung des hohen 
Petroleumpreises früher oder später infolge des auf dem Weltmarkte 

F. C. Haber, Die Kartelle. 8 
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vorhandenen Wettbewerbes kommen mass, und sicherlich auch in dem 
Momente für Deutschland eintreten wird, in dem eine lebensfähige 
Konkurrenz für den Urheber der gegenwärtigen Preiserhöhung auf 
dem Markte erwächst. 

Vorerst also wäre die Einführung des Reichsmonopols weder 
gerechtfertigt noch notwendig. Somit kämen, wie Staatssekretär 
Graf Posadowsky in der Reichs tagsdebatte vom 9./ 10. Dezember 1897 
darlegte, als Gegenmassregeln nur in Betracht: die Begünstigung des 
russischen Petroleums, sodann Differenzierung des Zolls auf rohes 
und raffiniertes Öl, endlich allgemeine Zollerhöhung, um die Ver- 
wendung deutscher Brennstoffe bei uns zu ermöglichen. Von diesen 
Vorschlägen ist inzwischen noch keiner ausgeführt worden, und zwar 
aus Gründen, die Graf Posadowsky selbst 1897 schon angeführt hat. 
In der Zolltarifkommission des Reichstags wurde allerdings eine 
Zollerhöhung für gereinigtes Petroleum zur Erwägung empfohlen: 
ob sie aber aufgestellt und ob sie insbesondere den Petroleumring 
brechen wird, ist mehr als unsicher. Durch eine derartige Zollerhöhung 
soll der Anreiz zur Schaffung einer inländischen Raffinerie-Industrie 
gegeben werden. Aber es fragt sich, ob hiefür die russische, gali- 
zische oder rumänische Petroleumproduktion eine ausreichende Stütze 
abgeben würde, ob nicht vielmehr eine solche Industrie auf Amerika, 
in erster Linie auf pennsylvanisches Petroleum, also auf die Standard 
Oil Co., angewiesen ist; dieser würde es voraussichtlich gelingen, 
sich mit den Produzenten von Ohio-Öl, das allenfalls zur Mischung 
mit dem Rohöl aus Pennsylvanien in Betracht kommen könnte, zu 
einigen. So würde die deutsche Raffinerie in Abhängigkeit von der 
Standard Oil Co. oder von einer anderen ausländischen Rohölgruppe 
geraten oder, was wahrscheinlich sei, ganz in die Hand der Standard 
Oil Co. gelangen; in Frankreich wenigstens, wo man auf dem von 
der Zolltarifkommission empfohlenen Wege eine einheimische Petro- 
leumraffinerie ins Leben rufen wollte, ist dies der Standard Oil Co. 
durch eine ihrem Zwecke angepasste PreisreguHerung sehr schnell 
gelungen. Auf dem Wege der differentiellen Zollbehandlung also 
dürfte es kaum gelingen, Deutschland von der Standard Oil Co. un- 
abhängig zu stellen.* 



* Einen Erfolg könnte die Reichs-Intervention nur dann haben, wenn der 
unmittelbaren Versorgung des Detailhandels mit Petroleum, wie sie nun seit 
einem Jahrzehnt von der D.-A. P.-G. ausgebaut worden ist, eine gleich starke 
Organisation für den Vertrieb des russischen Petroleums gegenübergestellt würde. 
Es müssten ebenso, wie es die D.-A. P.-U. eingerichtet hat, an allen grösseren 
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Mehr Erfolg verspricht die allmähliche Einbürgerung des Brannt- 
weins für Beleuchtungs-, Heizungs- und Kraftzwecke und die Durch- 
führung der Steuerbefreiung des für Spirituslampen und -Motoren 
bestimmten Spiritus; diese Einbürgerung betreibt z, B. die brasilia- 
nische Regierung — im Interesse des aus dem Zuckerrohr gewonnenen 
Alkohols — seit Herbst 1902 in systematischer Weise. 

4. Die älteste und die jüngste Vertriebsorganisation. 

Auffallenderweise hat die älteste, heute noch bestehende 
(monopol-, zunft- und) kartellähnliche Regelung des Herstellungs- und 
Verkaufspreises, sowie der Lieferungsbedingungen, — unter 
gleichzeitiger Ausschaltung des Zwischenhandels — bisher 
noch keine Beachtung gefunden. Sie stellt sich im Buchgewerbe, 
dem Verlag und Druck, dar. Deren Konventionen hätten sowohl in 
Bezug auf die Straffheit der Zusammensetzung, als auf den Umfang 
(zumal sie die Detaillierung und die Arbeiter umfasst) den spätem 
ünternehmerverbänden zum Vorbild dienen können. 

Für den Buchhandel war es einerseits das Abrechnungs- 
verfahren auf den Buchhändlermessen, anderseits die illoyale Kon- 
kurrenz des Nachdrucks, wodurch Ende des 18. Jahrhunderts (1765 
und 1792) Versuche zu einer Einigung deutscher Buchhändler an- 



Plätzen Reservoirs und Tankanlagen angelegt, Zisternenwaggons für den Eisen- 
bahntransport eingestellt, gefällige Verkaufsapparate den Kleinhändlern üher- 
geben und all die kleinen Mittel angewandt werden, um den Detailhandel mehr 
und mehr unter die Kontrolle zu bekommen. 

Indes ruht das ganze Projekt auf schwachen Füssen. Schon vor fünf 
Jahren führte Graf Posadowsky aus: „Bereits im Jahre 1895, als die grosse 
Preissteigerung stattfand, bin ich in die Erwägung der Frage eingetreten, ob 
€8 möglich wäre, mit Mitteln des Eeicbs oder der Einzelstaaten die deutschen 
Outsiders zu unterstützen. Es hätte das nur geschehen können, wenn man 
grosse Kapitalien flüssig gemacht hätte, um jene Firmen in die Lage zu ver- 
setzen, an allen wichtigen Centralpunkten des Eisenbahnverkehrs grosse Tanks 
zu errichten und sich grosse Tankschilfe zu beschaffen, nicht nur für den ozeani- 
schen Verkehr, sondern auch für den Verkehr flussaufwärts. Aber bei näherer 
Erwägung musste man sich doch sagen, dass das eine Aktion ist, die eine Staats- 
regierung nicht in Bewegung setzen kann. Denn wer garantierte uns, selbst 
wenn wir diese grosse Verantwortung übernommen hätten, wenn wir uns so in 
Handel und Wandel, in Angebot und Nachfrage gemischt hätten, dass nicht dann 
Tielleicht die Standard Oil Company ihrerseits den Outsiders solche Offerten 
machte, dass letztere sich unter den anderweiten günstigeren Bedingungen für 
ihren Betrieb demnächst doch mit der Standard Oil Company verbunden hätten 
und so unsere Anlagen entwertet und damit unsere Kapitalien nutzlos ver- 
geudet wären?" — 



^Ä . 
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geregt wurden. Aus ihnen ging 1825 der Börsenverein deutscher 
Buchhändler hervor, der heute 3000 Mitglieder zählt. Seinen Zweck, 
Wahrung der Interessen der Sortiment er und Verleger, erfüllt er 
zunächst durch die Kontrolle über die Einhaltung der gemeinsam 
vereinbarten Lieferungsbedingungen und über das prinzipielle 
Festhalten am Ladenpreis, ohne welches einerseits das Sortiment 
nicht bestehen könnte, anderseits aber auch der Verlag keine Mittel 
und Wege mehr hätte, in der bisherigen Weise an die Interessenten 
und das Publikum heranzukommen, und sich alsdann nur auf einzelne 
Grosshäuser beschränken müsste, wie dies in Frankreich und Eng- 
land der Fall ist. Alle Firmen, also auch Nicht-Börsenvereinsmit- 
glieder, welche die buchhändlerische Organisation benätzen wollen, 
müssen sich daher zum Einhalten der Satzungen nach Massgabe 
der Verkaufsbedingungen vom Jahre 1888/1902 verpflichten. 

Die Zahl der „Aussenseiter", welche sich den Börsenvereins- 
satzungen nicht unterworfen hat, ist verschwindend klein. Zuwider- 
handelnde werden, auch wenn sie nicht dem Verein angehören, durch 
den Vorstand als „Schleuderer" aller der Vorteile verlustig erklärt, 
welche teils der Verein, teils die Organisation des deutschen Buch- 
handels überhaupt ihnen gewährt. Fast sämtliche deutschen Verleger 
haben sich freiwillig verpflichtet, solchen Buchhandlungen, die gegen 
die Verkaufsbestimmungen des Börsenvereins Verstössen, ihren Verlag 
entweder gar nicht, oder nur zum vollen Ladenpreise zu liefern. Der 
Eundenrabatt ist im Prinzip ganz abgeschafft, jedoch darf in manchen 
Vereinen bei Käufen über 10 Mk. noch ein Diskonto von 2^/o be- 
willigt werden; Berlin und Leipzig geben noch 5®/o. — Weiter 
überwacht der Börsen verein die Jahresabrechnung zur „Kantate- 
Messe" , die Usancen und die Satzungen. — Eine Machtprobe 
bestand der Verein in dem jahrelangen Kampfe gegen die Waren- 
häuser. * 



* Jede Regierungsintervention sollte zum Ziele haben , die zu Stützenden 
auf eigene Füsse zu stellen und die Krücken überflüssig zu machen ; namentlich 
sollte die gewerbepolizeiliche Hilfe gegen den unlauteren Wettbewerb durch den 
korporativen Zusammenschluss ersetzt werden. Dieses Ziel zu erreichen, darum 
bemüht sich der Börsenverein seit Jahrzehnten. Beispielsweise ist ihm zu Anfang 
1902 gelungen, vermittelst der im durch seine Organisation zu Gebote stehenden 
3Iachtmittel , (wodurch er den Warenhäusern den Bücherbezug überhaupt 
abzuschneiden vermag), mit dem grössten bestehenden Warenhause zu einem 
Abkommen zu gelangen, wonach dieses die Bücher künftig nur zu den vom 
Börsenverein gebilligten Normen verkauft. Es steht zu hoffen, dass auch die 
übrigen Warenhäuser über kurz oder lang diesem Beispiel folgen müssen. 
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Der Börsenverein umfasst als seine Organe: 32 Kreis- und 
Ortsvereine, welchen sowohl Verleger als auch Sortimenter angehören. 
Dieselben sollen in Schleuderfällen unter Berücksichtigung lokaler 
oder provinzieller Angelegenheiten die erste Instanz bilden. Als 
weiteres Organ des Börsen Vereins existiert ferner der Verleger- 
verein. Dieser bezweckt hauptsächlich den Kreditschutz seiner Mit- 
glieder gegen das Sortiment (;,schwarze Liste"). Er zerfällt in den 
1. allgemeinen, 2. Berliner und 3. Stuttgarter Verlegerverein. 

Ein eigener Sortiment er verein existiert nicht, wenngleich 
in den letzten Jahren behufs Erzielung besserer Bezugsbedingungen 
mehrmals Versuche zur Gründung eines solchen gemacht worden 
sind. Dagegen besteht eine besondere Vereinigung in der Ver- 
legerkammer. Sie verfolgt lediglich Interesse des Verlags- 
buchhandels, so die Repräsentation in Sachen der Gesetzgebung 
bezüglich des Autorrechts, Nachdrucks u. s. w., dann bildet sie auch 
ein buchhändlerisches Ehrengericht. — 

Ebenso frühzeitigen Ursprungs und von massgebender Bedeu- 
tung für die Produktionskosten ist die Organisation des 
Druckereigewerbes (welche an die oben erwähnte Smithsche 
^Allianz der Fabrikanten** erinnert). Der „Deutsche Buchdrucker- 
verband" , 1866 von den Buchdruckergehilfen zunächst für ünter- 
stützungszwecke gegründet, nahm bald auch die Regelung der 
Arbeits- und Lohnbedingungen in sein Programm auf und vereinbarte 
mit dem 1869 gegründeten Verein der Prinzipale auf Grund eines 
Lohnminimums einen Normaltarif. Nach dem Ausstande von 1891 
wurde im folgenden Jahre der „Verband Deutscher Buchdrucker" 
gegründet und 1895 eine neue Tarifgemeinschaft mit den Prinzipal- 
vereinen vereinbart. Im ganzen arbeiten im Deutschen Reich 42 000 
Buchdruckergehilfen nach dem Tarif ; 36700 gehören dem „Verband 
Deutscher Buchdrucker" an. 

In beiden Verbänden liegt eine ganz berechtigte Selbsthilfe vor. 
Würde der Gesetzgeber hier eingreifen, so würde er nur schaden. — 

Neben dieses älteste Glied des heute nahezu geschlossenen 
Kartellierungs-„ Rings" halte man nun das neueste Glied; es stellt 
sich im Bankgeschäft, im Transport-Grossgewerbe, namentlich in der 
See-Reederei und in der Elektrizitätsindustrie dar. Für all diese 
Branchen erschien die (englische) Form der Fusionierung und Aktien- 
gesellschaft oder eine dem amerikanischen Trust verwandte Form 
geeigneter als die Kartellierung. 
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Am lebhaftesten gelangt seit einem Jahrzehnt der Zug nach 
Konzentration und Schaffung immer grösserer Betriebe, immer macht- 
vollerer Industrie- oder Handelskörper im Bankwesen zum Aus- 
druck. Die Grossbanken erhöhen immer mehr ihr Kapital und 
gliedern sich immer mehr Filial- und Provinzialinstitute an. Die 
Folge ist eine Steigerung des Wettbewerbs um die Kundschaft, bei 
dem die Kleinbanken zu gründe gehen, falls sie nicht eine starke 
Rückendeckung gewinnen; die Bankiers gehen in den kleineren 
Aktienbanken auf und diese in den grösseren. 

Verstärkt wird dieser Zug durch das Anlehnungsbedürfnis vieler 
Etablissements. Am bekanntesten ist dies auf dem Handelsgebiet 
seitens der — ebenfalls der Zentrahsation dienenden — Warenhäuser 
(Hamburger Hypothekenbank und Dresdener Bank), auf dem gewerb- 
liehen Gebiete seitens der Elektrizitätsindustrie. „In Osterreich, 
berichtet S. Schilder, „ist es sogar geradezu üblich, eine Bank, die 
zugleich die Kreditquelle der kartellierten Unternehmer ist, mit dem 
Verkaufe der Kartellprodukte zu betrauen ; eine solche Bank , wie 
z. B. die Wiener Länderbank, fungiert bisweilen als Verkaufsstelle 
mehrerer Kartelle." 

In Deutschland riefen die elektrotechnischen Fabrikationsgesell- 
schaften besondere Trust- und Finanzgesellschaften ins Leben. Diese 
Verwaltungsgemeinschaft geht zwar ihrem Ende entgegen; an ihre 
Stelle tritt aber eine andere mächtige Kombination , wie sie Ende 
Dezember 1902 die „Allgemeine Elektrizitätsgesellschaft" in der 
Fusionierung mit Gebrüder Körting-Hannover, der „Union" (Löwe) 
und einigen Kohlenzechen eingeleitet hat. 

Eine ähnliche Interessengemeinschaft, sei es durch kommandi- 
tarische Beteiligung oder vermittelt durch die persönliche Inter- 
essierung als Aufsichtsratsmitglied in den beiderlei Gesellschaften, 
besteht zwischen den Grossbanken und anderen Grossunternehmungen, 
wie Kohlenzechen, Eisenwerken etc. — Als typisches Beispiel für 
die Kartelle in Form von Aktiengesellschaften gilt die „Deutsch- 
Amerikanische Petroleumgesellschaft" und die „Bremer Reis- und 
Handels- Aktiengesellschaft." — Diese jüngsten Organisationsversuche 
bezeichnen eine neue Etappe auf dem Wege der grosskapitalistischen 
Konzentration. Es war zuerst das Gebiet der Zirkulation, auf dem 
die Betriebs- und Vertriebstechnik vor fünf Jahrzehnten naturgemäss 
auf die Kartellierung hindrängte. Nunmehr ist es das gleiche Gebiet, 
auf dem sich bestimmte Handelszweige, unter der Führung der Hoch- 
finanz, einer noch innigeren Konzentration und Intensität, der Fusio- 
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nierung zu einem die ganze Branche beherrschenden Riesenunter- 
nehmen in bahnbrechender Weise zuwenden. — 

Für die unten noch näher zu würdigenden Äusfuhrsyndikate 
bietet das Kali-Syndikat und das im Herbst 1902 gegründete 
Kartell der nach Rumänien exportierenden italienischen Webereien 
ein Beispiel. Das letztere hat ein Zentralbureau in Mailand errichtet. 
Das Kali-Syndikat gibt jährlich für Propagandazwecke in Nordamerika, 
Chile, Südafrika und Australien nahezu eine Million Mark aus. — 

Was dem erstgenannten „Patriarchen" der üntemehmerverbände, 
dem Buchgewerbe, wie den neuesten „Handels- und Industriekörpern", 
den Bankgruppen, Elektrizitätsgesellschaften, dem Kali-Syndikat ge- 
meinsam ist, besteht darin : der Zollschutz, der vielfach als die einzige 
Veranlassung zur Kartellierung angesehen wird, ist ebenso neben- 
sächlich, als die Form des Kartells ; das Kartell ist nur das Symptom 
für die in der grosskapitalistischen Akkumulation wurzelnde Über- 
produktion oder Steigerung der Leistungsfähigkeit über die Kon- 
sumtionskraft, für das Streben nach Konzentration der Produktions- 
kraft und gleichzeitiger Erweiterung der Kundschaftsbeziehungen. 
So wenig aber sich die grosskapitalistische Entwicklung reglemen- 
tieren oder gar wegdekretieren lässt, so wenig ist dies gegenüber 
der industriellen Kartellierung möglich. Ausserdem gibt schon in 
formeller Hinsicht die obige Zusammenstellung des ältesten und 
jüngsten Gebildes der Konzentration einen Begriff von den Schwierig- 
keiten, die einer Präzisierung der Merkmale des Kartellbegriffs und 
der monopolistischen Vereinigung für die Rechtsprechung, und damit 
einer kraftvollen Beeinflussung der Preisgestaltung im Wege stehen. 
Konsequenterweise muss eine Regierung, welche die monopolartige 
Ausbeutung einschränken will, auch die monopolistischen Fusionen 
berücksichtigen, da solche den Boden zur Ausbeutung noch besser 
vorbereiten können, als der Kartellvertrag.* 

* In Conrads „Jahrb. f. Nationalökonomie" vom 30. Dez. 1902, S. 788 hebt 
R. LieMann hervor: „Je weitgehender die staatlichen Beschränkungen der Kartelle 
sind, um so grösser ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich dieselben zu Trusts, zu 
monopolistischen Fusionen umbilden. Und diese Möglichkeit muss berücksichtigt 
werden. Aber nicht nur die auf dem Wege der Fusion zu stände gekommenen 
Einzelmonopole, sondern auch diejenigen Unternehmungen, die auf anderem Wege, 
z. B. durch ihre Überlegenheit beim Konkurrenzkampf, eine monopolistische 
Stellung errungen haben, werden, sofern dieselbe nicht wie bei Patenten gesetzlich 
verliehen ist, bei einer Regelung berücksichtigt werden müssen. Man kommt 
damit zu einer Gesetzgebung nicht gegen die Kartelle, sondern gegen die Mono- 
pole überhaupt. Und das erscheint auch nötig, wenn man wirklich die nach- 
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5. Der Kohlen-, Eisen- und Halbzeugverband. 

Ebenso instruktiv wie die Übersicht über die Geschichte und 
den umfang der Kartellbewegung ist ein Blick auf den Werde- 
gang eines einzelnen ünternehmerverbands. Wer sich einen tieferen 
Einblick in die Entstehung und Herausgestaltung der Verbände ver- 
schafft, erlangt zugleich einen solchen in ihr Wesen und Wirken. 
Die Gelegenheit hierzu bot sich im Jahre 1902 — ausser in den 
mehrfach erwähnten Versuchen innerhalb der Zement- und Elektri- 
zitätsindustrie — namentlich durch die fortlaufenden Mitteihmgen über 
die Einigungsverhandlungen in der österreichischen Eisen- und Fein- 
blechindustrie, die im November 1902 schliesslich zum Ziele führten. 
Daran Hess sich zugleich verfolgen, welche Mühen und Opfer es 
kostet, um ein grösseres Syndikat zu stände zu bringen. Zwischen 
den grossen Werken der „Grossmächte** den Boden für eine Ver- 
ständigung zu finden, fiele gewöhnlich nicht schwer. Die Schwierig- 
keiten ergeben sich mehr bei den kleineren Werken, die mit Schulden 
geboren und emporgewachsen sind. Die „Allgem. Ztg." z. B. berichtete 
u. a.: „Nach anderthalbjährigen Verhandlungen ist endlich das Kartell 
der österreichischen Eisenwerke perfekt geworden. Es hat einen monate- 
langen mörderischen Kampf gekostet , bis endlich nach Opfern von 
Millionen das Kartell perfekt geworden ist. Dafür ist aber der neue 
Verband, der für zehn Jahre gegründet wurde, fest gefügt. Es ist 
noch unvergessen, dass die grosse Epoche der Hochkonjunktur nicht 
ausgenutzt werden konnte und die österreichischen Eisenwerke um 
4 Gulden für den Meterzentner unter der Parität der deutschen 
Preise blieben, weil sie durch innere Streitigkeiten zerrissen wurden. 

teiligen Wirkungen, die die Monopole haben können, verhindern will. Dann 
würde es nicht genügen, gegen die Kartelle vorzugehen, sondern man müsste 
auch die Einzelmonopole berücksichtigen, da sich die Kartelle sonst in jene 
umwandeln können." Ebenso erklärt es G. Cohn (in Labands „Deutscher Juristen- 
zeitung" vom 1. Januar 1903) nicht als folgerichtig, wenn man die Syndikate, 
s olange sie noch nicht zur Fusionierung vorangeschritten, noch auf der Vorstufe 
dazu sind, der staatlichen Kontrolle unterwerfen und damit das geeinte Riesen- 
Unternehmen verschonen würde. Dieser Gedankengang führt zu der Forderung, 
dass die Kapitalanhäufung überhaupt oder die gesamte auf das mobile Kapital 
übertragene Tendenz der „Latifundien-Bildung" staatlicherseits überwacht und 
eingeschränkt wird. In weiterer Folge müsste diese Maxime zunächst gegen den 
Grossgrundbesitz und dessen staatliche Begünstigung, dann aber — da dieser 
Grundsatz eine Annäherung an die freie Konkurrenz in sich birgt — auch gegen 
die Mittelstandspolitik ihre Spitze kehren. Hält man sich alle diese Konsequenzen 
klar vor Augen, so kann man auch genau den Punkt fixieren, an dem die Regie- 
rungs -Intervention einzusetzen und an dem sie aufzuhören hat. 
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Früher bestanden eine Reihe loser Einzelverbände der Eisenindustrie, 
das Stabeisenkartell, das Schienenkartell, die Kartelle für Achsen, 
Räderpaare, Radreifen, geschweisste Rohre, Draht und Drahtstifte. 
Jetzt ist ein einheitliches grosses Syndikat der Eisenindustrie er- 
richtet worden, das alle Erzeugnisse der Eisenindustrie, unter anderem 
auch Roheisen, Gussrohre und Feinblech umfasst; das Übereinkommen 
ist so getroffen, dass alle Nebenverbände einen integrierenden Bestand- 
teil des ganzen Kartells bilden. Dadurch ist jede Konkurrenz aus- 
geschlossen, weil der neue Vertrag die Bestimmung enthält, dass 
kein Werk, welches an einem Verbände beteiligt ist, in dem Pro- 
duktionsgebiete eines anderen Verbandes als Konkurrent auftritt. 
Ebenso ist das Entstehen neuer Walzwerke praktisch unmöglich, 
weil kein Mitglied des Kartells solchen neu entstehenden Werken 
Roheisen liefern darf. Wenn nicht, was angesichts des hohen 
Zolles nur sehr schwierig ist, Roheisen aus dem Auslande bezogen 
wird, fehlt das für den Betrieb notwendige Rohmaterial. Kleine 
Ausnahmen dieses starren Prinzips sind insofern gestattet, als den- 
jenigen Werken, die ein Rohprodukt nicht selbst erzeugen und auf 
den Bezug von Halbfabrikaten (Ingots, Stahlblöcken u. s. w.) an- 
gewiesen sind, unbeschadet des Grundsatzes, dass niemand neue 
Produktionszweige aufsuchen darf, gestattet werden soll, diese Roh- 
produkte und Halbfabrikate selbst zu erzeugen, aber nur für den 
eigenen Gebrauch und nicht für den Verkauf. Der Export ist 
vollständig freigegeben; ebenso kann an solche Werke, welche 
Maschinen u. s. w. für den Export erzeugen. Eisen zu diesem 
Zwecke abgegeben werden. 

„Das ist im wesentlichen die Organisation des neuen Syndikats. 
Es werden zehn ünterverbände gebildet, welche die gesamte Produktion 
der folgenden Artikel umfassen, nämlich Roheisen, Stab-, Fasson- 
eisen, Gussröhren, Stahlguss, Halbfabrikate, Träger, Grobblech, Fein- 
blech, Schienen, Eisenbahn-Kleinmaterial, Eisenbahnachsen, Räder- 
paare, Tyres, Draht, Drahtstifte und Rohre. Die Produktion wird 
dem tatsächlichen Bedarf angepasst und quotenmässig auf die ein- 
zelnen Werke aufgeteilt. Es ist also kein starres, sondern ein 
elastisches Kontingent der österreichischen Eisenproduk- 
tion, wobei mit Ungarn ein Vertrag wegen gegenseitiger Wahrung 
des Absatzgebietes getroffen ist. In schlechten Zeiten wird weniger, 
in guten Zeiten mehr produziert, die Produktion wird nach den be- 
stehenden Quoten gleichmässig aufgeteilt, die Preise werden, soweit dies 
die Parität der deutschen Werke und der Zoll gestattet, gehalten." 
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Wie schwierig es ist, ausser den BegriiEFsmerkmalen auch den 
objektiven Tatbestand der Ausschreitungen der ünternehmerverbände 
und damit das Ziel des gesetzgeberischen Eingreifens zu präzisieren, 
dafür geben die Beschwerden gegen die Hauptbeschuldigten, nämlich 
gegen das Eisen- und Eohlensyndikat ein deutliches Beispiel. 
Eine Zusammenstellung sämtlicher Beschwerdepunkte gibt eine Artikel- 
serie der „Köln. Zeitung" vom November 1902, No. 1045 — 1054. 
Danach fühlen sich die Interessenten noch mehr als durch die Hoch- 
haltung der Preise durch den ^ Kundenbann", die Gebundenheit und 
Abhängigkeit in Bezug auf Bestellung, Lieferung und Prüfung der 
gelieferten Ware benachteiligt. Die Beschwerden richten sich in der 
Hauptsache gegen folgende Punkte: 

Einleitend wird anerkannt, dass in der ersten Zeit die Ver- 
einigungen darauf hingearbeitet hätten, die Erzeugung mit dem Ver- 
brauch in Einklang zu bringen. „Das aber wurde bald anders. Das 
Bestreben, die Preise in die Höhe zu treiben, trat in den 
Vordergrund, die Frage der Regelung der Erzeugung zurück; diese 
war bald nicht mehr Selbstzweck, sondern nur Mittel zum Zwecke, 
zu dem Zwecke nämlich, die Preise in die Höhe zu treiben. — 
Gleichzeitig erlangte die Grossfinanz immer mehr Einfluss auf 
die Massnahmen der Verbände. Ein Beispiel hierfür aus jüngster Zeit 
liegt darin, dass, als das Eheinisch-Westfälische Eoheisensyndikat an 
den Ansprüchen einer immer mehr sich ausdehnenden rheinischen 
Firma zu zerschellen drohte, der Direktor einer grossen Berliner 
Bank eingriff und es auch fertig brachte, dass das Syndikat mit 
Ach und Krach noch einmal, vermutlich zum letzten Mal, um ein 
Jahr verlängert wurde. — 

Die Übererzeugung von 1899/1900 wurde durch allerlei Ge- 
waltmassregeln einzelner tonangebender Syndikate gezüchtet; 
hierzu sind z. B. die Abschlüsse in Roheisen auf 20 Monate hinaus 
zu rechnen, an denen unser Eisengrossgewerbe vielfach noch immer 
krankt. Unter dem Schutze der Syndikate und Verbände schössen 
die grossgewerblichen Werke wie Pilze aus der Erde hervor, sei es, 
dass sie ausserhalb der Syndikate blieben und im Schatten derselben 
von den Preisvorteilen, welche diese ihnen mittelbar boten, Nutzen 
zogen, sei es, dass sie, mehr oder weniger unfreiwillig, den Syndi- 
katen beitraten. So entstanden viele grosse Werke, nicht etwa, 
weil zu befürchten war, die bestehenden könnten auf die Dauer 
den Bedürfnissen des Verbrauches nicht genügen , sondern weil 
augenblicklich irgend ein Artikel reiche Erträge abwarf, und 
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man sich einbildete, unter dem Schutze der Syndikate und Verbände 
werde es immer so bleiben. Die Preistreiberei der Syndikate und 
die sonstigen, die kaufmännische Freiheit aller zu ihnen irgendwie 
in Beziehung stehenden Kreise vernichtenden Massnahmen der ersteren 
haben also jene Überzeugung verursacht, an welcher nunmehr die 
meisten und wichtigsten unserer Grossgewerbe kranken. — 

Die von den Syndikaten ausgehenden Belästigungen beziehen 
sich, das kann nicht oft genug betont werden, nicht etwa nur auf 
die Preise, sondern auch auf die Lieferzeiten und -Mengen, 
sowie auf die Beschaffenheit und Abstammung der zu liefernden 
Erzeugnisse und auf die allgemeinen Lieferungsbedingungen, um 
dem nach allen diesen Richtungen sich erstreckenden, von den 
Syndikaten ausgehenden Zwang sich zu entziehen, errichteten viele 
Verbraucher neue W^erke, eine Massregel, welche also nicht durch 
den Bedarf, sondern nur durch das Bestreben, von den Syndi- 
katen loszukommen, veranlasst war. V\falzwerke, welche unter 
den hohen Preisen iind lästigen Lieferungsbedingungen des Halbzeug- 
verbandes seufzten, errichteten Stahlwerke, um nach dem letzteren 
nichts mehr fragen zu müssen. So kamen sie aber in unmittelbare 
Beziehungen zum Roheisensyndikat, die ihnen auch nicht viel mehr 
behagten, als die zum Halbzeug verbände. Um nun auch vom Roh- 
eisensyndikat unabhängig zu werden, erwarben oder errichteten sie 
noch Hochöfen, und wenn es ihnen möglich war, kauften sie 
auch Zechen und Kokereien, um den Einflüssen des Kohlen- und 
des Kokssyndikats entzogen zu sein. Auf solche Weise verloren 
Stahlwerke Kunden, welche ihnen viel Halbzeug abgenommen hatten, 
und waren daher auch im Bezug von Roheisen beengt, worunter 
dann wieder das Roheisensyndikat litt. Wer kann also bestreiten, 
dass die Syndikate und Verbände die Übererzeugung 
herbeigeführt haben? Dass aber letztere zu der grossgewerb- 
lichen Krisis geführt hat, wird von jedermann zugegeben; also ist 
diese doch wohl den Syndikaten und Verbänden zur Last zu legen. — 

Nun wird behauptet, zur Zeit des Anfanges der Krisis seien 
die neuen Werke zum allergrössten Teile noch nicht in Tätigkeit ge- 
treten gewesen ; die Erweiterungen der alten seien hauptsächlich erst 
im letzten Stadium des Aufschwungs wieder in Angriff genommen 
worden, als der Verbrauch so stark geworden war, dass Halbzeugnot, 
Roheisennot und Kohlennot stehende Rubriken der Fachpresse ge- 
worden seien. Aber das ist nicht richtig. Nur ein Teil der neuen 
Werke bezw. der Erweiterungen kam erst nach dem Ausbruch der 
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Krisis in Betrieb, die er dadurch freilich erst recht verschärfte und 
in die Länge zog, während der gross te Teil der Neuanlagen im 
Jahre 1900, als die Krisis ausbrach, schon in Betrieb war. Die Halb- 
zeugnot , die Roheisennot , die Kohlennot war in Wirklichkeit 
nicht vorhanden; sie wurde nur scheinbar hervorgerufen einmal 
durch die infolge der Massnahmen und Drohungen der Syndikate 
eingerissene Angst der Verbraucher vor der Möglichkeit einer 
solchen Not, anderseits durch die Zurückhaltung der Syndikate und 
der Unternehmer, welche diese Angst möglichst auszunützen bedacht 
waren und Ware nicht, oder nicht genügend herausgaben in der Er- 
wartung, immer noch mehr dafür erlösen zu können. In dem Augen- 
blicke, wo sie es geraten fanden, diese Zurückhaltung auch nur ein 
wenig aufzugeben, war es mit der Angst der Verbraucher vorbei, aber 
auch mit der Kohlen-, Halbzeug- und ßoheisennot, und der Krach 
war da. Wie kurz vorher jedermann kaufen wollte und so dazu 
beitrug, die angebliche „Not" hervorzurufen, so wollte jetzt alles ver- 
kaufen, und die Not verwandelte sich im Nu in Überfluss, in Absatz- 
mangel, in Geschäftsstockung mit den Betriebseinschränkungen und 
dem Preissturz im Gefolge. Hätte es in den Jahren 1899, 1900, 1901 
keine Syndikate und Verbände gegeben, so hätte vermutlich der 
Aufschwung keine solche Höhe erreicht; dann wäre ihm aber auch 
keine Krisis gefolgt, welche viel mehr Unheil mit sich brachte, als 
der Aufschwung Glück spendete. Mit der Stätigkeit, welche die 
Syndikate angeblich gebracht haben sollen — ein Lob, das ihnen 
auch Regierungsvertreter schon gespendet haben — , ist es also 
nichts; das Gegenteil ist der Fall. — 

Da das Auf und Nieder das Lebenselement der Spekulation ist, 
so leuchtet die Vorliebe der Börse und der Spekulation überhaupt für 
die Syndikate ein. Unter deren Herrschaft entwickelte sich an den 
Wertpapierbörsen eine gewaltige Überspekulation, welche zur Herauf- 
beschwörung der Krisis im Grossgewerbe wesentlich beigetragen hat. 
Die Verluste, welche die Börsenunternehmung an ihren Wertpapieren 
erlitt, sobald die Hochflut in Ebbe umschlug, trugen aber sehr viel dazu 
bei, das Vertrauen auf dem Warenmarkte noch mehr zu erschüttern. 

Das Roheisensyndikat kann zwar zu seiner Entschuldigung an- 
führen, dass es von den Hochwerken mit schlechtem Koks und mit 
unreinen, kupferreichen Erzen versehen worden ist. Aber diese Tat- 
sache ist selbst nur ein Zeichen dafür, dass die Syndikate in der 
Auffassung über die Solidität in Handel und Wandel oft rück- 
ständig sind. — 




- 125 — 

Es wäre im Vorteil der Hochofenwerke gelegen, wenn sie das 
Schweisseisengewerbe rechtzeitig mit Preisermässigungen unterstützt 
und dadurch die regelmässigen Verbraucher vor dem Erliegen ge- 
schützt hätten. Ein solches Entgegenkommen erforderte geringere 
Geldopfer, als die Ausführung der verlustbringenden Spiegeleisen- 
aufträge fürs Ausland. Bei dem rücksichtslosen Geschäftsgebaren 
des Roheisensyndikates aber besteht zwischen diesem und seinen 
Abnehmern erklärlicherweise eine Kluft, welche eine erspriessliche 
Vorsorge gegen Übererzeugung ausschliesst. — 

An diesem Geschäftsgebaren trägt das Eisenstein Syndikat 
mit die Schuld. Die Erklärung hierfür ist einfach. Verschiedene Mit- 
glieder des Eisensteinsyndikates sind zugleich beim Boheisensyndikate 
beteiligt und daher stets über dessen Geschäftsgang, sowie über die 
vorzunehmende Preisbildung unterrichtet. Das Eisensteinsyndikat kann 
somit bei seinen Preisbeschlüssen alle Vergänge beim Roheisensyndikat 
sich zu nutze machen. Wie die häufigen Klagen der Hochofenwerke 
beweisen, liefern die Gruben vielfach Erze, welche keine Aufberei- 
tung durchgemacht haben und stark mit Kupfer, Quarz und Schiefer 
durchsetzt sind. Mangelnde Beschaffenheit der gelieferten Ware 
scheint überhaupt ein Grundübel der meisten Rohstoffverbände zu 
sein. Angesichts der durch die Verbände geschaffenen hohen Preise 
ist demgemäss der Schaden für die Verbraucher doppelt gross. Die 
überreichen Ausbeuten, welche die Gruben ihren Gewerken erbracht 
haben, sind bekannt. Deshalb darf es dem Eisensteinsyndikate nicht 
vergessen werden, dass es so wenig entgegenkommend sich verhalten 
hat, als es darum sich handelte, die Puddel- und Walzwerke be- 
züglich der langfristigen Roheisenbezüge mit Preisermässigungen zu 
unterstützen. — 

Der Halbzeugverband hat bezüglich seiner Geschäftstätig- 
keit mit den anderen, vorher bezeichneten Verbänden vieles gemein. 
Er ist in der Hauptsache eine Gründung der grossen Stahlwerke, 
welche den Überschuss ihrer Erzeugung in Halbzeug an den Markt 
bringen und dafür von den abhängigen „reinen'^ Walzwerken lohnende 
Preise erzwingen. 

Ungeachtet der höheren Preise erhalten die Verbraucher z. B. 
das Eisen von dem Eisensteinsyndikat und den Hochofenwerken, dann 
die Kohlen und Koks durchschnittlich in einer Beschaffenheit, 
die den Betrieb erheblich verteuert. Vor der Zeit der Syndi- 
kate wetteiferten die einzelnen Zechen in Bezug auf gute Lieferung 
miteinander, unter der Herrschaft der Syndikate ist die 
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Sorgfalt für eine angemessene Bedienung zur Nebensache 
geworden. Die Fälle, in denen seitens einiger Syndikate begründete 
Besehwerden der Abnehmer mit Drohungen beantwortet worden sind 
und gegen die gewöhnlichsten Regeln kaufmännischer Pflichten Ver- 
stössen worden ist, sind so zahlreich, dass ihre namentliche An- 
führung Bände füllen würde. 

Die einschneidendste Schädigung erlitten die Kunden des Roh- 
eisensyndikats infolge der langfristigen Lieferungsverträge, zu 
welchen es die Puddel- und Walzwerke in der Zeit der Roheisen- 
knappheit zu bewegen verstanden hat. Die den Verhältnissen nicht 
angepassten Preishaltungen des Roheisensyndikats haben in man- 
cherlei Weise sich bitter gerächt; dieselben haben insbesondere 
zur Folge gehabt, dass die grossen Verbraucher zum Erwerb oder 
Neubau von Hochöfen übergegangen sind, und dass der Ver- 
brauch des Schweisseisens mehr und mehr zurückgegangen ist. 
Die hohen Roheisenpreise bedingen für Schweisseisen eben zu teuere 
Herstellungskosten, so dass das weit billigere Flusseisen die Ober- 
hand bekommt. Am meisten büsst darunter das Siegerland, die 
Heimstätte des Schweisseisengewerbes. Diese Nachteile sind zunächst 
in zahlreichen Bemängelungen des Schweisseisens seitens der 
Verbraucher zum Ausdruck gekommen. Dadurch ist der frühere 
gute Ruf des Schweisseisens, welcher gewiss begründet war, 
vernichtet worden. In Anbetracht der geringeren Beschaffenheit des 
Roheisens sind namhafte, für den Eisenbahnfiskus arbeitende Werke 
an massgebender Stelle wegen Beseitigung des Schweisseisens und 
Einführung des Flusseisens vorstellig geworden. Nach dem eigenen 
Geständnisse der Schweisseisenwerke wird nunmehr für die Zwecke 
der Eisenbahnverwaltung kaum noch eine nennenswerte Menge 
Schweisseisen verwandt. 

Die Stahlwerke, durch den Niedergang selbst schwer bedrängt, 
nahmen für das Flusseisen wenigstens dort, wo ihr Zusammen schluss 
das ermöglichte, um 12 — 15 Mk. höhere Preise, als früher bei gleicher 
Geschäftslage, und brachten dadurch die „reinen" Walzwerke, 40 bis 
50 an der Zahl, die gezwungenermassen ihre Abnehmer sind, in eine 
prekäre Lage. 

Ebenfalls in einer Interessengemeinschaft mit den Stahlwerken 
steht das zu Anfang 1902 gegründete Feinblechsyndikat. Auch 
dieses Syndikat hält die Preise für das Inland hoch, wogegen Aus- 
fuhraufträge zu den niedrigsten Preisen hereingenommen werden. 
Dadurch ist im Inland eine begreifliche Zurückhaltung sowohl be- 






— 127 — 

züglich des gewöhnlichen Bedarfs, als auch der Unternehmungslust 
eingetreten; der Wettbewerb der inländischen Verbraucher 
auf dem Weltmarkte aber wird unmöglich gemacht. Die 
zunehmende Unzufriedenheit, namentlich unter den „reinen" 
Walzwerken, welche fortwährend Feierschichten einlegen müssen, 
deutet darauf hin, dass die Auflösung des Syndikats nur noch eine 
Frage der nächsten Zeit ist. 

Natürlich leiden unter allen diesen Schwierigkeiten die mittleren 
und gar die kleinen Werke am meisten. Die grossen haben 
eben ihren Betrieb so vielseitig gestaltet, dass die einzelnen ver- 
schiedenen Zweige desselben sich gegenseitig zu Hilfe kommen können. 
Diese Vielseitigkeit der grossen Werke hat auch zur Folge, dass sie 
die Beschränkungen, welche die Syndikate und Verbände ihren Mit- 
gliedern auferlegen, nicht, oder doch bei weitem nicht so schwer 
empfinden, als die mittleren und kleineren Werke. (Aus diesem 
Grunde sitzen auch die eifrigsten Verfechter des Syndikatsgedankens 
gerade auf den grossen Werken.) Besitzt ein Hochofenwerk eigene 
Kohlengruben und ein eigenes Walzwerk, so ist es einerseits im Be- 
züge des so ungemein wicütigen Brennstoffes vom Kohlen- und viel- 
leicht auch vom Kokssyndikat fast ganz unabhängig, während es 
sein Roheisen selbst verarbeiten kann ; noch günstiger gestaltet sich 
natürlich die Lage, wenn zu dem Walzwerk noch Maschinenbau- 
anstalten, Konstruktionswerkstätten, Kesselfabriken und dergleichen 
gehören, weil dann die Gelegenheit zur eigenen Weiterverarbeitung 
noch reichlicher und auch lohnender ist. 

In einer viel ungünstigeren Lage befinden sich die „reinen" 
Hochofenwerke, d. h. solche, welche das erblasene Roheisen ver- 
kaufen müssen, weil sie es nicht selbst verarbeiten können, oder 
gar die „reinen" Walzwerke, deren Erzeugnisse an andere Ver- 
braucher abgesetzt werden müssen, so dass sie eben nur den auf 
ihre Beteiligungsziffer treffenden Anteil an den einlaufenden Auf- 
trägen erhalten. Fehlt es an solchen, so gelingt es natürlich den 
„gemischten" Werken viel eher, die zur genügenden Beschäftigung 
erforderlichen Bestellungen hereinzunehmen, als den „reinen" Werken. 
Je mehr aber bei diesen die Aufträge zusammenschrumpfen, desto 
weniger können sie bei den Lieferern ihrer Rohstoffe bestellen, und so 
treibt ein Keil den anderen. Dazu kommt noch der Wettbewerb der 
ausserhalb der Verbände und Syndikate stehenden Werke, welche 
den Segen ihrer Unabhängigkeit und Bewegungsfreiheit nie mehr 
empfinden, als in schlechten Zeiten. So sind bekanntlich die dem 
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Eohlensyndikat nicht angehörenden Ruhrzechen seit langer Zeit so 
mit Aufträgen überladen, dass sie neue gar nicht mehr annehmen 
können, während die dem Kohlen- bezw. Kokssyndikat angehörenden 
Zechen bezw. Kokereien seit langem eine Einschränkung ihrer Er- 
zeugung bis um 24°/o hinnehmen und dabei doch die Vorräte ihrer 
Halden anwachsen sehen müssen. 

„Was schliesslich die Verkäufe an das Ausland anbelangt, so 
muss man einen Unterschied machen zwischen der Ausfuhr von 
Fertigerzeugnissen und der von Rohstoffen und von Halb- 
zeug. Wer Fertigerzeugnisse ins Ausland verschleudert, hat das 
mit sich selbst auszumachen ; wer aber Rohstoffe und Halbzeug ins 
Ausland verschleudert, setzt dieses dadurch in den Stand, Fertig- 
erzeugnisse viel billiger herzustellen, als das deutsche Grossgewerbe, 
und schädigt dieses dadurch auf das allerschwerste. Seine Wett- 
bewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt wird dadurch überaus beein- 
trächtigt, in vielen Fällen sogar völlig unterbunden. Indem man 
Rohstoffe und Halbzeug ins Ausland wirft, schädigt man die Inter- 
essen der an der Herstellung von Fertigerzeugnissen beteiligten 
heimischen Arbeiter viel mehr, als man den an der Gewinnung von 
Rohstoffen und von Halbzeug beteihgten Arbeitern nützt; man arbeitet 
also in wirtschaftlich falscher Richtung. Eine gesunde Wirtschafts- 
politik sucht die Ausfuhr solcher Artikel zu begünstigen , an denen 
viel Fleiss und Schweiss klebt, weil auf solche Weise viel mehr 
Arbeitern Verdienst und besserer Verdienst gesichert werden 
kann, als wenn die Rohstoffe und das Halbzeug nach dem Auslande 
verschleudert und dieses so in den Stand setzt, aus den nämlichen 
Stoffen seinerseits Fertigerzeugnisse herzustellen und diese zu billigen 
Preisen auf den Weltmarkt zu bringen, dadurch seinen Arbeitern 
Verdienst schaffend, der so den deutschen Arbeitern verlorengeht.^ — 

Gegen diese Beschuldigungen wandte sich die „Deutsche 

Industriezeitung" vom 27. Dezember 1902 mit einer Erklärung, die 

nicht voll befriedigt. Dieselbe ging ungefähr dahin : 

Der Kohlenpreis (von 7 Mk.) Mitte der 90 er Jahre war für die meisten 
Zechen verlustbringend. In den folgenden Aufschwungsjahren stieg er auf 7,50, 
8,30, 8,60 und 9,10 Mk. und für das Jahr 1900/01 auf 10,10 Mk. Der höchste je- 
mals vorübergehend erreichte Preis für Gaskohle war 12,75 Mk. Selbst zur Zeit 
der wildesten Nachfrage, während der „Kohlennot" von 1900, hielt das Syndikat 
dem Aufwärtsdrängen der Preise stand. Als in diesem Jahre die belgischen 
Staatsbahnen ihre Kohlen mit 18 Mk. bezahlen mussten , in England der Gas- 
kohlenpreis von 16,6 auf 28 sh stieg, und die englische Schiffskohle den Preis 
von 30, ja 35 sh erreichte, lieferte das Kohlensyndikat der Kaiserlichen Marine 
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die Dampfkohle für Eaautschou zu 15 Mk. Man braucht damit nur zu vergleichen, 
dass in der Aufschwungszeit von 1872 dieselben Gaskohlen, die 1900 mit 12,50 Mk. 
verkauft wurden, im Jahresvertrage mit 20 Mk. verschlossen wurden , um den 
mässigenden Einfluss des Syndikats festzustellen. Ganz das gleiche gilt von den 
Kokspreisen. Dieselben Koks, die 1872 einen Jahrespreis von 60 Mk. erreichten, 
stiegen 1900 nicht über 20 Mk. 

Es ist auch bekannt, dass viele Kohlenhändler offen erklären : „Wenn das 
Kohlensyndikat nicht wäre, könnten wir die Preise viel höher stellen." (!) Das 
ist begreiflich. Denn die gedruckten, jedermann zugänglichen Verkaufsbedingungen 
des Kohlensyndikats für Händler verpflichten diese, ihre und ihrer Wiederverkäufer 
Preise so zu bemessen, dass „die Höhe des Gewinnes" „zu ihrer Tätigkeit und 
ihrem Risiko" „in einem Verhältnis" steht! Für jede nach der endgültigen Ent- 
scheidung der Handelskammer zu Essen zu einem „zu hohen Preise verkaufte 
Tonne" hat der Händler „10 Mk. Strafe zu bezahlen", und zudem den für diesen 
Fall vorbehaltenen „Rücktritt des Syndikats vom Vertrage" zu gewärtigen! 

Es hat auch noch niemand nachgewiesen, dass der Staat aus seinen Zechen 
zur Zeit der grössten Kohlennachfrage zu billigeren Preisen verkauft hätte als 
das Kohlensyndikat. — 

Nun die Preisunterschiede für Inland und Ausland. Wo sind die Belege 
dass ein Preisunterschied von 6 — 7 Mk. pro Tonne für Syndikatskohlen je bestanden 
habe? Bei dem Tonnenpreis des Inlandes von 10 Mk. , der erst 1900 erreicht 
wurde, würde der Auslandspreis danach 3 — 4 Mk. betragen haben. Das Kohlen- 
syndikat könnte mit Freuden eine Prämie dem versprechen, der nachwiese, dass 
ein solcher Preis je existiert habe. — o 

Auch dem Roheisensyndikat werden „ungerechtfertigte" Preistreibe- 
reien, im besonderen verschiedene Preissprünge, Schleuderpreise nach dem 
Ausland vorgeworfen. Wer auf dem Weltmarkt verkaufen muss, für den sind 
die Weltmarktpreise massgebend; sie hängen nicht vom Belieben der Verkäufer 
ab, die doch selbstverständlich lieber höhere Preise nehmen würden, sondern von 
den Mitbewerbern auf dem Weltmarkte. „Zu Zeiten der Erzeugung über den 
Bedarf können diese Preise freilich so sinken, dass sie kaum noch oder nicht 
mehr die Selbstkosten decken. Das geschieht aber doch nicht durch die Syndikate! 
Diese haben darauf nur einen ganz verschwindenden Einfluss. Das Unterbieten 
der deutschen Wettbewerber unter einander auf dem Weltmarkte und das dadurch 
etwa bewirkte noch tiefere Sinken der dortigen Preise Hesse sich nur durch die 
Ausfuhrsyndikate verhindern. Dass es solche noch nicht in der genügenden Aus- 
dehnung gibt, ist sehr zu bedauern. Das Syndikatswesen ist in seiner Aus- 
dehnung auf die Ausfuhr das einzige Mittel, einem Sinken des Weltmarktpreises 
80 weit als eben möglich vorzubeugen. Wenn es den Anklägern der Syndikate 
also ernst mit einer Hebung der Auslandpreise wäre, dann müssten sie die Syn- 
dizierung der deutschen Produktion für die Ausfuhr fordern. Einer Syndizie- 
rung für die Ausfuhr stehen aber erhebliche Schwierigkeiten im Wege. 

Was es mit der Stärkung des Auslandes durch die Syndikate auf sich hat, 
weiss wohl das Ausland am besten, das gerade unsere Syndikate am meisten 
fürchtet, wie die Zeitungen, Schriften, ja selbst die Parlamentsverhandlungen im 
Auslande, z. B. in Frankreich und England, jedem Beobachter deutlich zeigen. 
Es beobachtet mit wachsender Eifersucht die Entwickelung unserer Syndikate 
und die dadurch erheblich geförderte Ausdehnung unseres Absatzgebietes. Ganz 
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die gleiche Stellung nehmen wir bekanntlich gegenüber den amerikanischen 
Eiesentrnsts ein. 

In jedem Falle sind Verbände noch eher im stände, eine herannahende 
Krisis vorherzusehen und möglichst früh die Erzeugung ihrer Mitglieder ent- 
sprechend einzuschränken als der einzelne, dem naturgemäss geringere Informa- 
tionsmittel zur Verfügung stehen. Sic haben dies auch, wenn nicht in allen 
Fällen, so doch wiederholt mit einigem Erfolge getan. Wie würde wohl die 
Produktion in der schleichenden Krisis von heute aussehen, wenn nicht die Syn - 
dikate die teilweise nötige Mindererzeugung möglichst gleichmässig verteilten!" 

6. Reichsamtliche Enquete. 

Wie wir es hier versucht haben, so will auch die reichsamt- 
liche Enquete im Wege einiger Stichproben Wesen und Wirksamkeit 
der Kartelle näher ergründen. Wir möchten noch darauf hinweisen, 
dass das kontradiktorische Verfahren, auf das man so grosse Stücke 
hält, eines besonders kundigen Leiters bedarf. 

Diesem Bedürfnisse gibt auch G. Gohn (in Labands Deutscher 
Juristenzeitung vom 1. Januar 1903) mit folgendem Ausdruck: „Nach 
ausgiebigen Beobachtungen in demjenigen Lande, welches als das 
einzige seit einem Jahrhundert ausreichende Erfahrungen an dieser 
Institution gemacht hat, sind es nicht die gesetzlichen Befugnisse, 
in erster Reihe Zeugniszwang, Vereidigung der Zeugen und ähnliches, 
welche für den Erfolg der Untersuchung von entscheidender Bedeu- 
tung sind. Auf die zweckmässige Handhabung des Verfahrens kommt 
es an, auf die Freiheit der Formen in dem Verfaliren, auf die glück- 
liche Hand, welche im Kreuzverhör die entgegengesetzten Interessen 
einander ins Angesicht sehen lässt, auf die Zurückstellung des 
unglückseligen Fragebogens und des mechanischen Abfragens, jener 
bureaukratischen Missgeburt, die jeder handhaben kann , der nichts 
von der Sache versteht, die nach den Gewöhnungen unseres preus- 
sisch-deutschen Verwaltungswesens es jedem Gerichtsassessor möglich 
macht, sich in die Materie einzuarbeiten. Dagegen bemühe man sich, 
aus der Zahl junger, fachwissenschafthch geschulter Kräfte einige 
ständige Hilfsarbeiter zu gewinnen, und gebe acht darauf, ob sie von 
der Sache etwas verstehen, und frage nicht danach, ob sie Gerichts- 
assessoren sind, die als solche von diesen Dingen gar nichts ver- 
stehen." Wir können dem — abgesehen von der Jugendlichkeit der 
Statistiker, da bei der Zusammenfassung der Ergebnisse gerade die 
Erfahrung den Ausschlag gibt — nur beistimmen. 

Die erste Voraussetzung für das kontradiktorische Verfahren — 
soll es nicht ein blosses Scheingefecht sein — ist, dass auch einander 
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zwei Parteien mit entgegengesetzten Interessen gegenüberstehen, 
dass bei der Vermehrung nicht nur „eines Mannes Rede" gehört 
wird, dass insbesondere auch die Beschwerdeführer, die „Leidtragen- 
den" voll zum Wort kommen. In Bezug auf manche Kartelle nun 
wird es schwer fallen, überhaupt nur taugliche Zeugen zu erhalten. 
Auch in diesem Punkte zeigt sich die in der Organisation und 
Geschlossenheit liegende Übermacht, gegenüber der zersplitterten 
Menge der Konsumenten. Wie schon die Erfahrung mit der ameri- 
kanischen Enquete von 1898/1900 zeigte, besteht die Gefahr, dass 
sich in der Hauptsache nur die Vertreter der Kartelle zum Wort melden. 

Der einzelne Konsument hat kein Interesse daran, und nament- 
lich der vorsichtige Kaufmann lehnt es direkt ab, seine Haut zu 
Markt zu tragen und es mit diesen mächtigen Lieferanten zu ver- 
derben. Das kontradiktorische Verfahren also gibt schon in Bezug 
auf die Vollständigkeit des Tatsachenmaterials nicht die Gewähr, 
die man sonst von ihm voraussetzt. 

Will das ßeichsamt des Innern der Gefahr einer einseitigen 
Darstellung vorbeugen, so muss es den Aussagen der ünternehmer- 
verbände diejenigen von Vertretungen der Konsumenten v e r b ä n d e , 
z. B. der Einkaufsgenossenschaften, der Handelskammern u. s. w. 
gegenüberstellen. 

Dadurch würde die Enquete auch in einer anderen Hinsicht 
an Vollständigkeit gewinnen. Wie wir nämlich oben gesehen haben, 
sind die schädlichen Wirkungen der Kartelle mehr indirekter 
Natur; derjenigen, die unmittelbar in ihrer Existenz oder in ihren 
Einnahmen geschädigt werden, sind es nur wenige. Die Vernehmung 
der einzelnen Sachverständigen muss sich begriffsgemäss auf die 
Erhebung des Interesses und der Einzelerfahrungen beschränken. Es 
ist deshalb auf diesem Wege kaum möghch, die sozialen Wirkungen — 
nicht allein in Bezug auf den Stand der Klein- und Grosshändler 
und der Arbeiter, sondern namentlich auch auf die grosse Masse der 
Konsumenten — zur Anschauung zu bringen. Die Tatsachen hier- 
über lassen sich schon viel eher durch die einen grösseren Inter- 
essenkreis umfassenden Verbände und Handelskammern erbringen. 
Aus diesem Grunde stellte im April 1902 die Handelskammer Stutt- 
gart beim Deutschen Handelstag einen darauf zielenden Antrag. Erst 
sollten die Handelskammern zu einer eingehenden Untersuchung ver- 
anlasst werden ; das Ergebnis derselben würde eine fruchtbringende 
Unterlage für eine Replik der Unternehmerverbände, d. h. für das 
geplante kontradiktorische Verfahren abgeben. 
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Endlich bildet die Enquete, da sie nur die Tatsachen zu 
erheben hat, für die Untersuchung des Eartellproblems gleichsam 
nur die Vorarbeit. An der Erforschung der neuen Industrieverhält- 
nisse wird seit Jahren durch die amtliche Produktionsstatistik, sowie 
seit Jahrzehnten von dem „Verein für Sozialpolitik" und verschie- 
denen volkswirtschaftlichen Seminarien, namentlich dem Münchener 
gearbeitet. Von Anfang aber fehlte es all diesen Arbeiten an der 
fachkundigen Leitung und bis heute noch steht die fachkundige 
Zusammenfassung der Ergebnisse, und die vergleichende Darstellung 
der Industriegeschichte und Industrieverhältnisse aus. Das gleiche 
gilt auch von der Kartell-Enquete : sie ist nur die mehr mechanische 
Vorarbeit, die Hauptsache ist die fachkundige Leitung und Zusammen- 
fassung, in der sich erst der Meister zeigt. 
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Anlage IL 

Die zeitweise Zollermässigung. 

Die prinzipiellen Gegner der Kartelle sind für Radikal- und 
Dniversalmittel. Als solche empfehlen sie Steuer- und Zollmass- 
regeln: nämlich die progressive Umsatzsteuer und die Er- 
mässigung der Zölle. Zum mindesten hat nach ihrer Meinung die 
Regierung die als selbstverständUch erachtete Pflicht, gegen die 
Kartelle im allgemeinen Partei zu ergreifen und dies beispielsweise 
regelmässig bei Deckung des staatlichen Bedarfs zu betätigen. 

Dieses Verlangen geht zu weit; zu einem systematischen Ein- 
greifen fehlt es vorerst noch, wie vrir gezeigt haben, ebensosehr an 
den nötigen Unterlagen, wie an einer praktischen, den Erfolg sichern- 
den Handhabe. Die gleichen Schranken, die wir oben für einen gesetz- 
geberischen Eingriff gefunden haben, gelten auch füx die Wirtschafts- 
poUtik. 

Von vornherein unausführbar ist das von der Mittelstands- 
partei empfohlene Radikalmittel der progressiven Umsatzsteuer. 
Nur sie, heisst es, vermöge die planmässige Aufsaugung ganzer Be- 
rufsstände und die Ausbeutung des konsumierenden Volkes hintan- 
zuhalten. Dieses angebliche Universalmittel würde hier schon deshalb 
versagen, weil die Konvention es in der Hand hat, die Umsatz- 
steuer auf ihre Abnehmer überzuwälzen.* Es ist hier wie bei allen 



* Nur der Vollständigkeit halber seien auch die andern nächstliegenden 
Einwendungen vorgefahrt. Vorerst nämlich Hesse sich die Umsatzsteuer, die sich 
doch, soll sie die versprochene Wirkung ausüben, über das ganze Reich erstrecken 
müsste, in die Einkommenssteuer der verschiedenen Bundesstaaten noch nicht 
einfügen. Zudem ist die Probe mit der preussischen Warenhaussteuer ledig- 
lich zur Zufriedenheit des Finanzministers ausgefallen, hinsichtlich der von den 
Mittelstandspolitikem in Aussicht gestellten „Rettung" dagegen wirkungslos ge- 
blieben. Im Hinblick hierauf erscheint es ausgeschlossen, dass die Umsatzsteuer 
gegenüber den Kartellen wirksamer sein würde. Vor allem ist sie die roheste 
Besteuerungsmethode; denn aus dem Masse des Umsatzes lässt sich in keiner Weise 
auf die Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen und auf den prozentual höheren 
Gewinn schliessen. Auch bleibt die Höherbesteuerung der geschäftlichen Rührig- 
keit eine zweischneidige Durchbrechung des Grundsatzes der Gewerbe- und Kon- 
kurrenzfreiheit, da erfahrungsgemäss die nachteiligen Konsequenzen eines solchen 
Vorgehens schliesslich immer wieder die Augenblicksvorteile weit überwiegen. 
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andern radikalen oder sozialreformerischen Abhilfe vorschlagen. Geht 
man näher auf den Grund, so findet man immer klarer, dass die 
erfolgreiche Einschränkung der Konventionen ebenso schwierig ist, 
als die ihres Gegenpols, der freien Konkurrenz. Von vornherein 
muss man auch hier die Erwartungen auf staatliche Hilfe 
tief herabspannen. 

Von grösserer Aktualität und von öffentlichem Interesse ist die 
Frage : ob eine internationale Vereinbarung gegenüber der Exportpolitik 
der Kartelle, wie sie im Sommer 1902 von dem russischen Finanz- 
minister angeregt worden ist, bei den bevorstehenden Handels- 
vertrags-ünterhandlungen versucht werden solle? inwiefern die Zoll- 
ermässigung ein Abhilfemittel gegen die Ausschreitungen mancher 
Kartelle bilde? 

Diese Frage wird derzeit ohne weiteres und zwar auch von 
schutzzöllnerischer Seite, z. B. der „Korrespondenz des Bundes der 
Landwirte", bejaht. Aber gerade diese Zollfrage ist ein Beispiel dafür, 
wie manche Regierungsmassregel häufig allgemein als selbstverständ- 
lich, dringend und naheliegend erachtet wird, während das Gegenteil 
— ganz wie bei der „sozialethischen" Forderung des Antikartell- 
gesetzes — zutrifft. Dies leuchtet ohne weiteres ein, sobald man 
versucht, jenem zollpolitischen Ziele die gesetzgeberische Formu- 
lierung zu geben.* 

* Die letzten Jahre haben drei Versuche gezeitigt, den Kartellen im Wege 
der Zollermässigung beizukommen. Im Reichstag nämlich tritt die sozialdemo- 
kratische Partei für eine zweiseitige Zollermässigung ein, und zwar auf Waren, 
für die erstens im Inlande Kartelle, Trusts, Verkaufsvereinigungen oder Vertriebs- 
monopole bestehen, die zweitens von deutschen Verkaufsvereinigungen nach dem 
Ausland billiger verkauft werden als im deutschen Zollgebiet. Eine nur zeit- 
weiligeZollermässigung wurde in Kanada schon Ende der achtziger Jahre 
angestrebt und in dem dortigen Zollgesetz vom 29. Juni 1897 für den Fall einer 
ungebührlichen Preissteigerung auch tatsächlich vorgesehen , demgemäss im 
Februar 1902 gegenüber dem Papiertrust der Zoll für Druckpapier von 25 auf 
12®/o des Wertes herabgesetzt. Endlich bildet in den Vereinigten Staaten seit 
mehr als einem Jahrzehnt die Aufhebung oder Herabsetzung der Zölle auf die 
von einem Trust hergestellten Erzeugnisse einen Programmpunkt der demo- 
kratischen Partei. Indes sind alle diese Vorschläge und Versuche nur wenig 
aussichtsvoll. Kaum ausführbar ist das System der nur zeitweiligen Zollermässi- 
gung; ebenso ist die Aufnahme einer Kartellklausel in die Handelsverträge mit 
so vielen Schwierigkeiten verknüpft , dass der voraussichtliche Effekt in keinem 
Verhältnis dazu stünde. Wohl nimmt es sich in der Idee sehr hübsch aus, dass 
der Eingangszoll sich dem jeweiligen Inlandpreis anschmiegen soll. In der Praxis 
aber hat dieser Gedanke noch immer Schiffbruch gelitten; am bekanntesten ist 
die Geschichte der „gleitenden Zollskala". Sie eröffnet nur der ausländischen 
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1. Verhältnis von Kartell und Hochzoll. 

Im allgemeinen sind die Kartelle einer mehrfachen Versuchung 
ausgesetzt: einmal ihren wachsenden Einfluss auf die Zoll- und Handels- 
politik auszunutzen, um den Zollschutz bis zur Prohibition des 
Auslandes auszudehnen, sodann unter Missbrauch dieses Schutzes die in- 
ländischen Konsumenten auszubeuten, endlich bei sinkender Konjunktur 
dem Ausland auf Kosten des Inlandes Ausnahmspreise zu gewähren. 
Vor dieser Versuchung werden die Verbände, nach einem alten 
Rezept, am wirksamsten bewahrt, wenn man gleich von Anfang an 
dahingehenden Bestrebungen widersteht, und Regierung und Presse 
ein wachsames Auge haben. Allerdings ist dafür, dass in dieser 
Beziehung heute schon für das Gemeinwohl eine ernste Gefahr oder 
eine direkte Schädigung desselben besteht, noch kein Beweis er- 
bracht worden. 

Für die Zollpolitik verdient die internationale Wirksamkeit der 
Unternehm er verbände und der Umstand besondere Beachtung, dass 
namentlich die Hochzölle den Anreiz zu einem Missbrauch der Macht 
geben, und dass grosskapitalistische Kartelle und Hochzölle sich 
wechselseitig steigern. 

Sonst trägt im allgemeinen der Schutzzoll sein Korrektiv in 
sich selbst; schon Friedrich List ging von der Voraussetzung aus, 
dass der Schutzzoll zwar anfangs den Preis steigert, ihn schliesslich 
aber durch die vermehrte innere Konkurrenz der erstarkten ge- 
schützten Industrie wieder herabdrückt. Eine Bestätigung hiervon 
erhielt in den achtziger Jahren unsere Fabrikantenwelt am eigenen 

Spekulation Chancen, verschafft aber dem inländischen Verbraucher nicht ein 
entsprechendes Äquivalent. Der Erfolg wäre lediglich eine Schädigung der 
Kartellmitglieder und des Zollbudgets. Von der Hebung des Konsums durch den 
künstlichen Druck auf die Preise hegt man übertriebene Erwartungen ; in erster 
Linie gilt dies vom Zuckerkonsum. Namhaft könnte nämlich derselbe nur durch 
die Ausbreitung der Zucker verarbeitenden Industrie gesteigert werden. Die jewei- 
lige Haltung des Bundesrats und Reichstags aber ist nicht eine so sichere Grund- 
lage, dass darauf rasch eine neue Industrie erstehen könnte. 

Überdies werden die bedrohten Kartelle immer wieder Eindruck auf 
den Bundesrat machen, wenn sie den Anträgen auf Zollermässigung ihre guten 
Seiten, namentlich die volkswiitschaftliche Produktivität ihrer Tätigkeit, ent- 
gegenhalten. Endlich sind die Trusts z. B. für das amerikanische Partei- und 
Wirtschaftsleben von solch hoher Bedeutung, dass das Schicksal jeder Präsidenten- 
wahl davon abhängt, welche Stellung der Kandidat in dieser Frage einnimmt; 
auch in Deutschland ist ihr Einfluss auf die Instanz, welche die Zollermässigungen 
jeweils zu verfügen hätte, nicht gering. 
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Leib : der Schutzzoll erwies sich für die damals unter sich im Streit 
liegenden Fabriken als nahezu fruchtlos. Das Kartell seinerseits 
verhindert im Inland diese ausgleichende Wirkung der Konkurrenz 
und hält den Preis hoch. Der Hochzoll hingegen hält die ausländische 
Konkurrenz fern und erleichtert es dadurch den Kartellen, ihre ein- 
heimische Kundschaft in die Hand zu bekommen. Erklärlicherweise 
nützt das Kartell die Fernhaltung der Auslandkonkurrenz durch den 
Zollschutz möglichst vollkommen aus; die um Schutz Flehenden 
gehen nach Erreichung ihres Zieles (Hochzoll) zur Offensive über, 
das Kartell bildet gleichsam die Krönung des Zollgebäudes. 

Die Wechselwirkung zwischen den Syndikaten und Hochzöllen 
liegt am klarsten zu Tage in den Vereinigten Staaten, weil hier die 
Auslandkonkurrenz nahezu vollständig ausgeschlossen ist. Nur schwer 
aber lässt sich diese Wechselwirkung dort nachweisen, wo es — wie 
beim deutschen Schutzzoll — darauf ankommt, darzulegen, in welchem 
Grade derselbe mit der Kartellbewegung zusammenhängt. Fest steht 
nur das, dass auch das deutsche Schutzzollsystem für die Mehrzahl der 
bestehenden Konventionen die Grundlage ihrer Existenzmöglichkeit 
und ihrer heutigen Preispolitik bildet ; und umgekehrt findet das Pro- 
gramm fortgesetzter Erhöhung der Industriezölle an den Kartellen eine 
mächtige Stütze. Ein Beispiel hierfür lieferte in den letzten 
Monaten der Papier- und Cementring. 

Das Übergewicht, das die Kartelle durch den Hochzoll erhalten, 
äussert sich bis zum vierten und fünften Abnehmer in den vielfach 
rigorosen Abnahmebedingungen, sowie hauptsächlich in der Preis- 
steigerung der Waren, und diese Preissteigerung wird wiederum 
ermöglicht durch die Höhe der Zölle. Ein klassisches Beispiel dafür 
bietet das Zuckerkartell, das sogar seine Existenz in dem Moment 
bedroht sieht, wo die Exportprämie nach den Beschlüssen der Brüsseler 
Konferenz hin wegfällt. 

Auf Grund dieser Erfahrung möchte man prinzipiell als leitenden 
Gesichtspunkt aufstellen, dass die Entziehung des Zollschutzes, auf 
dem das den Kartellen innewohnende Übergewicht gegenüber den 
Konsumententeilweise beruht, eine gerechte Präventivmass- 
regel gegen den etwaigen Missbrauch dieser Macht 
bildet. Die Erleichterung und Offenhaltung des (ausländischen) 
Wettbewerbes gilt als das einzig wirksame Abhilfemittel und Korrelat 
gegen etwaige Übergriffe und Ausschreitungen der monopolartigen 
Kartelle. Eine Zoll- und Handelspolitik, welche die Einfuhr vom 
Auslande anstatt durch Hochzölle unterbindet, vielmehr durch billige 
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Einfuhrfrachten fördert, wurd die Kartelle im Inland besser in Schach 
halten, als gesetzliche Schranken dies zu tun vermögen. 

Indes wäre dieser Grundsatz viel zu vag und allgemein; es 
ergibt sich dies daraus, dass die Ausführung, so einfach es bei 
einer oberflächlichen Betrachtung erscheint, ungemein schwierig ist. 
Schon die Vorfrage, ob die Preise überhaupt tatsächlich unbillig 
hoch gehalten werden, wird sich schwer entscheiden lassen. Im 
allgemeinen wird hiefür die Vermutung um so eher zutrefiFen, je 
erheblicher der Preisunterschied ist, der infolge des Zollsatzes ge- 
schaffen wird oder der zwischen dem In- und Auslandpreis statt- 
findet. Am einfachsten scheint der Tatbestand da zu liegen, wo 
das Werk die Preise für die Auslandskunden niedriger ansetzt, 
als für das Inland. So betrug in den Jahren 1899/1901 der Aus- 
landpreis z. B. für Drahtstifte 140 gegen 250 Mk. für die Tonne, 
für Zucker 23 Mk. 75 Pf. gegen 38 Mk. 45 Pf. im Inland; die 
Spinnereikartelle gaben in die Schweiz und nach Holland das Pfund 
um 6 Pfennig billiger ab als in ihrer Heimat; das Papierkartell tat 
das gleiche, indem es 1900 bis zu 50 ^/o herabging. 

In diesem einfachsten Fall, meint man, sei die Zollermässigung 
auch am leichtesten durchzuführen. Ob dem wirklich so ist, soll 
das folgende zeigen. 

2. Exportpreise. 

Es ist für die ganze Handelspolitik von Belang, wenn man sich 
über die geschichtliche Entstehung und Gestaltung der 
Exportpreise Klarheit zu verschaffen sucht. 

Die überwiegende Mehrheit der kartellierten Fabriken ist auf 
den Weltmarkt angewiesen, der Export dient ihnen als das Ventil 
für die Sicherung eines normalen Produktionsganges. Zu Anfang 
der achtziger Jahre war für die Eisen- und Maschinenindustrie, später 
auch für die Elektrizitätsindustrie, die Erhaltung und Hebung ihrer 
Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt hauptsächlich eine Kredit- 
frage. Von den einzelnen Fabriken genossen die wenigsten einen 
so grossen Bankkredit, dass sie im Ausland grosse Unternehmungen 
hätten übernehmen oder sich auch nur hervorragende Vertreter 
halten können. Man sah damals voraus, dass die Macht der Not- 
wendigkeit nach Vereinigung zu grösseren Gesellschaften treiben 
werde. Auch ohne den Zollschutz wäre daher die Kartellierung der 
Schwerindustrie weiter vorangeschritten; als dieser aber 1879 ver- 
stärkt wurde, hatte er daher nur die Folge, dass der schon vor- 
handene Prozess ein beschleunigtes Tempo einschlug. 
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Die Kartelle haben — ebenso wie die amerikanischen Trusts 
— vielfach dem deutschen Gewerbefleiss zum Siege über die aus- 
ländische Konkurrenz verholfen ; dieses Verdienst darf man im Inter- 
esse einer allseitigen Würdigung nicht vergessen. Der Sieg war 
aber freilich vielfach auf Kosten der eigenen einheimischen Abnehmer 
erkauft. Manche Kartelle nämlich, wie das Schienen- und Lokomo- 
tivenkartell oder später das Zuckersyndikat, wurden in der Öffentlich- 
keit erst mehr bekannt, als sie dem Ausland billigere Preise berech- 
neten als dem Inland; die Mitteilung darüber rief schon in den Zoll- 
tarifkämpfen von 1875/79 eine grosse Erregung hervor. Schon da- 
mals, vor drei Jahrzehnten, nannte Held dieses Verfahren eine vom 
Staat gestützte Anarchie selbstsüchtiger Interessenten, die ärger sei, 
als die Anarchie der freien Konkurrenz. Die Frage ist nun, ob und 
inwiefern 1. überhaupt eine Übervorteilung des inländischen Kon- 
sumenten stattgefunden, ob solche 2. zur Begünstigung der auslän- 
dischen Konkurrenz gedient und 3. den Zollschutz zur Grundlage 
gehabt hat? 

Von dieser Behauptung ist die letztgenannte am plausibelsten. 
Diese „Anarchie" wird durch jeden Hochzoll gefördert, der Zollschutz 
damit in das Gegenteil seiner Zweckbestimmung verwandelt. Heute 
ist die Gefahr vorhanden, dass die Kartelle der Urproduktion für 
Zucker, Sprit, Kohle, Eisen, Stahl, Weiss- und Grobblech, deren 
Interessen diametral denen der Fertigindustrie gegenüberstehen, 
zu unumschränkter Herrschaft gelangen, wenn das Reich nicht noch 
rechtzeitig wieder in die Bahnen einer liberalen Zollpolitik einlenkt. 
In dieser Erwägung liegt eine der Hauptstützen des freieren Handels- 
vertragssystems. 

Nur ist der Zusammenhang zwischen dem Zollschutz und der 
kartellmässigen Ausbeutung nicht so innig und direkt, dass di'e 
letztere unter allen Umständen eintreten müsste; jedenfalls ist sie 
bis heute nicht in dem Masse erfolgt, dass sie sich beweisen Hesse. 
Was die Beschuldigung unter Ziff. 2 anbelangt, so darf man nicht 
jeden niedrigen Auslandspreis schon als abnorm oder als Schleuder- 
preis ansehen. 

Allerdings wird gegenüber der den hohen Zollschutz geniessenden 
Eisenindustrie durch die Differenz zwischen dem Aus- und Inlands- 
preis der Anschein erweckt, als ob die Belastung des deutschen 
Verbrauchs dem Zweck diene, an die ausführenden Fabriken Export- 
prämien zu bezahlen. Gewiss wird sich das häufig auch — wie beim 
Zuckersyndikat — so verhalten; aber notwendig ist es, wie tenden- 
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ziös behauptet wird, nicht. Denn der rasche Schluss, das Inland 
zahle übermässige Preise, wird durch die blosse Tatsache, dass 
das Ausland billiger kauft, noch nicht bewiesen. Diese Schlussfolgerung 
wäre richtig, wenn die Fabriken nur dann an das Ausland verkaufen 
würden, wenn es auch höhere Preise bewillige. Das aber ist nicht 
immer der Fall. Tatsächlich sind die Exportpreise in den meisten 
Industriezweigen, auch in den nichtkartellierten, von jeher niedriger 
als für das Inland kalkuliert worden. Es ist dies eine naturgemässe 
(zum Teil mit dem scharfen Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkt 
zusammenhängende) Erscheinung, die, wie im ersten Kapitel erwähnt, 
schon den zuerst gegründeten Kartellen, den Schiffskartellen, nach- 
gewiesen wurde. Andere Beispiele wurden aus der Berliner Konfektions- 
industrie, die an die Auslandskunden sogar um 30 — 40 7o billiger verkauft, 
der Likörfabrikation (Warenhaus Wertheim 1896), der Pianoindustrie 
u. s. w. bekannt. Wer auf dem Weltmarkt ankommen will, darf den 
Preis seiner Ware nicht über dem Weltmarktstand halten. Deutsches 
Thomasroheisen stand im Reich 1896/1901 um 15 — 20 Mk. höher 
als das englische Produkt ; sollte es auswärts abgesetzt werden , so 
musste der Preis von vornherein um die Differenz mit dem Auslands- 
preis niedriger kalkuliert werden. Ausserdem musste es, je nach der 
Konkurrenz, mehr oder minder auch noch um den italienischen, 
russischen, amerikanischen Eingangszoll und um den Frachtbetrag 
herabgesetzt werden. Je höher der Eingangszoll des Ursprungs- 
landes, z. B. der amerikanische ist, um so grösser ist naturgemäss 
die Differenz, um welche der Preis für das Ausland niedriger als 
für das Inland gestellt wird ; bei den amerikanischen Werken beträgt 
diese Differenz 20 — 50, ja 70 ^/o. Ist das nun eine Verschleuderung 
an das Ausland, deren Kosten das Inland tragen muss? 

Diese Behauptung klingt nicht sehr wahrscheinlich. Denn im 
allgemeinen liegt die Vermutung nahe, dass kein Werk ohne zwingende 
Gründe an das Ausland verhältnismässig billiger verkauft, als an das 
Inland, zumal es dabei ein grösseres Risiko und den höheren Mühe- 
aufwand auf sich nimmt. Einer dieser Gründe kann z. B. eine Ab- 
satzstockung im Inland und durch diesen äusseren Grund die Annahme 
einer Überforderung des Inlandes ausgeschlossen sein (es ist auch 
möglich, dass in einer Verstimmung auf dem Weltmarkt die Herab- 
setzung des normalen Preises ihre Rechtfertigung findet). Stockt, wie 
derzeit, der inländische Absatz, so steht die Kartellleitung vor der 
Alternative, den inländischen Konsum durch Preisnachlässe zu be- 
leben, oder den einheimischen Markt durch den Export zu entlasten, 
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und, wie es im Laufe der letzten Monate stattfand, einen Teil des 
Inlandgewinns zur Erteilung von Ausfuhrprämien zu verwenden. Wenn 
die Werke derzeit durch den Export nach Nordamerika sich noch 
über Wasser halten können, so sind infolgedessen die Generalspesen 
und Produktionskosten, demgemäss auch die inländischen Verkaufs" 
preise — unter sonst gleichen Verhältnissen — billiger, als wenn sie 
nur halb beschäftigt wären. 

Wie schon 1890 die „Nordd. Allgem. Ztg.^ an den Preisen für 
Thomasschlacke exemplifiziert und 1891 Steinmann-Bucher an der 
deutschen Schienenausfuhr ziffeiiimässig nachgewiesen hat, sind häufig 
die Auslandpreise nicht nach den Selbstkosten und nicht in erster 
Linie dazu berechnet, um zu verdienen und zu existieren. Vielmehr 
sind sie oft Kampfpreise, um zunächst die Bewerber aus dem Feld 
zu schlagen ; die lohnenden Preise , der eigentliche Gewinn liegt in 
der Zukunft. Die betreffenden Werke standen vor dem Dilemma: 
sollen wir dem Auslande billigere Preise zugestehen oder überhaupt 
auf die Ausfuhr verzichten? Und für die Gesamtindustrie handelte 
es sich um die Frage: sollen wir ausführen oder sollen wir uns auf 
den einheimischen Markt beschränken? Wer das erstere will, darf 
auch vor den hierbei erforderlichen Massregeln nicht zurückschrecken. 

Gegen die Beschränkung auf das Inland aber spricht schon die 
Tatsache, dass es 1901 und 1902 der deutschen Eisenindustrie auch bei 
bilHgeren Preisen nicht möglich gewesen wäre, die an das Ausland ab- 
gestossene Ware im Inlande abzusetzen. Der Ausfuhrüberschuss des 
Reichs an Eisenprodukten betrug in den letzten zwei Jahren das Drei- 
und Fünffache der Ausfuhr von 1900; die Ausfuhr erfolgte 
allerdings unter Verlust, wobei gleichzeitig die unten erwähnte 
„Kölner Abrechnungsstelle^ den Walzwerken die Differenz mit dem 
Weltmarktpreis ersetzte. Die Annahme einer doppelseitigen Be- 
steuerung des Inlandkonsums steht also auf schwachen Füssen. 
Jedenfalls wäre der Bundesrat niemals im stände, auf Grund der 
oben dargestellten Preisstatistik auszusprechen, dass nunmehr der 
Fall gegeben sei von der Befugnis zu einer vorübergehenden Zoll- 
ermässigung Gebrauch zu machen, wie sie ihm nach dem unterm 
30. Oktober 1902 im Reichstag gestellten Antrag eingeräumt werden 
soll. Zur Verwirklichung fehlen diesem Antrag noch die erforder- 
lichen festumgrenzten Gesichtspunkte, nach denen die Handhabung 
der Befugnis vor sich zu gehen hätte. Als eine solche Grenze 
könnte beispielsweise der Weltmarktpreis, sowie die Gemeinschäd- 
lichkeit der betreffenden Exportbeziehungen und die dauernde syste- 
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matische Schmälerang der inländischen Konkurrenzfähigkeit aufgestellt 
werden. Beide Merkmale (Weltmarktpreis und Beeinträchtigung des 
Inlandes) treffen, in der Hauptsache, wie wir im folgenden sehen 
werden, nur in einem ganz bestimmten Produktionszweig zusammen. 

3. Schmälerung der inländischen Konkurrenzfähigkeit. 

Wir haben zur Frage gestellt, ob durch die niedrigeren Aus- 
landpreise eine gemeinschädliche Schmälerung der inländischen 
Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit sowie der Konsumkraft statt- 
findet, und der Zollschutz dadurch in sein Gegenteil verkehrt 
wird. Diese Frage pflegt man allgemein ohne weiteres zu be- 
jahen; es finden sich hierin zwei Gegner, nämlich die Agrarier 
— in ihrem Grauen vor dem Exportindustrialismus — und die 
Deutsche Volkspartei zusammen. Auf dem Parteitag der letz- 
teren vom September 1902 hat hierfür der Abg. Oser eine Reihe be- 
stimmter Fälle aufgezählt (Flugschriften No. 6, S. 11 ; s. auch 
Calwer, „Handel und Wandel" 1902, S. 33, und Vogelstein, „Die 
Industrie der Rheinprovinz", S. 96). An Belegen wurden in den 
letzten Monaten folgende gesammelt: 

Die Roheisenproduzenten erhalten, dank der Wirksamkeit des 
Kokssyndikats, den Koks teurer als ihre ausländischen Konkurrenten; 
die Roheisenproduzenten liefern an den Halbzeugverband teurer als 
zum Weltmarktspreis ; ebenso der Halbzeugverband an die deutschen 
Drahtwalzwerke. So erhalten die ausländischen Konkurrenten der 
deutschen Walzwerke, Maschinenfabriken, Kleineisenwerkstätten durch 
die Möglichkeit, deutsches Halbfabrikat um 15— 40^/o billiger zu 
beziehen, einen Vorsprung, der deutscherseits gar nicht wieder ein- 
geholt werden kann.* 

Da in diesem Falle die Ausfuhr mit Exportprämien zu Verlust- 
preisen auf Kosten der inländischen Verbraucher erfolgt, wird der 
inländische Bedarf eingeschränkt und die deutsche Verfeinerungs- 
industrie in ihrer Konkurrenzfähigkeit gegen die gleichartige In- 
dustrie des Auslandes geschädigt. Die „Frankfurter Zeitung" vom 
2. Okt. und 6. Nov. 1902 führt darüber aus: „Dass Rohstoffe und 
Halbfabrikate um 30 — 40 Mk. unter dem inländischen Kartellpreis an 

* Im zweiten Halbjahr 1902 sahen sich verschiedene Syndikate, z. B. das 
für Feinblech, zu einer Herabsetzung des Inlandpreises deshalb genötigt, weil bei 
der hohen Differenz des Inland- von dem Auslandpreis es sich für den deutschen 
Kunden ungeachtet des Eingangszolls und der doppelten Fracht rentierte, deutsches 
Blech von ausländischen Händlern zu beziehen. 
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das Ausland verkauft werden, gehört nicht zu den Seltenheiten. 
Gerade aus der Montanindustrie sind Beispiele hierfür in Masse bei- 
zubringen. Einer der krassesten Fälle ist vom Kokssyndikat berichtet 
worden, das seinen deutschen Abnehmern Kontrakte zu 17 Mk. auf- 
nötigte und rücksichtslos auf deren Durchführung bestand, gleich- 
zeitig aber nach Österreich für 8.80 Mk. lieferte. Aber dieselbe 
Taktik ist auch für Schienen, Knüppel, Träger, Bleche, Drahtstifte etc. 
angewendet worden. Der deutsche Abnehmer dieser Kartelle, der 
die Halbfabrikate weiter verarbeiten muss, verliert durch solche, 
unter der Devise des Schutzes der nationalen Arbeit geübte Praktiken 
den Boden auf dem Weltmarkt. So bringt es die Schutzzollpolitik 
daliin, dass wir statt Fertigwaren Halbzeug und Rohstoffe expor- 
tieren, ein Hohn auf die nationale Wirtschaftspolitik, wie er 
schneidender nicht gedacht werden kann . . . Die Fabrikanten, die 
sich um die wirtschaftlichen Zusammenhänge nicht kümmern, rufen 
nach höheren Zöllen, weil sie glauben, sie seien nicht genügend 
„geschützt". Sie sind im Gegenteil zu viel geschützt, weil gerade 
der Schutzzoll die Praktiken ermöglicht, unter denen die weiter- 
verarbeitende Industrie seufzt." 

Schon öfters wurde die Anomalie hervorgehoben, dass die holländischen 
Werften die von Hamburg bestellten Schuten billiger liefern können, als die 
deutschen Werften, obwohl die holländischen erst über die Nordsee nach Ham- 
burg geschleppt werden müssen. Möglich ist das, weil die deutschen Halbzeug- 
fabrikanten den holländischen Werften das Halbzeug billiger liefern als den 
deutschen. Speziell über die derzeitige Haltung des Halbzeugverbandes wird der 
Wochenschr. f. Walzw. unterm 2. Nov. 1902 geschrieben: „Die Schuld an der 
augenblicklich traurigen Lage trifft, ausser dem Kohlen- resp. Kokssyndikat, 
hauptsächlich den Halbzeugverband: Aveil der Halbzeugverband so billig nach 
dem Ausland verkauft, werden die deutschen Walzwerke vom Ausland mit deut- 
schem Material unterboten ! ! Und da wundert man sich , weshalb keine Arbeit 
vorliegt. Weshalb räumt der Halbzeugverband dem Inlande nicht dieselben Be- 
dingungen ein, wie dem Auslande?" — Letzterem Ansinnen kommt der Verband 
tatsächlich schon seit 1897, allerdings in Form eines sonderbaren Prämiensystems, 
nach, das zugleich einen Beweis für die Schädigung der nationalen Industrie 
liefert. Durch die ungünstigere Behandlung der Inlandkundschaft nämUch wird 
deren Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt und damit auch ihr Bezug ge- 
schmälert. Im Jahre 1897 wurde deshalb zwischen dem Koks-, Roheisen- und 
Halbzeugsyndikat und den exportierenden Walzwerken ein Verband gegründet, 
um die Konkurrenz mit den ausländischen Verarbeitungsindustrien möglich zu 
machen. Zeit- und teilweise erhielten dessen Mitglieder von der Kölner Abrech- 
nungsstelle für die „Ausfuhr" vierteljährlich einen der Menge des bei der Pro- 
duktion verwandten Rohmaterials entsprechenden Bonus oder eine die Diiferenz 
mit dem Weltmarktpreis ausgleichende Ausfuhrvergütung. Im Jahre 1891 z. B. 
erhielten die Drahtwalzwerke 15 Mk. Ausfuhrve'rgütung pro Tonne (auf höchstens 
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50 ^jo der bezogenen Menge) ; zu dieser Vergütung trugen der Kohlen-, Roheisen- 
und Halbzeugverband je ein Drittel, also je 5 Mk. bei. Nach einer Darlegung 
in der Frankf. Ztg. vom 25. Oktober 1902 wurde der Weg der privaten Aus- 
fuhrvergütung erstmalig durch Kartelle der Montanindustrie im Jahre 1891 be- 
treten, als die Walzwerkindustrie mit manchen Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatte. Den Massstab für die Höhe der effektiven Vergütung bildete nicht 
der Verlust beim Export, sondern nur die Differenz zwischen dem In- und Aus- 
landspreise. Um zu verhüten, dass die Ausfuhrprämie dazu diente, im Kon- 
kurrenzkampf deutscher Exporteure den Exportpreis unnötig herabzudrticken, 
wurde in Aussicht genommen, die Bonifikationen nur an Verbände zu zahlen, 
die dafür Garantie boten, dass der Weltmarktpreis nicht unter ein Niveau sank, 
das durch die Konkurrenz des Auslandes geboten war. Diese Absicht blieb aber 
unausgeführt. Inzwischen trat die Hochkonjunktur eiii, die sich bald auch dem 
Weltmarkte mitteilte, so dass für deutsche Waren im Jahre 1898 und 1899 Preise 
erzielt wurden, die höher waren als die inländischen Verkaufspreise, auf die die 
Syndikate in jener Zeit ermässigend einzuwirken versuchten. Schon dieses Miss- 
verhältnis zwischen den Preisen legte die Gefahr nahe, dass das damals knappe 
Material dem Auslande überlassen wurde und die inländische Fertigindustrie 
wegen Mangels an Rohmaterial zum Erliegen oder längerem Stillstande kam. 
Diese Gefahr steigerte sich dadurch, dass die Auslandspreise noch durch den 
Ausfuhrzuschuss aufgebessert wurden. Es muss anerkannt werden, dass manche 
weitblickende Unternehmer sich nur von dem Grundsatz leiten Hessen, die nationale 
Arbeit zu fördern und jenes Fabrikat beim Export am meisten unterstützten, 
welches das grösste Quantum Arbeit enthielt, dagegen den Rohmaterialexport 
nicht begünstigten. Aber auf der anderen Seite stand eine ansehnliche Zahl, 
die vorsichtig die finanzielle Wirkung auf den eigenen Geldbeutel abwägte und 
nicht den Blick in erster Linie auf das Gemeinwohl richtete. Sollte etwas zu 
Stande kommen, dann musste man den Standpunkt verlassen, nur das Beste und 
Vollkommenste gut zu heissen ; die einzelnen Systeme sind Kompromisse mit all 
ihren UnvoUkommenheiten , und oft genug noch verschlechtert durch die klein- 
liche Ausführung, durch bureaukratisch verfahrende Geschäftsführer und Vor- 
stände. Mit der Verschlechterung des Weltmarktes im Frühjahr 1901 kam es, 
dass das Exportgeschäft mit den grössten Opfern verbunden war. Der Betrieb 
der inländischen Fabriken wurde langsamer geführt, damit sank der Konsum von 
Kohle und Roheisen. Hierfür konnten aber Produktionseinschränkungen nicht so 
schnell durchgeführt werden, und um das Produzierte abzusetzen, wurde der 
Export verstärkt. Das Ausland erhielt deshalb billige Kohlen, Roheisen und 
Walzprodukte, die inländische Fertigindustrie trat dagegen mehr und mehr zurück. 

Die Beweisführung gegen die Exportprämienwirtschaft bewegt 
sich fast ausschliesslich auf dem Gebiete der Eisenindustrie. Es fällt 
das mit demselben äusseren Grund zusammen, weshalb im Reichstag 
die Kartellfrage mit dem Zolltarif verknüpft worden ist. Dieser äussere 
Grund liegt darin, dass die ausschlaggebenden Syndikate sich in den 
Roh- und Halbzeugverbänden der Eisenindustrie darstellen 
und diese zugleich die einflussreichsten Befürworter des Zollschutzes 
sind. Im Hinblick hierauf dreht sich heute die Kontroverse vorerst 
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nur um die Frage: Hat in der Eisenindustrie — sei es im all- 
gemeinen oder nar für das Jahr 1902 — die Exportprämien- 
wirtschaft der Roh- und Halbzeugverbände eine so gemein- 
schädliche Ausdehnung genommen, dass es geboten erscheint, dem 
Bundesrat die (im Reichstag unterm 30. Oktober 1902) beantragte 
Befugnis zur zeitweisen Ermässigung der Eisenzölle zu erteilen? 

Bei der Erörterung dieser Frage muss man in erster Linie zwischen 
einer systematischen Geschäftspraxis und dem ausnahmsweisen 
Vorkommen unterscheiden. In ruhiger Zeit sieht sich jede Fabrik ab 
und zu, nur um den Arbeiterstamm zu erhalten, veranlasst, unter 
dem Preis abzuschliessen; das gleiche kann man einem Kartell nicht 
verübeln. In Zeiten der Geschäftsstockung ist es denkbar, dass die 
Verschleuderungspraxis im Vergleich zu der drohenden Betriebs- 
einstellung und Arbeiterentlassung noch das kleinere Übel darstellt. 

Ist nun die Exportprämienwirtschaft des Halbzeugverbands eine 
nur vorübergehende Folge des derzeitigen Gegensatzes zwischen der 
geringen Kauflust Europas und dem hohen amerikanischen Kauf bedürf- 
nis? oder ist sie eine Dauer-Erscheinung? Über diese Untersuchung 
sind die Akten noch nicht geschlossen; vielleicht bringt die reichs- 
amtliche Enquete mehr Klarheit in die Sache. Neu wäre es, wenn 
die Exportprämie zu einer ständigen, systematischen Ge- 
schäftspraxis sich entwickeln würde. Die Behauptung, dass dies 
heute schon der Fall sei, ist jedenfalls übertrieben. Nicht einmal 
für die Trusts trifft dies zu, wie die Enquete der amerikanischen 
Industrial Commission von 1898/1900 klar dargetan hat. 

In Deutschland ist die „Verschleuderung an die ausländische 
Konkurrenz auf Kosten des inländischen Abnehmers" ein Schlag- 
wort, das schon Ende der achtziger Jahre gang und gäbe war, trotz- 
dem aber für mehr als ein volles Jahrzehnt wieder einschlief. Das 
hätte nicht eintreten können , wenn tatsächlich die Gefahr mit den 
Exportprämien so gross wäre, wie sie in den heutigen Tagen 
des geschäftlichen Pessimismus und des Zolltarifkampfes ange- 
sehen wird. 

Wenn auch die oben gestellte Vorfrage noch nicht zur Ent- 
scheidung reif erscheint, so könnte man trotzdem prinzipiell die 
beantragte Befugnis des Bundesrats zur Zollermässigung als eine 
berechtigte Präventivmassregel anerkennen; es ist sogar möglich, 
wenn auch nicht sehr wahrscheinlich, dass schon die gesetzliche 
Einräumung, wie der Abg. Brömel in der Reichstagssitzung vom 
4. November 1902 hervorhob, ihre Wirkung auf die Kartellleitungen 
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nicht verfehlen würde; der Bundesrat würde vielleicht nicht einmal 
genötigt sein, von dieser Befugnis Gebrauch zu machen. 

Aber unbeschadet des Prinzips ist der Antrag ein Beispiel 
dafür, wie eine theoretisch recht wohl begründete Anregung aus 
praktischen Gründen überflüssig und gefährlich werden kann. So 
sehr nämlich auch eine derartige Bestimmung zu den „Grundrechten" 
der Zoilverfassung gehört, so dient doch ihre bloss formale Aufstellung, 
wie die aller Grundrechte, mehr zur Dekoration : von der Befugnis würde 
der Bundesrat nämlich nur Gebrauch machen, wenn er durch und 
durch liberal ist. Sollte aber dies einmal eintreten, dann wären die 
EisenzöU^ schon im allgemeinen so sehr ermässigt, dass für eine 
zeitweilige Ermässigung ein Bedürfnis nicht mehr vorhanden ist. 

Man stelle sich die Sache nur einmal in der Praxis vor! Den 
allgemeinen Ausgangspunkt für den Bundesrat muss das Gedeihen 
der grossen Industrie bilden; dafür trägt er sogar in Zeiten der 
Depression, wie gegenwärtig, durch Neuanlagen Sorge.* Für einen 
Industriestaat bildet die Arbeitsgelegenheit die Hauptsorge, die Förde- 
rung der wirtschaftlichen Produktivität des Landes den obersten poli- 
tischen Grundsatz. Das sprach auch Präsident Roosevelt aus, der zu 
gleicher Zeit den Feldzug gegen die Trusts verkündete, aber sich über 
diejenigen lustig machte, die wie blinde Cyklopen auf die Trusts los- 
schlügen ; es sei unvernünftig, die Syndikate, die ein grosses Geschäft 
aufzubauen verstünden, zu verfolgen, anstatt sie zu belohnen. Von 
diesem Standpunkt aus scheint für den Bundesrat die Verantwortung zu 
schwer, wenn er allein über die Anschuldigung einer Ausschreitung 
zu Gericht sitzen und je nach Befund eine Zollermässigung dekre- 
tieren soll. Wie im Verfassungsleben der Staatsgerichshof nie in 
Tätigkeit tritt, so würde sich auch der Bundesrat wohl nie ver- 
anlasst sehen, von der beantragten Befugnis Gebrauch zu machen. 
Die Debatte über diesen Punkt könnte im Reichstag nicht weniger 
Zeit beanspruchen, wie 1848 die über die Grundrechte; sie würde 
aber ebenso wie das Hornberger Schiessen ausgehen. — 



* Nahezu am gleichen Tage, wo in Berlin die Kartell-Enqnete zusammen- 
trat, wurde in Wien eine „Enquete für die grossen Investitionen" von Eisen- 
industriellen ahgehalten, in der nicht die Industrie, sondern umgekehrt das 
Blinisterium und die Parteien auf der Anklagehank sassen, ein Rollentausch, der 
auf die Sachlage ein Licht wirft. Auf der Wiener Versammlung teilte der 
Direktor der Wittkowitzer Werke mit, dass in seiner Fahrik von 14 000 Arbeitern 
4000 entlassen werden mussten; diese wandern nach Amerika aus und sind für 
Österreich auf immer verloren. 

F. C. Hub er, DIo Kartelle. 10 
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Ein Nebenpankt, der aber doch die ganze Aosführung in Frage 
stellen könnte, wäre dann noch der : Wenn man prinzipiell über eine 
engbegrenzte Bemessung des Zollsatzes nach dem Kartellpreis einig 
wäre, so würde noch eine verwickelte Untersuchung darüber not- 
wendig sein, in welchen einzelnen Industriezweigen die Ausfuhr- 
vergütung sich schon zu einer ständigen Geschäftspraxis ausgebildet 
hat, und müsste man folgerichtig gegenüber den einzelnen Kartellen 
eine ganz verschiedene Zollpolitik einschlagen; z. B. der Spinnerei 
gegenüber eine andere als gegenüber dem Zucker- oder dem Schienen- 
syndikat. 

4. Allgemeine Zollpolitik. 

Die Schlussfolgerung aus obigen Darlegungen für die allgemeine 
ZollpoUtik ergibt sich von selbst: wenn es schon so schwer ist, 
den Syndikaten beizukommen, die eine antinationale Augenblicks- 
politik verfolgen und an das Ausland billiger verkaufen, so ist das 
für die Kartelle im allgemeinen überhaupt ein aussichtsloses Beginnen. 
Wenn aber nicht einmal auf dem am meisten angefochtenen Gebiete 
der Exportprämien die Zollpolitik eine durchgreifende Abhilfe 
erbringen kann, so muss das noch viel mehr in Bezug auf die 
sonstige Preisgestaltung gelten. 

Gegen das allgemeine Eingreifen der Zollpolitik in die Preis- 
gestaltung sprechen zudem auch praktische Konsequenzen. 

Untersucht man nämlich näher, was die erste Aufgabe der Regie- 
rung wäre, um den Grundsatz der Offenhaltung des ausländischen Wett- 
bewerbs durchzuführen, so bestände dieselbe in der tägUchen Kontrolle 
der Marktkonjunktur. Eine solche ist ihr überhaupt nur über 
Stapelartikel möglich; der Grundsatz also müsste deshalb schon 
von vornherein auf solche eingeschränkt werden. Innerhalb dieses 
engeren Gebietes ginge die weitere Frage dahin: Wie weit soll die 
ausländische Konkurrenz offengehalten, wie weit der Zollsatz ermässigt 
werden? Damit, dass man über das Prinzip einig ist, ist für die 
Höhe des einzelnen Zollsatzes noch nichts bewiesen. Auch 
zwischen einem Hochzoll und der Kartellbewegung besteht nicht 
ein so inniger Zusammenhang, dass zwischen beiden eine gewisse 
Proportion ausgerechnet werden könnte.* 

* Gegen die Voraussetzung, als ob dieser Zusammenhang ursächlicher 
Natur sei, spricht — ausser der im I. Kapitel dargelegten Geschichte der Ver- 
bände -^ u. a. auch der Umstand, dass in dem klassischen Freihandelsland 
England doppelt so viel kartellähnliche Verbände (870) existieren, als in Deutsch- 
land. Ferner gemessen manche Syndikate, wie die für Zucker und Kohle, 
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Die Berechnung einer derartigen Proportion (zwischen dem 
einzelnen Kartellpreis und Zollsatz) ist schon deshalb ausgeschlossen, 
weil die Kartellbewegung und die Benachteiligung der heimischen 
Konsumenten eine messbare Grösse nicht ist. Ebensowenig ist 
das Vorhandensein eines einzelnen Kartells oder auch ein hoher 
Kartellpreis ein brauchbarer Massstab. Denn der normale Preis, 
der einen Anhaltspunkt für die Zulässigkeit eines Schutzzolls ab- 
geben könnte, wird nur durch den Vergleich der in- und aus- 
ländischen Produktions- und Lieferungsbedingungen — für welche 
der Zoll bestimmungsgemäss einen billigen Ausgleich erbringen soll 
— nie aber durch das blosse Vorhandensein eines Kartellpreises 
gefunden. Nicht einmal durch die tatsächlich erfolgten Preis- 
erhöhungen der Kartelle wird für das angemessene oder gerechte 
Preisniveau etwas bewiesen, weil die Preise vor Abschluss oder nach 
Scheitern des Kartells in der Regel Kampfpreise, also Verlust- 
preise sind, auf die der Konsument kein Recht hat. 

Man sieht : die Bemessung der Zölle begegnet, da sie auf eine 
Beeinflussung der Preisgestaltung hinausläuft, naturgemäss den gleichen 
sachlichen und persönlichen Schwierigkeiten wie die staatliche Preis- 
regulierung. Wie bei der Preisgestaltung, so wäre auch bei der 
Zollbemessung die Kontrolle über die so verwickelte Marktkonjunktur, 
und damit der Kampf gegen die Kartelle für die Regierung eine fast 
unlösbare Aufgabe. Unlösbar auch deshalb, weil das Endergebnis 
nur das sein würde, dass die Kartelle, um die es sich hier in der 
Hauptsache handelt — das Kohlen-, Eisen- und Halbzeugsyndikat — 
durch die Zollermässigungen veranlasst würden, sich noch fester 
zusammenzuschliessen und die Zollmassregeln auf dem Wege inter- 
nationaler Verständigung zu paralysieren. 

Die Syndikate mögen immerhin dessen gewärtig sein, dass 
durch Schmälerung des Zollschutzes ihnen die Möglichkeit zu un- 
gerechtfertigter Hochhaltung der Inlandpreise genommen wird. Eine 
darauf zielende Zollpolitik aber müsste, um eine volle Wirkung zu 
erzielen, von einer Schwenkung in der Verwaltungs- und Tarifpolitik 
des Reichs und der Submissions- und Eisenbahntarifpolitik der ein- 



keinen Zollschutz; sie würden also auch nach der Revision oder Zurück- 
ziehung des Hochzollsystems fortbestehen. Daraus folgt, dass der Freihandel 
wenigstens nicht in dem Grade, wie man als selbstverständlich voraussetzt, 
das Universalmittel gegen Monopolpreise, und ebensowenig der Schutzzoll — 
wenigstens in Deutschland nicht — das einzige Stimulierungsmittel für die 
Kartellierung ist. 
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zelnen Bandesstaaten begleitet sein, wie wir solche oben schon an- 
gedeutet haben. 

Übrigens werden der internationalen Zoll- und Handelspolitik 
darch die Exportpraxis der Syndikate noch weittragende und schwierige 
Probleme gestellt. Das eine ist durch die neueste Praxis der ameri- 
kanischen Zollämter gestellt, welche die von den deutschen Eisen- 
syndikaten gewährten Exportprämien zum Anlass benützen, der Wert- 
verzollung nicht den wirklich fakturierten Preis zu Grunde zu legen, 
sondern den, zu dem in Deutschland selbst verkauft wird; dadurch 
wird die Wirkung der Exportprämie grösstenteils illusorisch ge- 
macht. Eine grössere Gefahr sodann als die Prämienwirtschaft des 
Halbzeugverbands bedeutet für Deutschlands Produktion diejenige des 
amerikanischen Eisen- und Stahltrusts.* Ein dringenderes Bedürfnis 
als die Ermässigung der deutschen Eisenzölle wäre das schon seit 
Jahrzehnten erörterte europäische Zollbündnis gegen die amerika- 
nischen Trusts. Aber selbst bei dieser Aufgabe kann der Versuch 
zu einer internationalen Vereinbarung, solange die ersten Grundlagen 
nicht genügend geklärt sind, zu einem befriedigenden Ergebnis nicht 
führen. 

Endlich ist schon eine gewisse Selbstregulierung im Gange. 
Schon ein Jahrzehnt vor der Zollerhöhung von 1879 nämlich hat z. B. 
auf dem Gebiete der Schienenlieferung der Konkurrenzkampf der Kar- 
telle auf dem Weltmarkt schliesslich zu einer Verständigung geführt. 
Die Syndikate beginnen sich immer weiter international auszugestalten, 
wodurch der ausländische Zollschutz durchbrochen, der inländische 



* „Die amerikanische Gefahr," meinte Gothein in der „Nation" vom 
24. Oktober 1902 und in der Reichstagssitzung vom 31. Oktober 1902, „liegt nicht 
darin, dass dieses Land an und für sich Eisen nennenswert billiger zu produzieren 
vermöchte, als Grossbritannien oder Deutschland, sondern in den Ausfuhrzuschüssen, 
die seine Eisenindustrie, bei der die Vergesellschaftung weiter fortgeschritten 
ist, als in irgend einem andern Land der Welt, a conto der enormen amerika- 
nischen Schutzzölle zu gewähren vermag. Dem Prämienexport der beiden grössten 
Eisenproduktionsländer der Erde, der Union und Deutschlands, würde aber in 
Zeiten geringerer Aufnahmefähigkeit der heimischen Märkte dieser Länder selbst 
die englische Eisenindustrie nicht ohne enorme Einbusse zu widerstehen ver- 
mögen. Diese Eisen-Inflation beruht nicht auf natürlichen Vorgängen, sondern 
auf ungesunder Gesetzgebung. Auf dem Eisenmarkt entsteht der gleich un- 
gesunde Zustand, wie wir ihn auf dem Zuckermarkt erlebt haben. Um hiergegen 
sich zu schützen, bietet sich für Grossbritannien der in der Brüsseler Zucker- 
konvention beschrittene Weg, d. h. die internationale Fixierung der Zölle auf 
Eisen, die gemeinsame Festsetzung von Retorsionszöllen gegen Staaten mit höheren 
Eisenzöllen, von selbst dar." 
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von geringerer Bedeutung wird. Diese Entwickelung treibt nicht 
dahin, dass die Zollermässigung bestimmungsgemäss als das Mittel 
für die Durchbrechung der KartellpoHtik , sondern umgekehrt die 
internationale Kartellierung zur Vorbereitung und Ermöglichung 
eines Abbaues des Hochzolls ausgebildet wird. Würde die 
Schwerindustrie künftig in der internationalen Ausgestaltung der 
Syndikate einen kräftigeren Schutz als im Hochzoll finden, so würde 
das der Zoll- und Handelspolitik neue Wege weisen. „Jeder, der 
in den Kartellen eine in der allgemeinen wirtschafthchen Entwickelung 
bedingte und deshalb notwendige Organisationsform erbHckt, muss 
den Ausbau des Kartellwesens in dieser Richtung als wünschens- 
wert bezeichnen, weil dasselbe eine Vermehrung der ökonomischen 
Hilfsmittel bedeutet, welche der gesamten Volkswirtschaft zu gute 
kommen kann." („Der Deutsche Ökonomist* vom 25. Oktober 1902.) 
Eine andere Art von Selbstregulierung findet in der Weise 
statt, dass durch eine unbillige Hochhaltung der Preise für manche 
Abnehmer der Anstoss dazu gegeben wird, sich von den Kartellen 
frei zu machen, sei es, dass sie, wie in der Eisenindustrie, durch Be- 
triebsvereinigung die Gesamteisenproduktion aufnehmen, oder dass sie 
ihre Werkstätten an die Wasserstrasse verlegen. Letztere Erscheinung 
nimmt in Belgien, wo die Industrie bisher fast untrennbar an die 
grossen Kohlenzentren gebunden war, ständig zu. In den letzten 
zwei Jahren haben so viele Verlegungen an die Ufer der Scheide 
stattgefunden, dass die Zahl der in Antwerpen verwendeten Pferde- 
kräfte von 55 000 im Jahre 1900 auf 93 000 im Jahre 1901 stieg; 
die Werke sind nunmehr in der Lage, fremde Kohle zu beziehen, 
billigere Arbeitskräfte zu erhalten, sowie günstigere und billigere 
Transportgelegenheiten auszunützen, durch die ihnen die Rohstoffe 
sozusagen vor den Thoren der Fabriken angeboten werden. Auch im 
Hinblick auf diese Erfahrung dürften die Rohstoffsyndikate durch ihr 
Eigeninteresse dazu gedrängt werden, für immer mehr Verarbeitungs- 
industrien die Rohmaterialpreise zeit- und teilweise durch besondere 
Zuschüsse zu dem Exportbedarf auf ein normales Mass herabzusetzen. 
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Anlage III. 

Die Gesetzgebung als Hilfe gegen gemeingefährliche 

Kartelle. 

Trotz der Jahrzehnte und Jahrhunderte alten Erfahrungen und 
Lehren ruft man bei jeder Unbequemlichkeit die Gesetzgebung und 
Polizei zu Hilfe, gleich als ob sie auch heute noch auf dem Erwerbs- 
gebiet ebenso allmächtig wäre, wie zu jener Zeit, in der man die 
Eisenbahnen noch nicht kannte. Insbesondere ist es auffallend, dass 
gerade diejenigen politischen Parteien, die sonst grundsätzlich auf dem 
Boden der heutigen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung stehen 
und jede Einmischung der Regierung in das Erwerbsleben, sowie in 
die Konkurrenz- und Gewerbefreiheit verwerfen, und jedes Tendenz- 
und Gelegenheitsgesetz ablehnen, heute im Gegenteil ein sofortiges 
Vorgehen verlangen.* 

Wir haben zum Schluss noch, wie auch der Deutsche Juristen- 
tag vom September 1902 getan, zu untersuchen, was sich von 
dem juristischen Standpunkt oder von dem der Gesetzgebungstechnik 
aus gegen die Kartelle erreichen , und ob sich den auf die Ein- 
schränkung gewisser Kartell-Exzesse zielenden Anträgen die gesetz- 
geberische Formulierung geben lässt. 

1. Begriff des „gemeingefährlichen" Kartells. 

Beginnen wir hierbei mit dem Nächstliegenden, nämHch der 
Konstruierung des Tatbestandes der Gemeingefährhchkeit eines 
Kartells, so stellen sich sofort verschiedene schwierige Fragen in 
den Weg, z. B. : Was ist ein „Kartell"? was die „Ausschreitung" 
eines Kartells ? was ist die specifische, notwendige Folge der kartell- 
mässigen Organisation? was nur eine Begleiterscheinung der all- 
gemeinen Konzentration des Kapitals ? Bei der Beantwortung dieser 
Fragen wird sofort blossgelegt, was nicht folgerichtig gedacht 
ist; das lässt sich auch für die Rechtsprechung nur schwer 

* Die gleiche Inkonswiucnz zeigen heute manche Freunde der Handels- 
vertragspolitik : sie sind Gegner der Differentialzölle, verlangen aber trotzdem 
einen solchen gegen den amerikanischen PetrolriHg. 



- 151 — 

formulieren; es ist — wie beim Warenhaus oder unlauteren Wett- 
bewerb oder beim Wein — vorerst noch gar nicht möglich, auch nur 
den Begriff allseitig und sicher abzugrenzen. 

Wenn man etwas verbieten und bestrafen will, so muss man 
zuvor die Merkmale genau feststellen; gerade das ist aber bei der 
grossen Mannigfaltigkeit der kartellartigen Organisationen ein Ding 
der Unmöglichkeit. Die Kartellierung kann sowohl dem Zwecke, 
als dem Grade der Bindung nach verschieden sein ; sie kann sich auf 
Preis, Vertrieb (Absatzgebiet) oder Produktion, oder auch auf den 
Geschäftsgewinn oder endlich auf mehrere oder alle diese Faktoren 
erstrecken. Gegen welche von diesen Vereinigungen soll die Gesetz- 
gebung vorgehen? Welche von ihnen ist den gemeingefährlichen 
zuzurechnen? Von den Verbänden erscheinen vor allem diejenigen, 
welche sich auf die Einschränkung der Produktion und Reklame 
oder der Konzessionen über die Lieferungsbedingungen richten, als 
naturnotwendige und unentbehrliche Gebilde der neueren wirtschaft- 
lichen Entwickelung. Sie bilden gleichsam den einen Flügel. Auf 
dem anderen Flügel stehen Verbände mit anderer Tendenz, aggressive 
Kampforganisationen, welche anstatt Existenzen zu retten and zu 
sichern, vielmehr deren Vernichtung systematisch betreiben. Das 
sind zum grossen Teil die amerikanischen Trusts. Zwischen diesen 
beiden Arten steht eine Menge verschiedenartiger Untemehmerver- 
bände, die bald mehr diesem, bald mehr jenem Flügel zugehören. 
Es fragt sich, ob sich wenigstens für die in der Mitte zwischen 
beiden Extremen stehenden Arten eine scharfe Grenze ziehen 
lässt. Das ist unmöglich, weil beide Arten ineinander übergehen. 
Allgemein gültige Kriterien gibt es hier nicht; die Grenze kann 
man nicht im Wesen der Verbände, sondern lediglich durch Unter- 
suchung des Einzelfalles finden, d. h. durch die Offenlegung der Ge- 
schäftsprinzipien und der Geschäftsleitung, gleichsam aus dem Lebens- 
lauf, der Haus- und Familiengeschichte des einzelnen Verbandes. 

Wo aber der Jurist die begrifflichen Merkmale nicht aufstellen 
kann, ist es unmöglich, ein Gesetz zu schaffen, das einen befriedigenden 
Erfolg sichert.* 

Demgemäss kommen nur individuelle Ausschreitungen 
in Betracht. Was ist aber rechtlich als „Ausschreitung" anzusehen? 

* Die Reglementierung wäre, was man auch dem österreichischen Entwurf 
vorwirft, einerseits leicht zu allgemein und daher zu chikanös — darunter würde die 
Schärfe und Präcision des Gesetzes und damit seine Wirksamkeit leiden — , ander- 
seits doch wieder so eng umgrenzt, dass gerade diejenigen Vereinigungen, welche 
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2. PreistreibereL 

In £[er Reichstagssitzuiig vom 30. Oktober 1902 kamen die 
prinzipiellen Kartellgegner Gothein, Bebel and Bernstein über ein: 
Wir sind, erklärten sie, keine grundsätzlichen Gegner der Syndikate ; 
wohl aber ist eine staatliche Kontrolle für den Fall der künst- 
lichen Hochhaitang der Preise oder (fügte G. Gothein an) 
der Unterdrückung der Kleineren erforderlich, „wenn derartige 
Bildungen den kleinen und mittleren Betrieb in verhängnisvolle Ab- 
hängigkeit von den Grossbetrieben bringen. ' 

„KünsÜiche Hochhaltung ** oder „Monopolisierung^ der Preise 
ist, wie wir im U. Kapitel gezeigt haben, wohl ein wirksames Schlag- 
wort, aber kein aus dem Kartellproblem sich ergebender Rechtsgrund. 
Zudem konnten bisher die Monopolbestrebungen tatsächlich nur bei 
einzelnen Metallindustrien durchgeführt werden und hatten auch 
nur kurze Zeit Erfolg. Die Kartelle schliessen allerdings unter 
ihren Teilnehmern, welche sich freiwillig angliedern, die Konkurrenz 
aus, nicht aber gegenüber den Aussenstehenden; im Gegen- 
teil rufen sie erfahrungsgemäss Gegenkartelle und „kleinere Kon- 
kurrenz" hervor. Sie Verstössen also nicht gegen die Gewerbe- 
freiheit. 

Des grössten Beifalls erfreut sich der Vorschlag, es solle das 
Verbot der im Monopol auftretenden Preisverabredungen, oder ihre 
Durchbrechung durch staatliche Preistaxen — wie dies in früherer 
Zeit der Fall war, als die Verkehrsmittel noch wenig aus- 
gebildet waren — wieder eingeführt werden. Dieses Verlangen 
kann jedoch ernstlich nur der erheben, der über die Art der Aus- 
führung noch nie nachgedacht hat. 

am anfechtbarsten sind, der Aufsicht nicht unterstehen würden, ausserdem auch die 
Versuchung zur Umgehung des Gesetzes (z. B. durch Fusionierung) zu nahÄ 
läge. Die Erfahrungen mit dem verwandten Wettbewerbgesetz von 1896 zeigen 
aber deutlich genug, wie notwendig schon wegen der gesetzgeberischen Konse- 
quenzen eine scharfe Umgrenzung des Begriffs geboten ist. 

Ebenso schwierig wie der Begriff des Kartells, ist auch die Festsetzung 
des entsprechenden Strafmasses. Geringe Geldstrafen würden nicht ausreichen, 
Freiheitsstrafen dagegen müssten grosse Vorsicht nahelegen und die Kecht- 
sprechung erschweren. Endlich beginnen gerade die Kartelle, denen manche zu 
Leibe gehen möchten, allmählich sich zu einem internationalen, sämtliche 
Industriestaaten umfassenden Verbände zu erweitern. Dagegen ist die einheimische 
Gesetzgebung noch machtloser, als gegen die nur das Binnenland umfassenden 
Verbände, Aus diesen Schwierigkeiten heraus erklärt es sich, dass noch von 
keiner Seite ein auch nur halbwegs brauchbarer Vorschlag gemacht worden ist, 
wie die Gewerbepolizei gegen die Kartelle vorgehen könnte. 



— 153 — 

Allerdings weist das österreichische Koalitionsgesetz von 1871 
und auch die deutsche Gewerbegesetzgebung schon ein Verbot der 
Preisverabredungen auf, nämlich dasjenige der Zwangsinnungen in 
§ lOOq der R.G.O. Man könnte daraus schliessen: was den Kleinen 
verboten ist, sollte auch den Grossen nicht gestattet sein. Auf diesem 
Wege könnte man ein dem genannten Paragraphen analoges Verbot 
empfehlen, das — etwa in ähnlicher Weise, wie 1890 ein Gesetz 
für Texas erging — dahin lauten würde: „Jede Kombination in der 
Form eines Trusts oder einer Verschwörung, unternommen zur Be- 
einträchtigung (restraint) der Gewerbe odeY des Handels, wird hier- 
durch für ungesetzlich erklärt." 

Indes sind die Erfahrungen, die inzwischen mit der erwähnten 
Beschränkung in der Gewerbeordnung (wie mit dem texanischen Ge- 
setz) gemacht worden sind, alles eher, als ermutigend. Die Bestim- 
mung der Gewerbeordnung, die ungeschickt gefasst ist, — sie be- 
sagt nur, dass Innungsbeschlüsse über gemeinschaftliche Preisfest- 
setzung rechtlich ungültig sind — hat bekanntlich die Mitglieder 
der („freien") Fleischer- und Bäckerinnung nicht abgehalten, gemein- 
schaftliche Preiserhöhungen durchzuführen und aufrecht zu erhalten. 
Die gleiche Erfahrung machte man in Nordamerika. 

Weiter erscheint es manchem plausibel, dass unter Straf- 
androhung gestellt werden könnte, wenn Gewerbetreibende sich 
lediglich zu dem Zwecke vereinigen, um durch gemeinsame Mass- 
nahmen den Marktpreis (wenigstens der unentbehrlichen Nahrungs- 
mittel oder Feuerungs- und Rohmaterialien) in die Höhe zu treiben. 
Aber dieser polizeistaatliche Schutz der Konsumenten lässt sich bei 
der heutigen Ausdehnung des Verkehrs und der Konkurrenzfreiheit 
nicht mehr rechtfertigen. Allerdings findet sich eine Analogie für 
ein solches Verbot in dem österreichischen Recht.* Nach dem öster- 
reichischen Strafgesetz nämlich, sowie nach dem dortigen Koalitions- 
gesetz von 1870 (§ 4) sind Verabredungen, welche Preiserhöhungen 
zum Zweck haben, unter Strafe gestellt. Gegen Kartelle indes 
wurden diese Bestimmungen noch nie angewandt. Ferner gilt in 
Österreich, nach dem veralteten Koalitionsgesetz von 1870, der Satz: 
„Verabredungen von Gewerbsleuten, welche auf die Hinaufsetzung 



* Eine andere Analogie findet sich in der preusßischen Verordnung vom 
18. Mai 1786, die es als Aufgabe der Bergbehörden erklärte, Über-Erzeugung 
im Bergbau zu verhüten und die Preise so zu regulieren, dass die bestehenden 
Werke nebeneinander existieren können. Damals war allerdings die Produktion 
hundertmal geringer als heute und vom Weltmarkt noch nicht abhängig. 
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der Warenpreise zam Nachteil des Publikums gerichtet sind, sind 
civilrechtlich ungültig.^ Demnach geniessen die kartellmässigen Ver- 
abredungen über eine gemeinschaftliche Erhöhung des Preisstandes 
keinen gesetzlichen Schutz. Trotzdem bestehen in Osterreich zahl- 
reiche Kartelle. Sodann soll nach § 8 des österreichischen Entwurfs 
sogar der Finanzminister Kartellbeschlüsse untersagen können, wenn 
sie die Preise einer Ware oder Leistung in einer Weise steigern 
oder herabdrücken, die 1. der objektiven wirtschaftlichen Sachlage 
nicht entspricht und 2. das Steuererträgnis für den Staat oder die 
Steuer- und Konsumtionskraft der Bevölkerang schädigen. Es fehlt 
aber an jedem Massstab dafür, dass durch einen bestimmten Kartell- 
beschluss die Steuer- oder Konsumtionskraft der Bevölkerung ge- 
schädigt werde. Man würde diese Schädigung bei allen Kartell- 
beschlüssen annehmen, bei keinem aber beweisen können. Die 
Behörde müsste sich alsdann wohl auf die Untersuchung beschränken, 
ob durch den Kartelibeschluss übermässige Gewinne erzielt werden. 
Damit aber würde die Regierung, ob sie wollte oder nicht, zu staat- 
lichen Preisfestsetzungen kommen, was gleichbedeutend mit dem An- 
fang vom Ende jeder privatwirtschaftlichen Tätigkeit sein würde. 

Die weitere Frage geht dahin : In welchen speziellen Fällen 
und gegen welche speziellen Kartelle ist der Tatbestand der ge- 
meinschädlichen Hochhaltung der Preise gegeben? 

Das dürfte in erster Linie, da dadurch das Allgemeininteresse 
direkt berührt wird, im Falle der systematischen Verschleuderung 
der Rohmaterialien an das Ausland und der gleichzeitigen ungerecht- 
fertigten Festhaltung hoher Inlandpreise zutreffen. Gegen eine der- 
artige Geschäftsmethode würde prinzipiell die Entziehung des Zoll- 
schutzes eine gerechtfertigte Präventivmassregel bilden. Sodann 
kommen auch Verbände in Betracht, deren Zweck in dem speku- 
lativen Aufkauf von Rohmaterialien und Rohstoffen 
behufs Erlangung eines augenblicklichen Handels gewinnes besteht. 
Auch solchen Verbänden gegenüber, die jedoch mehr Gelegenheits- 
gesellschaften und Handelssyndikate als Produktionskartelle sind, 
kann es unter Umständen Pflicht und Aufgabe des Bundesrats sein, 
einzuschreiten. 

Nur liegt es in der gesetzgeberischen Konsequenz, dass dann 
der Bundesrat nicht allein den Kartellen, sondern allgemein, also 
auch den Einzelfirmen eine gemeinschädliche Preispolitik zu unter- 
sagen in der Lage sein muss: ist ein Preis gemeinschädlich, so 
kommt nicht in Betracht, ob er von einer einzelnen Fabrik, oder 
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von einem Syndikatsbureau verlangt wird. Nun versuche man, sich 
ein Bild von der Ausführung dieses Grundsatzes zu machen. 

Von vornherein ist klar, dass man es nicht in das Belieben 
eines Staatskommissars stellen kann, beispielsweise die Bekämpfung 
eines kleinen Konkurrenten zu verbieten. Für derartige Eingriffe in das 
Geschäftsgebaren müsste zum mindesten eine verwaltungsgerichtliche 
Rekursinstanz errichtet werden. Sie würde bei den rasch wechselnden 
Geschäftskonjunkturen sehr nachhinken. Sodann treffen all die so- 
eben aufgeführten Bedenken in Bezug auf das Strafmass, die Preis- 
regulierung u. s. f. auf die vorliegende Reglementierung in erhöhtem 
Masse zu. Wenn die Regierung eine dauernde Einwirkung auf die 
Preisgestaltung seitens der Kartelle nicht ausüben kann , so ist 
sie noch weniger zu einer jedesmaligen raschen Beihilfe der 
schwächeren Konkurrenten in ihrem Daseinskampf im stände. Man 
versetze sich nur in die Lage eines Regierungsrats, der die Ver- 
antwortung für eine derartige Überwachung und Hemmung übernehmen 
müsste! Eine staatliche Überwachung aber, die nicht gründlich 
durchgeführt werden kann, ist viel schlimmer als gar keine Kontrolle. 
Es verhält sich damit wie mit anderen moralisierenden Gewerbe- 
schranken, die viel mehr schaden als nützen, wenn sie umgangen 
werden können. 

Wie soll ferner die Regierung überhaupt gegen zu hohe Preise ein- 
schreiten? Etwa durch Preistaxen? Aber an deren Wirksamkeit glaubt 
doch heutzutage kein Mensch mehr. Oder soll die Regierung die 
Erzeugnisse der Kartelle, z. B. Kohlen, zu einem willkürhch zu 
bemessenden Preis abnehmen und dann an die Kunden weiter verkaufen? 
Damit würde sich die Regierung auf eine schiefe Ebene begeben und 
einen Sprung in den Sozialstaat hineinwagen. Noch höher ferner als 
eine Koalition mehrerer Gesellschaften kann eine einzige grosse Vereini- 
gung die Preise treiben ; heute kommt es weniger auf den Zusammen- 
schluss, als auf die Kapitalkraft an. Ein gegen die Preisdiktatur der- 
artiger Gesellschaften gerichtetes Sondergesetz liefe auf einen soziali- 
stischen Eingriff in die Preisgestaltung, sowie in die Gewerbe-, Koali- 
tions- und Konkurrenzfreiheit hinaus, während letztere immerhin ge- 
rade noch die wirksamste Schranke gegen die Ausschreitungen der 
Kartelle bildet. Keine Regierung ist im stände, über die Subtilitäten 
des jeweils angemessenen und gerechten Preises zu entscheiden und 
eine Notierung festzustellen, welche ihr die Handhabe geben würde, 
um Überforderungen der Kartelle entgegenzutreten. Die Behörde müsste 
erst gefunden werden, welche die Fachkenntnis und Unparteilichkeit 
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garantieren und mit Sicherheit entscheiden könnte, welcher Preis für 
eine bestimmte Ware — unter Berücksichtigung der Schwankungen 
und wechsehiden Konjunkturen — angemessen ist. 

Ein weiteres Beispiel für die Nutzlosigkeit derartiger Ge- 
setzesbestimmungen bietet die neueste Entwickelung , welche die 
Kartelle in England genommen hat. Dort wurden die Preis- 
koalitionen für die Teilnehmer als zivilrechtlich unverbindlich er- 
klärt; trotzdem bestehen dort nicht weniger als 870 Unternehmer- 
Verbände (Amalgamation, Investement trust Co.). Auch konnte die 
Gesetzgebung nicht hindern, dass die kartellierten Unternehmer sich 
fusionierten und zu einer einzigen Riesenunternehmung zusammen- 
taten, die dann den ganzen betreffenden Produktionszweig erst 
recht monopolisierte. Überhaupt lässt sich trotz allen noch so 
umfassenden Strafandrohungen die Umgehung der betreffenden Ge- 
setze durch Bildung förmlicher Handelsgesellschaften oder sozietäts- 
artiger Korporationen gar nicht vermeiden, da der Ausschluss der 
Konkurrenz unter den Teilnehmern und deren Zusammenwirken zu 
einem gemeinsamen wirtschaftlichen Zwecke unter das rechtlich an- 
erkannte Wesen der „Gesellschaft** als eines Organisationsvertrages 
fällt, und die Errichtung einer Gesellschaft als solche doch nicht mit 
Strafe bedroht werden kann. 

Demgemäss wäre die Fusionierung oder der in Amerika be- 
liebte „Concern" („Combine") ein naheliegender, aber um so gefähr- 
licherer Ausweg. (In dem „Concern" erfolgt die Beherrschung und 
„Kontrollierung" ganzer Industriegruppen durch die Grossaktionär- 
schaft, „Combine" oder seitens einer Banken gruppe.) Beide Formen 
der Gründung von ßiesenunternehmungen (vermittelst Fusion) sind 
nicht durchführbar ohne die Entfachung und Ausnützung der speku- 
lativen Tendenzen und Kräfte der Börse durch die Mittel der Ober- 
gründung und Agiotage. Die amerikanischen Trusts sind in ihrer 
jüngsten Phase nicht so sehr ein Ausdruck der industriellen Lebens- 
fähigkeit, als der Spannung auf den amerikanischen Effektenmärkten ; 
ihr neuester Hauptzweck ist nicht die Hebung der industriellen Kon- 
kurrenzfähigkeit, sondern Börsenspekulation. 

3. „Unlauterer Wettbewerb", Preisschleuderei. 

Die weitere Frage geht dahin: lässt sich vielleicht durch 
ein Sondergesetz gegen die Preisschleuderei, das Gegenteil von 
Preistreiberei, dem oben dargelegten sozialpolitischen Bedürfnis Rech- 
nung tragen? Einen Verlegenheitsbehelf bietet hier der Rechts- 
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gedanke des unlauteren Wettbewerbs. Erfahrungsgemäss aber sind 
Gesetze gegen unmoralisches Geschäftsgebaren wirkungslos; mit Erfolg 
kann dies nur durch die Erziehung bekämpft werden * Man könnte wohl 
bestimmte Handlungen der Kartelle als illoyale Untergrabung 
der Existenz ihrer Konkurrenten oder als Verstoss gegen die Ge- 
schäftsmoral ansehen und dementsprechend, wie bei dem Reichsgesetz 
von 1896 über den unlauteren Wettbewerb, zivil- und strafrechtlich be- 
handeln. Alsdann würde aber die Preisschleuderei nicht aus dem 
Grunde für gemeingefährlich erklärt, weil sie von einem Kartell aus- 
geübt wird ; denn was jedermann gestattet ist, kann man dem Kartell 
nicht verbieten. Auf einen andern Ausweg weist § 826 B.G.B. hin. 
Nach ihm, und gemäss seiner reichsgerichtlichen Auslegung begründet 
jede Massregel eine Ersatzpflicht, welche auf den offensichtlichen 
Zweck der Vergewaltigung von Konkurrenten hinausläuft, weil sie 
einen Missbrauch der Gewerbefreiheit enthält und gegen die guten 
Sitten verstösst. Noch weiter geht das Gesetz des Kantons Freiburg 
vom 29. November 1900 über unlauteren Wettbewerb; es bedroht in 
Art. 4 mit Strafe , „wer zum Zweck des Ruins des Konkurrenz- 
geschäfts einen grossen Warenvorrat unter dem Selbstkostenpreis 
anbietet". Indes ist diese Strafandrohung nur ein Beispiel dafür^ 
wie sehr sich der Gesetzgeber auf eine abschüssige Bahn begibt, wenn 

* Wie soll überhaupt eine Regierungsbehörde oder ein einzelner Decernent 
bei der täglich wechselnden Preiskonjunktur, bei der Verschiedenartigkeit der 
Lage der einzelnen Produzenten und bei dem Widerstreit der Interessen stets 
das Richtige treffen ? Unmöglich sind die staatlichen Aufsichtsorgane in der Lage, 
bei ihrem Urteil über die Angemessenheit der Preise eine gleiche, hinreichend klare 
Sachkenntnis entgegenzubringen, wie sie die mitten im Leben stehenden Geschäfts- 
leute haben müssen. Die Aufsichtsbehörden müssten sich auf eine genaue Kalku- 
lation der Erzengungskosten und des prozentualen Zuschlags für Tilgung, Kapital- 
verzinsung, Untemehmergewinn u. s. w. verstehen. Nun stellen sich diese Postea 
bei den einzelnen Betrieben ganz verschieden ; der eine Betrieb muss den Rohstoff aus 
grösserer Entfernung beziehen als der andere, der eine Betrieb hat ältere Arbeiter 
zu versorgen, während der andere frische Arbeitskräfte voll ausnutzen kann, der 
eine Betrieb hat seine Anlagen bereits voll abgeschrieben, während sie beim 
anderen noch hoch zu Buche stehen und abgeschrieben werden müssen u. s. w. 
Welche Erzeugungskosten würden in Anrechnung gebracht werden müssen? 
Nähme man die niedrigsten an, so würde eine grosse Anzahl von Betrieben zum 
Stillstand gezwungen, die durchschnittlichen würden die schwachem vernichten, 
die höchsten würden vielfach zu höhern Preisen nötigen, als sie heute bestehen. 
Welcher Unternehmergewinn wäre ferner der gerechte? Was würde bei Uber- 
Erzeugung oder bei Krisen in Elriegszeiten geschehen ? Die nächste Konsequenz 
endlich würde dahin treiben, dass die Regierung ihrerseits auch die Arbeitslöhne 
festsetzen müsste. 
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er nicht den Begriff „illoyal" strikte fasst, und dass er trotz allen 
Entgegenkommens den erhofften Zweck nicht erreicht, und zwar 
schon deshalb nicht, weil die Beweisführang im Einzelfall zu schwierig 
ist. Wir bezweifeln, ob dieser Artikel des Kantonalgesetzes auch nur 
einmal zur praktischen Anwendung gelangen wird; auch bei einem 
grösseren Warenposten kann unter Umstanden der Verkauf unter den 
Selbstkosten recht wohl gerechtfertigt sein : wie soll hier ein Beweis 
unredlicher Absicht geführt, ein sicheres Urteil gefällt werden können? 
Zudem kann die civilrechtliche Anerkennung eines Schaden- 
ersatz- und Unterlassungsanspruches nur in Ausnahmefallen etwas 
nützen. Wie soll die Schadensersatzpflicht festgestellt werden, wenn 
beispielsweise das Roheisensyndikat durch Festsetzung unangemessen 
hoher Preise die Interessen von vielen Tausenden kleiner und grosser 
Eisenwarenhändler verletzt hätte und ihnen allen Ersatz leisten müsste? 

4. Boykott und Beitrittszwang. 

Im Hinblick hierauf könnte eine strafpolizeiliche Ergänzung 
der ebenerwähnten Bestimmungen des B.G.B. in Frage kommen, zu- 
nächst in der Richtung, dass man bestimmte illoyale, mit dem un- 
lauteren Wettbewerb nahe verwandte Handlungen der Kartelle, wie den 
boykottartigen Beitrittszwang, als (Polizei-) Delikt behandelte. 

Im allgemeinen nämlich kann vom strikten Rechts Standpunkt 
aus nichts dagegen eingewendet werden, wenn die Verbände versuchen, 
die Outsiders durch rücksichtslose Preisunterbietung oder Verteuerung 
des Rohwarenbezugs mürbe zu machen. Anders liegt die Sache, wenn 
Verbände oder Rohstofflieferanten sich verpflichten, „Aussenseitern" 
oder neu entstehendem Wettbewerb überhaupt nichts zu liefern. 

Ein Beispiel hierfür bietet die Geschäftspraxis des Kohlen- 
syndikats* oder der vorjährige Versuch des Seifenfabriken -Kartells, 

* Das Vorgehen des KoMensyndikats wird von der „Korrespondenz des 
Bundes der Landwirte" vom 20. November 1902 folgendermassen geschildert: 
Das Rheinisch- Westfälische Kohlensyndikat hat für die Kohlengrosshandlungen 
ihr y erkauf sgebiet und den Strecken versand in Reviere eingeteilt, von denen 
jede Firma ein oder mehrere Reviere zugeteilt erhält. Viele Kohlenhandlungen 
sind von dem Syndikat nicht berücksichtigt worden und deshalb darauf angewiesen, 
Geschäfte mit Nichtsyndikats-Zechen zu machen. Als 1901/1902, bei Eintritt der 
rückgängigen Konjunktur dem Syndikate die Konkurrenz der ihm nicht zuge- 
hörigen Zechen fühlbar wurde, verpflichtete es die Syndikats-Firmen, ausser den 
vom Syndikat gekauften Mengen keine Kohle von Nichtsyndikatszechen zu führen 
und an solche Firmen, welche Kohlen von Nichtsyndikatszechen führen, auch 
nicht einen Wagen Kohlen zu verkaufen. Falls eine Firma gegen dieses Verbot 
verstösst, wird sie boykottiert, d. h. erhält keine Kohle mehr vom Syndikat. 
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den aussenstehenden Fabriken den Bezug von Öl, Talg und Soda 
abzuschneiden (das Soda-Syndikat allerdings ging darauf nicht ein). 
Eine Analogie für die gesetzgeberische Behandlung einer der- 
artigen Kampfesart bietet sich dar in den Rechtsverhältnissen der 
Arbeiter-Kampforganisation, ihrer Koalitionsfreiheit und in dem „ Schutze 
der Arbeitswilligen". Nach § 153 St.G.B. macht sich strafbar, wer 
durch Drohung oder Verrufserklärung andere für Streikzwecke zu 
terrorisieren oder zur Teilnahme an einem Streik zu bestimmen sucht ; 
den Teilnehmern ist also der freie Rücktritt gesetzlich offen gehalten ; 
auch einer zivilrechtlichen Klage aus einer Streikverabredung kann 
der Richter nach § 152 der G.O. nicht stattgeben. 

In analoger Weise liese sich eine Strafvorschrift rechtfertigen, 
die in das Reichsgesetz von 1896 ungefähr mit folgender Fassung 
eingeschaltet werden könnte: 

„Mit Geldstrafe bis zu 10000 Mk. oder mit Gefängnis bis zu 
2 Jahren werden Gewerbetreibende bestraft, welche sich 
lediglich zu dem Zwecke vereinigen, um durch Verrufserklä- 
rungen, Verkaufsverbote und ähnliche Massnahmen andere Ge- 
werbetreibende , welche mit ihnen nicht gleiche Preise halten 
wollen, an der Ausübung ihres Gewerbebetriebs zu hindern." 

Eine andere Frage ist, ob es im Einzelfall gelingt, den Beweis 
zu erbringen, 1. dass sich die Gewerbetreibenden lediglich zu dem 
genannten Zweck vereinigt, und 2. dass sie die Outsiders in Aus- 
übung ihres Gewerbebetriebs gehindert haben. — 

R. Liefmann meint (in Conrads Jahrb. vom 30. Dezember 1902 S. 789) 
im Hinblick auf § 152 Abs. 2 der Reichs-Gewerbe-Ordnung, der Kartellvertrag 
begründe eine klagbare und rechtlich wirksame Verpflichtung nicht. Diese An- 
schauung beruht auf einem Rechtsirrtum. Der § 152 der Reichs-Gewerbe-Ord- 
nung bezieht sich nur auf Verabredungen, die das Verhältnis zwischen Arbeit- 
geber und Arbeiter regeln. Die kartellmässigen Verabredungen der Unternehmer 
über Verkaufspreis, Einschränkung der Produktion u. s. w. fallen überhaupt 
nicht unter diese Bestimmung und haben mit der Gewerbefreiheit nichts zu tun. 
Der Kartellvertrag ist daher nach deutschem Recht bindend; darauf beruht ge- 
rade die von allen andern Staaten abweichende Kartellbewegung Deutschlands. 

Einer Korrektur wird danach auch G. Cohn seine Anschauung unterziehen 
müssen, welche dahingeht, es sei vorzugsweise aus psychologischen Gründen 
zu erklären, dass in England die Kartellbewegung nicht so wie in den Ver- 
einigten Staaten (?) um sich gegriffen habe (s. Labands „Deutsche Juristenzeitung '^ 
vom 1. Januar 1903, S. 14). Psychologie spielt allerdings bei den Kartellen eine 
Rolle, aber mehr im Punkte der Preispolitik z. B. der westfälischen 
Syndikate, als in Bezug auf die Konzentration des englischen Grossbetriebs. 
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Wir haben gefunden, dass es allen bisher auf dem Gebiete der 
Zivil-, Straf- und Gewerbegesetzgebung gemachten Vorschlägen an 
der erforderlichen Begründung und Präzision fehlt, sodann dass sich 
mit all den zivil-, straf- und gewerberechtlichen Einschränkungen 
gegen die Eartellbewegung selbst nichts erreichen lässt : Sie können 
wohl dem Rechtsbewusstsein eine gewisse Befriedigung, dem Volk 
eine moralische Genugtuung erbringen. Aber selbst wenn in grund- 
sätzlicher Hinsicht eine grössere Klarheit und Sicherheit über Wert 
oder Unwert der Kartelle gegeben wäre, so würde es an einer 
praktischen Handhabe ihnen gegenüber fehlen; niemand 
weiss Mittel und Wege anzugeben, wie die Gesetzgebung wirksam 
und auf die Dauer der Kartellbewegung entgegentreten könnte. 

An sich sollte der Gesetzgeber die neuen Bestimmungen aus 
dem Wesen der Kartellbewegung als der jüngsten Frucht der Her- 
ausgestaltung des Industriestaats ableiten. In diesem Entwickelungs- 
gang sind die Ausschreitungen auf dem Gebiete der Preistreiberei 
und Monopolisierung, welche man in den Vordergrund zu schieben 
hebt, mehr nebensächlicher Natur. Was den Kern dieser Entwickelung 
ausmacht, das kann durch das formale Recht gar nicht gefasst 
werden; erfolgreich kann dagegen nur die Wirtschaftspolitik und 
eine mit dieser Hand in Hand gehende Verwaltungspolitik ankämpfen. 
Der Richter kann z. B. wohl im einzelnen Falle die Angemessenheit 
eines Preises beurteilen, er kann dies aber nicht, wo es sich um die 
Beschaffenheit der Konjunktur oder Bedeutung der Preistreiberei für 
die Konkurrenzfähigkeit der Industrie und für die Steuer- und Kon- 
sumtionskraft der Bevölkerung u. s. w. handelt. 



161 — 



Literatur-Übersicht. 



Grunzel, J., Über Kartelle, Leipzig, 1902; Liefmann, Robert, Die ünter- 
nehmerverbände (Konventionen, Kartelle), ihr Wesen und ihre Bedeutung, 
Freiburg 1897, 199 S.; Schäffle, Gesammelte Aufsätze, 1896; Reports 
of the United States Industrial Commission Washington, 1901 ; Jenks, J. W., 
The Trust Problem, New edition, New York 1901 (Ergebnisse der amerika- 
nischen Trust-Enquete). 

Die Jahresberichte der Handelskammern. 

Brauns Archiv f. soz. Gesetzgebung u. Statistik, Bd. 17, H. 3, 1902, 
S. 281 (Macrosty, „Die Trusts in Amerika"); Schönlank, „Die Kartelle*', 

1890, Bd. III, 1892 u. Bd. V, 1893; Raoul Jay , Die Syndikate der Arbeiter 
und Unternehmer in Frankreich, Bd. IV, 1892; Wittelshöf er, Bd. 13, 
1899, S. 123, „Der österr. Kartellgesetzentwurf«. 

Schaf fies Zeitschrift f. d. gesamte Staatswissenschaft 1890, I, S. 114; 

1891, S. 173 u. 391; Bd. 25, 1869, S. 261, (Schäffle, „Die Anwendbarkeit 
der verschiedenen Unternehmungsformen"); 1895 (Fridrichowicz). 

Schmollers Jahrb. f. Gesetzgebung u. Verwaltung, April 1891, S. 238, 
(F. Grossmann, Steinmann-Bucher). 

Conrads Jahrb., 1891, S. 1; 1894, Bd. 7, S. 1; Sarter, Die Syndikats- 
bestrebungen im niederrhein.-westfäl. Steinkohlenbezirke ; Bd. 20 u. 22, H. 1 
(Lief mann). 

Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 60 u. 61, Über wirtschaftliche 
Kartelle in Deutschland und im Auslande, fünfzehn Schilderungen, Leipzig 1894. 

Verhandlungen desselben Vereins zu Wien, September 1894 (Stieda, Bücher, 
Steinmann-Bucher, St. Baur u. a.). 

— des Deutschen Reichstags, März 1902 (Hochzoll und Exportprämie); vom 
3.-7. Dez. 1900 (Kohlensyndikat); 10. Dez. 1897 und 3. Mai 1895 (Petrol- 
ring) ; 

— des preussischen Abgeordnetenhauses von 1891 , 1893 und 1900 (Kohlen- 
syndikat). 

— des Deutschen Juristentags, Berlin, September 1902 (Petrolring) ; März 1891 
(Schienenkartell) u. s. t. 

— des sozialdemokratischen Parteitags, 1894 (Ref. Schippel u. Schönlank). 

— des internationalen Arbeiter-Kongresses vom Juli 1889. 

— des Parteitags der D. Volkspartei zu Offenburg, September 1902 (Ref. Öser 
Heft 6 der bei Sauerländer-Frankfurt erscheinenden Flugschriften). 

— des österreichischen Abgeordnetenhauses, XII.— XVII. Session, 1897—1902. 

— des österreichischen Industrie- und Landwirtschaftsrats vom 19. Jan. 1901 
(Kartellkomitee). 

F. C. Haber Pie EarteUe 11 



— 162 — 

Reich, Jol., Referenten-Entwurf eines Gesetzes betr. die Regelung des Eartell- 
wesens, Wien 1901; Motive des österreichischen Gesetzes-Entwurf es v. 1898; 
Denkschrift der Handels- und Gewerhekammer in Prag in Betreff der staat- 
lichen Regelung des Kartellwesens, 1896, 130 Seiten (enthält einige wert- 
volle Darlegungen aus Fahrikantenkreisen). 

L. Brentano, Über die Ursachen der heutigen sozialen Not, Wien 1890, 
ders. , Verhandlungen der Gesellschaft österreichischer Volkswirte vom 
Okt. 1888, S. 76 ff u. 167; W. Lotz, Sonderinteressen gegenüber der 
Wissenschaft einst und jetzt; Berlin, L. Simion, 1902 (Volkswirtschaftliche 
Zeitfragen, H. 187); Th. Vogelstein, Die Industrie der Rheinprovinz 
1888—1900, Stuttgart u. Berlin, J. G. Cotta, 1902; Hitschmann, Kartelle 
u. Staatsgewalt, Wien 1897; Jörgen s, M., Finanzielle Trustgesellschaften, 
Stuttgart 1902; Weber, A. , Depositenbanken und Spekulationsbanken, 
Leipzig 1902 ; Menzel, Die Kartelle und die Rechtsordnung, Leipzig 1902 ; 
Rud. Meyer, .Kapitalismus fin de si^cle'' ; Schmoller, Grundriss, I. S. 452; 
Philippovich, Grundriss, IV. Aufl., § 78; W. Berdrow, Die Unter- 
nehmer-Kartelle und der Weg zum wirtschaftlichen Frieden, Berlin 1898; 
Matern, J., Die Industriekartelle als Entwickelungsstufe der berufsgenossen- 
schaftlichen Organisation der nationalen Güterproduktion , München 1897 ; 
Pöble, L., Die Kartelle der gewerblichen Unternehmer, Leipzig 1898; 
Calw.er, Handel und Wandel, 1902, S. 24—39; Steinmann-Bucher, 
Wesen und Bedeutung der gewerblichen Kartelle, Leipzig 1891; ders., 
Ausbau des Kartell Wesens, Berlin 1902; W. Neurath, Gemeinverständliche 
nationalökonomische Vorträge, Braunschweig 1902, S. 259 („Die Wirtschafts- 
krisen und das Kartellwesen") ; P. Aschrott, Die amerikanischen Trusts 
als Weiterbildung der Unternehmerverbände, 1891 ;Sartoriusv. Walters- 
hausen, Der moderne Sozialismus in den Ver. Staaten von Amerika, 
Berlin 1890; R. E. May, Das Grundgesetz der Wirtschaftskrisen im Zeit- 
alter des Monopols, Berlin 1902 ; M. W i r t h , Geschichte der Handelskrisen, 
4. Aufl., 1890, S. 667 ff. 

Rousiers, P., Les syndicats industriels, Paris 1901, A. Colin; Laur, F. 
de TAccaparement, 1900; Gh. Brouilhet, Essai sur les ententes commer- 
ciales et industrielles et les transformations qu'elles pourraient apporter dans 
Tordre ^conomique actuel; C o s s a, E., J. sindacati industriali (trusts), Milano 
1901; Flora, F., Torino 1900; A. E. Sayous-DoUfus: La crise alle- 
mande de 1900/2, Le charbon, le fer et l'acier, 1902; Dictionnaire du 
commerce von Guyot und Roffalovich s. „Accaparement" (S. 19) und „Trusts" 
(S. 1565) ; Palgrave, Dictionary of Political Economy et Pool. 

Zur Geschichte der Kartelle: Cohn, Zur Geschichte u. Politik des Verkehrs- 
wesens, S. 185—247; Lexis, Gewerkvereine u. Unternehmerverbände in 
Frankreich, Leipzig 1879 (17. Bd. der Schriften des Vereins für Sozialpolitik). 

Zahlreiche Aufsätze über Kartellwesen finden sich in folgenden Tageszeitungen 
und Zeitschriften: Preuss. Jahrb., November 1898; Juli 1902 (H. Schacht) ; 
„Frankfurter Zeitung", „Handelsmuseum", „Export" (letzterer 
bringt in den Nummern Juli und Novbr. 1902 aus der fachkundigen Feder des 
Dr. C. Mencke-Chicago eine Artikelserie über den „Standard Oil Trust") ; „Die 
Nation", September 1888 No. 50 (Brömel) ; September 1902 (Gothein). Eine 



- 163 - 

fortlaufende Statistik über die Entstehung und den Gang der einzelnen 
Kartelle enthält seit mehr als einem Jahrzehnt Steinmann-Buchers »Die 
Industrie". Vergl. auch „Blätter für Genossenschaftswesen" Jahrgang 1901 , 
Seite 5, 57, 280, 287, 333 (die Kingbildung und die Konsumvereine, Ein- 
kaufsgenossenschaften) ; 1900 Seite 20, 359 und 281 (Grosseinkaufsgenossen- 
schaften), 352, 439. 

Einzelne Syndikate haben eine Literatur für sich. So der P e t r o 1 ring 
(Halle, Trusts 1895, S. 163—290; W. Mancke, „Ein Weltmonopol in Petroleum«, 
Berlin 1895 ; Swoboda, „Die Entwickelung der Petroleumindustrie", Tübingen 
1895; G. Zöpfel („Allgemeine Zeitung", April 1898); H. Wolff („Die 
russische Naphthaindustrie" , Tübingen 1902); das K ohlen Syndikat (Bro- 
schüren aus dem Jahre 1891 z. B. von Kanitz - Podangen , R. Effertz, 
Reismann-Grone u. a.; Oldenberg 1890 in Schmollers Jahrbuch f. Gesetz- 
gebung; Effertz 1895, („Die niederrheinisch-westfälische Kohlenindustrie in 
ihren Existenzbedingungen") ; Huckinghaus, „Die Verstaatlichung der Kohlen- 
bergwerke" in Elsters Staatswirtschaftlichen Studien, Bd. IV, H. 5); das 
Zucker karteil (Rosenberg, Zeitschrift f. Staats- u. Volkswirtschaft, Bd. 6) ; 
das Soda karteil (Goldstein, Münchner Volkswirtschaftliche Studien, 13. St. ; 
Les coalitions commerciales im „Journal des 6conomistes", Februar 1895) ; der 
Schweizer. Stick er ei verband (Jay, R., Etudes sur la question ouvriere en 
Suisse, Paris 1893, L. Larose et Forcel, III. T. ; J. Baumberger, St. Gallen 1891). 

Weiteres Material findet sich in: Conrads Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften, 2. Aufl., Bd. V unter „Kartelle"; E. Levy von Halle, 
Trusts or Industrial Combinations and Coalitions, New York 1895, S. 338—350 
(12 Seiten amerikan. Litteratur!); L. Katzenstein, Die Trusts in den Ver- 
einigten Staaten, Berlin 1900 (Volkswirtschaftliche Zeitfragen, H. 176, S. 5) ; 
Jörgens, Finanzielle Trustgesellschaften 1902, S. IX— XII; Juliusberg, 
Die Kartelle und die deutsche Kartellgesetzgebung, 1903, S. 7; Hirsch, 
Die rechtliche Behandlung der Kartelle, 1903, S. 14—38. 



3 2044 021 209 317 



THE BORROWER WILL BE CHARGED 
AN OVERDUE FEE IF THIS BOOK IS 
NOT RETURNED TO THE LIBRARY ON 
OR BEFORE THE LAST DATE STAMPED 
BELOW. NONRECEIPT OF OVERDUE 
NÖTIGES DOES NOT EXEMPT THE 
BORROWER FROM OVERDUE FEES. 

Harvard College WIdener Library 
Cambridge, MA02138 (617)495-2413 



is book 

ine of five oeiits 
ainin^ it be>-«i 



Bhould be retnmad J 
or before the last d^ 



> PBlnm prompdr. 







